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Zusammenfassung

Die Verwirklichung der Menschenrechte fallt urspriinglich in die alleinige
Zustandigkeit der Staaten. Sie haben die Pflicht, die Menschenrechte zu
achten, zu schitzen und zu gewihrleisten. Diese Auffassung wird durch die
wirtschaftliche Globalisierung und die damit einhergehenden Veridnderun-
gen staatlicher Regulierungskapazititen und Privatisierungstendenzen he-
rausgefordert. Transnational titige Unternehmen beeinflussen durch ihre
Geschaftstatigkeit Menschenrechte auf vielfiltige Weise. Zunehmend wer-
den deshalb Forderungen erhoben, dass auch transnationale Konzerne eine
Verantwortung fir die Menschenrechte tibernehmen sollen. Dabei stehen
Forderungen nach weltweit menschenwiirdigen Arbeitsbedingungen, ge-
setzlich geregelten Arbeitnehmerrechten und einer Ubernahme sozialer
und 6kologischer Verantwortung durch Unternehmen in der 6ffentlichen
Diskussion im Vordergrund. Die Debatten iber die Verantwortung von
Unternehmen fiir die Achtung der Menschenrechte sind von der Gegen-
tiberstellung rechtlich verbindlicher Instrumente und freiwilliger Ansitze
von Unternehmen gepragt.

In den Vereinten Nationen gab es in der Vergangenheit mehrere Ver-
suche, den Rechtsrahmen fiir die Verantwortung von Unternehmen fir
die Menschenrechte auf internationaler Ebene zu bestimmen. Schlieflich
wurde 2005 der Posten eines UN-Sonderbeauftragten fiir Wirtschaft und
Menschenrechte geschaffen und mit dem Harvard-Professor John Ruggie
besetzt. Das von ihm geschaffene Rahmenwerk mit den drei Sdulen »Pro-
tect, Respect, Remedy« (Schutz, Respekt, Abhilfe) aus dem Jahr 2008 ver-
bindet die Pflicht der Staaten fir den Schutz der Menschenrechte (erste
Sdule »Protect«) mit der Forderung an Unternehmen, Menschenrechte zu
respektieren und im eigenen Verantwortungsbereich umzusetzen (zweite
Saule »Respect«). Aufferdem sollen neben staatlichen Gerichtswegen und
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Zusammenfassung

Beschwerdeverfahren auch nichtstaatliche, auf8ergerichtliche Beschwerde-
mechanismen zur Verfiigung gestellt werden, und fiir Verstdfe gegen die
Menschrechte ist Wiedergutmachung zu leisten (dritte Sdule »Remedy«).
Das Rahmenwerk stellt dabei klar, dass es in der Verantwortung der Unter-
nehmen liegt, Menschenrechte bei all ihren Aktivititen — und zwar auch in
ihrer Lieferantenkette — unabhingig von ihrer UnternehmensgrofSe, Bran-
chenzugehorigkeit oder Herkunftsland zu respektieren.

Der Ansatz von Ruggie legt keine verbindlichen Regeln fest, sondern
wihlt als Steuerungsform einen sogenannten »smart mix« von national-
staatlicher oder internationaler Regulierung und privatwirtschaftlicher
Selbstregulierung. Aufbauend auf diesem Rahmenwerk stellte Ruggie die
UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte vor, die im Juni
2011 durch den UN-Menschenrechtsrat einmiitig verabschiedet wurden. In
31 Prinzipien werden dabei grundlegende und operationale Handlungs-
leitlinien fiir Staaten und Unternehmen festgelegt. Zugleich wird die Rol-
le weiterer Stakeholder erortert. Damit gelten die UN-Leitprinzipien als
derzeit wichtigstes Referenzdokument im Bereich Wirtschaft und Men-
schenrechte. Der UN-Menschenrechtsrat forderte alle Mitgliedstaaten der
Vereinten Nationen auf, die Leitprinzipien umzusetzen. Hierzu sollen die
Regierungen nationale Aktionspline ausarbeiten.

Menschenrechtsschutz als Thema fiir betriebliche Arbeitnehmervertreter

Die Frage internationaler Arbeitnehmerrechte und die Verknipfung mit
den Menschenrechten gewinnt durch die voranschreitende Globalisierung
immer mehr an Bedeutung. Die Missachtung von Menschenrechten ist
dabei kein geografisch auf Lander des globalen Siidens' begrenztes Pro-
blem, sondern Verstoffe gegen die ebenfalls als Menschenrechte zu verste-
henden Arbeitnehmerrechte finden auch in den USA und in Europa statt.
Auch betriebliche Arbeitnehmervertreter” in nationalen und europaischen

1 | Der Begrift »globaler Siiden« beschreibt eine im globalen System politisch
und dkonomisch benachteiligte Landergruppe, die den Lindern des globalen
Nordens gegentbergestellt wird. Die Einteilung verweist auf unterschiedliche Er-
fahrung mit Kolonialismus und Ausbeutung, einmal als Ausgebeutete und ein-
mal als Profitierende. Wertende Beschreibungen wie z.B. »Entwicklungslander«
oder »Dritte Welt« sollen dadurch vermieden werden.

2 | Aus Griinden der Lesbarkeit wird nachfolgend nur die maskuline Form ver-
wendet. Gemeint sind jeweils Personen beiderlei Geschlechts.
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Zusammenfassung

Betriebsriten und Arbeitnehmervertreter in Aufsichtsriten werden zu-
nehmend mit dem Thema konfrontiert. Fiir die Mitbestimmung ergeben
sich Handlungs- und Gestaltungsanforderungen in einem immer wichti-
ger werdenden Feld. Die Verbesserung der menschenrechtlichen Lage ist
nicht nur ein Beitrag zu den globalen Grundwerten, sondern mittelfristig
auch der einzige Weg, den weltweiten Prozessen des Sozialdumpings und
der Schwichung von Arbeitnehmerrechten entgegenzuwirken. Zusatzlich
kann die bessere Durchsetzung von Arbeitnehmerrechten auch dazu bei-
tragen, die Wettbewerbsfihigkeit von Unternehmen und die menschen-
wirdige Ausgestaltung von Arbeitsplitzen durch Einfithrung eines Risiko-
managements auf Unternehmensebene zu sichern.

Die betrieblichen Arbeitnehmervertretungen sollten deshalb ihre Ein-
fussmoglichkeiten nutzen, Arbeitnehmerrechte stirker zu férdern. Die
UN-Leitprinzipien stellen einen Bezugspunkt fir Forderungen der Arbeit-
nehmervertretungen dar und zeigen Ansatzpunkte fiir ihre Beteiligung
auf.

Empirische Grundlagen des Berichts

Die vorliegende Publikation ist aus dem von der Hans-Bockler-Stiftung ge-
forderten Projekt »Unternehmensverantwortung fiir Menschenrechte und
Arbeitnehmerrechte. Die UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschen-
rechte als Thema fiir Arbeitnehmervertretungen im Kontext betrieblicher
Interessenvertretung und gewerkschaftlicher Diskussion« entstanden. Das
Projekt wurde von dem Beratungsunternehmen wwmp consult aus Hamburg
und dem Institut fiir Entwicklung und Frieden (INEF) der Universitat Duis-
burg-Essen zwischen November 2014 und Juni 2016 durchgefthrt.

Es widmete sich den Fragen, welche Erfahrungen Arbeitnehmerver-
tretungen mit der Verantwortung von Unternehmen fiir die Achtung der
Menschenrechte verbinden und welche Strategien, Beteiligungen und
Instrumente zur Umsetzung der UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und
Menschenrechte durch die Arbeitnehmervertretungen gefordert werden
konnen. Hierfir wurden zunichst Interviews mit groen deutschen Ein-
zelgewerkschaften (IG BAU, IG BCE, IG Metall, NGG und ver.di) sowie
dem Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) zum Thema Menschenrechte
durchgefithrt. Der Schutz der Menschenrechte ist ein internationales Pro-
blem, das nach Meinung deutscher Gewerkschaften am besten auf inter-
nationaler Ebene durch internationale und europaische Gewerkschafts-
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Zusammenfassung

verbande oder auch in Kooperation mit Nichtregierungsorganisationen
(NGOs) in Angriff genommen werden kann. Um Aktivitdten im Bereich
Menschenrechte auf globaler Ebene zu erfassen, wurden deshalb zum
einen auch Interviews mit den europaischen und internationalen Gewerk-
schaftsverbinden (Internationaler Gewerkschaftsbund IGB, Europiischer
Gewerkschaftsbund EGB, IndustriALL Global Union und industriAll Euro-
pean Trade Union, Union Network International/UNI Global Union) sowie
dem Europdischen Gewerkschaftsinstitut (ETUI) gefithrt. Zum anderen
wurden Forderungen von NGOs, die an Arbeitnehmervertretungen ge-
stellt werden, in Interviews mit Brot fiir die Welt, Germanwatch und Am-
nesty International erfasst. Dartiber hinaus wurden zwolf Unternehmens-
fallstudien bei adidas, BASF, Bosch, Daimler, Deutsche Post DHL, Deutsche
Telekom, Faber-Castell, Norsk Hydro, Otto, Solvay, thyssenkrupp und Unile-
ver durchgefiihrt, um deren Umsetzung der Verantwortung zur Achtung
der Menschenrechte zu ermitteln. Dabei ging es auch um die Einbindung
der Arbeitnehmervertreter. In den Interviews wurden der Kenntnisstand
und die praktischen Erfahrungen der jeweiligen Arbeitnehmervertretung
und — nach Moglichkeit — des Managements bei der Umsetzung und Ach-
tung der Menschenrechte im Unternehmen ermittelt.

Ziel des Projektes war es, Strategien und Instrumente zu identifizieren,
wie Arbeitnehmervertretungen eine unternehmerische Verantwortung
im Bereich Menschenrechte effektiv einfordern und unterstiitzen konnen.
Neben diesem Projektbericht liegen ein Handlungsleitfaden mit Check-
liste fir Betriebsrate sowie Langfassungen der Unternehmensfallstudien
zum Download unter http:/boeckler.de/11145.htm?projeke=S-2014-735-1 vor.
Zusitzlich wurden Strategien und Instrumente zur Umsetzung der UN-
Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte unter Beteiligung von
Arbeitnehmervertretern in drei europdischen Staaten (Danemark, Nieder-
lande und Groflbritannien) untersucht. Diese Studien sind ebenfalls unter
dem genannten Download-Link zu finden.

Anforderungen der UN-Leitprinzipien an Unternehmen

In verschiedenen Liandern, so auch in Deutschland, wurden und werden
zurzeit nationale Aktionspline zur Umsetzung der UN-Leitprinzipien
erstellt. Auch wenn der im Dezember 2016 verabschiedete deutsche Na-
tionale Aktionsplan zunichst keine verbindlichen Regelungen fiir Unter-
nehmen vorsicht, so ergeben sich doch zahlreiche Implikationen fiir das
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Zusammenfassung

unternehmerische Handeln im Bereich Menschenrechte. Die Leitprinzi-
pien beschreiben, mit welchen Mafinahmen Unternechmen ihrer Verant-
wortung fir die Achtung der Menschenrechte gerecht werden. Zunichst
sollen Unternehmen eine Grundsatzverpflichtung durch ein schriftlich
festgehaltenes Bekenntnis zu den Menschenrechten — die sogenannte
Grundsatzerklarung — zum Ausdruck bringen, die sich mindestens auf die
Allgemeine Erklarung der Menschenrechte der Vereinten Nationen sowie
die Erklirung der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) iiber grundle-
gende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit — die sogenannten Kernarbeits-
normen - bezieht. Diese Grundsatzverpflichtung soll sich auf internes
Fachwissen stiitzen und auerdem allen Mitarbeitern mitgeteilt werden.

Eine weitere Starke der UN-Leitprinzipien liegt darin, dass sie eine
unternechmerische Sorgfaltspflicht auf dem Gebiet der Menschenrechte
einfordern. Hierfir sollen Unternehmen potenzielle Risiken in Hinblick
auf die Auswirkungen ihrer Tatigkeit auf die Menschenrechte abschitzen -
die sogenannte Folgenabschitzung — und bei identifizierten Risiken eine
tiefergehende Analyse vornehmen. Danach sind Maffnahmen zur Beseiti-
gung negativer Auswirkungen zu ergreifen, und die Wirksamkeit dieser
Mafnahmen ist durch Wirkungskontrollen festzustellen. Nach den UN-
Leitprinzipien umfasst die menschenrechtliche Folgenabschitzung auch
die Konsultation mit den Anspruchsgruppen des Unternehmens, und die
Wirksamkeitskontrolle soll die Rickmeldung betroffener Stakeholder be-
rucksichtigen. Das Unternehmen soll aufferdem gegeniiber seinen Stake-
holdern offentlich Rechenschaft dartiber ablegen, wie es seiner menschen-
rechtlichen Sorgfaltspflicht nachkommt.

In Hinblick auf Beschwerdemechanismen in Unternehmen bei Men-
schenrechtsverstoen sollen unter anderem Multistakeholder-Initiativen
dafiir Sorge tragen, dass wirksame Mechanismen zur Verfiigung stehen.
Dabei ist zu beachten, dass die Beschwerdemechanismen fir alle Stakehol-
der-Gruppen zuganglich sind und Beschwerden im Austausch und Dialog
mit ihnen gekldrt werden.

Beschiftigte und ihre Interessenvertretung sind zentrale Stakeholder
Mitarbeiter und ihre Interessenvertretungen zihlen zu den wichtigsten
Stakeholdern von Unternehmen. Thre Einbindung in die Umsetzung der
unternechmerischen Achtung der Menschenrechte ist somit ein Kernbe-
standteil der UN-Leitprinzipien.
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Zusammenfassung

Die Aktivititen der deutschen Gewerkschaften im Bereich Menschen-
rechte liegen neben der Beteiligung an politischen Initiativen in der Unter-
stiitzung von internationalen Kampagnen und in eigenen Projekten zur
Forderung der Vereinigungsfreiheit und Starkung von Gewerkschaften im
Ausland. Wie schon gesagt ist die Verantwortung von Unternechmen fiir
die Achtung der Menschenrechte nach Meinung der deutschen Gewerk-
schaften ein internationales Problem, das in Zeiten der Globalisierung am
wirksamsten auf internationaler Ebene angegangen werden kann. Durch
grenziibergreifende Zusammenarbeit und Informations- und Erfahrungs-
austausch auf Arbeitnehmerseite soll den Zwingen der Globalisierung und
der dadurch verschirften Standortkonkurrenz entgegengewirkt werden.

Der internationalen Zusammenarbeit von Gewerkschaften sind da-
bei Grenzen gesetzt, da gewerkschaftliche Aktivititen zu transnationa-
len Arbeitsbeziehungen erst noch umfassender institutionalisiert werden
mussen. Wichtiger Bestandteil der internationalen Strategie sind deshalb
grenziiberschreitende unternehmens- und branchenspezifische Gewerk-
schaftsnetzwerke. Des Weiteren bilden globale Rahmenvereinbarungen,
die zwischen globalen Gewerkschaftsverbinden und groflen transnatio-
nalen Konzernen abgeschlossen werden, einen wichtigen Ansatzpunkt
fiur den Aufbau und zur Institutionalisierung eines globalen Netzes von
Arbeitnehmervertretungen auf Konzernebene.

Ansatzpunkte der UN-Leitprinzipien fiir Betriebsrate und Gewerkschaften

Die UN-Leitprinzipien bieten mehrere Ansatzpunkte fir die Arbeit von
Arbeitnehmervertretungen. In Landern, in denen die Anerkennung von
Arbeitnehmerrechten — vor allem das Recht auf freie gewerkschaftliche Or-
ganisierung — bisher nur eingeschrinkt oder gar nicht gewihrleistet sind,
konnen sie ein wichtiger Ansatzpunkt sein, diese Rechte und ihre Imple-
mentierung von den jeweiligen Regierungen einzufordern. Dariiber hinaus
stellen die UN-Leitprinzipien einen Bezugspunkt dar, um gewerkschaft-
lichen Forderungen Beachtung und Legitimitat zu verschaffen. Wahrend
europdische und internationale Gewerkschaftsverbinde das Rahmenwerk
und die UN-Leitprinzipien grundsatzlich begriffen und ihren Nutzen
fur die Forderung der Arbeitnehmerrechte betonen, ist die Resonanz aus
deutschen Gewerkschaften auf die UN-Leitprinzipien bisher verhalten.
Insbesondere fehlt eine Verbindung zwischen der politischen Arbeit der
Gewerkschaften, beispielsweise beim Nationalen Aktionsplan, und prak-
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tischen Ansitzen in den Unternehmen sowie in der Bildungsarbeit. Die
deutschen Gewerkschaften kritisieren das Rahmenwerk und die UN-Leit-
prinzipien vor allem wegen ihrer fehlenden Verbindlichkeit. Ahnlich wie
NGO:s fordern sie eine strengere Regulierung des unternehmerischen Han-
delns im Bereich Menschenrechte.

Umsetzung der UN-Leitprinzipien durch deutsche Unternehmen

Wie die Analyse unserer zwolf Unternehmensfallstudien zeigt, gibt es in
groffen international titigen Unternehmen bereits viele Ansitze, den An-
forderungen der UN-Leitprinzipien zu entsprechen. Alle untersuchten
Unternehmen verfiigen Giber eine Grundsatzerklirung, die mindestens auf
der Allgemeinen Erklarung der Menschenrechte und den ILO-Kernarbeits-
normen basiert. In Hinblick auf die menschenrechtliche Sorgfaltspflicht
ist festzustellen, dass neun der untersuchten Unternehmen Risikoanalysen
durchfihren. Alle zwolf stellen Anforderungen an ihre Lieferanten in Hin-
blick auf die Einhaltung grundlegender Menschenrechte und tberpriifen
durch schriftliche Befragungen und Audits zumindest ihre direkten Zu-
lieferbetriebe. Die Anzahl der Audits ist im Vergleich zur Gesamtzahl der
Lieferanten allerdings gering, zudem ist die Wirksamkeit von Audits zur
Verbesserung der Menschenrechtssituation bei Lieferanten unter Experten
umstritten.

Vielversprechende Ansitze zur Stirkung der Menschenrechte in der
Lieferantenkette werden deshalb eher in der Befahigung der Lieferanten —
dem sogenannten Empowerment — sowie in positiven Anreizen fir Zu-
lieferer gesehen. Sechs der untersuchten Unternehmen bieten Schulungen
fur Lieferanten zur Umsetzung der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht
an. Funf der im Rahmen des Projektes untersuchten Unternehmen setzen
positive Anreize, damit Zulieferbetriebe ihrer menschenrechtlichen Sorg-
falespflicht ausreichend nachkommen. Alle untersuchten Unternehmen
verfiigen tiber Beschwerdemechanismen, die allen Mitarbeitern die Mog-
lichkeit einraumen sollen, Menschenrechtsverstoffe zu melden.

Globale Rahmenvereinbarungen

als Teil der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht

Sechs der zwolf untersuchten Unternehmen haben eine globale Rahmen-
vereinbarung unterzeichnet. Die durch eine solche Vereinbarung geschaf-
fenen Konsultationsprozesse zwischen Arbeitnehmervertretung und dem
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Management eines Unternehmens konnen dabei helfen, menschenrecht
liche Risiken zu identifizieren sowie die Wirksamkeit ergriffener Mafinah-
men zu Uberprifen und im Einzelfall eine Wiedergutmachung bereitzu-
stellen. Auflerdem kénnen globale Rahmenvereinbarungen im sozialen
Dialog zur Klarung von Beschwerden und so zu einer schnellen und frih-
zeitigen Beschwerdebearbeitung und geringen Kosten beitragen. Beschwer-
den hinsichtlich moglicher Verletzungen der in den Rahmenvereinbarun-
gen niedergelegten Grundsitze konnen von nationalen Gewerkschaften,
Arbeitnehmervertretern und Mitarbeitern oder seltener auch von externen
Personen eingereicht oder an die globalen Gewerkschaftsverbinde heran-
getragen werden.

Im offiziellen Kommentar zu den UN-Leitprinzipien wird explizit auf
die Bedeutung globaler Rahmenvereinbarungen fir die Behebung nach-
teiliger menschenrechtlicher Auswirkungen hingewiesen (Deutsches Glo-
bal Compact Netzwerk 2014). In unseren Untersuchungsfillen wurde be-
richtet, dass Beschwerden auf Grundlage globaler Rahmenvereinbarungen
bereits zu Entschadigungs- und Abfindungszahlungen, zur rickwirkenden
Bezahlung von geleisteten Uberstunden sowie zur Wiedereinstellung von
widerrechtlich gekiindigten Arbeitnehmern und Gewerkschaftsmitglie-
dern geftihrt haben.

Die Rolle betrieblicher Arbeitnehmervertreter in Deutschland

Die betriebliche Arbeitnehmervertretung in Deutschland hat hiufig ein
politisches Interesse am Thema Menschenrechte. Allerdings nutzen Arbeit-
nehmervertretungen die eigenen Handlungsmoglichkeiten, um auf die-
ses Thema einzuwirken, oftmals nicht offensiv. Die Ergebnisse der zwolf
Unternehmensfallstudien und einer schriftlichen Befragung von Betriebs-
riten zeigen, dass es unter den betrieblichen Arbeitnehmervertretungen
teilweise noch wenig Wissen tiber die UN-Leitprinzipien und die entspre-
chenden Anforderungen an die unternehmerische menschenrechtliche
Sorgfaltspflicht gibt. Vielfach sehen Betriebsrite das Thema Menschen-
rechte als vorrangige Verpflichtung des Managements.

Allerdings gibt es gerade im Menschenrechtsbereich auch sehr enga-
gierte Betriebsrate, wie unsere Unternehmensfallstudien aufgezeigt haben.
Fiir sie stehen vor allem gewerkschaftsrelevante Arbeitnehmerrechte im
Vordergrund des Engagements. Hierzu zahlen das Recht auf Vereinigungs-
freiheit und Kollektivverhandlungen sowie der Schutz von Gewerkschafts-
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mitgliedern vor ungerechtfertigten Entlassungen und Diskriminierung.
Auffillig ist, dass das Engagement hiufig sehr stark von der personlichen
Einstellung der handelnden Arbeitnehmervertreter und ihrer Affinitdt
zum Thema abhiangt (Kontakte zu Kirchen und NGOs, enger Kontakt mit
Beschiftigten in menschenrechtlich problematischen Landern).

Deutsche Arbeitnehmervertretungen werden vor allem dann aktiv,
wenn VerstofSe gegen Arbeitnehmerrechte im eigenen Unternehmen auf-
treten. Die Aktivititen deutscher Betriebsrite und Arbeitnehmervertreter
im Aufsichtsrat reichen hier von der Thematisierung der Menschenrechte
in Aufsichtsratssitzungen, Unterstiitzung auslindischer Gewerkschaften,
Initiierung von Solidarititsbekundungen und Aktionen innerhalb der Be-
legschaft, Erstellung von rechtlichen Gutachten und Mitarbeit an OECD-
Beschwerden bis hin zum personlichen Engagement in der Freizeit.

Themen im Bereich Menschenrechte, bei denen die Arbeitnehmerver-
tretungen am haufigsten eingebunden sind, sind die Grundsatzverpflich-
tung, Beschwerdemechanismen und das Lieferantenmanagement. Viele
der im Rahmen des Projektes untersuchten Unternehmen verfiigen Gber
eine Grundsatzerklarung, bei deren Formulierung Betriebsrite direkt
oder indirekt beteiligt waren. In Hinblick auf die Beschwerdemechanis-
men sind die Beschwerdeverfahren hiufig unter Beteiligung der betrieb-
lichen Arbeitnehmervertretung eingerichtet worden. In allen untersuchten
Unternehmen fungierten die Betriebsrite aulerdem als Ansprechpartner
fir Beschwerden, die von der internationalen oder nationalen Gewerk-
schaftsebene aufgegriffen worden sind. In Hinblick auf das Lieferantenma-
nagement werden die Arbeitnehmervertretungen bei Audits der Lieferan-
ten eingebunden oder tiber Ergebnisse der Audits informiert.

Um die betrieblichen Arbeitnehmervertretungen in Deutschland
noch stirker in das Thema Menschenrechte einzubinden, sind vor allem
Informationen iiber mogliche Handlungsstrategien zur Unterstiitzung der
Wahrung der Menschenrechte durch Unternehmen notwendig. Weitere
Ansatzpunkte bieten der Aufbau internationaler Kooperationsstrukturen
mit auslindischen Arbeitnehmervertretungen sowie eine Sensibilisierung
der Belegschaft fiir das Thema Menschenrechte.
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1 Einleitung: Die UN-Leitprinzipien
fiir Wirtschaft und Menschenrechte
als Thema fiir Arbeitnehmervertretungen

Die UN-Leitprinzipien geben Antworten auf eine Kernfrage globaler Ge-
rechtigkeit: Was sind die Moglichkeiten und Pflichten von Regierungen
und Unternehmen, damit die Freiheiten der Globalisierung nicht fiir men-
schenrechtsverletzende Profitmaximierung missbraucht werden? Verbind-
liche und weltweit akzeptierte Standards fiir Unternehmen zur Achtung
von internationalen Menschen- und Arbeitnehmerrechten zu entwickeln
ist eine dringende und aktuelle Herausforderung fiir Staaten, Unterneh-
men und Gewerkschaften.

In Deutschland miissen sich international tatige Unternehmen ange-
sichts extrem ungleicher Arbeits- und Lebensbedingungen zwischen den
westlichen Industriestaaten und den weniger entwickelten Lindern des
globalen Siidens heute immer starker 6ffentlich rechtfertigen, wenn sie mit
menschenunwirdigen Arbeitsbedingungen oder sogar Menschenrechts-
verletzungen in Zusammenhang gebracht werden. Skandale und Ungliicke
aufgrund von unzureichenden Arbeitsschutzmafnahmen — wie z.B. in
Textilfabriken in Bangladesch oder Fille von Zwangsarbeit beim Stadion-
bau in Katar — sind dennoch in vielen Landern taglich feststellbare Pra-
xis. Menschenunwiirdige Produktionsbedingungen und Verstofle gegen
Arbeitnehmerrechte gehen hier Hand in Hand mit klar erkennbaren Regu-
lierungs- und Durchsetzungsliicken von internationalen Rechtsnormen. In
der nationalen und internationalen politischen Diskussion gewinnt daher
einerseits die Frage nach einer Selbstverpflichtung von Unternehmen in
Hinblick auf die Umsetzung des Menschenrechtsschutzes immer weiter an
Bedeutung. Andererseits wichst der Druck auf Gewerkschaften und die be-
trieblichen Arbeitnehmervertreter in Deutschland, politische Antworten
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und effektive neue Wege der Interessenvertretung im Bereich internationa-
le Arbeitnehmerrechte zu finden.

Die Forderungen nach menschenwiirdigen Arbeitsbedingungen, ge-
setzlich geregelten Arbeitnehmerrechten und einer Ubernahme sozialer
und 6kologischer Verantwortung durch Unternehmen nehmen in der 6f
fentlichen Diskussion im Zuge von Globalisierung und erkennbaren Re-
gulierungsliicken deutlich zu. Denn die Defizite in der praktischen Um-
setzung von Arbeitnehmer- und Menschenrechten sind in vielen Lindern
unubersehbar. Die Vereinten Nationen (UN) und die International Labour
Organization (ILO) bemihen sich seit langem, Menschenrechte und Arbeit-
nehmerrechte zu konkretisieren und wirksamer zu schiitzen. Die Anerken-
nung und Einhaltung der Menschenrechte, wie sie z.B. in den ILO-Kon-
ventionen verankert sind, sind in Deutschland zumeist gesetzliche Norm
und damit seltener ein Problem, mit dem Betriebsrate alltaglich in ihrer
Interessenvertretungspolitik konfrontiert sind. Im Kontext der Globalisie-
rung deutscher Unternehmen und der Diskussion um Unternehmensver-
antwortung stellt sich dies allerdings anders dar. Hier sind deutsche Unter-
nehmen und ihre Arbeitnehmervertretungen mit vielfaltigen praktischen
Problemen konfrontiert, wenn sie international titig werden.

Die Auseinandersetzung um einheitliche und global anerkannte Rech-
te hat eine lange und wechselhafte Geschichte. 2005 gab es auf Initiati-
ve der Vereinten Nationen einen neuen Anlauf mit der Ernennung eines
UN-Sonderbeauftragten fiir Wirtschaft und Menschenrechte. Ziel war es,
den Menschenrechtsschutz weltweit zu starken und die Rolle und Verant-
wortung der Wirtschaft hierbei zu definieren. Der Posten wurde mit dem
Harvard-Professor fir Politikwissenschaften John Ruggie besetzt. Dieser
legte 2008 das politische Rahmenwerk fiir Wirtschaft und Menschenrechte
»Protect, Respect and Remedy« (Schutz, Respekt und Abhilfe) vor, dessen
Grundsitze 2011 vom Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen in Genf
einmiitig verabschiedet wurden. Die Leitprinzipien und das zugehorige
politische Rahmenwerk von John Ruggie betonen das enge Zusammen-
spiel zwischen staatlicher Schutzpflicht und unternehmerischer Verant
wortung fir die Achtung der Menschenrechte sowie die Notwendigkeit
von effektiven gerichtlichen und auSergerichtlichen Beschwerdeverfahren
und von Wiedergutmachung fiir die Opfer von Menschenrechtsverletzun-
gen (United Nations Human Rights Council 2008b).
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Warum sind die UN-Leitprinzipien

ein Thema fiir betriebliche Arbeitnehmervertreter und Gewerkschaften?
Zentrales Ziel der Gewerkschaften ist es, gute Arbeits- und Lohnbedin-
gungen fir die Beschiftigten sicherzustellen. Die Globalisierung und die
zunehmende Bedeutung von internationalen Lieferketten stellen die Ge-
werkschaften dabei vor neue Herausforderungen. Aus drei Griinden sind
die UN-Leitprinzipien ein wichtiges Thema fir Arbeitnehmervertreter:

1. Die fortschreitende Globalisierung erlaubt es transnational agierenden
Unternehmen, Unternehmensaktivitaten schneller in Niedriglohnlin-
der und Lander mit niedrigeren Arbeitsstandards zu verlagern. Das Re-
sultat kann ein Unterbietungswettbewerb sein, unter dem dann auch
die Beschiftigten in Deutschland leiden. Auf die Einhaltung der Men-
schenrechte im Ausland zu dringen kann also helfen, die Spirale des
globalen Unterbietungswettbewerbs zu durchbrechen, und dazu beitra-
gen, Beschiftigung in Deutschland zu sichern.

2. In vielen Lindern sind die gesetzlichen Normen fiir die Rechte der
Beschiftigten deutlich schwécher als in Deutschland. Die UN-Leit-
prinzipien fir Wirtschaft und Menschenrechte kénnen fir internatio-
nal agierende Unternehmen ein willkommener Leitfaden sein, faire
Arbeitsbedingungen im Ausland zu schaffen. Dies ist bedeutsam, weil
die deutsche Offentlichkeit heute sehr genau hinschaut: Wer Arbeitneh-
merrechte bei Zulieferern und Tochterfirmen vernachlassigt, muss hau-
fig schlechte Presse, Boykotte und Umsatzeinbuffen hinnehmen — was
den Beschiftigten in Deutschland schadet.

3. Gewerkschafter und betriebliche Arbeitnehmervertretungen sind wich-
tige Stakeholder. Damit ist klar: Wenn global agierende Unternehmen
ihre Arbeit im Ausland entlang der UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft
und Menschenrechte organisieren, miissen Arbeitnehmervertreter ein-
gebunden werden. Wenn sie dabei proaktiv agieren, sich das Thema also
selbst zu eigen machen, starkt das ihre Position im Prozess.

Wie konnen die UN-Leitprinzipien von betrieblichen

Arbeitnehmervertretern und Gewerkschaften genutzt werden?

Die UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte bieten einen
neuen politischen Bezugspunkt fiir Forderungen von Arbeitnehmervertre-
tungen in der globalen Wirtschaft und zeigen erweiterte Ansatzpunkte fiir
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die Beteiligung der betrieblichen Arbeitnehmervertretungen auf, denn sie
formulieren Mafstibe fiir Forderungen sowohl an Regierungen als auch an
Unternehmen. Sie betonen die Verantwortung eines Staates fiir die Um- und
Durchsetzung der Menschenrechte und appellieren gleichzeitig an Unter-
nehmen, Menschenrechte zu respektieren und im eigenen Verantwor-
tungsbereich umzusetzen. Die leitende These dieser Studie ist, dass sich die
Legitimitit der UN-Leitprinzipien und darin verankerte Verfahren fir die
Arbeit der Gewerkschaften und der betrieblichen Arbeitnehmervertretun-
gen nutzen lassen.

Die UN-Leitprinzipien sind geeignet, als MafSstab fiir Forderungen an
Unternehmen und Regierungen zu dienen. Sie kdnnen eingesetzt werden,
um in einzelnen Lindern das Recht auf gewerkschaftliche Organisierung
und seine Durchsetzung einzufordern. Dazu machen die UN-Leitprinzipi-
en wichtige Vorgaben. So sollen Unternehmen in Hinblick auf die Grund-
satzverpflichtung und die Wahrnehmung ihrer menschenrechtlichen
Sorgfaltspflicht mit Folgenabschitzung und Wirksamkeitskontrollen auf
die Rickmeldung relevanter Stakeholder zuriickgreifen. Gleichzeitig bie-
tet die in den Leitprinzipien enthaltene Pflicht, effektive gerichtliche und
aufSergerichtliche Beschwerdeverfahren und Wiedergutmachung bereitzu-
stellen, einen wichtigen Ansatz, um Beschwerden bei Menschenrechtsver-
stoffen gegentiber Regierungen und Unternehmen vorzutragen.

Die UN-Leitprinzipien legen drei Grundprinzipien — auch Siulen ge-
nannt — fest, auf die sich Arbeitnehmer, Betriebsrite und Gewerkschaf-
ten beziehen kdnnen. Erstens definieren sie die Aufgabe des Staates, die
Menschen, die auf seinem Territorium leben, vor Menschenrechtsverlet-
zungen zu schiitzen, d.h. auch vor Verst6ffen gegen die Menschenrechte
in und durch Unternehmen. Zweitens verpflichten sie die Unternehmen,
Menschenrechte Gberall zu respektieren und notwendige Mafnahmen zur
Achtung der Menschenrechte zu ergreifen. Drittens fordern sie den Aufbau
von juristischen wie nichtjuristischen Beschwerdemechanismen in allen
Lindern, um die Wiedergutmachung bei Verst6fen gegen die Menschen-
rechte durch Unternehmen zu verbessern.

Jede dieser drei Sdulen der UN-Leitprinzipien, die in Kapitel 4 einge-
hend vorgestellt werden, bietet Ankniipfungspunkte fiir die Arbeit von
Arbeitnehmervertretungen. Saule 1 kann genutzt werden, um das Recht
auf gewerkschaftliche Organisierung und seine Durchsetzung durch Re-
gierungen in Produktionslindern grundsitzlich einzufordern. Auch die
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deutsche Regierung kann dabei ein Adressat von Forderungen sein, damit
sie bei Verhandlungen mit Partnerlindern auf die Verwirklichung gewerk-
schaftlicher Rechte dringt.

Neu in den UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte ist
die Forderung an Unternehmen, eine Unternehmenspolitik zu entwickeln,
die eine menschenrechtliche Sorgfaltspflicht in allen Bereichen unterneh-
merischer Aktivititen garantiert. Die Leitprinzipien betonen die direkte
Verantwortung der Unternehmen fiir die Achtung der Menschenrechte
auch in der Lieferkette. Diese Verantwortung geht tiber die Befolgung na-
tionaler Gesetze hinaus und fordert alle Unternehmen zum eigenstindi-
gen Umgang mit menschenrechtlichen Risiken auf. Das Ausmaf bzw. die
Tiefe einer solchen Sorgfaltspflicht ist dabei abhingig von der GrofSe des
Unternehmens und ergibt sich aus dem jeweiligen Geschiftsfeld sowie den
konkreten Bedingungen vor Ort. Die Wahrnehmung der menschenrechtli-
chen Sorgfaltspflicht durch Unternehmen als wesentlicher Bestandteil von
Saule 2 erfordert die Einbindung Betroffener, also auch der Beschaftigten.
Insofern geht es in diesem Prozess auch um Mitwirkung und Transparenz.

Und schliefSlich bildet Sdule 3 einen wichtigen Ansatz, um Beschwer-
den gegeniiber Unternehmen vorzutragen. Das Instrument legt Guitekrite-
rien fur die Ausgestaltung von Beschwerdemechanismen fest, die Arbeit-
nehmervertretungen fir entsprechende Aushandlungen mit Unternechmen
zugrunde legen koénnen. Beschwerdemechanismen, wie sie in globalen
Rahmenvereinbarungen verankert sind, kénnen anhand dieser Wirksam-
keitskriterien tberprift und ggf. angepasst werden.

Erste Erfahrungen: Wie betriebliche Arbeitnehmervertreter

und Gewerkschaften die UN-Leitprinzipien bereits nutzen

Die Wahrnehmung der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht durch Unter-
nehmen erfordert die Einbindung der Beschiftigten und ihrer Vertreter.
Hier setzt die vorliegende Studie »Die UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft
und Menschenrechte als Thema fiir Betriebsrite und Gewerkschaften«
an. Am Beispiel verschiedener transnationaler Unternehmen stellt sie den
Stand der Umsetzung der Leitprinzipien vor. Sie untersucht die Erfahrun-
gen und Erwartungen der Arbeitnehmervertretungen sowie anderer rele-
vanter Akteure in Bezug auf Arbeitnehmerrechte als Teil der menschen-
rechtlichen Sorgfaltspflicht der Unternehmen.
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In den folgenden Kapiteln wird am Beispiel deutscher und europiischer
Konzerne dargestellt, welche Anknipfungspunkte sich fiir Betriebsrite
und Gewerkschaften in den Industrielandern, aber auch in Landern mit
weniger ausgeprigten Arbeitnehmerrechten ergeben. Die Studie beruht
auf einer mehrstufigen Datenerhebung mit Interviews und Fallstudien in
Grofunternehmen, einer schriftlichen Befragung von Betriebsriten und
Interviews mit deutschen Einzelgewerkschaften, dem Deutschen Gewerk-
schaftsbund (DGB), internationalen Gewerkschaftsverbanden und Ver-
tretern von Nichtregierungsorganisationen (NGOs). Fiir die vorliegende
Studie wurden zwischen Winter 2014 und Herbst 2015 insgesamt 35 Inter-
views gefiihrt. Dabei wurde nach der Rolle der Arbeitnehmervertretungen
bei der Durchsetzung von internationalen Arbeitnehmerrechten und der
menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht von Unternehmen auf internationa-
ler, nationaler und betrieblicher Ebene gefragt. In Deutschland wurden
Interviews mit Vertretern von ver.di, IG Metall, IG BAU, NGG, IG BCE
und dem DGB gefiihrt. Auf der Ebene der internationalen Interessenver-
tretung wurden Interviews mit Vertretern von Internationalem Gewerk-
schaftsbund (IGB), Europaischem Gewerkschaftsbund (EGB), IndustriALL
Global Union und industriAll European Trade Union, Union Network Interna-
tional (UNI Global Union) und dem Europdischen Gewerkschaftsinstitut
(ETUI) gefiihrt. Dartiber hinaus fand eine Diskussionsrunde zur Umset-
zung der UN-Leitprinzipien in Deutschland mit Vertretern der NGOs Am-
nesty International und Brot fiir die Welt statt, die durch weitere Einzelinter-
views mit Vertretern von Germanwatch und Brot fiir die Welt erganzt wurde.

In den Bericht eingeflossen sind Unternehmensfallstudien zu den
Unternehmen adidas, BASF, Bosch, Daimler, Deutsche Post DHL, Deutsche Te-
lekom, Faber-Castell, Norsk Hydro, Otto, Solvay, thyssenkrupp und Unilever.
Fiir die Unternehmensfallstudien wurden jeweils ein oder mehrere Vertre-
ter der Arbeitnehmerseite interviewt und nach Moglichkeit ein Interview
mit dem Management gefithrt. Diese Beispiele zeigen, dass es in interna-
tional titigen Unternehmen vielfaltige betriebliche und gewerkschaftliche
Initiativen gibt, neue Regeln und wirkungsvolle Mechanismen zu finden,
um international Arbeitnehmerrechte zu stirken und Menschenrechte ab-
zusichern. Die Instrumente reichen vom Abschluss globaler Rahmenver-
einbarungen tber die Kontrolle von Zulieferunternehmen bis hin zu Ein-
fuhrung von Berichten zur menschenrechtlichen Situation, die sich eng an
den Vorgaben der UN-Leitlinien orientieren.
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Globale Rahmenvereinbarungen als wichtiger gewerkschaftlicher

Ansatzpunkt fiir den internationalen Menschenrechtsschutz

In den Gewerkschaften hat sich parallel zur internationalen Diskussion
um die UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte mit dem
Abschluss globaler Rahmenvereinbarungen auf Unternehmensebene ein
zweiter wichtiger Ansatzpunkt zur internationalen Stirkung von Arbeit-
nehmerrechten entwickelt. Internationale Gewerkschaftsverbande haben
hierbei mit transnationalen Unternehmen globale Rahmenvereinbarun-
gen abgeschlossen, die die Einhaltung von Arbeitnehmer- und Menschen-
rechten im gesamten Unternchmen sowie entlang der Liefer- und Wert-
schopfungsketten garantieren sollen. Wahrend sich die UN-Leitprinzipien
an alle Unternehmen weltweit richten und fir diese allgemeine Verpflich-
tungen formulieren, stellen globale Rahmenvereinbarungen verhandelte
Vereinbarungen zwischen globalen Gewerkschaftsverbinden und einzel-
nen transnationalen Unternehmen dar. Die vorliegende Studie untersucht,
wie globale Rahmenvereinbarungen als originir gewerkschaftliches Instru-
ment und die UN-Leitprinzipien miteinander vereinbar sind und inwie-
weit sich diese Ansatze wechselseitig verstirken konnen.

Ziele und Schwerpunkte der Untersuchung

Ziel der Studie ist es, Instrumente, Modellverfahren und Beispiele guter
Praxis zur Forderung eines erfolgreichen Engagements von Arbeitneh-
mervertretungen im Umgang mit Menschenrechten vorzustellen. Hierzu
werden in Kapitel 2 zunachst die Auswirkungen der wirtschaftlichen Glo-
balisierung auf die Arbeit von Gewerkschaften dargestellt. Die Verande-
rung staatlicher Regulierung und die Relevanz privater Akteure fir die
Steuerung der globalen Wirtschaft werden in Kapitel 3 analysiert. Fir ein
besseres Verstindnis des Prozesses, der zu den UN-Leitprinzipien fiihrte,
reflektiert Kapitel 4 den theoretischen Hintergrund wichtiger inhaltlicher
Elemente der Leitprinzipien, wie den »smart mix« unterschiedlicher For-
men der Steuerung - einerseits verbindliche Regulierung durch menschen-
rechtliche Staatenpflichten und andererseits freiwillige Selbstregulierung
und Co-Regulierung durch Unternehmen.

Im Dezember 2016 wurde der deutsche Nationale Aktionsplan zur Um-
setzung der UN-Leitprinzipien durch die Bundesregierung verabschiedet.
An seiner Ausarbeitung waren sowohl die Arbeitgeberverbande als auch
die Gewerkschaften und NGOs beteiligt. Neben diesen Ansitzen zur
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Umsetzung der UN-Leitprinzipien macht Kapitel 5 auch Angaben tber
entsprechende Bestrebungen auf UN- und europdischer Ebene. Koopera-
tionen zwischen Gewerkschaften und NGOs in Deutschland im Bereich
Wirtschaft und Menschenrechte werden in Kapitel 6 vorgestellt.

Der Schwerpunkt der Studie liegt auf der Beteiligung von Arbeitneh-
mervertretern bei der Umsetzung der UN-Leitprinzipien. Hierfiir werden
in Kapitel 7 die Einflussnahme des DGB und der deutschen Einzelge-
werkschaften auf die Umsetzung von Menschenrechten anhand von Stel-
lungnahmen und Forderungen sowie Kampagnen und Maffnahmen zur
Umsetzung des Menschenrechtsschutzes aufgefiihrt. Gewerkschaftliche
Forderungen aus Deutschland weisen dabei in Richtung erh6hter Verbind-
lichkeit und strengerer Regulierung des bisher weitgehend von Freiwillig-
keit gekennzeichneten Feldes der unternehmerischen menschenrechtli-
chen Sorgfaltspflicht.

In der Zusammenarbeit mit europdischen und internationalen Ge-
werkschaftsverbinden wird ein wichtiger Bestandteil der gewerkschaftli-
chen Arbeit in Deutschland zur Umsetzung des Menschenrechtsschutzes
gesehen. Deshalb werden in Kapitel 8 die Strategien der globalen und euro-
paischen Gewerkschaftsverbinde im Handlungsbereich Menschenrechte
aufgefiihrt. Globale Rahmenvereinbarungen sind ein Instrument, das Ge-
werkschaften nutzen, weltweit geltende Mindeststandards in einem Unter-
nehmen zu vereinbaren. Kapitel 9 analysiert die Chancen und Grenzen
globaler Rahmenvereinbarungen sowie die Moglichkeiten, die UN-Leit-
prinzipien und globale Rahmenvereinbarungen in einer Weise zu nutzen,
bei der sie sich gegenseitig erginzen und verstarken.

Kapitel 10 dieser Studie beinhaltet eine Auswertung der Unterneh-
mensfallstudien und stellt einzelne Fallstudien in Kurzform dar. Die Be-
teiligung der betrieblichen Arbeitnehmervertretungen — mit deutlichem
Fokus auf Betriebsriten — an der Ausgestaltung der unternehmerischen
menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht wird in Kapitel 11 vorgestellt. Das
abschlieSende Kapitel 12 fasst zentrale Ergebnisse der Analysen zusammen
und weist auf Stirken und Schwichen der Umsetzung der UN-Leitprinzi-
pien unter Beteiligung der Arbeitnehmervertretungen in Deutschland hin.
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2 Wirtschaftliche Globalisierung —
Auswirkungen auf die Arbeit von Gewerkschaften

Im einleitenden Kapitel 1 wurde die Relevanz der UN-Leitprinzipien fiir
Wirtschaft und Menschenrechte fiir die Aufgaben von betrieblichen Arbeit-
nehmervertretungen und Gewerkschaften bereits umfassend dargelegt.
Zur Untersttitzung dieser Argumente werden in diesem Kapitel zentrale
Merkmale der wirtschaftlichen Globalisierung vorgestellt und ihre Auswir-
kungen auf die Arbeit von Gewerkschaften diskutiert. Dass Arbeitnehmer-
rechte als Bestandteil von Menschenrechten aufgefasst werden, war in der
politischen und wissenschaftlichen Diskussion nicht immer so. Deshalb
wird der Hergang der Debatte kurz nachvollzogen.

2.1 Die wirtschaftliche Globalisierung
und Herausforderungen fiir die Arbeit der Gewerkschaften

Der Prozess der wirtschaftlichen Globalisierung, der zur Verflechtung welt-
weiten Wirtschaftens fiihrt, findet seit vielen Jahrzehnten statt und hat sich
vor allem seit den 1970er Jahren verstarke. Teile des Prozesses sind die Verla-
gerung der Produktion aus OECD-Landern in Lander des globalen Stdens
und das Entstehen globaler Wertschopfungsketten, die tGber verschiedene
Kontinente hinweg funktionieren (Barrientos 2007; Dicken 2011; Gerefhi
1994; Gerefli/Humphrey/Sturgeon 2005). Die Produktionsverlagerung fand
zundchst vor allem in Billiglohnsektoren statt, beispielsweise in der Textil-
und Bekleidungsindustrie. Zunehmend wurden aber auch Teile anderer In-
dustriezweige, z. B. in der Automobil- und Chemieindustrie, verlagert bzw.
weltweit neue Produktionsstandorte errichtet. Verantwortlich hierfir sind
nicht nur Lohnkostendifferenzen, sondern auch weitere Standortvorteile
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und die Globalisierung des Konsums. Begleitet wurde diese Globalisierung
seit den 1970er Jahren in vielen Lindern durch einen neoliberalen politi-
schen Kurs mit Privatisierungstendenzen, Flexibilisierung und einer voran-
schreitenden Deregulierung der Wirtschaft zugunsten verstirkter privater
Selbstregulierung.

Bedingt durch die wirtschaftliche Globalisierung treten auch die Gren-
zen nationalstaatlicher Regulierung, die auf das eigene Territorium aus-
gerichtet ist, immer deutlicher hervor. Um entstehende Steuerungsliicken
zu schliefen, gewinnen Initiativen transnationaler Governance, fiir die die
UN-Leitprinzipien ein Beispiel sind, zunehmend an Bedeutung.

Die wirtschaftliche Globalisierung mit Transnationalisierungsprozes-
sen und Produktionsverlagerungen hatte auch starke Auswirkungen auf
die Arbeit von Gewerkschaften in den OECD-Lindern. So sprach Gabor
Steingart 2006 im Spiegel/ von einer Tragddie fiir die Gewerkschaften:
»Der einst machtige Prellbock gegen Unternehmerwillkiir ist heute selbst
schutzbediirftig geworden. Den Verfall der Sozialstandards kénnen die Ge-
werkschafter nur kritisieren — dndern konnen sie daran nichts« (Steingart
2006). In einer Studie der Hans-Bockler-Stiftung aus dem Jahr 2005 heif3t
es: »Unterlassen Gewerkschaften und Betriebsrite [...] den Nachvollzug der
Konzerninternationalisierung, laufen sie mehr und mehr Gefahr, am na-
tional begrenzten >Standort« marginalisiert zu werden« (Brandl/Stelzl 2005,
S. 88).

Auf diese Herausforderungen reagieren Gewerkschaften unter ande-
rem durch die Stirkung der eigenen Transnationalisierung. Verschiedene
Ansitze der Interessenvertretung auf internationaler Ebene lassen sich als
entsprechende Strategien der Gewerkschaften verstehen. Politisch bem-
hen sich die Gewerkschaften, eigene Positionen in die Debatten iber die
Steuerung der wirtschaftlichen Globalisierung einzubringen. Des Weiteren
beteiligen sie sich verstirkt an Multistakeholder-Initiativen als einer neu-
en Form der kooperativen Steuerung von Globalisierungsprozessen und
greifen das Thema Corporate Social Responsibility (CSR) auf. Dabei wird
CSR von den Gewerkschaften vor allem in Hinblick auf Monitoring und
Transparenz als erginzendes Instrument zu notwendiger gesetzlicher und
internationaler Regulierung unterstiitzt.

Das Handeln und die Wirkungsmacht globaler Gewerkschaftsverban-
de sind jedoch beschrinkt (Traub-Merz/Eckl 2007). Das Problem knapper
Ressourcen beherrscht seit jeher die Tagesordnung globaler Gewerkschafts-
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verbinde und hat sich durch die Ubertragung immer neuer Aufgaben in
den letzten Jahren weiter verscharft (Miller/Platzer/Rib 2010). Auf die geo-
grafische Expansion und das Wachstum ihres Mitgliederkreises haben glo-
bale Gewerkschaftsverbande daher unter anderem auch mit einer Strategie
der koordinierten Dezentralisierung und Regionalisierung ihrer Willens-
bildungsstrukturen reagiert.

2.2 Arbeitnehmerrechte als Menschenrechte

Ein Thema, das fiir die Arbeit von Gewerkschaften unter den Bedingungen
der Globalisierung zunehmend relevant ist, ist die normative Begriindung
von Arbeitnehmerrechten als Menschenrechten. Damit werden Arbeit-
nehmerrechte nicht mehr allein als Standards verstanden, die gegentiber
Arbeitgebern eingefordert und mit diesen ausgehandelt werden. Vielmehr
geht es grundsitzlich auch um die Gewihrleistung und Sicherstellung ge-
werkschaftlicher Rechte durch Staaten.

In der Diskussion um die Festlegung von Normen fiir die Ausgestal-
tung der globalen Wirtschaft hat die ILO eine herausragende Rolle. Diese
Festlegung erfolgt wesentlich durch internationale Konventionen, die von
den Mitgliedern der ILO — Staaten, Unternehmen und Gewerkschaften —
gemeinsam erarbeitet werden. Diese tripartistische Zusammensetzung ver-
leiht der ILO als internationaler Organisation zumindest im Prinzip eine
hohe Legitimitit. Doch viele ILO-Ubereinkommen wurden von einzelnen
wichtigen Mitgliedstaaten nicht ratifiziert oder werden nicht eingehalten.
Hinzu kommt, dass Mitgliedstaaten ihren Berichtspflichten z.T. nur un-
zureichend nachkommen.

Nicht nur bei der Ausgestaltung, auch bei der Definition von Arbeit-
nehmerrechten als Menschenrechten spielt die ILO eine wichtige Rolle. So
bekriftigte sie in einer Stellungnahme von 2014 fir die 69. UN-Generalver-
sammlung ihre Auffassung: »For the ILO, international labor standards are
integral to the larger international human rights framework.« (Internatio-
nal Labour Organization 2014) Weiter betonte die ILO, die fiir Menschen-
rechtsvertrige zustindigen UN-Ausschisse zu unterstitzen. Umgekehrt
nehmen auch die UN-Leitprinzipien fiir die Begriindung der menschen-
rechtlichen Verantwortung von Unternehmen nicht nur Bezug auf die
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wichtigsten Menschenrechtsdokumente der UN, sondern auch auf die acht
ILO-Kernkonventionen.!

Eine solch wechselseitige Bekriftigung der Ubereinstimmung war
nicht immer selbstverstindlich. Vielmehr war es iiber Jahrzehnte hinweg
durchaus umstritten, Arbeitsstandards — wie die frither ubliche Bezeich-
nung fiir Arbeitnehmerrechte lautete — als Menschenrechte zu verstehen.
So sprach die ILO in ihren Ubereinkommen und Dokumenten zunichst
von Arbeitsstandards, wenn es um die Festlegung von Normen ging (Man-
touvalou 2012, S. 5). Zum Teil ist dieser Konflikt historisch und ideologisch
erklirbar (Gross/Compa 2009; Kolben 2010), aber er zeigt auch inhaltliche
Unterschiede auf, wie die folgenden Ausfithrungen verdeutlichen.

2.2.1 Arbeitnehmerrechte

Arbeitnehmerrechte lassen sich als staatlich garantierte und gegentiber dem
Arbeitgeber festgelegte Rechte definieren, die Menschen in ihrer Eigenschaft
als Arbeitnehmer schiitzen (Mantouvalou 2012). Sie regeln das Beschaftigungs-
verhaltnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmern (Baumlisberger/Brink
2012). Thre Durchsetzung erfolgt im Rahmen von Gesetzen und Normen und
durch Kollektivverhandlungen zwischen Unternehmen und Gewerkschaften,
die je nach Land unterschiedliche Formen annehmen konnen.

Besonders bedeutsam fiir den Zusammenhang von Arbeitnehmer- und
Menschenrechten ist die Erklirung tGber grundlegende Prinzipien und
Rechte bei der Arbeit, die im Juni 1998 auf der 86. Tagung der Internatio-
nalen Arbeitskonferenz ohne Gegenstimme angenommen wurde.? Dieses

1 | Die vier Kernarbeitsnormen basieren auf Ubereinkommen 87 iiber die Ver-
einigungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungsrechtes (1948), Ubereinkom-
men 98 iber das Vereinigungsrecht und das Recht zu Kollektivverhandlungen
(1949), Ubereinkommen 29 liber Zwangsarbeit (1930) und Protokoll von 2014
zum Ubereinkommen tber Zwangsarbeit, Ubereinkommen 105 iber die Ab-
schaffung der Zwangsarbeit (1957), Ubereinkommen 100 tiber die Gleichheit des
Entgelts (1951), Ubereinkommen 111 Giber die Diskriminierung in Beschiftigung
und Beruf (1958), Ubereinkommen 138 tiber das Mindestalter (1973) und Uberein-
kommen 182 tber das Verbot und unverzigliche Mafnahmen zur Beseitigung
der schlimmsten Formen der Kinderarbeit (1999).

2 | hetpr//www.ilo.org/berlin/ziele-aufgaben/verfassung/WCMS_193727/lang--de/
index.htm (Abruf am 3.1.2017).
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Dokument war auch eine Konsequenz aus der Erkenntnis des Weltsozial-
gipfels von 1995 in Kopenhagen, dass universelle soziale Regeln zur Beglei-
tung der Globalisierung erforderlich sind. In dieser Erklarung benennt die
ILO vier »Kernarbeitsnormen« oder »grundlegende Rechte bei der Arbeitc,
die alle ILO-Mitgliedstaaten einhalten, férdern und verwirklichen miissen
(§2 der Erklarung). Sie gelten als Mindestvoraussetzung fiir eine menschen-
wirdige Gestaltung der Arbeitsbeziehungen. Die vier Kernarbeitsnormen
finden ihre konkrete Ausgestaltung in den acht ILO-Kernkonventionen
und beinhalten

« das Recht auf Vereinigungsfreiheit und Kollektivverhandlungen (Uber-
einkommen Nr. 87 und 98),

« die Beseitigung der Zwangsarbeit (Ubereinkommen Nr. 29 und 105),

+ die Abschaffung der Kinderarbeit (Ubereinkommen Nr. 138 und 182) und

« das Verbot der Diskriminierung in Beschiftigung und Beruf (Uberein-
kommen Nr. 111 und 110).

Diese Kernarbeitsnormen der ILO sind international anerkannt und haben
den Charakter von universellen Menschenrechten, die fiir alle Lander —
unabhingig vom Stand der wirtschaftlichen Entwicklung — Giiltigkeits-
anspruch haben. Die Erklirung enthilt einen sogenannten Folgemecha-
nismus. Dieser fordert auch von jenen Mitgliedstaaten der ILO, die den
zugrundeliegenden acht Konventionen bisher nicht beigetreten sind, jahr-
lich dartiber Bericht zu erstatten, wie sie die Kernarbeitsnormen respektie-
ren und umsetzen und wie der eigene Ratifizierungsprozess voranschreitet
(Van der Gaag 2004). Die ILO-Kernarbeitsnormen bilden einen wichtigen
Referenzpunkt fiir viele internationale Instrumente zur Steuerung der glo-
balen Wirtschaft, ebenso wie die UN-Leitprinzipien.

2.2.2 Menschenrechte

Ahnlich wie Arbeitnehmerrechte entstanden auch Menschenrechte vor
allem aus dem Widerstand gegen Unterdriickung und Benachteiligung
heraus. Beispiele hierfir sind das Wahlrecht fir Frauen oder das Recht
auf Selbstbestimmung fiir indigene Volker. Wihrend aber internationale
Arbeitsstandards bereits seit der Grindung der ILO im Jahr 1919 durch
diese ausgearbeitet und in internationalen Konventionen niedergelegt
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wurden, fand die internationale Verankerung und Institutionalisierung
der Menschenrechte erst nach dem Zweiten Weltkrieg statt. So geht die
moderne Vorstellung von Menschenrechten mafSgeblich auf die Grin-
dung der Vereinten Nationen mit dem Bekenntnis zu Menschenrechten,
Frieden und internationaler Kooperation zurtck. Insgesamt reflektiert das
Menschenrechtskonzept, wie es in den Vertragen der UN niedergelegt ist,
mit seiner Staatszentriertheit und seiner zugrundeliegenden modernisie-
rungstheoretischen Vorstellung von Entwicklung als Voraussetzung fir die
Verwirklichung der Menschenrechte die Auffassungen der Nachkriegszeit.
Das Verstindnis der Menschenrechte ist somit auch historisch bedingt.
Heute haben sie sich als internationale Normen durchgesetzt und finden
breite Anerkennung.

Menschenrechte sind vor allem in der sogenannten Menschenrechts-
charta (Bill of Human Rights) niedergelegt. Hierzu zihlen die Allgemei-
ne Erklirung der Menschenrechte von 1948 und die beiden zentralen
Menschenrechtsvertrage, der Internationale Pakt tber politische und
burgerliche Rechte (Zivilpakt) und der Internationale Pakt iiber wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte (Sozialpakt), die auf die Allge-
meine Erklirung Bezug nehmen. Beide Konventionen wurden 1966 von
der UN-Generalversammlung verabschiedet und traten 1976 in Kraft.
Darauf aufbauend wurde eine Vielzahl weiterer Menschenrechtsvertrige
verabschiedet. International vereinbarte Menschenrechtsvertrige miissen
nach ihrer Ratifikation durch die Staaten in nationales Recht umgesetzt
werden.

Menschenrechte definieren im Wesentlichen die Beziehung zwischen
dem Staat als Pflichtentrager und den Individuen, die auf dem Territo-
rium eines Staates leben, als Trigern von Rechten. Bei den staatlichen
Pflichten wird zwischen der Schutz-, der Respekt- und der Gewihrleis-
tungspflicht unterschieden. Menschenrechte bilden einen Rechtsan-
spruch des Individuums gegentiber dem Staat. Sie regeln und begrenzen
staatliches Verhalten, indem sie zunachst vor allem den Schutz des Indi-
viduums vor staatlichen Ubergriffen formulieren. Insofern gilt der Staat
als der Hauptverantwortliche fiir Menschenrechtsverletzungen und zu-
gleich als jene Instanz, die fiir den Schutz der Menschenrechte vor Uber-
griffen durch Dritte, z.B. Unternehmen, verantwortlich ist (Donnelly
2003). Die staatliche Zustindigkeit fir den Schutz der Menschenrechte
wird durch das Prinzip der nationalen Souverinitit und der Nichtein-
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mischung in innere Angelegenheiten (Artikel 2.7 der UN-Charta) unter-
strichen. Im Prinzip regeln und beschrinken Menschenrechte staatliche
Herrschaft, und ihre Einhaltung bildet eine Grundlage fiir staatliche
Legitimitat.

Verschiedene Arbeitnehmerrechte sind in internationalen Menschen-
rechtsvertragen verankert, insbesondere das Recht auf Vereinigungsfreiheit
und Kollektivverhandlungen. Weitere Arbeitnehmerrechte wie das Recht
auf Arbeit, das Recht auf menschenwiirdige Arbeitsbedingungen oder
das Recht auf Streik sind in Artikel 6, 7 und 8 im Sozialpakt verankert
(Mantouvalou 2012, S. 4). Die Vernachlassigung dieser Rechte im Zivilpakt
schwiachte zunachst ihren Wert als Menschenrechte.

2.2.3 Zum aktuellen Verstandnis des Zusammenhangs
von Arbeitnehmer- und Menschenrechten

2008 stellte John Ruggie sein Rahmenwerk »Protect, Respect and Reme-
dy, das die konzeptionelle Grundlage fiir die UN-Leitprinzipien darstellt,
in einer Rede bei der ILO vor. Ruggie verwies dabei auf die besondere
Rolle, die die ILO seit ihrer Griindung fiir die Ausarbeitung von Arbeit-
nehmerrechten hatte, und betonte, dass er sich in seiner Arbeit als Son-
derbeauftragter des UN-Generalsekretirs zum Thema Wirtschaft und
Menschenrechte immer auf die ILO bezogen habe. Neben dem Ansatz der
menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht von Unternehmen unterstrich Rug-
gie auch die Bedeutung der Stirkung von Beschwerdemechanismen auf
Unternehmensebene. Er wiinschte sich Beratung durch die ILO vor allem
in Bezug auf prekire Arbeitsbedingungen (unter anderem Teilzeitarbeit,
informelle Arbeit), die durch die wirtschaftliche Globalisierung immer vi-
rulenter, aber in den UN-Leitprinzipien allenfalls allgemein thematisiert
werden.’

Vor dem Hintergrund verschiedener empirischer Studien identifizier-
te Ruggie zwolf Arbeitnehmerrechte und 17 weitere Menschenrechte, die
fir Unternehmen relevant sind (United Nations Human Rights Council
2008a). Als explizite Arbeitnehmerrechte benennt ert

3 | hetps:/www.youtube.com/watch?v=55PJw077¢QE (Abruf am 3.1.2017).
4 | AE=Allgemeine Erklirung der Menschenrechte; SP = Sozialpakt; ZP = Zivilpakt.
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+ das Recht auf Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit zu friedlichen
Zwecken (Artikel 20.1 Allgemeine Erklarung der Menschenrechte),

+ das Recht auf gleichen Lohn fir gleiche Arbeit (Artikel 23,2 Allgemeine
Erklarung der Menschenrechte),

+ das Recht auf Vereinigungsfreiheit und Kollektivverhandlungen (Arti-
kel 22.1 Zivilpakt),

+ das Recht auf gerechte und ginstige Arbeitsbedingungen (Artikel 7 So-
zialpakt),

+ das Recht auf Nichtdiskriminierung (Artikel 7 Allgemeine Erklirung der
Menschenrechte),

+ das Recht auf angemessenen Lohn und gleiches Entgelt fiir gleichwerti-
ge Arbeit ohne Unterschied (Artikel 7a und 7i Sozialpakt),

+ das Verbot von Sklaverei und Zwangsarbeit (Artikel 8.1 und 8.3 Zivil-
pakt),

+ das Recht auf sichere und gesunde Arbeitsbedingungen (Artikel 7b So-
zialpakt),

+ den Schutz von Kindern und Jugendlichen vor wirtschaftlicher und so-
zialer Ausbeutung (Artikel 10.3 Sozialpakt),

+ Arbeitspausen, Freizeit, eine angemessene Begrenzung der Arbeitszeit,
regelmifSigen bezahlten Urlaub sowie Vergiitung gesetzlicher Feiertage
(Artikel 7d Sozialpakt),

+ das Recht auf Arbeit (Artikel 6.1 Sozialpakt) und

+ den Schutz der Familie (Artikel 10.1 Sozialpakt).

Am Beispiel des Rechts auf gewerkschaftliche Organisierung lasst sich ver-
deutlichen, dass die Betonung von Arbeitnehmerrechten als Menschen-
rechten den Blickwinkel erweitert: Das Recht selbst ist grundsitzlich und
einklagbar. Es muss durch den jeweiligen Staat gewahrleistet, geschiitzt
und geachtet werden. Der Staat verpflichtet die Unternehmen auf seinem
Territorium, dieses Recht zu achten. Auf der Grundlage dieses Rechts neh-
men Gewerkschaften ihre Aufgaben wahr und verhandeln ihre Anliegen
mit den jeweiligen Arbeitgebern. Wahrend Menschenrechte also grund-
satzlich das Recht auf gewerkschaftliche Organisierung garantieren, bezie-
hen sich die Aktivititen von Gewerkschaften stirker auf den Prozess, wie
Arbeitnehmerrechte durchgesetzt werden.
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3 Zur Relevanz privater Akteure fiir die Steuerung
und Regulierung der globalen Wirtschaft

In internationalen Debatten uber die Regulierung der globalen Wirtschaft
wurden die Menschenrechte in den letzten Jahrzehnten nur nach und nach
aufgegriffen. Zunichst stand die Frage im Vordergrund, wie Unternehmen
in angemessener Weise darauf festgelegt werden konnen, Sozial-, Umwelt-
und Menschenrechtsstandards einzuhalten, d.h. es ging um die Art der
Steuerung — verbindliche Regulierung der globalen Wirtschaft oder frei-
willige Selbstregulierung mit der Fokussierung auf Corporate Social Re-
sponsibility (CSR). Dies spiegelt sich nicht nur in den Debatten, sondern
auch in vielen internationalen Instrumenten wider, die im Kontext des Dis-
kurses Gber die Steuerung der globalen Wirtschaft ausgearbeitet wurden.
Dabei ist die Betonung von Freiwilligkeit ein wesentliches Merkmal dieser
Instrumente. Fir ein besseres Verstindnis der zunehmenden Bedeutung
privater Selbstregulierung soll zunichst auf die Auswirkungen der Globali-
sierung auf staatliche Regulierungskapazititen und Funktionen eingegan-
gen werden.

3.1 Veranderung staatlicher Regulierung

Ein Wandel von Staatlichkeit ist auch auf verinderte Strukturen durch
Globalisierungs- und Transnationalisierungsprozesse und deren Auswir-
kungen auf staatliche Regulierungsmoéglichkeiten zurtickzufithren: Wih-
rend bis Mitte des 20. Jahrhunderts staatliche Regulierung vor allem durch
Gesetze und deren Uberwachung im Vordergrund stand, lassen sich trans-
nationale Wirtschaftsaktivititen durch eine traditionell territorial ausge-
richtete staatliche Regulierung kaum mehr adiquat steuern (Scholte 2005).
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Hinzu kommt ein Rickzug des Staates sowohl durch Privatisierungsten-
denzen, beispielsweise bei der Bereitstellung offentlicher Giiter, als auch in-
folge eines politischen Wandels zugunsten neoliberaler Ansitze, bei denen
der Riickzug des Staates von seinen urspriinglichen Aufgaben politisch ge-
wollt ist. Die Privatisierung staatlicher Dienste und Funktionen verwischt
die Grenze zwischen offentlicher und privater Sphire. Zunehmend iber-
nehmen private Akteure auch eine Rolle bei der Bereitstellung 6ffentlicher
Gter, und von privaten Akteuren — vor allem Unternehmen — wird eine
Ubernahme von Verantwortung bei der Steuerung der globalen Wirtschaft
erwartet.

3.2 Neoliberale Ausrichtung in den Regulierungsdebatten

Bereits in den 1970er Jahren wurde auf internationaler Ebene iiber die Ver-
antwortung von Unternehmen in der globalen Wirtschaft diskutiert. Die
Debatte war Teil des Ringens der damaligen Entwicklungslinder um eine
neue Weltwirtschaftsordnung. 1972 traten die Entwicklungslinder bei der
dritten Konferenz der Vereinten Nationen fiir Handel und Entwicklung
(UNCTAD III) in Santiago de Chile erstmals mit der Forderung nach einer
neuen Weltwirtschaftsordnung an die Offentlichkeit. 1974 verabschiede-
te die UN-Generalversammlung die Erklarung tber die Errichtung einer
neuen internationalen Wirtschaftsordnung. Bestandteile dieser Ordnung
sollten unter anderem giinstigere Bedingungen in der Rohstoffpolitik und
im internationalen Handel sowie eine verstirkte Industrialisierung und
allgemeine Schuldenentlastung fiir Entwicklungslander sein. Zudem ging
es diesen Lindern auch um die Regulierung transnationaler Konzerne.
Entsprechend wurde im gleichen Jahr die United Nations Commission on
Transnational Corporations mit dem Auftrag errichtet, einen verbindlichen
Verhaltenskodex fiir diese Unternehmen auszuarbeiten. Das dieser Kom-
mission angegliederte United Nations Centre on Transnational Corporations
(UNCTC) legte 1979 einen Entwurf fiir ein solches Instrument vor. Die Pri-
vatwirtschaft lehnte den Vorschlag strikt ab, was unter anderem in der har-
schen Kritik der International Chamber of Commerce (ICC) zum Ausdruck
kam (Paul 2001). Neben der Diskussion im Kontext der Vereinten Nationen
betonten auch andere internationale Organisationen wie ILO oder OECD
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in den 1970er Jahren die Notwendigkeit, Regeln fir transnational agieren-
de Unternehmen vorzugeben.

Im Unterschied zu friiheren Jahrzehnten lehnten in den 1980er Jah-
ren viele Regierungen aus Landern des globalen Siidens wegen befiirch-
teter Wettbewerbsnachteile eine verbindliche Regulierung fiir die globale
Wirtschaft ab. Der Liberalisierungskurs in Lindern des globalen Siidens
wurde verstarkt durch die Politik der Weltbank, die mit ihren Struktur-
anpassungsprogrammen die Wirtschaft dieser Lander weiter fiir den Welt-
marke offnete und die Privatisierung ganzer Sektoren, beispielsweise des
Bergbaus, vorantrieb. In den Debatten tber die Regulierung der globalen
Wirtschaft konnten sich vor allem Vorstellungen durchsetzen, die eine
grundsitzliche Uberlegenheit der Selbstregulierungskrifte des Marktes
gegenuber staatlichen Eingriffen betonten. Der einzelne Staat und auch
die internationale Staatengemeinschaft sollten sich dementsprechend vor
allem auf die ordnungspolitische Rahmensetzung beschrinken.

1992 lasst sich als Wendepunkt im Diskurs tber die politische Steue-
rung der globalen Wirtschaft begreifen (Haufler 2003, S. 242). In diesem
Jahr loste der damalige UN-Generalsekretir Boutros Boutros-Ghali das
United Nations Centre on Transnational Corporations (UNCTC) auf. Er mach-
te damit auch den Weg frei fir eine engere Zusammenarbeit zwischen den
Vereinten Nationen und dem Privatsektor. Die Konferenz der Vereinten
Nationen fir Umwelt und Entwicklung (UNCED), die 1992 in Rio de Ja-
neiro stattfand, die Internationale Konferenz der Vereinten Nationen zur
Entwicklungsfinanzierung 2002 in Monterrey und schlieflich der Welt-
gipfel fur nachhaltige Entwicklung, der ebenfalls 2002 in Johannesburg
stattfand, sind Ausdruck fir diese Anndherung zwischen UN und Privat
wirtschaft.

Zudem traten grofle Unternehmen auf dem Umweltgipfel in Rio de
Janeiro erstmals als eigenstindige Akteure bei internationalen Verhand-
lungen auf, d.h. sie beschrankten sich nicht mehr darauf, im Hintergrund
durch Lobbyarbeit Einfluss zu nehmen. Dabei nutzten Unternehmen die
Rio-Konferenz vor allem als Plattform, um ein verbindliches internatio-
nales Regelwerk fiir die globale Wirtschaft in Bezug auf Umweltbelange
abzuwenden. Zwar bekannte sich der Privatsektor 6ffentlich zu interna-
tionalen Normen und zur sozialen und ékologischen Verantwortung fiir
die Ausgestaltung der Globalisierung auf freiwilliger Basis, aber praktisch
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setzte Rio internationalen Bemihungen fiir eine verbindliche Regulierung
der globalen Wirtschaft im Umweltbereich zunichst ein Ende.

Ein wichtiges Merkmal von Regulierung unter den Bedingungen von
Globalisierung und Transnationalisierungsprozessen ist somit die gestiege-
ne Bedeutung privater Steuerung, die staatliche Regulierung erginzt und
in Teilbereichen auch ersetzt. Typisch sind hierbei Verfahren der Selbst-
regulierung durch Unternehmen (Haufler 2006, S. 94). Zudem gewinnen
auch Formen der Co-Regulierung, also die Zusammenarbeit zwischen
Unternehmen und zivilgesellschaftlichen Akteuren in sogenannten Multi-
stakeholder-Initiativen, an Bedeutung (Fransen 2012; Utting 2005). In der
Politikwissenschaft, aber auch den Wirtschaftswissenschaften riicken der-
artige Formen der Steuerung in der Diskussion tiber Global Governance in
den Vordergrund (Ruggie 2014; Keohane 2005).

Anzumerken ist, dass in den fiir die Privatwirtschaft wichtigen Berei-
chen Handel und Investitionen weiterhin verbindliche internationale und
staatliche Regulierung tiberwiegen. Dies zeigt sich beispielsweise bei der
Welthandelsorganisation (WTO) oder auch dem Schutz von Investoren
in bilateralen Investitionsschutzabkommen (BITs). Somit existieren zwel
rechtliche Standards, nimlich verbindliche Regeln, die vor allem die Rech-
te von Unternechmen aus OECD-Liandern schiitzen sollen, und weiches
Recht (»soft law«), das fiir die Steuerung sozialer und 6kologischer Belange
entwickelt wurde. Diese Zweiteilung bei den Rechtsnormen erzeugt in vie-
len Landern und Politikfeldern Regulierungsliicken mit negativen Folgen.
Belege hierfiir sind extrem niedrige Lohne, die Verweigerung des Rechts
auf gewerkschaftliche Organisierung, die Ausweitung des informellen Sek-
tors oder auch die Missachtung von Umweltstandards in vielen Liandern
des globalen Studens. Die Frage ist, inwieweit solche Regulierungsliicken,
sogenannte »governance gaps«, durch die Ubertragung der Verantwortung
auf transnational agierende Konzerne gemildert oder gar geschlossen wer-
den konnen (Fuchs 2005).

3.2.1 CSR als Governance-Prinzip

Gegen den neoliberalen Kurs in der wirtschaftlichen Globalisierung hat
sich in den letzten Jahrzehnten die immer schiarfer werdende Kritik einer
zunehmend transnational vernetzten Antiglobalisierungsbewegung gerich-
tet. Neben lokalen Protesten in vielen Entwicklungslindern formierte sich
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1997 auch Widerstand gegen den Entwurf der OECD fiir ein Multilaterales
Investitionsschutzabkommen (MAI), das die bilateralen Investitionsschutz-
abkommen (BITs) durch ein einheitliches Vertragswerk ablosen sollte und
weitgehende Rechte fir transnationale Konzerne vorsah. Anlisslich der
WTO-Ministerkonferenz in Seattle Ende 1999 kam es zu gewalttatigen Aus-
einandersetzungen zwischen Globalisierungsgegnern und der Polizei, und
die Konferenz wurde abgesagt. In der Weltoffentlichkeit geriet der neolibe-
rale Kurs der wirtschaftlichen Globalisierung durch solche Auseinander-
setzungen unter Legitimierungsdruck. Angesichts der Missstinde in den
Fabriken vieler Produktionslinder wurde und wird die Betonung von pri-
vatwirtschaftlicher Selbstregulierung mittels unternehmensinterner Verhal-
tenskodizes als addquate Form der Steuerung der globalen Wirtschaft infra-
ge gestellt (Blowfield/Frynas 2005; Blowfield 2007; Wills/Hale 2005).

Vor dem Hintergrund einer wachsenden Kritik am Kurs der Globali-
sierung betonte der Privatsektor sein eigenes Bekenntnis zur sozialen und
okologischen Verantwortung fiir die Ausgestaltung der Globalisierung auf
freiwilliger Basis, also zu CSR. Diese Agenda der Privatwirtschaft wurde
durch CSR-Strategien nationaler Regierungen, durch die UN sowie inter-
nationale und bilaterale Entwicklungsorganisationen aufgegriffen und
verstirkt (Brammer/Jackson/Matten 2012). Auch Regierungen in Partner-
landern bekannten sich zunehmend zu CSR, weil sie sich dadurch Wettbe-
werbsvorteile bei der Einwerbung auslandischer Direktinvestitionen und
Entwicklungsgelder versprachen.

Waihrend die deutschen Gewerkschaften CSR zunichst kritisch gegen-
tiberstanden (u.a. DGB 2009b), will der DGB heute die CSR-Agenda fiir ge-
werkschaftliche Anliegen nutzen. Dabei wird allerdings an der Forderung
festgehalten, auf internationaler Ebene einen verbindlichen Ordnungs-
rahmen zu schaffen, der soziale, 6kologische und wirtschaftliche Ziele
gleichstellt. Aber es wird auch eingerdumt, dass freiwillige CSR-Konzepte
nationale, europiische und internationale Rechtsvorschriften und Tarifver-
einbarungen erginzen konnen. Der DGB erkennt auch die Potenziale von
CSR fiir transnationale Governance an, wenn er schreibt:

»Besonders der nicht-nationalstaatlich regulierte Bereich globalen Wirtschaftens
kann durch CSR-Regeln gestaltet werden. Dies setzt jedoch die Einhaltung inter-
nationalen Rechts wie beispielsweise die Einhaltung der ILO-Kernarbeitsnormen
voraus.« (DGB 2012, S. 1)
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In der politikwissenschaftlichen Diskussion geht es vor allem um die Re-
levanz von CSR im Kontext des Bedeutungszuwachses privater Steuerung
(Brammer/Jackson/Matten 2012; Fransen 2012; Hamm 2013; Kinderman
2012). So verstehen Brammer et al. CSR als eine Institution von transnatio-
naler Governance, wobei Institutionen auf der globalen Ebene die Praktiken
und Strategien transnationaler Konzerne und auch lokaler Unternehmen
beeinflussen (Brammer/Jackson/Matten 2012, S. 3). Solche Institutionen
entstehen auf der Grundlage (halb) privater und 6ffentlicher Regulierung;
als Beispiele fithren die Autoren den Global Compact (Kapitel 3.3.1) und
ISO 26000 (Schmiedeknecht 2011, S. 177) an. Auch Verhaltenskodizes,
deren Einhaltung transnationale Konzerne ihren Zulieferern haufig als
Voraussetzung fiir Geschiftsbeziehungen abverlangen, sind Ausdruck von
transnationaler Governance. Haufig wird die Einhaltung solcher Kodizes
durch transnationale Akteure, beispielsweise Consultants oder auch Mul-
tistakeholder-Initiativen wie Social Accountability International (SAl) oder
die Fair Labor Association (FLA) tuberwacht. Instrumente fir ein solches
Monitoring konnen Audits und Zertifizierungen sein.

3.2.2 Zur Bedeutung von Multistakeholder-Initiativen

Ein wichtiger Governance-Modus, der im Kontext von CSR an Bedeutung
gewonnen hat, bezieht sich auf die kooperative Steuerung verschiedener
Akteure fir ein gemeinsames Anliegen. Eine solche Co-Regulierung kann
unterschiedliche Formen annehmen. Vielfach sind es Multistakeholder-Ini-
tiativen, deren Zahl seit den spaten 1990er Jahren stark angewachsen ist.
Weil in solchen Initiativen Unternehmen und zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen kooperieren, werden diese Ansitze auch als »civil regulation«
bezeichnet. Diese wird als moglicher dritter Weg gesehen, um Grenzen
staatlicher Regulierung und privatwirtschaftlicher Selbstregulierung zu
tiberwinden (Utting 2002; Vogel 2006). Luc Fransen definiert Multistake-
holder-Initiativen als

»a universe of initiatives in which the expertise, skills and finance of non-profit
and for-profit organizations are pooled. [...] we can identify these multi-stake-
holder initiatives as initiatives governing social and/or environmental standards
of production« (Fransen 2012, S. 166).
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Neben dem Anliegen nach Effizienz und Effektivitit sollen Multistakehol-
der-Initiativen durch die Einbindung zivilgesellschaftlicher Akteure mog-
liche Legitimitatsdefizite privatwirtschaftlicher Selbstregulierung tber-
winden. Fransen nennt drei Griinde, warum Multistakeholder-Initiativen
gegeniber rein privatwirtschaftlich organisierten Initiativen legitimer sein
kénnen, nimlich ihre Nichtausgrenzung (»inclusiveness«), ihre auf Exper-
tise basierende Effektivitit (»expertise-based effectiveness«) und schlielich
ihre Verfahrensgerechtigkeit (»procedural fairness«). Beispiele fiir Multista-
keholder-Initiativen, die transnational aktiv sind, sind die Ethical Trading
Initiative (ETI), die Fair Labor Association (FLA), die Fair Wear Foundation
(FWF) oder auch Social Accountability Initiative (SAl; Fransen 2012, S. 169).
Grundlage fiir die Arbeit vieler Multistakeholder-Initiativen sind jeweils
eigene Verhaltenskodizes, zu denen sich die Mitgliedsunternehmen beken-
nen. Thre Einhaltung wird durch verschiedene Verfahren, beispiclsweise
Audits, tberwacht.

Doch Multistakeholder-Initiativen stehen aus verschiedenen Griinden
auch in der Kritik. So wird die Machtasymmetrie einiger Initiativen kri-
tisiert. Es bestehe die Gefahr, dass die Beteiligung zivilgesellschaftlicher
Akteure lediglich Legitimationszwecken diene (Levy/Newell 2005). Doro-
thea Baur und Hans Peter Schmitz warnen davor, dass zivilgesellschaftliche
Akteure durch die Einbindung in solche Organisationen kooptiert werden
und ihr kritisches Potenzial verlieren konnten (Baur/Schmitz 2012). Ein
weiterer Vorbehalt richtet sich gegen die zu schwache Beteiligung von Ak-
teuren aus dem globalen Stiden.

Trotz dieser Einwinde konnen Multistakeholder-Initiativen auch fir
Gewerkschaften eine Option darstellen, vor allem um gemeinsame Anlie-
gen von Gewerkschaften und NGOs auf politischer Ebene durchzusetzen.
Ein Beispiel hierfiir ist der Multistakeholder-Prozess fiir die Erarbeitung
des Nationalen Aktionsplans der Bundesregierung zur Umsetzung der UN-
Leitprinzipien in Deutschland (Kapitel 5.3). Die Beteiligung an Multistake-
holder-Initiativen kann dartber hinaus angesichts fehlender oder schwa-
cher Gewerkschaften in einigen Produktionslindern eine Moglichkeit
darstellen, um dort Arbeitnehmerrechte zu stirken. Ein Beispiel hierfir ist
die Fair Wear Foundation (FWF), an der auch die Clean Clothes Campaign
(CCC) beteiligt ist. Zu den Mitgliedern dieser Kampagne zihlen auch Ge-
werkschaften (Kapitel 7.2.4).
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3.3 Internationale Instrumente
zur Steuerung der globalen Wirtschaft

Im Folgenden werden zwei internationale Initiativen, die z.T. auf CSR
aufbauen und weitgehend die Norm der Freiwilligkeit betonen, kurz vor-
gestellt: der Global Compact als internationale Initiative der Vereinten
Nationen und die OECD-Leitsatze fur multinationale Unternehmen, die
aufgrund eines eigenen Menschenrechtskapitels und eines etablierten Be-
schwerdemechanismus als besonders bedeutsam gelten. Beide Instrumente
sind auch relevant fiir die Umsetzung der UN-Leitprinzipien.

3.3.1 Der Global Compact

Das Zustandekommen des Global Compact als Pakt zwischen den Verein-
ten Nationen und der Privatwirtschaft im Jahr 2000 geht wesentlich auf
das Betreiben privatwirtschaftlicher Akteure zuriick (Paul 2001). Der Glo-
bal Compact ist kein Verhaltenskodex, sondern als freiwilliges Lern- und
Diskussionsforum konzipiert. Der Pakt basiert auf zehn Prinzipien, die sich
aus der Allgemeinen Erklirung der Menschenrechte, der »Dreigliedrigen
Grundsatzerklarung tiber multinationale Unternehmen und Sozialpolitik«
der ILO und der Rio-Erklarung tiber Umwelt und Entwicklung ableiten.

Die zehn Prinzipien des Global Compact

1. Unternehmen sollen den Schutz der internationalen Menschenrechte
unterstitzen und achten.

2. Unternehmen sollen sicherstellen, dass sie sich nicht an Menschen-
rechtsverletzungen mitschuldig machen.

3. Unternehmen sollen die Vereinigungsfreiheit und die wirksame An-
erkennung des Rechts auf Kollektivverhandlungen wahren.

4. Unternehmen sollen fir die Beseitigung aller Formen von Zwangs-
arbeit eintreten.

5. Unternehmen sollen fir die Abschaffung von Kinderarbeit eintreten.

6. Unternehmen sollen fiir die Beseitigung von Diskriminierung bei An-
stellung und Erwerbstitigkeit eintreten.

7. Unternechmen sollen im Umgang mit Umweltproblemen dem Vorsor-
geprinzip folgen.
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8. Unternchmen sollen Initiativen ergreifen, um groferes Umweltbe-
wusstsein zu fordern.

9. Unternehmen sollen die Entwicklung und Verbreitung umweltfreund-
licher Technologien beschleunigen.

10. Unternehmen sollen gegen alle Arten der Korruption eintreten, ein-
schlielich Erpressung und Bestechung.

Als Lernforum dient der Global Compact dem Austausch von Erfahrun-
gen, die sich im Idealfall als »gute Praxis« verallgemeinern lassen. Sachge-
sprache (»policy dialogues«) dienen der Beratung tiber Herausforderungen
und problematische Situationen, denen sich Unternehmen gegeniiberse-
hen. So war das Thema »Wirtschaft und Menschenrechte« in den letzten
Jahren ein wichtiges Anliegen, das mittels verschiedener Formate (z.B.
Schulungen) und Handreichungen bearbeitet wurde.

2003 wurde fiir Unternehmen eine Pflicht zur Berichterstattung, die
sogenannten Fortschrittsmitteilungen (»Communications on Progress,
CoPs), als Bestandteil der Integrititsmafnahmen des Global Compact
eingefiihrt. Sie sollen dazu beitragen, die Glaubwiirdigkeit der Initiative
sicherzustellen. Unternehmen miissen nach einem Jahr Mitgliedschaft in
der Initiative erstmals und dann einmal im Jahr auf der Internetseite des
Global Compact tber den Stand der Umsetzung der zehn Prinzipien, die
dabei erzielten Fortschritte und die Erfahrungen berichten. Hierbei ist
eine Einbindung der Arbeitnehmerschaft méglich, aber nicht grundsicz-
lich vorgesehen.

2014 verfugte der Global Compact iber Netzwerke in 101 Lindern.
Trotz seiner Bekanntheit war die Beteiligung Ende 2015 mit rund 8.000
Unternehmen weltweit noch immer gering, wenn man die Zahl von mehr
als 80.000 transnationalen Konzernen als MafSstab zugrunde legt. Der Glo-
bal Compact ist auch eine Multistakeholder-Initiative, weil neben Unter-
nehmen weitere Akteure Mitglieder sind, beispielsweise Stadte, zivilgesell-
schaftliche Organisationen wie Germanwatch in Deutschland und auch
Gewerkschaften wie IndustriALL Global Union.

Wegen seines freiwilligen Charakters stand der Global Compact zu-
nichst bei vielen NGOs und Gewerkschaften in der Kritik. Vor allem die
zunichst mangelnde Uberwachung und nahezu fehlende Sanktionsmecha-
nismen bei Nichteinhaltung einer sehr begrenzten Berichtspflicht machten
diese Initiative umstritten (Hahn 2008). Doch durch die Unterstitzung
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der UN, nationaler Regierungen und grofier Konzerne konnte der Global
Compact seine Position stirken; hinzu kam die Prominenz des Diskurses
tiber die Verantwortung von Unternehmen in der globalen Wirtschaft.
Heute gilt der Pake als wichtiger Akteur und Multiplikator.

Mehrere nationale Global-Compact-Netzwerke haben Handlungsleit-
faden erstellt, unter anderem auch fiir die Umsetzung der UN-Leitprinzipi-
en. So war es das Deutsche Global Compact Netzwerk, das die UN-Leitprinzi-
pien fir Wirtschaft und Menschenrechte aus dem englischen Original ins
Deutsche tibersetzen lief§ (Deutsches Global Compact Netzwerk 2014). Da-
riber hinaus hat es Leitfaden zur Umsetzung der Anforderungen der UN-
Leitprinzipien in Unternehmen veroffentlicht (Deutsches Global Compact
Netzwerk 2011; Deutsches Global Compact Netzwerk/twentyfifty/Deut-
sches Institut fir Menschenrechte 2012; Deutsches Global Compact Netz-
werk/twentyfifty 2015).

3.3.2 Die OECD-Leitsatze fiir multinationale Unternehmen

Die OECD-Leitsitze fiir multinationale Unternehmen sind Bestandteil der
OECD-Erklarung tber internationale Investitionen und multinationale
Unternehmen und giiltig fiir alle derzeit 34 OECD-Mitgliedslinder und
fir weitere zwolf Staaten, die der Erklarung beigetreten sind (»adhering
states«)'. Die Leitsitze stellen Empfehlungen der teilnehmenden Regierun-
gen an die Unternehmen dar, wobei Letztere die Hauptverantwortung fiir
deren Einhaltung tragen.

Die OECD-Leitsitze fir multinationale Unternehmen wurden seit
ihrer Verkiindung im Jahr 1976 mehrfach tberarbeitet. Bei der letzten Re-
vision im Jahr 2011 wurden langjihrige Forderungen der Gewerkschaften
und weiterer zivilgesellschaftlicher Akteure beriicksichtigt. Hierzu zihlen
die ubergreifende operative Sorgfaltspflicht fiir die Lieferkette, die Stir-
kung der Verantwortung fiir die Einhaltung der Menschenrechte durch
die Aufnahme eines Menschenrechtskapitels — eine Anderung, die direktes
Resultat der UN-Leitprinzipien ist — und die gewerkschaftlich besonders

1 | Im Mai 2016 waren die zwolf »adhering states«: Agypten, Argentinien, Brasi-
lien, Costa Rica, Jordanien, Kolumbien, Lettland, Litauen, Marokko, Peru, Ruma-
nien und Tunesien (http:/mneguidelines.oecd.org/oecddeclarationanddecisions.
htm; Abruf am 24.5.2016).
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relevanten Fragen nach gerechter Entlohnung in transnationalen Unter-
nehmen weltweit (DGB 2011). Die revidierten Leitsitze umfassen folgende
Themen:

OECD-Leitsatze fiir multinationale Unternehmen

Begriffe und Grundsitze

Allgemeine Grundsitze

Offenlegung von Informationen

Menschenrechte

Beschiftigung und Beziehungen zwischen den Sozialpartnern
Umwelt

NN A =

Bekdmpfung von Bestechung, Bestechungsgeldforderungen und Schmier-
gelderpressung

8. Verbraucherinteressen

9. Wissenschaft und Technologie

Eine groflere Verbindlichkeit erhalten die OECD-Leitsitze durch die Ver-
pflichtung der Mitgliedslinder, die institutionelle und organisatorische
Durchfithrung der Leitsitze zu sichern. Hierfiir miissen die jeweiligen
Regierungen Nationale Kontaktstellen (NKS) einrichten, die bei Nichtein-
haltung der Leitsatze auch Beschwerden entgegennehmen. Nationale Kon-
taktstellen sollen dabei den Sachverhalt prifen und ggf. zu einem Gespriach
zwischen Unternehmen und Beschwerdefithrern einladen. Beschwerden
konnen von allen »interessierten Parteieng, d. h. auch Gewerkschaften und
NGOs eingereicht werden. Die Kontaktstellen sind allerdings lediglich Be-
schwerdeinstanzen ohne exekutive Kompetenzen. Am besten lassen sie
sich wohl als Schiedsstellen oder Vermittlungsinstanzen beschreiben.

Viele der existierenden Nationalen Kontaktstellen gelten bei Kritikern
als zu zdgerlich bei der Bearbeitung von Beschwerden. Dieser Vorwurf
wird trotz einiger Fortschritte* auch gegentiber der deutschen Nationalen
Kontaktstelle erhoben, die beim Bundesministerium fir Wirtschaft und
Energie angesiedelt ist. So bemangelt das zivilgesellschaftliche Netzwerk fiir
Unternehmenverantwortung CorA die institutionelle Verankerung im Wirt-
schaftsministerium und drangt auf eine stirkere Unabhingigkeit der deut-
schen Kontaktstelle.

2 | Interview mit Vertretern von Brot fiir die Welt, 2.7.2015.
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Grundsitzlich fordern zivilgesellschaftliche Akteure von der deutschen
Regierung, dass sie die Einhaltung der Leitsitze gegentiber Unternehmen
starker berprift und einfordert. Speziell wird eine Verpflichtung zur Ein-
haltung der Leitsitze dann gefordert, wenn Unternehmen 6ffentliche Mit-
tel, beispielsweise bei Exportkredit- und Investitionsgarantien in Anspruch
nehmen. Auch die Vergabepolitik bei der 6ffentlichen Beschaffung sollte
eine Verpflichtung zur Einhaltung der Leitsitze enthalten (Knopf et al.
2013, S. 15).

3.4 Zur Bewertung von privater Governance

Diskussionen iber die angemessene Steuerung der globalen Wirtschaft
haben vor allem seit den frithen 1990er Jahren an Dynamik zugelegt. Zu-
nachst wurde das Bekenntnis der Privatwirtschaft, Standards einzuhalten,
durch viele zivilgesellschaftliche Akteure als blofes Lippenbekenntnis in-
frage gestellt und dabei auf doppelte Standards verwiesen: einerseits posi-
tive Selbstdarstellung und andererseits Geschiftspraktiken, die nicht in
Einklang mit Umwelt- und Sozialstandards stehen. Doch auch die Gover-
nance-Leistung von CSR steht in der Kritik. Viele Autoren bezweifeln, dass
durch CSR-Strategien eine tatsichliche Verbesserung der Lage Betroffener
bewirke wird (Wills/Hale 2005; Blowfield 2007; Blowfield/Frynas 2005).
Jenseits konkreter Vorbehalte sind Kritiker — insbesondere zivilgesell-
schaftliche Akteure, aber auch Wissenschaftler (Vogel 2006) — skeptisch
hinsichtlich des Potenzials privater Steuerung zur Schliefung von Regu-
lierungsliicken. Sie fordern eine verbindliche Regulierung fiir die globale
Wirtschaft und wollen CSR nur komplementar verstehen. Eine verbindli-
che Regulierung wird auch als Voraussetzung verstanden, um gleiche Wett-
bewerbsbedingungen (»level playing field«) in der globalen Wirtschaft her-
zustellen. In der folgenden Vorstellung der UN-Leitprinzipien (Kapitel 4)
soll auch hinterfragt werden, ob mit diesem Instrument eine solche Kom-
plementaritit von unterschiedlichen Formen der Steuerung gelingen kann.
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4 Die UN-Leitprinzipien
fiir Wirtschaft und Menschenrechte

Teilweise als Kritik an Corporate Social Responsibility (CSR) und dem
Trend zur Selbst- und Co-Regulierung forderten zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen in den 1990er Jahren zunehmend, dass der Privatsektor eine
eigenstandige Verantwortung fiir die Menschenrechte tibernehmen solle.
Die Hoffnung war, dass ein solcher auf den Menschenrechten basierender
Ansatz dem eher fragmentarischen Herangehen von CSR entgegenwirken
konne (Horrigan 2010).

4.1 Hintergrund: Die UN-Normen

Auch auf UN-Ebene entwickelten sich Aktivititen zur Bestimmung der
menschenrechtlichen Verantwortung von Unternehmen, und 1998 wurde
eine Expertengruppe mit der Ausarbeitung der sogenannten UN-Normen
(»Norms on the Responsibility of Transnational Corporations and Other
Business Enterprises with Regard to Human Rights«) beauftragt. Wahrend
die UN-Normen die herausragende Bedeutung der Staatenpflichten fiir die
Menschenrechte betonten, strebten sie zugleich eine verbindliche Verant-
wortung der Privatwirtschaft fiir die Menschenrechte innerhalb ihrer Ein-
flusssphire an. So heifst es in Artikel 1 der UN-Normen, dass

»[ilnnerhalb ihres jeweiligen Tatigkeits- und Einflussbereichs [...] transnationale
Unternehmen und andere Wirtschaftsunternehmen verpflichtet [sind], die im V6l-
kerrecht wie im innerstaatlichen Recht anerkannten Menschenrechte zu fordern,
ihre Einhaltung zu sichern, sie zu achten, ihre Achtung zu gewahrleisten und sie zu
schiitzen, einschlieflich der Rechte und Interessen indigener Volker und anderer
schwicherer Gruppen.« (Deutsche Gesellschaft fir die Vereinten Nationen 2004)
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Die UN-Normen wurden 2003 durch die damalige UN-Menschenrechts-
kommission zurlickgewiesen, aber das Anliegen blieb auf der internatio-
nalen Agenda und mindete in die Schaffung der Position eines Sonder-
beauftragen des UN-Generalsekretérs fir dieses Thema. 2005 wurde der
Harvard-Professor John Ruggie auf diesen Posten berufen. Bereits von 1997
bis 2001 war Ruggie fiir die Vereinten Nationen als Stellvertretender UN-
Generalsekretir, UN-Sonderbeauftragter und Chefberater des Generalse-
kretirs in strategischen Planungsangelegenheiten tatig gewesen.

4.2 Ruggies theoretischer Ansatz

Zum besseren Verstindnis sowohl des Prozesses, der zu den UN-Leitprin-
zipien fiihrte, als auch von deren Inhalt ist es hilfreich, Ruggies theoreti-
schen Hintergrund als Professor fiir Internationale Beziehungen und als
ausgewiesener Verfechter von Global Governance kurz darzulegen.

In den 1980er Jahren wurde Ruggie durch sein Konzept des »embedded
liberalism« bekannt, mit dem er die Wirtschaftsordnung nach dem Zweiten
Weltkrieg beschreibt. Darunter versteht er die MaRigung liberalisierter Marke-
krafte durch die Einbettung in eine soziale Gemeinschaft (Ruggie 1982). Als
Kennzeichen des »embedded liberalism« hob Ruggie damals den Multilate-
ralismus und das Streben der Staaten nach innerer Stabilitat hervor (Ruggie
1982, S. 393). Vor dem Hintergrund der voranschreitenden wirtschaftlichen
Globalisierung in den 1990er Jahren zeigte sich Ruggie aber zunehmend skep-
tisch, ob dieser Kompromiss dauerhaft aufrechtzuerhalten sei (Ruggie 1997).
Als grundlegendes Problem identifizierte er sogenannte »governance gaps«
oder Regulierungsliicken, die durch transnationale Konzerne entstanden
seien (Ruggie 2004, S. 503). Demnach konnten transnationale Konzerne als
nicht territorial gebundene Einheiten nicht allein durch nationale Regulie-
rung oder Multilateralismus gesteuert werden. Somit stelle sich die Herausfor-
derung, wie der »embedded liberalism« durch Global Governance, also durch
gemeinsame Anstrengungen verschiedener Akteure — Staaten, internationale
Organisationen, zivilgesellschaftliche Akteure und Unternehmen — auf die
globale Ebene tibertragen werden kann (Ruggie 2003). Bei seinen Uberlegun-
gen greift Ruggie auch auf sozialkonstruktivistische Auffassungen zurtck,
indem er den Einfluss von Ideen und Normen in der Weltpolitik hervorhebt
(Ruggie 1998). Diese Auffassung spiegelt sich nicht zuletzt in der Konzeptuali-
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sierung des Global Compact als Dialog- und Lernforum wider (Kapitel 3.3.1),
die wesentlich auf den Einfluss von Ruggie zuriickzufithren sein diirfte.

In einem neueren Aufsatz beschreibt Ruggie den Prozess, der zu den
UN-Leitprinzipien fir Wirtschaft und Menschenrechte fiithrte (Ruggie
2014). Er betont, dass aufgrund der zunehmenden Regime-Komplexitit und
Fragmentierung des Volkerrechts in spezialisierte Spharen kaum Chancen
fiir ein geschlossenes oder in sich kohirentes Governance-Regime bestiin-
den. Stattdessen seien vor allem Ansitze einer polyzentrischen Governance
far die Steuerung der Weltwirtschaft erfolgversprechend.

Diese Auffassungen Ruggies spiegeln sich in seiner Arbeit als Sonderbeauf-
tragter fiir Wirtschaft und Menschenrechte wider. So wird der mehrjahrige Pro-
zess fiir die Ausarbeitung der UN-Leitprinzipien, der als breiter Multistakehol-
der-Prozess angelegt war, vielfach als gelungene Praxis von Global Governance
beschrieben (z.B. Aarenson/Higham 2013). Wichtige inhaltliche Elemente der
Leitprinzipien wie der »smart mix« unterschiedlicher Formen der Steuerung —
einerseits verbindliche Regulierung durch menschenrechtliche Staatenpflich-
ten und andererseits freiwillige Selbstregulierung und Co-Regulierung — und
nicht zuletzt auch die Einbindung verschiedener Akteure in die Verantwor-
tung fir die Ausgestaltung der globalen Wirtschaft reflektieren Ruggies Auf
fassung von polyzentrischer Governance. Dies zeigt sich auch am Inhalt der
UN:-Leitprinzipien. Kritische Ansatze, die beispielsweise stirker die Macht
transnationaler Konzerne betonen und deshalb eine verbindliche Regulierung
der globalen Wirtschaft fordern, treten in Ruggies Ansatz in den Hintergrund.

4.3 Zum Inhalt der UN-Leitprinzipien
fiir Wirtschaft und Menschenrechte

Die UN-Leitprinzipien basieren auf dem Rahmenwerk »Protect, Respect
and Remedyx, das John Ruggie dem UN-Menschenrechtsrat 2008 vorlegte.
Sie umfassen drei Saulen, namlich

1. die Pflicht des Staates, Menschenrechte zu schiitzen,

2. die Verantwortung von Unternehmen fir die Achtung der Menschen-
rechte und

3. den Zugang zu Rechtshilfe und Wiedergutmachung fiir Opfer durch
Beschwerdemechanismen und Entschadigung.
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Die Diskussion dieser drei Sdulen in den UN-Leitprinzipien erfolgt jeweils
durch die Unterscheidung in grundlegende und operative Prinzipien. Ins-
gesamt beinhalten die UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschen-
rechte 31 Einzelprinzipien mit entsprechenden Kommentaren. 2014 ver-
offentlichte das Biro des UN-Hochkommissariats fiir Menschenrechte die
Broschire »Frequently asked questions about the guiding principles on
business and human rights« (United Nations Human Rights Office of the
High Commissioner 2014). Darin wird der Charakter der UN-Leitprinzipi-
en eingehend erldutert, und es werden Ausfithrungen zu den drei Sdulen
gemacht.

4.3.1 Staatliche Schutzpflicht

Als erste Sdule in den Leitprinzipien hat die Pflicht des Staates zum Schutz
der Menschenrechte aus zwei Griinden eine herausragende Stellung inne:
Zum einen betonen die Leitprinzipien, dass die hauptsichliche Verpflich-
tung fir die Menschenrechte nach wie vor bei den Staaten liegt; zum ande-
ren wird aufgezeigt, dass Unternechmen Rahmenbedingungen benétigen,
damit sie ihrer menschenrechtlichen Verantwortung nachkommen (kon-
nen). Fir die Schaffung dieser Rahmenbedingungen ist auf nationaler Ebe-
ne der Staat verantwortlich.

Séule 1: Staatliche Schutzpflicht

Grundlegende Prinzipien

« Staatliche Schutzpflicht in Bezug auf Unternehmensaktivititen (Leit-
prinzip 1)

+ Reichweite dieser Schutzpflicht (Leitprinzip 2)

Operative Prinzipien

« Allgemeine regulierende und grundsatzpolitische Aufgaben des Staates
(Leitprinzip 3)

+ Nexus von Staat und Wirtschaft (Leitprinzipien 4-6)

« Unterstiitzung der Achtung der Menschenrechte durch Unternehmen
in von Konflikten betroffenen Gebieten (Leitprinzip 7)

+ Gewihrleistung von Politikkohirenz (Leitprinzipien 8-10)
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Als Teil der grundlegenden Prinzipien erlautert Lestprinzip 1 die staatliche
Schutzpflicht in Bezug auf Unternehmen. Diese fordert vom Staat, dafiir
Sorge zu tragen, dass Menschenrechtsverstoffe durch Dritte, also auch
durch Unternehmen, verhindert sowie begangene Verstofse aufgeklart und
geahndet werden.

Leitprinzip 2 behandelt die Reichweite der geforderten Mafnahmen
und betont die Zustandigkeit des Staates fiir Unternehmen auf dem eige-
nen Hoheitsgebiet bzw. unter der eigenen Jurisdiktion. Ausfihrungen zur
extraterritorialen staatlichen Schutzpflicht werden in den UN-Leitprinzipi-
en eher zurtickhaltend formuliert. Hier wird zwischen der Reichweite (bei-
spielsweise Einsatz der OECD-Leitsitze fiir multinationale Unternehmen
bei der Forderung von Auslandsinvestitionen) und extraterritorialer Rechts-
setzung und -durchsetzung (beispielsweise Strafverfolgung) unterschieden.

Bei den operativen Prinzipien behandelt Lestprinzip 3 relevante The-
men, die der Staat zur Wahrnehmung seiner Schutzpflicht bertcksichtigen
soll. Hierzu zahlt neben der Durchsetzung bestehender Rechtsvorschriften,
beispielsweise Antidiskriminierungs- und Arbeitsgesetze, auch, diese vor
dem Hintergrund menschenrechtlicher Anforderungen ggf. anzupassen,
damit sie eine Unterstitzugn fir Unternechmen bei der Achtung der Men-
schenrechte darstellen. Des Weiteren sollen Staaten wirksame Handlungs-
anleitungen zur Achtung der Menschenrechte (einschlieflich geeigneter
Methoden) fiir Unternehmen bereitstellen. Schlie€lich geht es darum, dass
der Staat Unternehmen veranlasst, ihre Maffnahmen fiir die Achtung der
Menschenrechte auch gegeniiber Stakeholdern adiquat zu kommunizieren.

Leitprinzip 4 widmet sich der Verbindung zwischen Staat und Wirt-
schaft. Dabei geht es neben der unmittelbaren Verantwortung fir staat-
liche Unternehmen besonders auch um die Forderung, die Vergabe von Ex-
portkrediten, Exportkredit- und Investitionsgarantien von der Einhaltung
menschenrechtlicher Kriterien abhangig zu machen. Ein weiteres Thema,
namlich die angemessene Aufsicht von Unternehmen, die urspriinglich
staatliche Dienstleistungen tibernehmen, wird in Lestprinzip 5 behandelt.
Leidtprinzip 6 schlielich fordert die Einbindung der Menschenrechte in die
offentliche Vergabepolitik.

Leitprinzip 7 verweist auf die besondere Gefihrdung der Menschen-
rechte in Konfliktgebieten, die haufig mit schwacher Staatlichkeit der so-
genannten Gaststaaten einhergeht. Deshalb ist hier der Heimatsstaat, in
dem ein Unternehmen seinen Hauptsitz hat, besonders gefordert. Er soll
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Unternehmen, die in Konfliktregionen titig sind, bei ihrem Bestreben, die
Menschenrechte zu achten und ihrer menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht
nachzukommen, durch entsprechende Maflnahmen beispielsweise bei der
Risikoabschatzung unterstiitzen. Bei der Verwicklung eines Unternehmens
in Menschenrechtsverletzungen und Verstof8e gegen die Menschenrechte
soll der Staat ggf. Sanktionsmaffnahmen ergreifen. Hierzu kann die Ver-
weigerung offentlicher Forderung zihlen.

Eine grundlegende Schwiche des bestehenden Menschenrechtsregimes
liegt darin begriindet, dass Menschenrechte haufig gegeniiber wirtschaft-
lichen und politischen Interessen eines Staates in den Hintergrund treten.
Deshalb stellt die Gewihrleistung von Politikkohédrenz gerade auch im
Kontext von Wirtschaft und Menschenrechten eine besondere Herausforde-
rung dar und wird in den Leztprinzipien 8-10 ausfiihrlich behandelt. Dabei
geht es sowohl um vertikale als auch um horizontale Koharenz. Vertikale
Kohirenz bezieht sich auf die Abstimmung von Strategien, Gesetzen und
Verfahren, damit Unternehmen staatlichen Verpflichtungen nachkommen.
Horizontale Kohirenz betont die Notwendigkeit der Abstimmung zwi-
schen Ministerien und weiteren staatlichen Institutionen auf unterschied-
lichen Ebenen, die auf das Verhalten von Unternehmen mit verschiedenen
Mafnahmen Einfluss nehmen. Eine solche Koharenz erfordert die Herstel-
lung eines entsprechenden Bewusstseins, beispielsweise durch Training der
verantwortlichen Akteure. Horizontale Kohérenz bezieht sich auch auf die
Zusammenarbeit zwischen Staaten, beispielsweise bei Investitionsabkom-
men. Hier miissen menschenrechtliche Verpflichtungen ebenfalls Eingang
finden. Dasselbe gilt fir die Kooperation in multilateralen Institutionen.
Die Staaten werden aufgerufen, international intensiver zu kooperieren,
um Menschenrechte vor Verstoffen durch Unternehmen zu schiitzen.

4.3.2 Menschenrechtliche Verantwortung von Unternehmen

Die Verantwortung des Unternehmens fiir die Achtung der Menschenrech-
te als zweite Sdule der UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschen-
rechte stellt eine Erweiterung des bisherigen Menschenrechtskonzeptes
dar. Die beiden Sdulen 1 und 2 erginzen sich und betonen mit den Staaten
und den Unternehmen die zentralen Akteure fir die Stirkung der Men-
schenrechte unter den Bedingungen der wirtschaftlichen Globalisierung.
Zugleich wird aber auch deutlich zwischen den beiden Akteuren unter-

54



Die UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte

schieden. Durch internationale Menschenrechtsvertrige haben Staaten die
Verpflichtung, die Menschenrechte zu achten, zu schiitzen und zu gewihr-
leisten, wihrend die menschenrechtliche Verantwortung von Unterneh-
men nicht durch das Volkerrecht geregelt wird (United Nations Human
Rights Office of the High Commissioner 2014, S. 28). Durch nationales
Recht, beispielsweise in der Verfassung verankerte oder gesetzliche Bestim-
mungen zum Streikrecht bzw. zur Organisationsfreiheit, kdnnen aber auch
fur Unternehmen Verpflichtungen im jeweiligen Land bestehen. Zudem
bezieht sich die in den Leitprinzipien ausgefithrte menschenrechtliche Ver-
antwortung von Unternehmen auf die Vermeidung von Menschenrechts-
verstoffen, enthilt aber keine Forderung an Unternchmen, Menschen-
rechte zu fordern und zu gewihrleisten. Hierzu kénnen Unternehmen
zusétzlich und dber die in den Leitprinzipien niedergelegten Anspriiche
hinausgehend beitragen (United Nations Human Rights Office of the High
Commissioner 2014, S. 29).

Séaule 2: Verantwortung von Unternehmen
zur Achtung der Menschenrechte

Grundlegende Prinzipien

+ Die Achtung der Menschenrechte impliziert, dass Unternehmen es
vermeiden, die Rechte anderer zu beeintrichtigen oder an nachteili-
gen menschenrechtlichen Auswirkungen beteiligt zu sein (Leitprin-
zip 11).

+ Die menschenrechtliche Verantwortung von Unternehmen bezieht
sich auf alle Menschenrechte der UN-Menschenrechtscharta und der
ILO-Erklarung iber grundlegende Prinzipien und Rechte bei der
Arbeit (Leitprinzip 12).

+ Die Verantwortung, die Menschenrechte zu achten, bezieht sich auf
negative Auswirkungen der eigenen Geschiftstitigkeit und auf solche
im Rahmen von Geschaftsbeziehungen (Leitprinzip 13).

+ Der Verantwortung, die Menschenrechte zu achten, unterliegen alle
Unternehmen (Leitprinzip 14).

+ Unternehmen sollten tiber entsprechende Grundsatze und Verfahren
verfligen, um ihrer menschenrechtlichen Verantwortung nachzu-
kommen (Leitprinzip 15).
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Operative Prinzipien

« Grundsatzverpflichtung (Leitprinzip 16)

+ Menschenrechtliche Sorgfaltspflicht (Leitprinzipien 17-21)
+ Wiedergutmachung (Leitprinzip 22)

- Fragen des Kontexts (Leitprinzipien 23-24)

Die grundlegenden Prinzipien von Séiule 2 werden in den UN-Leitprin-
zipien sehr ausfiithrlich behandelt. Lestprinzip 11 legt dar, dass die Verant-
wortung, die Menschenrechte zu achten, ein globaler Standard ist, der von
Unternehmen erwartet wird. Bei negativen Auswirkungen von Geschifts-
aktivititen sind Vorkehrungen zur Wiedergutmachung bereitzustellen.
Dies gilt unabhingig davon, ob der jeweilige Staat seinen menschenrecht-
lichen Pflichten nachkommt. Unternehmen diirfen aber durch ihr Verhal-
ten nicht dazu beitragen, dass Staaten ihren menschenrechtlichen Pflichten
nicht nachkommen kénnen, beispielsweise durch Druck auf Gaststaaten
beim Investitionsschutz. Zudem gilt diese Verantwortung unabhingig da-
von, ob Unternehmen die Menschenrechte durch Selbstverpflichtungen
oder philanthropische Aktivitaten férdern wollen.

Leitprinzip 12 betont, dass Unternehmen eine Verantwortung fir die
Achtung aller Menschenrechte tragen, die in den Dokumenten der UN-
Menschenrechtscharta und der ILO-Erklarung tber grundlegende Prin-
zipien und Rechte bei der Arbeit verankert sind. Dennoch kénnen ein-
zelne Menschenrechte starker im Blickpunkt stehen, denn in der Praxis
konnen, beispielsweise aufgrund typischer Merkmale eines Sektors, spe-
zifische Menschenrechte besonders gefahrdet sein. Gegebenenfalls sollten
die Menschenrechte bestimmter Gruppen, beispielsweise von indigenen
Gemeinden, Wanderarbeitern oder Frauen, besonders bertcksichtigt wer-
den. Leitprinzip 12 fordert zudem eine regelmiRige Uberpriifung aller
Menschenrechte.

Lestprinzip 13 unterscheidet zwischen der unmittelbaren Verantwor-
tung von Unternechmen durch die eigene Geschiftstatigkeit und der im-
pliziten Verantwortung, die aufgrund von Geschiftsbeziehungen entsteht.
Dies umfasst Beziehungen zu Geschiftspartnern, zu Einrichtungen in der
Wertschopfungskette und zu anderen nichtstaatlichen oder staatlichen
Stellen, die mit der Geschiftstatigkeit, den Produkten oder Dienstleistun-
gen unmittelbar verbunden sind.
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Leitprinzip 14 betont, dass die Verantwortung fiir die Achtung der Men-
schenrechte fiir alle Unternehmenstypen unabhéngig von der Grofse oder
anderen Faktoren gilt. Bei der Wahrnehmung der menschenrechtlichen
Verantwortung konnen die Anforderungen an kleine und mittlere Unter-
nehmen weniger umfassend sein, weil sie moglicherweise tiber geringere
Kapazititen verfiigen, und diese Unternehmen koénnen andere Verfahren
als grofle Konzerne anwenden (United Nations Human Rights Office of
the High Commissioner 2014). Jedoch kénnen auch die Aktivititen klei-
ner und mittlerer Unternehmen schwere negative Auswirkungen auf die
Menschenrechte Betroffener haben. Der Grad der Schwere wird bemessen
nach Ausmafl und Umfang sowie nach den Moglichkeiten zur Wiedergut-
machung.

Schlieflich verweist Leitprinzip 15 darauf, dass Unternehmen fir die
Wahrnehmung ihrer Verantwortung zur Achtung der Menschenrechte
tiber Grundsatze und adiquate Verfahren fiir die Durchfiihrung und ggf.
auch fir die Wiedergutmachung verfigen missen. Aufbauend auf Leit-
prinzip 15 zielen die operativen Prinzipien von Saule 2 im Wesentlichen
auf die Bereiche Strategie, Vorgehen und Auswirkungen (»policy«, »pro-
cess«, »impact«; United Nations Human Rights Office of the High Com-
missioner 2012).

So geht es bei der Grundsatzverpflichtung in Leitprinzip 16 um eine 6f-
fentliche Erklirung der Unternehmensfiihrung, um ihre Verantwortung,
Selbstverpflichtungen und Erwartungen nach auffen und innen aktiv zu
dokumentieren. Die interne Kommunikation der Grundsatzverpflichtung
sollte erforderliche Rechenschaftshierarchien enthalten und im Unterneh-
men die Kohirenz zwischen verschiedenen Abteilungen sicherstellen. Eine
wichtige Manahme hierbei ist die entsprechende Schulung der Mitarbei-
ter.

Die Lestprinzipien 17-21 widmen sich dem Thema der menschenrecht
lichen Sorgfaltspflicht von Unternehmen in allen Bereichen unternehmeri-
scher Aktivititen. Diese Pflicht geht tiber die Befolgung nationaler Gesetze
hinaus und fordert Unternehmen zum eigenstindigen Umgang mit men-
schenrechtlichen Risiken auf. Das AusmafS bzw. die Tiefe einer solchen
Sorgfaltspflicht ergibt sich aus der konkreten Geschaftsaktivitit und den
Bedingungen vor Ort. Der Prozess der menschenrechtlichen Sorgfalts-
pflicht umfasst grundsatzlich drei Schritte:
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Menschenrechtliche Sorgfaltspflicht von Unternehmen

+ Kenntnis des Kontextes des Landes, in dem das Unternehmen tatig ist,
und der dortigen menschenrechtlichen Herausforderungen, die fiir das
Unternehmen relevant sind

« Uberpriifung des Einflusses, den die Unternehmenstatigkeit innerhalb
dieses Kontextes z. B. auf Beschaftigte und Gemeinden hat

« Uberprifung der Geschiftsbeziehungen, die zu Menschenrechtsverlet-
zungen beitragen konnten (»complicity«). Dabei geht es um Beziehungen
zu lokalen Unternehmen, Zulieferern, zu staatlichen Instanzen oder
sonstigen Akteuren.

Letztlich geht es bei der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht also um eine
Risikoabschitzung, die praventiv verhindern soll, dass ein Unternehmen
an Menschenrechtsverletzungen und Verst6en gegen die Menschenrechte
beteiligt ist. Ein wichtiges Instrument hierbei ist ein sogenanntes »Human
Rights Impact Assessment« (HRIA), das systematisch ermitteln soll, welche
moglichen menschenrechtlichen Auswirkungen eine Geschaftsaktivitat
hat, beispielsweise eine Investition, ein Projekt oder ein groferes Export-
geschift. Inhaltlicher Bezugspunkt eines solchen HRIA sind die internatio-
nal anerkannten Menschenrechte. Vergleichbare Prifungen fir umwelt
bezogene Risiken werden bereits seit den 1960er Jahren durchgefithrt und
sind heute in vielen Staaten gesetzlich reguliert und Standard bei groflen
Investitionsprojekten. Neben der konkreten menschenrechtlichen Risiko-
prifung im Falle einzelner Projekte umfasst die Sorgfaltspflicht auch die
kontinuierliche Kontrolle der Auswirkungen der Geschiftsaktivitaten.
Leitprinzip 22 beinhaltet die Wiedergutmachung bei nachteiligen Aus-
wirkungen von Geschiftsaktivititen und kommt zum Zuge, wenn Maf-
nahmen zur Wahrnehmung der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht nicht
gegriffen haben. Wiedergutmachung geschieht entweder durch ein Unter-
nehmen allein oder in Kooperation mit anderen Akteuren. Ein wichtiges
Instrument fiir die Wiedergutmachung konnen Beschwerdemechanismen
darstellen, die in Sdule 3 (Kapitel 4.3.3) eingehender behandelt werden.
Die Lestprinzipien 23 und 24 widmen sich Fragen des Kontextes. Dabei
geht es zum einen darum, geltendes nationales Recht einzuhalten. Zum
anderen sollen die international anerkannten Menschenrechte moglichst
auch dann beachtet werden, wenn der innerstaatliche Kontext dies er-
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schwert. Eine besondere Problematik ergibt sich in Konfliktgebieten, wo
Unternehmen einem besonderen Haftungsrisiko ausgesetzt sein konnen
und haufig vor der Herausforderung stehen, nicht zu einer Verschlechte-
rung der Situation beizutragen. In komplexen Kontexten wird die Konsul-
tation von Experten und anderen Stakeholdern empfohlen.

4.3.3 Abhilfe

Saule 3 ist vom Charakter her kurativ und unterscheidet sich somit von den
beiden ersten Sdulen der UN-Leitprinzipien, die iiberwiegend als praventiv
einzustufen sind. Diese dritte Sdule sicht Zugang zu Rechtsmitteln und
Wiedergutmachung vor. Die Leitprinzipien greifen hier vor allem die For-
derung zivilgesellschaftlicher Akteure auf, die Perspektive der Opfer stir-
ker zu bertcksichtigen. Dabei dient der Zugang zu Beschwerde- und Sank-
tionsmechanismen sowohl der Umsetzung der staatlichen Schutzpflicht als
auch der Unternehmensverantwortung: Beiden Komponenten soll durch
die Einrichtung von Mechanismen, durch die bei Verstoen fir Abhilfe
gesorgt werden kann, Nachdruck und Glaubwirdigkeit verliechen werden.

Séule 3: Zugang zu Abhilfe

Grundlegendes Prinzip

+ Mafnahmen und Mittel, damit Betroffene Zugang zu wirksamer Ab-
hilfe haben, sind Teil der staatlichen Schutzpflicht (Leitprinzip 25).

Operative Prinzipien

+ Staatliche gerichtliche Mechanismen (Leitprinzip 26)

+ Staatliche auBergerichtliche Beschwerdemechanismen (Leitprinzip 27)
« Nichtstaatliche Beschwerdemechanismen (Leitprinzipien 28-30)

+ Wirksambkeitskriterien fiir aulergerichtliche Beschwerdemechanis-

men (Leitprinzip 31)

Das grundlegende Prinzip fiir Sdule 3 in Lestprinzip 25 richtet sich an die
Staaten und fordert, dass gerichtliche, administrative, gesetzgeberische oder
andere geeignete Mittel bereitstehen, damit Betroffene Gber Zugang zu
wirksamer Abhilfe verfiigen. Das Vorhandensein solcher Verfahren wird da-
bei als Voraussetzung fiir eine effektive staatliche Schutzpflicht verstanden.
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Der Zugang zu Abhilfe hat sowohl verfahrens- als auch materiell-recht-
liche Aspekte und kann von Entschuldigungen bis hin zu Strafmafnahmen
reichen. Staatliche Beschwerdemechanismen koénnen gerichtlicher und
aufSergerichtlicher Natur sein. Als mogliche Institutionen werden neben
Gerichten auch nationale Menschenrechtsinstitutionen, die Nationalen
Kontaktstellen fiir die OECD-Leitsatze fiir multinationale Unternehmen
(Kapitel 3.3.2) oder auch Ombudsstellen der Regierung genannt. Diese Me-
chanismen miissen der Offentlichkeit bekannt sein, und ggf. miissen Be-
troffene benétigte finanzielle und sachverstindige Unterstiitzung fiir den
Zugang erhalten. Staatliche gerichtliche und aufSergerichtliche Beschwer-
demechanismen sollten erganzt werden durch verschiedene private Me-
chanismen. Es wird also zwischen dem Zugang zu adaquaten juristischen
Rechts- und Sanktionsmitteln und aufergerichtlichen Mechanismen zur
Beschwerde und Wiedergutmachung unterschieden. Diese sollen einander
erganzen und verstarken.

Um diese Anforderungen durchzusetzen, fordert Lestprinzip 26 die
Staaten auf, die Fahigkeit staatlicher Organe zu entwickeln, Beschwerden
wirksam entgegennehmen zu kénnen. Dazu missen rechtliche, praktische
und andere relevante Hindernisse abgebaut werden. Als mégliche Schran-
ken werden hier die Aufspaltung der rechtlichen Verantwortung innerhalb
einer Unternehmensgruppe und die mogliche rechtliche Benachteiligung
bestimmter Gruppen, beispielsweise indigener Gemeinden, genannt. Auch
praktische und verfahrenstechnische Beschrinkungen konnen die Wirk-
sambkeit gerichtlicher Verfahren beeintrichtigen. Hierzu zihlen die Kosten
einer Gerichtsverhandlung oder auch die Ablehnung von Sammelklagen.
Staaten missen Hindernissen entgegenwirken, die Kliagern aus dem Aus-
land den Zugang zu Rechtsmitteln versperren oder erschweren. Wirksame
gerichtliche Mechanismen missen ein ordnungsgemafes Verfahren ge-
wihrleisten und unabhingig von jeglichem Druck von aufSen, auch durch
die Privatwirtschaft, sein.

Leitprinzip 27 widmet sich auf8ergerichtlichen staatlichen Beschwerde-
mechanismen, auch um Gerichte zu entlasten. Es werden dhnliche mog-
liche Beeintrichtigungen wie bei den gerichtlichen Verfahren genannt.

Leitprinzip 28 behandelt nichtstaatliche Beschwerdemechanismen, die
entweder Unternehmen allein oder in Kooperation mit anderen Akteuren,
beispielsweise Multistakeholder-Initiativen, zur Verfiigung stellen. Auch
Menschenrechtsgremien der UN werden hier genannt. Hierzu zihlen bei-
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spielsweise die Uberwachungsausschiisse fiir Menschenrechtsvertrige. In
Leitprinzip 29 geht es um die Wirksamkeit nichtstaatlicher Beschwerde-
mechanismen. Die Existenz solcher Beschwerdemechanismen kann dazu
beitragen, dass Unternehmen rasch Mafnahmen zur Wiedergutmachung
bereitstellen und umsetzen. Lestprinzip 30 macht Ausfihrungen zu ver-
schiedenen Typen privater Beschwerdemechanismen und verweist dabei
ausdricklich auf globale Rahmenvereinbarungen zwischen Unternechmen
und Gewerkschaften.

Von besonderer Bedeutung fiir Saule 3 ist Leitprinzip 31, das acht Kri-
terien fir die Wirksamkeit aufergerichtlicher Beschwerdemechanismen
benennt: Sie miissen legitim, zuganglich, berechenbar, ausgewogen, trans-
parent und rechtekompatibel sein sowie eine Quelle kontinuierlichen Ler-
nens darstellen. Aufferdem sollen Verfahren auf Unternehmensebene auf
Dialog und Austausch aufbauen.

4.4 Zur Bewertung der UN-Leitprinzipien

Die Leitprinzipien bieten wichtige Ansatzpunkte fiir eine bessere Ausge-
staltung der globalen Wirtschaft nach menschenrechtlichen Kriterien. Da-
mit hat ein solcher auf Menschenrechten basierender Ansatz grundsatzlich
ein hohes, tiber rein freiwillige CSR-Mafnahmen hinausgehendes normati-
ves Potenzial. Die staatliche Schutzpflicht wird durch die UN-Leitprinzipi-
en prézisiert und an die Bedingungen der wirtschaftlichen Globalisierung
angepasst. Hierzu zihlt beispielsweise die Forderung, dass Regierungen
die Vergabe von Exportkreditgarantien von der Achtung der Menschen-
rechte abhingig machen. Durch die Forderungen nach Politikkohédrenz
werden vorhandene Schwachstellen des Menschenrechtsregimes angespro-
chen. Die Ausfihrungen zur Verantwortung von Unternehmen mit der
Betonung der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht gehen tber gingige
CSR-Ansitze hinaus: Die Leitprinzipien halten fest, dass transnationale
Unternehmen alle Menschenrechte zu respektieren haben. Zusatzlich sieht
die dritte Sdule — Zugang zu Rechtsmitteln und Wiedergutmachung — die
Moglichkeit fir Betroffene vor, die Wahrnehmung der staatlichen Schutz-
pflicht und der privatwirtschaftlichen Verantwortung fiir die Achtung der
Menschenrechte einzufordern.
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Die breite Anerkennung der UN-Leitprinzipien lasst sich auch fir die
gewerkschaftliche Arbeit nutzen, und die UN-Leitprinzipien konnen als
Mafstab fir Forderungen an Regierungen und Unternechmen dienen. Da-
bei bietet jede der drei Sdulen Anknipfungspunkte fir die Arbeit der Ge-
werkschaften. So kann Séaule 1 genutzt werden, um das Recht auf gewerk-
schaftliche Organisierung und seine Durchsetzung durch Regierungen in
Produktionslindern einzufordern. Auch die deutsche Regierung kann bei
Verhandlungen mit Partnerlindern auf die Verwirklichung gewerkschaft-
licher Rechte dringen. Die Wahrnehmung der menschenrechtlichen Sorg-
faltspflicht durch Unternehmen erfordert die Einbindung Betroffener, also
auch der Beschiftigten. Insofern geht es in diesem Prozess auch um Mit-
wirkung und Transparenz. Und schlieflich bildet Sdule 3 einen wichtigen
Ansatz, um Beschwerden gegeniiber Unternehmen vorzutragen. Beschwer-
demechanismen, wie sie in globalen Rahmenvereinbarungen verankert
sind, kénnen anhand der entsprechenden Wirksamkeitskriterien in den
UN-Leitprinzipien tberprift und ggf. verbessert werden.

Zugleich zeigt sich, dass die UN-Leitprinzipien durchaus einen »smart
mix, also eine Komplementaritit von Regulierung und privatwirtschaft-
licher Selbststeuerung anstreben, indem sie staatliche Schutzpflicht und
Unternehmensverantwortung fiir die Menschenrechte verkniipfen. Die-
ses Herangehen reflektiert Vorstellungen von Global Governance, speziell
auch polyzentrischer Governance, und soll dazu beitragen, Regulierungs-
licken bei der Steuerung der globalen Wirtschaft zu schlieSen. Allerdings
ist dieser Ansatz bisher erst wenig ausgearbeitet. Es wird wesentlich darauf
ankommen, wie ernst die Regierungen die Forderung nach Komplementa-
ritait nehmen und diese umsetzen.

Anzumerken ist, dass die UN-Leitprinzipien nach den ersten Jahren
praktischer Erfahrung durchaus kontrovers diskutiert werden. Kritikpunk-
te richten sich an inhaltliche Unbestimmtheiten, beispielsweise die feh-
lende Definition der Schwere von Menschenrechtsverletzungen (De Felice
2015). Zivilgesellschaftliche Organisationen fordern verstirkt eine verbind-
liche Regulierung, damit Menschenrechte und Nachhaltigkeitskriterien in
der globalen Wirtschaft besser umgesetzt werden.
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Seit der Verabschiedung der UN-Leitprinzipien im Jahr 2011 sind Bemi-
hungen fir deren Umsetzung auf verschiedenen Ebenen verstarkt worden.
Im Folgenden werden einige Mafnahmen auf UN-Ebene, Initiativen durch
europiische Einrichtungen sowie die Erarbeitung Nationaler Aktionspline
vorgestellt.

5.1 UN-Ebene

Im Juni 2011 etablierte der UN-Menschenrechtsrat das Gremium »Work-
ing group on the issue of human rights and transnational corporations
and other business enterprises«, die allgemein auch als »Working group on
business and human rights« bezeichnet wird. Die Arbeitsgruppe tagt drei-
mal jahrlich und besteht aus funf unabhangigen Experten, die fiir einen
Zeitraum von drei Jahren eingesetzt werden. Das Mandat der Arbeitsgrup-
pe wurde im Juni 2014 erneuert.' 2011 wurde die Griindung des »Forum
on Business and Human Rights« beschlossen, das unter der Fihrung der
Arbeitsgruppe steht und Entwicklungen sowie Herausforderungen bei der
Umsetzung der UN-Leitprinzipien diskutiert. Es soll den Dialog und Ko-
operationen, die im Kontext von Wirtschaft und Menschenrechten entste-
hen, unterstiitzen.”

1 | https://business-humanrights.org/working-group/about-the-working-group
(Abruf am 31.3.2016).

2 | https://documents-dds-ny.un.org/doc/RESOLUTION/GEN/G11/144/71/PDF/
G1114471.pdf?OpenElement (Abruf am 9.1.2017).
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Ein wichtiges Thema der Arbeitsgruppe ist die Starkung der staatlichen
Schutzpflicht. Vor dem Hintergrund der Aufforderung des UN-Menschen-
rechtsrats aus dem Jahr 2014 an die einzelnen Staaten, Nationale Aktions-
plane fir die Umsetzung der UN-Leitprinzipien zu entwickeln, hat die
Arbeitsgruppe im Dezember desselben Jahres eine entsprechende Orien-
tierungshilfe vorgestellt.> Diese Anleitung wurde auf der Grundlage eines
einjiahrigen offenen globalen Beratungsprozesses verfasst, in den Staaten,
Unternchmen, zivilgesellschaftliche und Menschenrechtsorganisationen
sowie Vertreter aus der Wissenschaft involviert waren.

Neben der Arbeit zu den UN-Leitprinzipien ist auf UN-Ebene eine
neue Initiative fiir einen verbindlichen volkerrechtlichen Vertrag zur Re-
gulierung der globalen Wirtschaft entstanden. Diese geht auf eine Initia-
tive Ecuadors und Studafrikas zuriick, die von NGOs und Gewerkschaften
unterstiitzt wird. Auf seiner 26. Sitzung im Juni 2014 beriet der UN-Men-
schenrechtsrat iber dieses Anliegen und beschloss, eine sogenannte »open-
ended working group« einzurichten mit dem Mandat, ein verbindliches
Instrument zu diesem Thema zu erarbeiten. Auf ihrer ersten Sitzung im
Juli 2015 beriet die Arbeitsgruppe tiber mogliche Inhalte eines solchen Ver-
trags. Die Arbeitsgruppe fithrt einen offenen Beratungsprozess durch und
hielt im Oktober 2016 ihre zweite Sitzung ab. Starker Widerstand zeigt sich
jedoch von den grofen Industrienationen. Die USA, die EU, Kanada und
Japan stimmten bereits 2014 gegen ein solches Vorhaben und boykottieren
die Arbeitsgruppe. Sie verweisen stattdessen auf die UN-Leitprinzipien fiir
Wirtschaft und Menschenrechte und die Nationalen Aktionspliane (Brot
fir die Welt/Germanwatch 2016).

5.2 Starkung der UN-Leitprinzipien auf europaischer Ebene

Im vorliegenden Abschnitt werden ausgewahlte Strategien, Initiativen und
Instrumente verschiedener Akteure zur Ubernahme der UN-Leitprinzipi-
en auf europdischer Ebene vorgestellt. Dabei spielen die Européische Kom-
mission und das Europiische Parlament eine herausragende Rolle. Auch
der Europarat nimmt Einfluss auf die Ausgestaltung dieses Anliegens.

3 | htep://www.ohchr.org/EN/Issues/Business/Pages/National ActionPlans.aspx
(Abruf am 31.3.2016).
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5.2.1 Europédische Kommission

Auf EU-Ebene hat vor allem die Europaische Kommission durch das Griin-
buch von 2001 den Fihrungsanspruch Europas fiir eine nachhaltige Ent-
wicklung und soziale Ausgestaltung der wirtschaftlichen Globalisierung
einschliefflich der Rolle europdischer Unternehmen zum Ausdruck ge-
bracht (Europdische Kommission 2001). In den darauffolgenden Jahren
veroffentlichte die EU-Kommission verschiedene Mitteilungen zu diesem
Thema.

Wegweisend fiir die Umsetzung der UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft
und Menschenrechte in Europa war eine Mitteilung der EU-Kommission
aus dem Jahr 2011, die die neue EU-Strategie 2011-14 fiir die soziale Ver-
antwortung von Unternehmen vorsieht. In diesem Dokument wird die Be-
tonung der Freiwilligkeit von CSR-Mafinahmen aus dem Griinbuch 2001
aufgegeben. CSR wird definiert als »Verantwortung von Unternehmen fir
ihre Auswirkungen auf die Gesellschaft« (Europdische Kommission 2011,
S. 7). Zugleich werden wichtige Vorgaben fiir die Umsetzung der Leitprin-
zipien gemacht und die EU-Mitgliedstaaten aufgefordert, Nationale Ak-
tionsplane fiir deren Umsetzung vorzulegen.

Aufbauend auf der Mitteilung aus dem Jahr 2011 stellte die EU-Kom-
mission verschiedene Materialien fiir Unternehmen zur Umsetzung der
UN-Leitprinzipien bereit. So soll der Leitfaden »My business and human
rights« kleinen und mittleren Unternehmen Orientierung bieten. Fir
Unternehmen in drei Sektoren mit spezifischen menschenrechtlichen He-
rausforderungen wurden gezielte Handlungshilfen entwickelt:

+ Informations- und Kommunikationstechnologie (Europaische Kommis-
sion 0.].b)

+ Beschaftigung und Rekrutierung (Europaische Kommission o.].a)

+ Ol und Gas (Europaische Kommission 2013)

5.2.2 Européisches Parlament

Von Anfang an spielte das Europaische Parlament eine wichtige Rolle beim
Aufgreifen von CSR auf europiischer Ebene. Zunichst war es vor allem
Richard Howitt, der als Abgeordneter der britischen Labour Party und
Sprecher des Parlaments fiir CSR die Auseinandersetzung iiber die Ver-
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antwortung von europdischen Unternehmen in der globalen Wirtschaft
vorantrieb.

Das Parlament verabschiedete verschiedene Stellungnahmen zur sozia-
len Verantwortung von Unternehmen, beispielsweise 2010 die Entschlie-
Bung zum Thema »Soziale Verantwortung von Unternehmen in interna-
tionalen Handelsabkommen« oder 2015 zum Thema »Menschenrechte und
Technologie - die Auswirkungen von Systemen zur Ausspahung und Uber-
wachung auf die Menschenrechte in Drittstaatenc.

Dariiber hinausgehend stimmte das Parlament iber verschiedene
Richtlinien ab, die fiir das Thema Wirtschaft und Menschenrechte relevant
sind. So wurde in der Plenumssitzung am 15. April 2014 die »EU-Richtlinie
zur Offenlegung nichtfinanzieller und die Diversitat betreffender Informa-
tionen, die sogenannten CSR-Berichtspflichten durch groe Unterneh-
men (RL 2014/95/EU, CSR-Richtlinie) verabschiedet. Am 29. September
2014 stimmte auch der Rat der EU mit groer Mehrheit fiir die neuen
Regelungen. Die Mitgliedstaaten sind angehalten, diese Richtlinie bis De-
zember 2016 umzusetzen. Inhaltlich geht es neben den Themen Umwelt
und Umgang mit lokalen Gemeinden auch um Arbeitnehmerbelange und
Menschenrechte.

Am 15. Januar 2014 entschied das EU-Parlament zudem dber neue
Richtlinien zur Modernisierung des Vergaberechts, die der Rat im Februar
2014 verabschiedete. Hierzu zahlt auch die Richtlinie Giber die 6ffentliche
Auftragsvergabe (RL 2014/24/EU), die bis April 2016 in nationales Recht
tberfithrt werden musste. Zwar beinhaltet die Richtlinie nur eine Kann-
Bestimmung, doch sie eréffnet Moglichkeiten, umweltbezogene, soziale
und menschenrechtliche Kriterien als allgemeine Vergabegrundsitze im
nationalen Vergaberecht zu verankern, z.B. durch Giitezeichen fiir ent
sprechende Produkte.

5.2.3 Europarat

Der Europarat ist eine européische Internationale Organisation, die insti-
tutionell unabhingig von der EU ist. Dem Rat gehoren 47 Staaten an. Im
Europarat wurde der Lenkungsausschuss fiir Menschenrechte des Minis-
terkomitees 2010 damit beauftragt, bis Ende 2015 eine politische Erkla-
rung zur Unterstitzung der UN-Leitprinzipien und ein entsprechendes
nichtverbindliches Instrument auszuarbeiten. Es soll unter anderem Li-
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cken bei der Umsetzung der Leitprinzipien in Europa identifizieren und
dazu beitragen, auf Herausforderungen bei der bisherigen Umsetzung der
Leitprinzipien zu reagieren. Fir diese Aufgabe wurde eine eigene Arbeits-
gruppe eingerichtet. Auf ihrer ersten Sitzung erarbeitete diese »Drafting
group on human rights and business« eine Erklirung des Ministerkomitees
zur Unterstiitzung der UN-Leitprinzipien.* Darauf aufbauend wurden am
3. Mirz 2016 Empfehlungen des Ministerkomitees mit Vorgaben fiir die
Mitgliedstaaten veroffentlicht (Europarat 2016).

In einer Stellungnahme begrifiten verschiedene NGOs diese Empfeh-
lungen als einen wichtigen Schritt nach vorne bei der Umsetzung der UN-
Leitprinzipien in Europa. Als positiv bewerten sie unter anderem, dass die
Mitgliedstaaten des Europarats aufgefordert werden, ggf. eine verbindliche
menschenrechtliche Sorgfaltspflicht von den Unternehmen einzufordern.
Auch sollen Menschenrechte beim Abschluss neuer Handels- und Inves-
titionsabkommen Berticksichtigung finden, und die gesetzliche Rechen-
schaftspflicht von Unternehmen sowie der rechtliche Zugang zu Wieder-
gutmachung werden betont. Die Mitgliedstaaten sollen ihre Fortschritte
nach fiinf Jahren in einem Review-Prozess dokumentieren (Amnesty Inter-
national 2016).

5.3 Zur Verantwortung von Regierungen:
Nationale Aktionsplane

Ein zentraler Ansatz der UN-Leitprinzipien ist der sogenannte »smart mix«
unterschiedlicher Ansitze von Steuerung und gemeinsamer Verantwor-
tung von Staaten und Unternehmen zur Ausgestaltung der globalen Wirt-
schaft nach Menschenrechts- und Nachhaltigkeitskriterien. Es stellt sich
die Frage, wie Regierungen ihrer Verantwortung nachkommen, wie also
der »smart mix« in die Praxis umgesetzt wird. Derzeit arbeiten rund 30 Re-
gierungen weltweit Nationale Aktionspline zur Umsetzung der UN-Leit-
prinzipien aus. International ist somit innerhalb weniger Jahre ein politi-
scher Prozess zur Ausarbeitung von Nationalen Aktionsplianen entstanden.

4 | Declaration of the Committee of Ministers supporting the UN Guiding Prin-
ciples; http:/www.coe.int/t/dghl/standardsetting/hrpolicy/Other_Committees/H
R_and_Business/Default_en.asp (Abruf am 11.1.2016).
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In einigen Landern waren es nationale Menschenrechtsinstitutionen oder
zivilgesellschaftliche Organisationen, die diesen Prozess initiierten. Auch
der G7-Gipfel 2015 auf Schloss Elmau betonte seine Unterstitzung fir die
UN-Leitprinzipien und lobte die Initiativen fiir die Erstellung von Natio-
nalen Aktionsplanen.’ In der Europaischen Union geht die Erstellung von
Nationalen Aktionsplianen auf eine Aufforderung der Européischen Kom-
mission aus den Jahren 2011 und 2012 sowie des Europarats aus dem Jahr
2014 zurick.

In Deutschland hatte das Auswartige Amt die Federfihrung fiir die
Erstellung des Nationalen Aktionsplans ibernommen. Dessen Erarbeitung
war Inhalt des Koalitionsvertrags, begann allerdings vergleichsweise spit
im November 2014. Das Deutsche Institut fiir Menschenrechte (DIMR)
wurde zunichst beauftragt, ein sogenanntes National Baseline Assessment
fir die Erarbeitung des Nationalen Aktionsplans zu erstellen. Dieses Do-
kument bietet eine Ubersicht, wie sich der derzeitige Stand der Umsetzung
in Deutschland darstellt. Dabei ging es um bereits existierende Regulierun-
gen, Verfahren und Gesetze in Bezug auf das Themenfeld Wirtschaft und
Menschenrechte. Hierzu wurden mogliche Umsetzungsliicken und ggf.
Prifauftrige in Form von Fragen formuliert.

Die Erarbeitung des Nationalen Aktionsplans fand in einem Konsulta-
tionsprozess mit Vertretern aus Politik, Gewerkschaften und Unternehmen
sowie NGOs statt. Neben unterschiedlichen Ministerien fungierten sowohl
NGOs (sieben Anhérungen) als auch der DGB (finf Anhorungen) und
Wirtschaftsverbinde sowie das Unternehmensnetzwerk econsense (neun
Anhérungen) als Themenpaten.® Die Themenpaten waren verantwortlich
fur die inhaltliche Ausrichtung der jeweiligen Anhorung und luden dazu
auch Experten ein. In diesen Anhdrungen arbeiteten Gewerkschaften und
NGOs eng zusammen, beispielsweise indem sie gemeinsame Vorschlage zu
verpflichtenden Vorgaben fiir die Durchfithrung der menschenrechtlichen
Sorgfaltspflicht von Unternehmen und zur Berichtspflicht vorlegten.

Der Prozess zur Erstellung des Nationalen Aktionsplans in Deutsch-
land galt in der Durchfithrung vor allem im Ausland als vorbildlich, weil er

5 | https:/www.g7germany.de/Content/DE/_Anlagen/G7_G20/2015-06-08-g7-
abschluss-deu.pdf?_blob=publicationFile&v=5 (Abruf am 30.8.2017).

6 | http:/www.auswaertiges-amt.de/cae/servlet/contentblob/711664/publication
File/212359/Expertenanhoerungen-Uebersicht.pdf (Abruf am 15.4.2016).

68


https://www.g7germany.de/Content/DE/_Anlagen/G7_G20/2015-06-08-g7-abschluss-deu.pdf?_blob=publicationFile&v=5
https://www.g7germany.de/Content/DE/_Anlagen/G7_G20/2015-06-08-g7-abschluss-deu.pdf?_blob=publicationFile&v=5
http://www.auswaertiges-amt.de/cae/servlet/contentblob/711664/publicationFile/212359/Expertenanhoerungen-Uebersicht.pdf
http://www.auswaertiges-amt.de/cae/servlet/contentblob/711664/publicationFile/212359/Expertenanhoerungen-Uebersicht.pdf

Starkung von Governance im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte — weitere Schritte

konsultativ und transparent organisiert war und die Forderung nach einer
Bestandsaufnahme ernst nahm. Im Dezember 2016 wurde der Aktionsplan
schlielich durch das Bundeskabinett verabschiedet. In einer gemeinsamen
Pressemitteilung kritisierten CorA-Netzwerk, Forum Menschenrechte und
der Verband Entwicklungspolitik und Humanitire Hilfe (VENRO), dass
die Bundesregierung zunichst von regulatorischen Manahmen zur Steue-
rung deutscher Unternehmen in der globalen Wirtschaft absieht. Aller-
dings ist eine gesetzliche Regelung vorgesehen, sollte bis 2020 nicht die
Hilfte aller GroSunternehmen ihre menschenrechtliche Sorgfaltspflicht
umsetzen.” Letztlich wiirde somit der Forderung von Gewerkschaften und
NGOs nach einer stirkeren Verbindlichkeit entsprochen.

5.4 Fazit

Fiir das Anliegen von Gewerkschaften und Arbeitnehmervertretungen, die
soziale Ausgestaltung der wirtschaftlichen Globalisierung voranzubringen,
bieten die Initiativen auf UN- und auf europiischer Ebene viele Ankniip-
fungspunkte. Sie lassen sich fiir Politikinitiativen in verschiedenen Foren
des sozialen Dialogs nutzen, aber auch sektorspezifische Instrumente kon-
nen fir die Arbeit in den Betrieben eingesetzt werden. Die Zusammen-
arbeit zwischen Gewerkschaften und NGOs, die im Rahmen des deutschen
Prozesses zur Erstellung des Nationalen Aktionsplans entstanden ist, sollte
fortgesetzt werden. Wichtige Forderungen wie ein verbindlicher Vertrag
fiir die Regulierung von Unternehmen in der globalen Wirtschaft kénnen
gemeinsam auch auf UN-Ebene eingebracht werden.

1 | https://business-humanrights.org/de/deutschland-auswirtiges-amt-schliesst-
konsultationsphase-zum-nationalen-aktionsplan-zu-wirtschaft-und-menschen
rechten-ab (Abruf am 4.1.2017).
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6 Kooperationen zwischen Gewerkschaften
und NGOs im Bereich Wirtschaft und
Menschenrechte in Deutschland

Das Thema Wirtschaft und Menschenrechte bildet fir viele NGOs, die sich
kritisch mit den Auswirkungen der wirtschaftlichen Globalisierung aus-
einandersetzen, seit Jahren einen inhaltlichen Schwerpunkt. In Deutsch-
land arbeiten vor allem Menschenrechts- und Entwicklungsorganisationen
intensiv zur Umsetzung der UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Men-
schenrechte. Hierbei kooperieren Gewerkschaften und NGOs. Das folgende
Kapitel, das weitgehend auf der Auswertung von Interviews mit Vertretern
von Amnesty International, Brot fiir die Welt und Germanwatch basiert,' wid-
met sich dieser Kooperation und nimmt die Sicht von NGOs auf die Arbeit
der Gewerkschaften in Bezug auf die UN-Leitprinzipien in den Blick. Dazu
werden in einem ersten Schritt Aktivititen von NGOs zur Stirkung der
UN:-Leitprinzipien in Deutschland skizziert. Danach geht es um die Sicht
von NGOs auf die Haltung der Gewerkschaften zu den Leitprinzipien.

6.1 Arbeit von Nichtregierungsorganisationen
zur Umsetzung der UN-Leitprinzipien in Deutschland

Auch in Deutschland arbeiten NGOs seit Jahren zum Thema Wirtschaft
und Menschenrechte. Ziel ist es, transnational agierende Unternehmen zur
Verantwortung fir ihr Handeln zu ziehen, um dadurch Missstinde in der

1 | Interview mit Vertretern von Amnesty International und Brot fiir die Welt am
1.6.2015 in Berlin, Einzelinterviews mit Mitarbeitern von Brot fiir die Welt und
Germanwatch am 1.7.2015 in Berlin.
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globalen Wirtschaft aufzuzeigen und zur Verbesserung der Lage betroffe-
ner Menschen beizutragen.

Trotz einiger Vorbehalte begrifiten die meisten NGOs die Verab-
schiedung der UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte.
Fur sie stellt dieses Instrument eine gemeinsame Grundlage fiir die Aus-
gestaltung der wirtschaftlichen Globalisierung nach menschenrechtli-
chen Kriterien dar. Dabei wollen NGOs im Rahmen der Prozesse zur
Erstellung der Nationalen Aktionspline erreichen, dass klare Vorgaben
fur die Umsetzung der Leitprinzipien durch Staaten und Unternehmen
getroffen werden. Die Leitprinzipien bieten aus der Sicht vieler NGOs
die Méglichkeit, das viel beschworene »level playing fields, also gleiche
Wettbewerbsbedingungen, zumindest in der Tendenz auf ein Mindestle-
vel anzuheben. Insbesondere die Errichtung von gerichtlichen und aufSer-
gerichtlichen Beschwerdemechanismen wird als wichtiges Potenzial der
Leitprinzipien eingestuft.

Zugleich duern NGOs aber auch Vorbehalte, da die Leitprinzipien
nur ein »soft law«Instrument darstellen und eine nur schwache Verbind-
lichkeit aufweisen. Eine wichtige Forderung von NGOs ist deshalb, durch
den Nationalen Aktionsplan verbindliche Vorgaben fiir die Umsetzung
der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht durch Unternehmen festzulegen.
Verschiedene NGOs sind neben ihrem Engagement zur Umsetzung der
UN-Leitprinzipien in Deutschland auch im Prozess zur Ausarbeitung eines
internationalen volkerrechtlichen Vertrags aktiv, der verbindliche Pflich-
ten fir Unternehmen in der globalen Wirtschaft formulieren soll.

Als problematisch an den UN-Leitprinzipien wird angesehen, dass die-
se vor dem Hintergrund von Transnationalisierungsprozessen extraterrito-
riale Staatenpflichten nur unzureichend thematisieren. Ein weiterer Kri-
tikpunkt richtet sich darauf, dass ein Kernpunkt der Verantwortung von
Unternehmen, nidmlich die menschenrechtliche Sorgfaltspflicht, in den
Leitprinzipien nicht prizise genug ausformuliert ist. Dadurch besteht die
Gefahr, dass Unternehmen diesbeziiglich eine Definitionshoheit erlangen
und weitgehend selbst bestimmen, wie sie diese Sorgfaltspflicht umsetzen.

NGOs nutzen die UN-Leitprinzipien vor allem fiir ihre Lobbyarbeit
gegeniber Regierungen und Unternehmen. Auch in der Kampagnenarbeit
werden die UN-Leitprinzipien als Mafstab fiir verantwortliches Verhalten
dieser Akteure herangezogen.
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6.2 Zur Sicht von Nichtregierungsorganisationen auf
die Arbeit von Gewerkschaften zu den UN-Leitprinzipien

In den Interviews mit NGO-Vertretern wird die Bedeutung der Gewerk-
schaften als anerkannter gesellschaftlicher und internationaler Akteure be-
tont. Dieses Potenzial der Gewerkschaften wird als nitzlich fir die eigene
Arbeit eingestuft. Letztlich kann die Kooperation zwischen beiden zivil-
gesellschaftlichen Akteuren dazu beitragen, die Arbeit von NGOs zu legi-
timieren. Das gemeinsame Anliegen von NGOs und Gewerkschaften ist
die soziale Ausgestaltung der wirtschaftlichen Globalisierung, und starke
Gewerkschaften werden hierfir als wesentlich eingestuft. Insbesondere der
Konsens zur Durchsetzung von Arbeitnehmerrechten weltweit wurde in
den Interviews hervorgehoben. Starke Arbeitnehmervertretungen werden
als Garant fir die Durchsetzung von Rechten und guten Arbeitsbedingun-
gen auch in der Lieferkette verstanden, hierbei wurde die Relevanz von Be-
schwerdemechanismen betont. Auffallend war in diesem Zusammenhang,
dass NGOs kaum Kenntnisse tber die von den Gewerkschaften abgeschlos-
senen globalen Rahmenvereinbarungen haben. Die darin verankerten Be-
schwerdemechanismen werden von NGOs bisher kaum genutzt.

Als bedeutsam sehen NGO-Verteter an, dass Gewerkschaften in den
Unternehmen selbst aktiv sind und auf diesem Weg, also quasi von innen,
Einfluss auf das Verhalten von Unternehmen nehmen kdnnen. So gibt es
Erfahrungen, dass Arbeitnehmervertreter aus den Unternehmen heraus
und gemeinsam mit weiteren zivilgesellschaftlichen Akteuren Forderun-
gen erheben. Dies wird als wichtiges Wirkungspotenzial gesehen. Hier
wurden verschiedene positive Beispiele genannt wie die Zusammenarbeit
im Fair-Trade-System, die Mitarbeit einer Betriebsritin am »Roundtable
Menschenrechte im Tourismus« oder auch die Vernetzung von Betriebs-
riten in Deutschland und Arbeitnehmervertretungen in Produktions-
lindern in der Textil- und Bekleidungsindustrie, die fiir die erfolgreiche
Durchsetzung gemeinsamer Forderungen wichtig ist.

Deshalb bedauerten die NGO-Vertreter in den Interviews teilweise, dass
die Auseinandersetzung mit den UN-Leitprinzipien bisher weitgehend auf
der Ebene des DGB und einzelner Gewerkschaftsverbande gefiihrt, aber zu
wenig in die Betriebe getragen wird. Zugleich wurde aber auch die Not-
wendigkeit einer stirkeren Auseinandersetzung mit dem Thema interna-
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tionale Solidaritit auf Gewerkschaftsebene gesehen, um die Fokussierung
auf nationale Belange zu tiberwinden.

Im Prozess zur Erstellung des Nationalen Aktionsplans haben DGB,
der Verband Entwicklungspolitik und Humanitiare Hilfe (VENRO) und
das Forum Menschenrechte dhnliche Positionen eingebracht; hier gab es
also eine grofe Ubereinstimmung. Neben Gemeinsamkeiten wurden in
den Interviews auch unterschiedliche Positionen beim Anliegen von Ge-
werkschaften und NGOs deutlich, die Ausgestaltung der wirtschaftlichen
Globalisierung auf der Grundlage sozialer und Menschenrechtsstandards
voranzubringen. Als Beispiele lassen sich hier unterschiedliche inhaltliche
Schwerpunkte — Arbeitnehmerrechte aufseiten der Gewerkschaften, Rech-
te indigener Gemeinden beim Bergbau sowie Investitionen in Land und
Rohstoffe aufseiten der NGOs - nennen.

Im positiven Fall erlauben diese Unterschiede ein arbeitsteiliges Vor-
gehen. Zugleich werden hier aber auch mogliche Interessenkonflikte
deutlich, die vor allem damit einhergehen, dass Gewerkschaften Arbeits-
platze in Deutschland schiitzen und sichern wollen. Dies zeigt sich unter
anderem bei den Themen Einfuhr von Rohstoffen oder Nachhaltigkeit
im Bergbau. Unterschiede treten auch bei der Sicht auf das grundlegende
Wirtschaftsmodell hervor, das von NGOs mit Verweis auf Nachhaltigkeit
und Klimawandel kritischer gesehen wird. Im Unterschied dazu setzen
Gewerkschaften starker auf Wachstum, um Arbeitsplitze zu sichern. Als
wichtiger Akteur in Deutschland, um gemeinsame Interessen zu diskutie-
ren und gemeinsame Strategien zu entwickeln, wird die Friedrich-Ebert-
Stiftung erwéhnt.

Den Nutzen der UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrech-
te fir die Arbeit von Gewerkschaften und Arbeitnehmervertretungen stu-
fen die interviewten Vertreter von NGOs von »sehr grofi« bis eher zuriick-
haltend ein. Inhaltlich wurden vor allem drei Themen hervorgehoben, die
auf die Bedeutung funktionierender Arbeitnehmervertretungen abzielen.
Dabei geht es — wie bereits erwihnt — um die Vernetzung zwischen Be-
triebsraten in Deutschland und Arbeitnehmervertretungen in Produk-
tionsldndern, um die Arbeitsbedingungen in Betrieben der Lieferkette und
um die Relevanz funktionierender Beschwerdemechanismen. Im Kontext
der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht von Unternehmen wurde auch
die Expertise von Arbeitnehmervertretungen fiir die Situation in Betrieben
hervorgehoben. Letztere sollten deshalb in die Berichtspflicht von Unter-
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nehmen eingebunden werden, auch um auf diese Weise Transparenz si-
cherzustellen.

Es wurde darauf verwiesen, dass fir multinationale Unternehmen
moglicherweise die bisherige Ausrichtung auf die OECD-Leitséitze durch
Gewerkschaften sinnvoll ist. Dieses Instrument, das seit 2011 wichtige Ele-
mente der UN-Leitprinzipien aufgreift und ein eigenes Menschenrechts-
kapitel enthilt, ist den Gewerkschaften seit vielen Jahren vertraut, und es
existieren etablierte Verfahren fir die gewerkschaftliche Arbeit mit den
OECD-Leitsitzen.

6.3 Fazit

NGOs nutzen die UN-Leitprinzipien fir Wirtschaft und Menschenrech-
te bisher in weit stairkerem Mafle als Gewerkschaften. Sie sehen die Ge-
werkschaften dennoch als wichtige Kooperationspartner. Dabei respektie-
ren beide Seiten in der praktischen Arbeit die jeweils unterschiedlichen
Interessenlagen und stimmen sich bei gemeinsamen Anliegen oft unter-
einander ab. NGOs betonen die Kooperation mit den Gewerkschaften und
unterstreichen deren Bedeutung als anerkannter gesellschaftlicher und
internationaler Akteur.

Aus Sicht von NGOs sollten Gewerkschaften die UN-Leitprinzipien
stirker in den Betrieben und bei den betrieblichen Arbeitnehmervertre-
tungen verankern. Kiinftige wichtige Kooperationsthemen kénnten die
Kontrolle der Lieferketten und der Aufbau wirksamer Beschwerdemecha-
nismen sein.
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1 Die Einflussnahme deutscher Gewerkschaften
auf die Umsetzung von Menschenrechten

Gewerkschaften werden in den UN-Leitprinzipien als eigenstindige
politische Akteure kaum ausdriicklich erwahnt. Vielfach wird zwar die
Einbindung von Stakeholdern in den UN-Leitprinzipien betont, ohne
jedoch einzelne Gruppen naher zu spezifizieren. Die UN-Leitprinzi-
pien beziehen sich nur an zwei Stellen explizit auf die Rolle von Ge-
werkschaften. In Hinblick auf die dritte Sdule der UN-Leitprinzipien
(Kapitel 4.3.3) wird zum einen gefordert, dass unternehmenseigene Be-
schwerdemechanismen die Rolle rechtmifiger Gewerkschaften bei der
Beilegung von arbeitsbezogenen Konflikten und Tarifverhandlungen
nicht untergraben diirfen (UN-Leitprinzip 29); zum anderen werden Ge-
werkschaften im Zusammenhang mit globalen Rahmenvereinbarungen
als Vertragspartner bei Verpflichtungsvereinbarungen mit wirksamem
Beschwerdemechanismus aufgefithrt (UN-Leitprinzip 30). Vor dem Hin-
tergrund der Bedeutung, die Gewerkschaften insbesondere fiir die Um-
setzung der Arbeitnehmerrechte spielen, ist diese geringe Bezugnahme
verwunderlich. Eine Erklarung hierfiir lisst sich in den verschiedenen
Berichten, die im Rahmen des Mandats des UN-Sonderbeauftragten fiir
Wirtschaft und Menschenrechte entstanden sind, nicht finden. Aller-
dings stellte Ruggie in einem Konferenzbeitrag spiter klar, dass aus sei-
ner Sicht »die Prasenz von Gewerkschaften [...] das beste fjberwachungs-
system und den wirksamsten Beschwerdemechanismus« darstelle (zitiert
nach ETUC 2011a, S. 3).
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1.1 Stellungnahmen und Forderungen -
gewerkschaftliche Reaktionen auf die UN-Leitprinzipien

Die UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte versuchen,
einen sogenannten »smart mix« von verbindlicher Regulierung und priva-
ter Selbstregulierung zu etablieren. Wie dieser »smart mix« politisch und
rechtlich ausgestaltet wird, soll Gegenstand landerspezifischer Interessen-
aushandlungen sein. Kennzeichnendes Charakteristikum des gesellschafts-
politischen Modells in Deutschland ist eine ausgeprigte Teilnahme der
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbinde an politischen Entscheidungen,
in der Politikwissenschaft auch als Neokorporatismus bezeichnet. Im deut-
schen korporatistischen System ist es daher naheliegend, dass der DGB als
Dachverband der Gewerkschaften an der Ausarbeitung des Nationalen Ak-
tionsplans beteiligt war.

Schon vor dieser Beteiligung hatte der DGB in Stellungnahmen zum
Rahmenwerk »Protect, Respect and Remedy« und zu den UN-Leitprin-
zipien fir Wirtschaft und Menschenrechte den grundsatzlichen Ansatz
der Leitprinzipien positiv kommentiert. In seiner Stellungnahme zum
Rahmenwerk aus dem Jahr 2008 bewertet der DGB die Ansitze des UN-
Sonderbeauftragten deutlich positiv (DGB 2009a). So befiirwortete er die
Forderung nach der Aufnahme eines Menschenrechtskapitels in bilaterale
Investitionsschutzabkommen sowie die Forderung, staatliche Exportkre-
dite, Exportkredit- und Investitionsgarantien an Menschenrechtskriterien
sowie soziale und 6kologische Mindeststandards zu binden. Aufferdem
stimmte er der Kritik von Ruggie an der damaligen Ausgestaltung der Na-
tionalen Kontaktstellen fiir die OECD-Leitsatze zu.

Die DGB-Stellungnahme merkte ferner an, dass das Rahmenwerk nicht
auf die forderliche Rolle der gesetzlichen Mitbestimmung zum Schutz der
Menschenrechte hinweist. Verlangt wurde in dieser Hinsicht, dass der Be-
triebsrat sowie der mitbestimmte Aufsichtsrat bei der Ausarbeitung von
Compliance-Systemen zum Schutz von Menschenrechten in Unternehmen
mit einbezogen werden. AufSerdem sollten Teile der Vorstandsvergiitung
an die Wahrung der Menschen- und Arbeitnehmerrechte gebunden wer-
den.

Weitere Kommentare des DGB zu den UN-Leitprinzipien finden sich im
Rahmen seiner Stellungnahme zur CSR-Mitteilung der Europiischen Kom-
mission. Hier bewertet er die UN-Leitprinzipien als nicht weitreichend ge-
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nug und fordert, dass diese neben freiwilligen Manahmen auch verbind-
liche Vorschriften enthalten sollten (Thannisch 2012). Sehr deutlich wird
die Betonung von verbindlichen Vorschriften auch in dem Papier »Erwar-
tungen an den Nationalen Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte
der Bundesregierungs, das DGB, Forum Menschenrechte und der Verband
Entwicklungspolitik und Humanitire Hilfe (VENRO) gemeinsam erstellt
haben (DGB/Forum Menschenrechte/Verband Entwicklungspolitik und
Humanitare Hilfe 2015). Gefordert wird,

+ Mindestanforderungen an die menschenrechtliche Sorgfaltspflicht ge-
setzlich festzuschreiben und VerstofSe mit Sanktionen zu belegen,

+ die Umsetzung der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht zur Voraus-
setzung fir staatliche Forderung zu machen (z.B. in Hinblick auf die
AufBenwirtschaftsférderung und die 6ffentliche Vergabe),

+ den Rechtszugang sowie die Beschwerdemdglichkeiten fiir Betroffene
in Deutschland zu verbessern,

+ die Achtung und Forderung von Menschen- und Arbeitnehmerrechten
bei der Aushandlung und Umsetzung von Handels- und Investitionsab-
kommen der EU zu stirken.

Die Forderung nach mehr Verbindlichkeit ist ein zentrales Anliegen der
Gewerkschaften, das immer wieder in verschiedenen Stellungnahmen auf-
genommen wurde (DGB 2015; Knopf et al. 2013, S. 15-39; NGG 2014). In
der jiingsten Vergangenheit sind diese Forderungen nach Regulierung und
Verpflichtung um neue Anspriiche erweitert worden. So fordern der DGB,
Einzelgewerkschaften und NGO-Netzwerke, dass die Politik Unternehmen
bei der Umsetzung der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht beraten und
unterstttzen solle, z.B. durch Beratungsstellen, Leitfaden und Sektoren-
studien (DGB/Forum Menschenrechte/Verband Entwicklungspolitik und
Humanitére Hilfe 2015). Vorgeschlagen wird unter anderem, auch fiir Ri-
sikolinder Maffnahmenkataloge fiir Unternehmen zur Verringerung der
menschenrechtlichen Risiken zu verdffentlichen (Knopf et al. 2013, S. 17).
Ahnliche Forderungen in Hinblick auf die UN-Leitprinzipien wurden im
Juni 2013 als Ergebnis der Diskussionen der Arbeitsgruppe »CSR im euro-
paischen internationalen Kontext« im deutschen CSR-Forum veréffent-
licht, in dem auch Vertreter des DGB, der IG BCE, der IG Metall und von
ver.di sitzen (Nationales CSR-Forum 2013).
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1.2 Kampagnen und MaBnahmen deutscher Gewerkschaften
zur Umsetzung des Menschenrechtsschutzes

Die deutschen Einzelgewerkschaften und der DGB unterstiitzen mehrere
Kampagnen im Bereich Menschenrechte, die entweder von ihnen selbst ini-
tilert wurden oder auf Kooperationen mit internationalen Gewerkschafts-
verbdnden und NGOs zuriickgehen.

1.2.1 Beschwerden bei Nationalen Kontaktstellen

Ein zentraler Ansatz ist fiir den DGB die Einhaltung der OECD-Leitsitze
durch die Unternehmen. Fir den DGB und die deutschen Gewerkschaften
gelten die Leitsdtze insbesondere nach ihrer Neugestaltung im Jahr 2011
als das umfassendste Instrument zur Durchsetzung international giltiger
Umwelt-, Arbeits- und Sozialstandards.! Die Méglichkeit, bei der Natio-
nalen Kontaktstelle Beschwerden gegen Unternechmen einzureichen, ver-
leiht diesem Instrument nach Ansicht der Gewerkschaften eine gewisse
Verbindlichkeit.

In Deutschland wurden seit dem Jahr 2001, d. h. seit Bestehen der deut-
schen Nationalen Kontaktstelle, bis Ende Juli 2014 insgesamt 25 Beschwer-
defille eingereicht. Von deutscher gewerkschaftlicher Seite wurden bisher
zwei Beschwerden vor die deutsche Nationale Kontaktstelle und eine Be-
schwerde vor die US-amerikanische Nationalkontaktstelle gebracht. Die
restlichen Beschwerden an die deutsche Nationale Kontaktstelle wurden
durch NGOs eingereicht.

Bei den Beschwerden der Gewerkschaften handelte es sich um eine
Beschwerde des DGB zusammen mit der philippinischen Gewerkschaft
EUBP-FFW aus dem Jahr 2003 gegen die Bayer AG, weil die Tochtergesell-
schaft des Chemiekonzerns auf den Philippinen aktive Gewerkschafter
der EUBP-FFW entlassen und stattdessen die arbeitgeberfreundliche Be-
triebsgewerkschaft REUBP anerkannt habe (Tornau 2012). 2006 wurde der
Fall bei einem parallel laufenden Gerichtsverfahren abgeschlossen und die
Zahlung einer Entschiadigung zugunsten der widerrechtlich entlassenen
Gewerkschaftsmitglieder von EUBP-FFW durchgesetzt. Darauthin folgte

1 | Interview mit der DGB-Abteilung »Wirtschafts-, Finanz- und Steuerpolitik«
am 9.7.2015; Interview mit der IG Bau-Abteilung »Internationales« am 23.2.2015.
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2007 der Abschluss des Falls vor der deutschen Nationalen Kontaktstelle
mit einer gemeinsamen Erklirung (Access o.].).

2014 kam es zu einer Beschwerde der IG Metall gegen die Hyundai Mo-
tor Europe Technical Center GmbH. Die I1G Metall warf dem Autokonzern
vor, die Betriebsratsarbeit und gewerkschaftliche Betitigung zu behindern.
Hyundai lehnte die Mediationsgesprache der Nationalen Kontaktstelle al-
lerdings ab, weshalb das Verfahren eingestellt werden musste (Nationale
Kontaktstelle 2015).

In einem dritten Fall haben ver.di und die Communications Workers of
America (CWA) bei der US-amerikanischen Nationalen Kontaktstellen eine
Beschwerde gegen die Deutsche Telekom wegen Verst6flen gegen die Organi-
sationsfreiheit der Beschiftigten eingereicht (siche Kapitel 10.7).

1.2.2 Projekte mit Menschenrechtsbhezug

Ein weiterer Ansatz sind Projekte mit Menschenrechtsbezug. Solche Pro-
jekte von deutschen Gewerkschaften und dem DGB sind haufig linderspe-
zifisch angelegt und zielen auf Stirkung der lokalen Gewerkschaften und
Forderung der Vereinigungsfreiheit im Ausland ab. So hilft die IG BCE z. B.
der kolumbianische Gewerkschaft Sintracarbon finanziell und unterstitzt
die Gewerkschaftsarbeit in Vietnam.? Die IG BAU fordert den Aufbau
einer effektiven gewerkschaftlichen Selbstorganisation in Tunesien durch
Rechtsberatungen und Schulungen (IG BAU 2013). In Kolumbien setzt sie
sich gemeinsam mit verschiedenen kolumbianischen Gewerkschaften fiir
die Rechte der Beschaftigten ein (IG BAU 2012). Die GEW unterstiitzt die
Arbeit von Frauen in arbeitnehmerrechtlich problematischen Landern,
Mafnahmen gegen Diskriminierung in der Tirkei und Aktionen gegen
Kinderarbeit.> Das Nord-Siid-Netzwerk des DGB-Bildungswerkes setzt
sich nach eigenen Angaben dafiir ein, dass Arbeitnehmerrechte und so-
ziale Mindeststandards eingehalten und ausgebaut werden. Das Netzwerk
leitet Projekte mit menschenrechtlichem Bezug in verschiedenen Landern
Lateinamerikas und Afrikas sowie in der Turkei, Indien, Indonesien und
Vietnam.

2 | hetps://www.igbce.de/igbce/international/ (Abruf am 4.1.2016).
3 | https:/www.gew.de/internationales/ (Abruf am 13.12.2015).
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Zum iberwiegenden Teil verfolgen die Projekte einen Capacity -Buil-
ding-Ansatz und unterstiitzen die gewerkschaftliche Organisation und
Weiterqualifizierung von Fach- und Fihrungskraften in den Gewerkschaf-
ten der entsprechenden Linder. Innerhalb der gewerkschaftlichen Soli-
daritdtsarbeit und entwicklungspolitischen Lobbyarbeit in Deutschland
organisiert das Nord-Siid-Netzwerk Kampagnen sowie Seminare, Fachta-
gungen, Konferenzen und Workshops.* Das Netzwerk benennt unter den
Strategien auf betrieblicher Ebene, um internationale Arbeitnehmerrechte
zu férdern, auch den Abschluss von globalen Rahmenvereinbarungen und
den Aufbau von konzernbezogenen gewerkschaftlichen Netzen (vgl. Nord-
Sid-Netz o.].; Muller/Platzer/Riib 2004).

ver.di und das DGB-Bildungswerk bilden mit Gewerkschaften aus dem
asiatischen Raum das Beschiftigten-Netzwerk ExChains.’ Diese Netzwerk
wurde 2002 gegriindet und organisiert durch personliche Treffen der Be-
teiligten und den Aufbau von Solidarititsbezichungen die gegenseitige
Unterstiitzung von Beschiftigten im deutschen Einzelhandel und Arbeit
nehmern in der Textil- und Bekleidungsproduktion in Asien entlang globa-
ler Zulieferketten . Im Rahmen von ExChains wird z.B. versucht, Beschif-
tigte in tirkischen Textil- und Bekleidungsfabriken gewerkschaftlich zu
organisieren (tie o.].). Forderungen von ExChains sind ein besserer Brand-
und Arbeitsschutz, hohere Lohne, gewerkschaftliche Zugangsrechte in
den Zulieferbetrieben sowie Transparenz und Offenlegung der Zulieferer
durch transnationale Unternehmen, sodass es Gewerkschaft und Beschaf-
tigten moglich ist, die Arbeitsbedingungen entlang der Lieferantenkette
zu untersuchen und 6ffentlich zu machen. Das ExChains-Netzwerk ist Teil
von te global, einem Netzwerk, das 1978 gegriindet wurde und die Ziele
verfolgt, das internationale Bewusstsein der Arbeitnehmerschaft in Zeiten
der Globalisierung zu stirken, Informationen auszutauschen und linder-
tibergreifende Kooperationen zum Schutz von Arbeitnehmerrechten zu
ermoglichen.® Hierfiir werden z. B. regionale und internationale Konferen-
zen abgehalten und Weiterbildungen angeboten.

Der DGB und die IG Metall sind aufferdem Mitglieder im Biindnis fiir
nachbhaltige Textilien, das als Initiative des Bundesministeriums fir wirt-

4 | https:/www.nord-sued-netz.de/ (Abruf am 10.1.2016).
5 | http://www.exchains.org/campaign_exchains.php (Abruf am 30.12.2015).
6 | http://www.tie-germany.org/who_we_are/index.html (Abruf am 30.12.2015).
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schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung die Arbeits- und Lebensbe-
dingungen in der Textilbranche in Stiidostasien verbessern will. Das Biind-
nis mit 160 deutschen Unternehmen wurde im Oktober 2014 gegrindet
und orientiert sich an den ILO-Kernarbeitsnormen, den OECD-Leitsatzen
fir multinationale Unternehmen und den UN-Leitprinzipien fir Wirt-
schaft und Menschenrechte.

1.2.3 Zusammenarbeit mit internationalen Gewerkschaftsverbianden

Ein dritter Ansatz der gewerkschaftlichen Aktivititen liegt in der Zusam-
menarbeit mit internationalen Gewerkschaftsverbanden. In diesen Kontext
gehoren auch globale Rahmenvereinbarungen. Neben der staatlichen und
internationalen Regulierung sehen deutsche Gewerksschaften in den glo-
balen Rahmenvereinbarungen einen Beitrag zur Absicherung des Schutzes
von Arbeitnehmer- und Menschenrechten in einzelnen Unternehmen.

Alle Einzelgewerkschaften und der DGB unterstiitzen ihre jeweiligen
internationalen Gewerkschaftsverbinde bei Aktionen im Bereich Men-
schenrechte. So verdffentlichen die Webseiten deutscher Einzelgewerk-
schaften und des DGB z.B. entsprechende Pressemitteilungen der européi-
schen und internationalen Branchen- und Dachverbiande. Dartiber hinaus
existieren Kooperationen bei einer Vielzahl von Projekten, die in erster
Linie dazu dienen, akute Missstinde durch das geplante und koordinierte
Zusammenwirken verschiedener nationaler und internationaler Gewerk-
schaftsverbande zu beseitigen. In Hinblick auf die Kampagnenarbeit Giber-
nahm z.B. der DGB eine Initiative des IGB zur Fuflball-Weltmeisterschaft
2022 in Katar und startete die Kampagne »Keine FufSball-WM ohne Arbeit-
nehmerrechte« in Deutschland, die den Weltfuf$ballverband FIFA und die
Regierung von Katar dazu bringen sollte, die Menschenrechte von Wander-
arbeitskraften zu schiitzen (IG BAU 2015; IG BAU 2014).

DGB, IG BCE, IG Metall und ver.di unterstiitzen den Bangladesh Ac-
cord, ein Brandschutzabkommen fiir Textilfabriken in Bangladesch, das
von IndustriALL Global Union und UNI Global Union ausgehandelt wurde
(Thomsen 2014).” Als Antwort auf gravierende Gesundheits- und Sicher-
heitsmangel, die unter anderem zum Fabrikeinsturz von Rana Plaza fiihr-
ten, sicht das Abkommen ein Fiinfjahresprogramm zum Arbeitsschutz mit

7 | http://bangladeshaccord.org/ (Abruf am 27.1.2016).
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Brandschutz- und Gebaiudesicherheitskontrollen, betrieblichen Arbeits-
schutzkomitees sowie Schulungen der Beschiftigten in Brandschutzmaf-
nahmen unter Beteiligung von lokalen Gewerkschaften vor. Zusitzlich
wurde ein Sicherheitsabkommen verabschiedet, mit dem sich die transna-
tionalen Konzerne verpflichten, kiinftig nur in Fabriken produzieren zu
lassen, in denen die Brandschutzbestimmungen eingehalten werden. Dies
soll von unabhangiger Seite geprift und zertifiziert werden.

Die Kooperationen zwischen Einzelgewerkschaften und internatio-
nalen branchenspezifischen Gewerkschaftsfoderationen kénnen auch die
Form von direkter Zusammenarbeit annehmen. So fithrten IG BCE und
industriAll European Trade Union im September 2014 eine Bergbaukonfe-
renz in Kolumbien zur Achtung der Menschen- und Gewerkschaftsrech-
te, fir anstindige Arbeitsbedingungen und einen verantwortlichen und
nachhaltigen Bergbau in Kolumbien durch, die von den beiden Verbin-
den gemeinsam organisatorisch, personell und finanziell getragen wurde
(IG BCE 2014).

1.2.4 Kooperation mit Nichtregierungsorganisationen

Ein vierter Bereich gewerkschaftlicher Aktivititen findet in Kooperation
mit auf diesem Feld tdtigen NGOs statt. Im Themenfeld Wirtschaft und
Menschenrechte zeigt sich eine wichtige inhaltliche Ubereinstimmung vor
allem darin, dass beide Akteure fir mehr Verbindlichkeit bei der Regulie-
rung der globalen Wirtschaft eintreten. Auch in den Anhérungen zur Er-
stellung des Nationalen Aktionsplans in Deutschland zur Umsetzung der
UN-Leitprinzipien kommt dieses Anliegen durch gemeinsame Vorschlige
zu verpflichtenden Vorgaben fiir die Durchfiihrung der menschenrecht
lichen Sorgfaltspflicht von Unternehmen und zu einer verpflichtenden Be-
richtspflicht zum Ausdruck.

Eine langjihrige Zusammenarbeit zwischen Gewerkschaften und
NGOs entwickelte sich im »Arbeitskreis OECD-Leitsitze« bei der Natio-
nalen Kontaktstelle in Deutschland im Bundesministerium fiir Wirtschaft
und Energie. In diesem Rahmen treffen sie sich mit Vertretern der ent
sprechenden Ressorts der Bundesregierung und der Wirtschaftsverban-
de. Unter anderem geht es dabei um den Austausch uber eingereichte
Beschwerdefalle bei der Nationalen Kontaktstelle. Zur Abstimmung der
Positionen finden vorab Treffen zwischen Gewerkschaften und NGOs statt,
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die sich uber die Jahre hinweg intensiviert und positiv entwickelt haben.
Wichtige gemeinsame Ziele richten sich auf die Stirkung der Kontaktstel-
le, beispielsweise ihrer groferen institutionellen Unabhangigkeit, und eine
Intensivierung der interministeriellen Zusammenarbeit.

Im Rahmen des CSR-Forums der Bundesregierung gab es ebenfalls eine
fruchtbare Zusammenarbeit zwischen Gewerkschaften und NGOs, unter
anderem um Forderungen zur Richtlinie zur Offenlegung nichtfinanzieller
Informationen miteinander abzustimmen.

Neben vielen weiteren Initiativen und gemeinsamen Veranstaltungen
sind z.B. das CorA-Netzwerk zwischen NGOs, IG Metall und ver.di und
die Kampagne fiir Saubere Kleidung unter Beteiligung von IG Metall, ver.di
und dem DGB-Bildungswerk hervorzuheben.

Das CorA-Netzwerk

Das Netzwerk fiir Unternebmensverantwortung CorA (kurz fir »Corporate
Accountability«) besteht neben ver.di und IG Metall aus mehr als 30 Men-
schenrechtsorganisationen, kirchlichen und entwicklungspolitischen Or-
ganisationen sowie Verbraucher- und Umweltschutzverbianden und tritt
fir eine Uberpriifbare gesellschaftliche Rechenschaftspflicht der Unterneh-
men ein (CorA 2006). Das Netzwerk fordert politische Instrumente, mit
denen Unternehmen verpflichtet werden sollen, die Menschenrechte sowie
international anerkannte soziale und 6kologische Normen zu respektieren.
Die CorA-Grindungserklarung spricht sich neben einer erhdhten Rechen-
schaftspflicht fiir Unternehmen fir verbindliche Anforderungen bei der
Vergabe offentlicher Auftrige, die Verankerung von Unternehmenspflich-
ten in internationalen Wirtschaftsabkommen, eine gerechte Unterneh-
mensbesteuerung zum Nutzen der Gesellschaft, wirksame Sanktions- und
Haftungsregelung fiir Unternehmen sowie die Stirkung der Produktver-
antwortung und Forderung zukunftsfihiger Konsum- und Produktions-
muster aus.

Anlisslich der UN-Leitprinzipien verdffentlichten das CorA-Netzwerk
und das Forum Menschenrechte zunichst ein »Positionspapier zu Wirt-
schaft und Menschenrechtens, in dem die Bundesregierung aufgefordert
wurde, den von der Europiischen Kommission geforderten Aktionsplan
zur Umsetzung der UN-Leitprinzipien in Angriff zu nehmen (CorA/Fo-
rum Menschenrechte 2013). Des Weiteren haben CorA und das Forum
Menschenrechte eine Serie von »Steckbriefen« zu den UN-Leitprinzipien
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herausgegeben, in denen themenspezifisch und anhand einzelner Fallbei-
spiele der Handlungsbedarf und nétige Umsetzungsschritte erlautert wer-
den.®

Aus dem Positionspapier und den Steckbriefen ergibt sich die Forde-
rung, dass deutsche Unternehmen gesetzlich zur Einhaltung der men-
schenrechtlichen Sorgfaltspflicht verpflichtet werden missen. Dabei muss
in deren Rahmen auch eine Analyse der menschenrechtlichen Auswirkun-
gen der unternehmerischen Tatigkeit in Hinblick auf die Lieferantenket-
te unternommen werden. Konnen Unternehmen die Einhaltung dieser
Sorgfaltspflicht nicht nachweisen, sollte die Moglichkeit bestehen, sie fiir
eingetretene Schiden haftbar zu machen. Eine umfassende Beachtung der
menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht wird auerdem fiir Prif und Ver-
gabekriterien in den Bereichen Aufenwirtschaftsforderung und offent
liche Beschaffung gefordert (CorA 2014; CorA/Forum Menschenrechte
2013, S. 9; CorA/Forum Menschenrechte 2014a). In Hinblick auf die Be-
richterstattung ist die Richtigkeit der offengelegten Daten tiberprifbar zu
gestalten. So sollen z.B. externe Experten bei Betriebspriifungen von aus-
landischen Zulieferern beteiligt werden und Ergebnisse von Audits sowie
geplante Gegenmafinahmen zur Behebung von Missstinden allen, insbe-
sondere den Beschaftigten, ihren Interessenvertretungen und den Verbrau-
chern zuginglich gemacht werden (CorA/Forum Menschenrechte 2014b).

Kampagne fiir Saubere Kleidung

Ein weiteres Beispiel der Zusammenarbeit von Gewerkschaften und NGOs
ist die Kampagne fiir Saubere Kleidung, die sich mit Unterstiitzung von
IG Metall, ver.di und dem DGB-Bildungswerk fiir soziale Mindeststan-
dards bei der Herstellung aller Kleidungsprodukte einsetzt.” Die Kam-
pagne gehort zur Clean Clothes Campaign (CCC), die ein internationales
Netzwerk mit tGiber 300 NGOs und Gewerkschaften aus zwolf europii-
schen Landern und ein internationales Sekretariat in Amsterdam unter-
halt. Ziel der Kampagne ist, Hersteller und Einzelhandelsunternehmen
durch die Unterzeichnung eines Verhaltenskodex zur Einhaltung von so-
zialen Mindeststandards bei der Herstellung aller Kleidungsprodukte zu
verpflichten. Zur Uberpriifung der Einhaltung hat die CCC eine eigene

8 | http://www.cora-netz.de/cora/steckbriefe/ (Abruf am 16.2.2016).
9 | hetp://www.saubere-kleidung.de/ (Abruf am 16.2.2016).

86


http://www.cora-netz.de/cora/steckbriefe/
http://www.saubere-kleidung.de/

Die Einflussnahme deutscher Gewerkschaften auf die Umsetzung von Menschenrechten

unabhingige Kodexiiberprifungseinrichtung gegriindet, die Fair Wear
Foundation (FWF). Die FWF ist die einzige Branchenorganisation, die zur
Uberpriifung der Einhaltung von sozialen Standards auch Interviews mit
Beschiftigten aulSerhalb des Betriebsgelandes durchfiihrt. Dieses Vorgehen
soll die freie Meinungsauferung der Beschaftigten sicherstellen. Dartiber
hinaus unterstitzt die Kampagne einzelne Gewerkschaften in Entwick-
lungslandern, um sie in die Lage zu versetzen, Verhaltenskodizes in ihren
Fabriken effektiv zu tiberwachen.

Weitere Beispiele fir die Zusammenarbeit zwischen Gewerkschaften und
NGOs im Bereich Menschenrechte sind die Unterstiitzung der Kampagne
»Hande hoch fir Waffenkontrolle« von Amnesty International durch IG Me-
tall, GEW und IG BAU sowie die Rohstoftkonferenz »Rohstoffe — sicher und
fair« mit gemeinsamer Abschlusserklirung von Brot fiir die Welt, Misereor
und IG Metall (Hans-Bockler-Stiftung/Misereor/Brot fiir die Welt/IG Me-
tall 2013). In der gemeinsamen Erklirung »Menschenrechte und Umwelt-
schutz — Leitplanken bei der Rohstoffsicherung« setzen sich die IG Metall,
Brot fiir die Welt und Misereor fiir den fairen Abbau von Rohstoffen unter
Beachtung Arbeitnehmerrechte der Mitarbeiter in den Abbaustatten und
der Menschenrechte der lokalen Bevolkerung sowie der Gewerksschafts-
vertreter und Menschenrechtsaktivisten in diesen Landern ein (Misereor/
IG Metall/Brot fir die Welt 2013).

1.3 Fazit: Strategien von deutschen Gewerkschaften
im Umgang mit Menschenrechten

Die Analyse der Positionen des DGB und der deutschen Einzelgewerkschaf-
ten zu den UN-Leitprinzipien zeigt, dass immer wieder gesetzlich veran-
kerte Verpflichtungen in Bezug auf die unternehmerische Sorgfaltspflicht
gefordert werden. In Hinblick auf den »smart mix« der UN-Leitprinzipien
betonen Gewerkschaften vor allem die Einfiihrung von mehr Verbindlich-
keit fiir Unternehmen zum Schutz der Menschenrechte. Gewerkschaften
setzen auf Regulierung bei der Steuerung des Menschenrechtsschutzes,
da Vorfille von Menschenrechtsverst6fen ihrer Meinung nach aufgezeigt
haben, dass freiwillige Vorgehensweisen zur Absicherung der Menschen-
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rechte nicht ausreichen.!® Aus Sicht der Gewerkschaften bringen Selbstver-
pflichtungen in der Praxis kaum die Verhaltensnormierung, die sie angeb-
lich erreichen wollen. Die Schaffung von rechtlich verbindlichen Regeln
zur unternehmerischen menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht sowie eine
Rechenschaftspflicht fir Unternehmen und klare Haftungsregelungen bei
Menschenrechtsverstoen sind aus Sicht der Gewerkschaften unumging-
lich. Eine umfassende Kontrolle der allgemein giiltigen, transparenten und
sanktionierbaren Regeln fiir Unternehmen wird als zentral erachtet." Bei
den Kontrollprozessen sollen lokale Gewerkschaften eingebunden wer-
den."?

Tatigkeitsfelder im Bereich Menschenrechte liegen neben der Beteili-
gung an politischen Initiativen in der Unterstitzung von internationalen
Kampagnen und in eigenen Projekten zur Forderung der Vereinigungs-
freiheit im Ausland. Der Schutz von Menschenrechten ist ein internatio-
nales Problem, das nach Meinung deutscher Gewerkschaften am besten
auf internationaler Ebene — durch internationale und européische Gewerk-
schaftsverbande oder auch in Kooperation mit NGOs — in Angriff genom-
men werden kann."?

Eine Zusammenarbeit mit NGOs bietet sich fiir Gewerkschaften haufig
an, denn die Interessen der beiden Akteure, z.B. in Hinblick auf Regulie-
rungsforderungen, dhneln sich bei den Anforderungen an den Menschen-
rechtsschutz (Vitols 2011). Diese Kooperationen nehmen z.T. die Form von
Brancheninitiativen an. Besonders weit fortgeschritten sind Initiativen in
der Textil- und Bekleidungsindustrie. Hier wird in freiwilligen Multistake-
holder-Prozessen unter Beteiligung transnationaler Konzerne Einfluss auf
die Arbeitnehmerrechte und Standards in der globalen Lieferantenkette
genommen. Die Ausweitung eines solch erweiterten Engagements auf an-
dere Branchen findet bisher allerdings erst sehr beschrinke statt, beispiels-
weise in der Spielzeug- und Elektronikindustrie.

10 | Interview mit der DGB-Abteilung »Wirtschafts-, Finanz- und Steuerpolitike,
9.7.2015.

11 | Interview mit der Internationalen Abteilung der IG Metall, 9.9.2015.

12 | Interview mit der IG BCE-Abteilung »Mitbestimmungg, 19.3.2015.

13 | Interview mit der DGB-Abteilung »Wirtschafts-, Finanz- und Steuerpoli-
tik, 9.7.2015; Interview mit dem ver.di-Referat »Umweltpolitik/Regulierungs,
20.4.2015.
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In Hinblick auf eigenstindige Aktionen deutscher Gewerkschaften
zum Schutz von Menschenrechten liegt der Ansatzpunkt in der Férderung
der Vereinigungsfreiheit und der Befiahigung auslindischer Gewerkschaf-
ten. Viele der Manahmen konnen bereits auf eine langjahrige Tradition
zurtickblicken; eine Steigerung der Anzahl oder des Umfangs der Mafinah-
men im Zuge des UN-Rahmenwerkes oder der UN-Leitprinzipien ist nicht
feststellbar. Vonseiten der Gewerkschaften fehlen bisher Informationsma-
terialien oder Handlungshilfen zu den UN-Leitprinzipien fiir ihre Mitglie-
der.
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8 Die Strategien der globalen und
europaischen Gewerkschaftsverbande
im Handlungsfeld Menschenrechte

Auf europiischer und globaler Ebene haben sich die Gewerkschaften in
globalen Gewerkschaftsverbanden - wie dem IGB und globalen Gewerk-
schaftstdderationen (Global Union Federations, GUFs) — organisiert. Globale
Gewerkschaftsverbande sind Dachverbande, die gegentiber ihren nationa-
len Mitgliedsgewerkschaften keine Weisungsbefugnis haben (Ford/Gillan
2015). Aus diesem Grund beschrinken sich globale Gewerkschaftsver-
biande in ihrer Arbeit zumeist auf die politische Interessenvertretung in
internationalen Organisationen (z.B. ILO, OECD), Kampagnenarbeit und
in Hinblick auf transnationale Unternehmen auf die zentralen Unterneh-
mensleitungen (Rib/Platzer 2015, S. 18-21).

Auf europdischer Ebene agieren der EGB und andere europiische Ge-
werkschaftsverbinde mit EU-Instanzen und im europaischen sozialen
Dialog. In Briissel haben die Gewerkschaften zusitzlich das Européische
Gewerkschaftsinstitut ETUI als Beratungseinrichtung geschaffen, ein un-
abhingiges Zentrum fir Forschung und Bildung des EGB. Das Institut
leitet unter anderem ein Netzwerk von Arbeitsrechtlern, das Transnational
Trade Union Rights Experts Network (TTUR), das sich mit der Gesetzgebung
im Bereich Menschenrechte auseinandersetzt.

Die europiischen Gewerkschaftsverbiande agieren in vielen Politikbe-
reichen eigenstindig von den globalen Dachverbinden, in denen sie Mit-
glieder sind. Dies ist unter anderem der stirkeren wirtschaftlichen Inte-
gration und Institutionalisierung politischer Instanzen im Rahmen der
Europiischen Union geschuldet. Bezugspunkte der Arbeit europiischer
Gewerkschaftsverbinde in Hinblick auf die Menschenrechte sind vor allem
der Schutz und die Umsetzung von Arbeitnehmerrechten in Europa. Euro-
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paische Gewerkschaftsverbinde verweisen darauf, dass die Beglinstigung
der wirtschaftlichen Freiheiten zuungunsten sozialer Rechte in der euro-
paischen Politik auch eine menschenrechtliche Dimension aufweist, z.B.
in Hinblick auf die Abschwichung des Rechts auf Kollektivverhandlungen
und die Verringerung erkdmpfter sozialer Standards in europdischen Mit-
gliedslindern.

8.1 Globale und europaische Gewerkschaftsverbande
und die UN-Leitprinzipien

Die internationalen Gewerkschaftsverbande stehen den UN-Leitprinzipien
positiv gegentiber. Nach Ansicht der Gewerkschaften haben die UN-Leit-
prinzipien einen Prozess in Bewegung gesetzt, nimlich die Achtung der
Menschenrechte durch Unternehmen auf der politischen Ebene erneut
zu thematisieren. Dadurch wird auch gewerkschaftlichen Forderungen
nach der Umsetzung von Arbeitnehmerrechten, insbesondere auch unter
Einbeziehung der Lieferkette, Gehor verschafft.! Dariiber hinaus hat die
Ausarbeitung der Nationalen Aktionsplane fir die Umsetzung der UN-
Leitprinzipien in einigen Lindern einen Rahmen geschaffen, in dem sich
Gewerkschaften einbringen konnen.” Die Beteiligung von internationalen
Gewerkschaftsverbinden an der Ausgestaltung und Steuerung von The-
men mit menschenrechtlicher Relevanz hat in den letzten Jahren deutlich
zugenommen.’

In Hinblick auf die UN-Leitprinzipien hat der IGB eine Informations-
schrift fir das Rahmenwerk und die UN-Leitprinzipien herausgegeben
(ITUC 2011b; dhnlich auch ITUC 2012). Das Papier stellt zunéchst fest, dass
die UN-Leitprinzipien erhebliche Auswirkungen auf die Umsetzung der
Menschenrechte haben konnen, da sie festlegen, dass es sich bei der Ach-
tung der Menschenrechte nicht um ein »freiwilliges Konzept« handelt und

1 | Interview mit dem Policy Director von IndustriALL Global Union am 29.10.2015;
Interview mit dem Deputy General Secretary von industriAll European Trade Union
am 13.7.2015; Interview mit dem Direktor des Internationalen Gewerkschafts-
bundes (IGB) am 15.10.2015.

2 | Interview mit dem Direktor des Internationalen Gewerkschaftsbundes (IGB)
am 15.10.2015.

3 | Interview mit dem Policy Director von IndustriALL Global Union am 29.10.2015.

92



Die Strategien der globalen und europdischen Gewerkschaftsverbidnde

Unternehmen alle international anerkannten Menschenrechte zu achten
haben (ITUC 2011b). Ferner fihrt der IGB in dem Papier aus, dass Gewerk-
schaften die UN-Leitprinzipien nutzen kénnen, um auf staatlicher Ebene

+ Probleme zu lésen und die Bedeutung der Sorgfaltspflicht anhand von
Fallen im Rahmen der OECD-Leitsatze und anderer zwischenstaatli-
cher Mechanismen weiterzuentwickeln,

+ staatliche Manahmen und Gesetze beziglich des Unternehmensver-
haltens zu beeinflussen,

+ prekire Arbeit zu bekimpfen und direkte Beschiftigungsverhaltnisse
innerhalb der Lieferkette zu fordern,

+ internationale Organisationen wie z.B. ILO, Weltbank und OECD zu
beeinflussen.

In Hinblick auf die betriebliche Ebene konnen Gewerkschaften zudem die
UN-Leitprinzipien nutzen, um aktiv zu werden

+ bezuglich spezifischer Probleme,

+ um den Geltungsbereich von globalen Rahmenvereinbarungen auszu-
weiten,

+ um den Rahmen fiir den sozialen Dialog zu verindern und Fragen im
Zusammenhang mit prekarer Arbeit und Lieferketten anzugehen,

+ um die Unternehmenspolitik und die nichtfinanzielle Berichterstattung
zu bewerten.

In einer weiteren Publikation des IGB wird aulerdem betont, dass die von
den UN-Leitprinzipien geforderte unternehmerische Sorgfaltspflicht ins-
besondere auch Maffnahmen zum Schutz und zur Férderung der Vereini-
gungsfreiheit beinhalten misse (ITUC/IndustriALL/Clean Clothes Cam-
paign/UNI Global Union 2012).

Im Rahmen des G7-Dialogs zur Vorbereitung des G7-Gipfels im Jahr
2015 formulierten die Gewerkschaften des IGB und des gewerkschaftlichen
Beratungskomitees bei der OECD (Trade Union Advisory Committee, TUAC)
sowie Gewerkschaftsverbinden aus den sieben beteiligten Lindern Forde-
rungen an die G7-Staats- und Regierungschefs (TUAC/DGB/ITUC 2015).
Diese enthalten in Hinblick auf die Menschenrechte die Forderung nach
Beendigung von Zwangsarbeit und informellen Arbeitsverhiltnissen in
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globalen Lieferketten, die Gewahrleistung eines existenzsichernden Min-
destlohns und eines Mechanismus zur Lohnfestsetzung in jedem Land so-
wie die Ausweitung globaler sektorspezifischer Abkommen und globaler
Rahmenabkommen. Auflerdem wird eine Umsetzung der UN-Leitprin-
zipien durch die Erweiterung von Handlungsspielraumen der Nationalen
Kontaktstellen gefordert. In Anlehnung an die UN-Leitprinzipien sollen
sich das 6ffentliche Auftragswesen an der Forderung der Achtung der Men-
schenrechte in der Lieferkette orientieren und extraterritoriale Regelungen
fur die Verletzung von Arbeitnehmerrechten geschaffen werden. Zum Bei-
spiel konnen Rechtsvorschriften fiir transnationale Unternehmen in deren
Heimatlindern die Sorgfaltspflicht hinsichtlich von Rechten, Sicherheit
und Gesundheit der Beschiftigten in Lieferketten sowie den Zugang zu
aufSergerichtlicher Abhilfe regeln.

Der EGB verweist bei der Forderung nach Achtung der Menschenrech-
te in Handelsabkommen und Handelsbeziehungen zu Nicht-EU-Lindern
auf die UN-Leitprinzipien (Ségols 2013; ETUC 2014). So verlangt der EGB
von den europdischen Unternehmen in Bezug auf Birma/Myanmar, dass
sie die UN-Leitprinzipien sowie die OECD-Leitsitze anerkennen (ETUC
2011b). In Hinblick auf die Verhandlungen iber ein Freihandelsabkom-
men zwischen der Europiischen Union und Vietnam wurde z.B. die
Einhaltung der ILO-Konventionen gefordert, insbesondere der Rechte zu
Vereinigungsfreiheit und Tarifverhandlungen, der Nichtdiskriminierung
und des Verbots der Kinderarbeit. Die Umsetzung der Bestimmungen sol-
len von einem Uberwachungs- oder Kontrollprozess begleitet werden, in
dem auch Sozialpartner eingebunden werden (ETUC 2012). In Hinblick
auf Europa weisen Gewerkschaftsvertreter darauf hin, dass im Bereich
Menschenrechte starker verpflichtende Instrumente existieren als die UN-
Leitprinzipien. Deshalb stellen diese stirkeren Elemente die Bezugsquelle
und Argumentationsgrundlage fir den Schutz der Arbeitnehmerrechte in
der Arbeit der Gewerkschaften dar.* Hierzu gehoren die EU-Grundrechte-
charta, die Europaische Menschenrechtskonvention und die Europiische
Sozialcharta.

4 | Interview mit dem Legal Advisor des Europiischen Gewerkschaftsbundes
(EGB) am 10.8.2015; Interview mit einem Senizor Researcher am Européischen Ge-
werkschaftsinstitut (ETUI) am 24.9.2015.
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8.2 Ansatze und Schwierigkeiten
globalen und europaischen Handelns

Gewerkschaften sehen als Antwort auf die Globalisierung der Wirtschafts-
beziehungen eine wachsende Notwendigkeit internationaler Abstimmung,.
Durch grenziibergreifende Zusammenarbeit und starkeren Informations-
und Erfahrungsaustausch auf Arbeitnehmerseite soll den Zwingen der
Globalisierung und der dadurch verschirften Standortkonkurrenz ent
gegengewirke werden (Miller/Platzer/Riab 2004). Im Vordergrund steht
dabei hidufig zunichst der soziale Dialog und allgemeine politische Interes-
senvertretung von Arbeitnehmerrechten. Die gemeinsame Durchsetzung
unmittelbarer materieller Interessen ist hingegen seltener ein direkter Auf-
trag an die Gewerkschaftsdachorganisationen auf globaler Ebene.

Internationale Gewerkschaften verfolgen eine Vielzahl verschiedener
Mafinahmen, um Arbeitnehmerrechte weltweit zu fordern und zu vertei-
digen. Gewerkschaftliche Aktivititen im Bereich Menschenrechte setzen
dabei auf allen Handlungsebenen an — so kdnnen Unternehmen, Branchen
oder nationale wie internationale politische Organisationen und Institutio-
nen im Fokus stehen (Rub/Platzer 2015, S. 18). Die MafSnahmen umfassen
die Veréffentlichung von Informationen zu Verstofen gegen Menschen-
rechte, Kampagnen zur universellen Achtung von Arbeitnehmerrechten,
die Mitarbeit an Initiativen, politische Lobbyarbeit und vieles mehr. Auch
der Abschluss von globalen Rahmenvereinbarungen kann Teil dieser Ak-
tivititen sein.

Teilweise werden Aktionen gemeinsam mit NGOs durchgefiithrt (ITUC
2011a). So haben internationale Gewerkschaften z.B. im November 2013
mit mehreren NGOs die Treaty Alliance gegrindet, eine Koalition, die
sich fiir ein verbindliches Abkommen in Hinblick auf die verpflichtende
Umsetzung der UN-Leitprinzipien fir Wirtschaft und Menschenrechte
einsetzt.’ Die Treaty Alliance fordert eine rechtlich verbindliche Verpflich-
tung fir Unternehmen zum Schutz der Menschenrechte und den Ausbau
der nationalen und internationalen Gesetzgebung, um Menschenrechte
zu schitzen und Menschenrechtsverst6fe von Unternehmen zu ahnden.
Ansatzpunkt der Treaty Alliance ist eine zwischenstaatliche »open-ended
working group, die auf Ebene der Vereinten Nationen zur Weiterentwick-

5 | http://www.treatymovement.com/ (Abruf am 20.1.2016).
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lung der UN-Leitprinzipien fir Wirtschaft und Menschenrechte gegriindet
wurde.

Auch auf internationaler und europdischer Ebene sehen Gewerkschaf-
ten vor allem OECD-Beschwerden als Mittel, um gegen Menschenrechts-
verstoffe von Unternehmen vorzugehen. In Hinblick auf deutsche Unter-
nehmen reichten internationale Gewerkschaftsverbinde Beschwerden
gegen die HeidelbergCement AG und die Metro AG ein. Bei Konfliktfillen
mit Unternehmen ist jedoch der »stille« Beschwerdeweg weitaus tblicher.
So kontaktieren internationale Gewerkschaftsverbinde z.B. zunichst na-
tionale Gewerkschaften und lokale Arbeitnehmervertretungen am Haupt-
sitz des Konzerns, wenn sie Vorwiirfe kliren oder Probleme an Unterneh-
mensstandorten in anderen Landern 16sen wollen.

In ihrer Politik sind Gewerkschaftsverbinde auf einen Konsens mit
ihren Mitglieds- und Partnerorganisationen angewiesen, da die nationalen
gewerkschaftlichen Mitgliedsverbinde kaum Befugnisse oder Handlungs-
instrumente an die internationale Ebene delegiert haben. So sind interna-
tionale Gewerkschaftsverbinde von den Ressourcen der Mitgliedsverbiande
abhingig, wobei die Internationalisierungsbestrebungen nicht von allen
Mitgliedern in gleichem MafSe getragen werden und finanzielle Mittel nur
eingeschrinkt zur Verfiigung stehen.

Bei grenziberschreitenden Interaktionen verschiedener Gewerkschaf-
ten spielen internationale Netzwerke eine besondere Rolle. Solche Netz-
werke konnen dazu dienen, relevantes Wissen zu generieren und aus-
zutauschen und die Solidarisierung z.B. der Arbeitnehmer in einem
transnationalen Unternehmen oder entlang der Wertschopfungskette zu
starken (Scheper/Grabosch 2015, S. 19f.). Einige Gewerkschaftsverbinde
haben eigene Netzwerke fir ausgewéhlte transnationale Unternehmen
gegrindet, sogenannte Gewerkschaftsallianzen (Riib/Platzer 2015, S. 69).6
Diese konnen sowohl als Brancheninitiative fiir die grofSten Unternehmen
einer Branche als auch fiir nur einen transnationalen Konzern existieren.
Im Fall von DHL existieren z.B. zwei Gewerkschaftsallianzen - ein ge-
werkschaftliches Branchentreffen fiir alle groSen transnationalen Konzer-
ne der Logistikbranche sowie ein Treffen der Arbeitnehmervertretungen
verschiedener internationaler DHL-Standorte zum konzernbezogenen

6 | Interview mit dem Head of Department Commerce von UNI Global Union am
12.8.2015.
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Austausch. Die Treffen finden unter der Leitung von UNI Global Union in
einem zweijahrigen Turnus statt. Bei beiden Gewerkschaftsallianzen wer-
den auch Themen mit menschenrechtlicher Relevanz angesprochen, z.B.
Probleme bei der Durchsetzung der Vereinigungsfreiheit in einigen Berei-
chen der Branche oder an konkreten Standorten. Ziel des Austauschs ist es,
Problemdimensionen einzuschitzen, gemeinsame Losungen zu erarbeiten
oder Hilfestellung bei der Erarbeitung von Losungen zu erhalten.

Teilnehmer branchenspezifischer Gewerkschaftsallianzen sind zumeist
internationale Gewerkschaftsfunktionire und andere Arbeitnehmerver-
treter, z. B. gewerkschaftlich organisierte Mitglieder des Europaischen Be-
triebsrats. Unternechmensspezifische Gewerkschaftsallianzen setzen sich
aus Arbeitnehmervertretungen verschiedener internationaler Standorte
eines Konzerns zusammen. Die Allianzen dienen dazu, Interessen der
Arbeitnehmer gegeniiber der Konzernleitung gemeinsam und internatio-
nal zu vertreten. Gewerkschaftsallianzen haben sich dabei insbesondere in
Krisensituationen bewéhrt, wo rasche Reaktionen zur Krisenbewaltigung
erforderlich sind (Rub/Platzer 2015, S. 65f.). UNI Global Union und UNI
Europa schitzen diese Art von Netzwerkbildung als zukunftsweisend und
férderungswiirdig ein. Allerdings grenzen mangelnde finanzielle Ressour-
cen den Ausbau von Allianzen ein.’

Auf internationaler Ebene ist die Anerkennung und Legitimierung
der gewerkschaftlichen Akteure eine wichtige Voraussetzung, die zur Um-
setzung ihrer Interessen und Implementierung gewerkschaftlicher Ziele
beitragt. Eine erfolgreiche Ausweitung der internationalen Arbeit wird
dadurch erschwert, dass es in einigen Landern keine starken organisierten
Gewerkschaften gibt. In anderen Landern sind Gewerkschaftsbewegungen
zwar einflussreich, aber in ihrer politischen Binnenstruktur manchmal we-
nig demokratisch und auch intransparent. Auch die Existenz von partei-
politischen Richtungsgewerkschaften in einzelnen Lindern macht Koope-
rationen und dbereinstimmende politische Positionen in internationalen
Gewerkschaftsverbinden schwierig (Fichter 2015, S. 117).8

7 | Interview mit dem Head of Department Commerce von UNI Global Union am
12.8.2015.
8 | Interview mit dem Policy Director von IndustriALL Global Union am 29.10.2015;
Interview mit dem Direktor des Internationaler Gewerkschaftsbundes (IGB) am
15.10.2015.
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9 Globale Rahmenvereinbarungen
als Instrument gewerkschaftlicher Politik

Die UN-Leitprinzipien und globale Rahmenvereinbarungen dienen dem
Schutz von Arbeitnehmer- und Menschenrechten weltweit und spezifi-
zieren die Pflichten von Unternehmen zur Einhaltung dieser Rechte un-
abhingig von staatlichen Grenzen und Rechtssystemen. Insbesondere
dienen beide Instrumente der Einhaltung von Arbeitnehmer- und Men-
schenrechten entlang der globalen Liefer- und Wertschopfungsketten von
transnationalen Unternehmen. Wihrend sich die UN-Leitprinzipien an
alle Unternehmen weltweit richten und allgemeine Verantwortlichkeiten
fir diese formulieren, stellen globale Rahmenvereinbarungen verhandelte
Vereinbarungen zwischen globalen Gewerkschaftsverbanden und einzel-
nen transnationalen Unternehmen dar.

Globale Rahmenvereinbarungen sind ein Instrument, das Gewerk-
schaften nutzen, um weltweit geltende Mindeststandards in einem Unter-
nehmen zu vereinbaren. Die Vereinbarungen kdnnen helfen, Stirken
von — vor allem europiischen — Gewerkschaften in einzelnen transnatio-
nalen Unternehmen fiir Gewerkschaften und Beschiftigte in Landern mit
haufigen Arbeitnehmer- und Menschenrechtsverletzungen nutzbar zu
machen. Internationale Gewerkschaftsverbande versuchen, mit globalen
Rahmenvereinbarungen insbesondere die Arbeitnehmer- und Menschen-
rechte auf Vereinigungsfreiheit und Kollektivverhandlungen weltweit um-
zusetzen und zu schiitzen. Ein weiteres Ziel ist der Aufbau von weltweit
vernetzten Vertretungsstrukturen. Globale Rahmenvereinbarungen bieten
einen Ansatz zum Aufbau und zur Institutionalisierung einer transnationa-
len Arena der Arbeitnehmerbeziehungen. In Hinblick auf die UN-Leitprin-
zipien konnen die durch globale Rahmenvereinbarungen geschaffenen Be-
schwerdemechanismen und Konsultationsprozesse zwischen Management
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und Arbeitnehmervertretern Unternehmen dabei unterstiitzen, ihre Sorg-
falespflicht zur Vermeidung von Verstdfsen gegen die Menschenrechte zu
erfillen, und einen Zugang zur Wiedergutmachung er6ffnen.

9.1 Globale Rahmenvereinbarungen

Globale Rahmenvereinbarungen (GFAs), friher auch als internationa-
le Rahmenvereinbarungen (IFAs) bezeichnet, werden zwischen globalen
Gewerkschaftsverbinden und dem Management transnationaler Unter-
nehmen abgeschlossen, verfligen tber einen weltweiten Geltungsbereich
und beinhalten mindestens einen Verweis auf die ILO-Kernarbeitsnormen
(Fichter/Helfen/Sydow 2011, S. 73). Die Ausbreitung globaler Rahmenver-
einbarungen begann nach einem Kongress des Internationalen Metallge-
werkschaftsbundes (IMB) im Jahr 1997. Auf diesem Kongress wurde ein
Aktionsprogramm verabschiedet, das das Ziel verfolgt, Vereinbarungen in
Konzernen zu fordern, die die Arbeitnehmerrechte zu einem Teil des Dia-
loges zwischen Arbeitnehmern und Management machen. Viele Gewerk-
schaften haben daraufhin Vorlagen erarbeitet, nach denen globale Rahmen-
vereinbarungen bestimmte Mindestanforderungen erfiillen missen. Hierzu
gehoren z.B. eine weltweite Gultigkeit, die Beachtung der ILO-Kernarbeits-
normen, Zuliefererklauseln und Umsetzungsvorschriften. Viele globale
Rahmenvereinbarungen beinhalten tber die Kernarbeitsnormen hinaus An-
forderungen in den Bereichen Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz, gerech-
ter Lohn, Weiterbildung, Umwelt sowie Unternehmensumstrukturierung,
Nahezu die Hilfte der Vereinbarungen verfiigt auferdem iber Klauseln zu
Arbeitszeiten und Uberstunden (Miller/Platzer/Riib 2008, S. 7).

Exkurs: Europdische Rahmenvereinbarungen

Globale Rahmenvereinbarungen sind von Europaischen Rahmenver-
einbarungen (ERVs) abzugrenzen, die ausschlielich von europiischen
Gewerkschaftsverbanden abgeschlossen werden und sich in ihrem
Geltungsbereich auf Europa beschrinken. Im Vergleich zu globalen
Rahmenvereinbarungen werden Europaische Rahmenvereinbarungen
haufiger in Kooperation mit oder sogar allein durch europiische Be-
triebsrate abgeschlossen und weisen ein breiteres Feld an moglichen Re-
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gelungsschwerpunkten sowie eine hohere Regelungstiefe auf (Rehfeld
2015, S. 29). Ein Grofteil der Europdischen Rahmenvereinbarungen
bezieht sich auf Restrukturierungsmaffnahmen (Rehfeld 2015, S. 35).
Wihrend globale Rahmenvereinbarungen zwingend zumindest die
ILO-Kernarbeitsnormen enthalten, gibt es keine spezifischen Mindest-
anforderungen an die Regelungsinhalte einer Europaischen Rahmen-
vereinbarung. Aus diesem Grund kommt den Europiischen Rahmen-
vereinbarungen im Vergleich zu den globalen Rahmenvereinbarungen
im internationalen Menschenrechtsschutz eine geringere Bedeutung zu.

Die Zahl abgeschlossener globaler Rahmenvereinbarungen ist seit der Jahr-
tausendwende kontinuierlich gestiegen (Abbildung 1). Im Rahmen dieser
Studie wurden insgesamt 114 Unternehmen identifiziert, die eine solche
Vereinbarung abgeschlossen haben, die den Anforderungen der obigen De-
finition entspricht. Zu beobachten ist eine Konzentration auf européische
Unternehmen sowie bestimmte Gewerkschaftsverbande. Mehr als 75 Pro-
zent der Vereinbarungen wurden von den Verbanden IndustriALL und UNI
Global Union abgeschlossen.

Auf Unternehmensseite sind insbesondere Akteure in der Konzern-
zentrale bei der Aushandlung und am Abschluss von globalen Rahmen-
vereinbarungen beteiligt. Von einer Beteiligung durch Vertreter des Ma-
nagements aus nationalen oder lokalen Niederlassungen wird nur selten
berichtet. Unterzeichner der Vereinbarung ist zumeist der CEO des Unter-
nehmens; teilweise zusammen mit dem leitenden Vorstand des Bereichs
Human Resources oder Bereichsleitern einzelner Tochtergesellschaften
(International Training Centre ILO 2010). Globale Rahmenvereinbarun-
gen werden vorrangig von Unternehmen unterzeichnet, die aus Frank-
reich, Deutschland, Spanien und den skandinavischen Landern stammen.
Abbildung 2 zeigt die Herkunftslinder der Unternehmen, die eine globale
Rahmenvereinbarung abgeschlossen haben. Globale Rahmenvereinbarun-
gen werden insbesondere von sehr groflen transnationalen Unternehmen
unterzeichnet. Im Zeitraum 2009 bis Januar 2016 haben 59 Unternehmen
eine globale Rahmenvereinbarung neu unterzeichnet oder eine bestehende
Vereinbarung erneuert. Von diesen 59 Unternehmen beschaftigen 27 mehr
als 50.000 Arbeitnehmer und hiervon 17 mehr als 100.000 Arbeitnehmer.
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Abb. 1: Entwicklung globaler Rabmenvereinbarungen von 2000 bis Dezember 2015
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Quelle: eigene aktualisierte Darstellung basierend auf Hadwiger 2015a, S. 77.

IFJ = International Federation of Journalists (Internationale Journalisten-Fdderation);
BWI = Building and Wood Workers' International (Bau- und Holzarbeiter Internationale,
BHI); IUF = International Union of Food, Agricultural, Hotel, Restaurant, Catering, To-
bacco and Allied Workers’ Associations (Internationale Gewerkschaft der Nahrungs-

mittelarbeiter); UNI = UNI Global Union; IndustriALL = IndustriALL Global Union.

Abb. 2: Globale Rabmenvereinbarungen nach Herkunflslindern der Unternebmen

~
|
w©

v
©

Anmerkung: n=114
Quelle: eigene aktualisierte Darstellung basierend auf Hadwiger 2015a, S. 78.
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9.1.1 Literaturiibersicht:
Chancen und Grenzen globaler Rahmenvereinbarungen

Globale Rahmenvereinbarungen wurden in den letzten Jahren in einer
ganzen Reihe von Publikationen analysiert, sodass nur eine selektive Aus-
wahl der vorhandenen Publikationen vorgestellt werden kann. In dem Pro-
jekt »Organization and Regulation of Employment Relations in Transna-
tional Production and Supply Networks« von Fichter und Sydow wurden
die Rahmenvereinbarungen selbst untersucht, die Interessen der Akteure,
eine Vereinbarung abzuschliefen, und die Bedingungen, unter denen die
Vereinbarungen zu einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen und -be-
ziehungen in transnationalen Unternehmen und den von ihnen organisier-
ten Wertschopfungsprozessen beitragen. Aus dem Projekt resultierte eine
Vielzahl von Publikationen mit verschiedenen Schwerpunktsetzungen
(Fichter/Helfen/Sydow 2011a; Fichter/Helfen/Sydow 2011b; Helfen/Fich-
ter/Sydow 2012; Helfen/Fichter 2013)." Insbesondere gehoren die Publika-
tionen hervorgehoben, die sich vertieft mit der Umsetzung von globalen
Rahmenvereinbarungen in Indien (Gartenberg/Bandekar 2011), den USA
(Fichter/Dimitris 2013), der Tirkei (Fichter/Sayim/Agtas 2013) und Brasi-
lien (Arruada et al. 2012) auseinandersetzen. Insbesondere in Hinblick auf
US-amerikanische Standorte wird von Schwierigkeiten bei der Aushand-
lung von Neutralititsklauseln berichtet, die gewerkschaftliche Organisa-
tionsbemiithungen schiitzen sollen (Fichter/Dimitris 2013).

Insgesamt kam die Studie zu dem erntchternden Ergebnis, dass die
globalen Rahmenvereinbarungen in den jeweiligen Unternehmen weitge-
hend unbekannt sind. Wenn die geschlossenen Abkommen lokalen Arbeit-
nehmervertretern bekannt waren, fehlte hiufig ein Verstindnis, wie die
Vereinbarungen konkret genutzt werden kénnen. Allerdings legen erfolg-
reiche Beispiele nahe, dass eine gute Formulierung der Rahmenvereinba-
rungen, geeignete Kommunikationspraktiken, Bildungsmafinahmen oder
Trainings- und Verfahrenspraktiken, die die Einfithrung von Routinen,
Regeln und Prozeduren festlegen, positive Effekte erzielen kénnen.

1 | Fiir eine Ubersicht tiber alle Publikationen im Rahmen des Projektes fiir die
Hans-Bockler-Stiftung siehe: http:/www.boeckler.de/11145.htm?projekt=S-2008-
141-2%20F#projektbeschreibung#projektbeschreibung (Abruf am 20.1.2016).

103


http://www.boeckler.de/11145.htm?projekt=S-2008-141-2%2520F%23projektbeschreibung%23projektbeschreibung
http://www.boeckler.de/11145.htm?projekt=S-2008-141-2%2520F%23projektbeschreibung%23projektbeschreibung

Kapitel 9

Sydow et al. identifizieren auf Grundlage der oben aufgefiihrten Fall-
studien »good practice«Beispiele zur erfolgreichen Implementierung von
globalen Rahmenvereinbarungen. Die Autoren geben eine Ubersicht tiber
einzelne Implementierungsmaflnahmen, die von Unternehmen, globalen
Gewerkschaftsverbinden oder von beiden Akteuren gemeinsam ergriffen
werden konnen (Sydow et al. 2014, S. 496). Dartiber hinaus wird betont,
dass eine Einbindung von lokalen Arbeitnehmervertretern in den Aus-
handlungsprozess, den Implementierungsprozess und die Uberwachung
der Vereinbarung notwendige Voraussetzung fir einen erfolgreichen
Schutz von Arbeitnehmerrechten durch globale Rahmenvereinbarungen
sind.

Muller, Platzer und Rub, die in ihrer Publikation »Internationale Rah-
menvereinbarungen — Chancen und Grenzen eines neuen Instruments
globaler Gewerkschaftspolitik« globale Rahmenvereinbarungen inhaltlich
naher untersuchen, stellen fest, dass sich die Vereinbarungen im Allgemei-
nen — wie auch entsprechende gewerkschaftliche Vorlagen vorsehen — auf
die internationalen Arbeitnehmerrechte, insbesondere die ILO-Kernar-
beitsnormen stitzen (Miller/Platzer/Riab 2008). Hinzu kommen in der
Regel Vorgaben fiir einen Mechanismus, mit dem die Umsetzung der Ver-
einbarung in den Unternehmen iberprift werden kann.

Platzer und Riib (2014) setzen sich mit der Frage auseinander, welchen
Einfluss globale Rahmenvereinbarungen fiir den Schutz von Menschen-
rechten haben kénnen. Zur Beantwortung nutzen die Autoren eine Text-
analyse abgeschlossener globaler Rahmenvereinbarungen, Sekundarlite-
ratur und eine Metaauswertung vorhandener Fallstudien. Sie kommen
zu dem Fazit, dass globale Rahmenvereinbarungen grundsitzlich den
Menschenrechtsschutz im Unternehmen positiv unterstiitzen konnen.
Die Autoren weisen jedoch darauf hin, dass die empirische Erfassung der
Wirkungsweise von globalen Rahmenvereinbarungen noch keine abschlie-
Bende Antwort auf diese Frage erlaube (Platzer/Rib 2014, S. 16). Insbeson-
dere aufgrund der begrenzten Anzahl an Vereinbarungen kdnnten diese
allenfalls eine erginzende Funktion tibernehmen und keine politische
oder gesetzliche Regulierung zum Schutz sozialer Menschenrechte erset-
zen (Platzer/Rub 2014, S. 17).

Aus juristischer Sicht argumentiert Daubler (2011), dass der Diskussion
um die rechtliche Bedeutung von globalen Rahmenvereinbarungen kei-
ne zu grofle Bedeutung beigemessen werden sollte, weil die Einhaltung
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der darin enthaltenen Vorschriften eher aufgrund von wirtschaftlichen
Anreizen als von rechtlichen Sanktionen zu erwarten sei. Bislang wurde
auch noch kein Versuch unternommen, Anspriche aus globalen Rahmen-
vereinbarungen gerichtlich geltend zu machen (Zimmer 2013, S. 253).
Zimmer (2013) und Fornasier (2015) betonen jedoch, dass zumindest auf
europdischer Ebene aufgrund der zunehmenden technischen Komplexitit
von Europiischen Rahmenvereinbarungen durchsetzbare Rechte und eine
rechtliche Verbindlichkeit der Vereinbarungen immer notwendiger wer-
den.

Hammer (2005) untersucht 38 globale Rahmenvereinbarungen, die bis
Juni 2005 abgeschlossen wurden, und fiithrt eine Unterscheidung zwischen
»bargaining agreements« in Unternehmen mit starken Gewerkschaftsstruk-
turen und »rights agreements« in Unternehmen mit traditionell schwiche-
ren Gewerkschaftsstrukturen ein. »Bargaining Agreements« begleiten die
Umsetzung von Rechten, wihrend »rights agreements« insbesondere die
Anerkennung von Menschenrechten bzw. Arbeitnehmerrechten durch das
Unternehmen bestitigen.

Egels-Zandén (2009) untersucht anhand einer Fallstudie die Motive von
Unternehmen zum Abschluss einer globalen Rahmenvereinbarung und
betont die Bedeutung einer stabilen Sozialpartnerschaft im Unternehmen.
Weitere Publikationen, die einen Uberblick tiber die Vereinbarungen ge-
ben, sind unter anderem: De Costa/Rehfeldt 2007; Hammer 2004; Kluge/
Schémann 2008; Observatoire sur la Responsabilité Sociétale des Entrepri-
ses 2007; Rudikoff 2005 und Weinz 2006.

Sowohl internationale als auch verschiedene nationale Gewerkschafts-
verbande haben seit der Jahrtausendwende eine Vielzahl von Publikatio-
nen zu globalen Rahmenvereinbarungen veroffentlicht. Mit Blick auf die
deutschen Gewerkschaften hat die IG Metall bereits 2004 eine Informa-
tionsbroschiire zu globalen Rahmenvereinbarungen und ein Pliadoyer
fir deren Abschluss auf Deutsch und Englisch herausgegeben (IG Metall
2004). 2006 veréftentlichte die IG Metall einen Leitfaden zu globalen Rah-
menvereinbarungen. Dieser praxisnahe und anwenderorientierte Leitfa-
den enthilt grundlegende Umsetzungsschritte, Strukturen und Verfahren
sowie eine Checkliste zur Uberwachung der Vereinbarung. Die Dienst-
leistungsgewerkschaft ver.di hat ebenfalls 2006 eine Verdffentlichung
zu globalen Rahmenvereinbarungen herausgegeben. Aus dem Jahr 2012
stammt die Praxishilfe »IFAs in practice — Informationen und Praxishilfen
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zur Umsetzung und Uberwachung von IFAs fiir Interessenvertretungen in
multinationalen Unternehmens, die unter anderem von der IG Metall he-
rausgegeben wurde (IG Metall/Arbeit und Leben 2012). Diese Publikation
stellt mithilfe von Beispielen guter Praxis aus funf Fallstudien Ratschlage
fiir Arbeitnehmervertreter zu Abschluss und Uberwachung einer globalen
Rahmenvereinbarung anschaulich dar.

Wihrend in den letzten Jahren von gewerkschaftlicher Seite eine Viel-
zahl von Publikationen zu globalen Rahmenvereinbarungen veroffentlicht
wurde, konnten nur vereinzelte Stellungnahmen und Empfehlungen von
Arbeitgeberorganisationen identifiziert werden. Die Bundesvereinigung
der Deutschen Arbeitgeberverbinde (BDA) verdftentlichte 2011 einen Leit-
faden zu globalen Rahmenvereinbarungen, in dem géngige Inhalte sowie
Chancen und Risiken der Vereinbarungen dargestellt werden. Der Leit-
faden enthilt Praxistipps, welche Aspekte Unternehmen beim Abschluss
einer globalen Rahmenvereinbarung bedenken sollten. Publikationen von
Arbeitgeberorganisationen betonen insbesondere den »business case« und
weisen auf den Mehrwehrt von globalen Rahmenvereinbarungen fiir das
Unternehmen hin.

9.1.2 Entwicklung globaler Rahmenvereinbarungen

Seit der Jahrtausendwende haben globale Gewerkschaftsverbiande konti-
nuierlich neue globale Rahmenvereinbarungen abgeschlossen. Gleichzei-
tig haben die Vereinbarungen in dieser Zeit eine qualitative Entwicklung
durchlebt. Die Rahmenvereinbarungen lassen sich grob in zwei Genera-
tionen unterteilen: Zu Beginn versuchten globale Gewerkschaftsverbande,
eine kritische Masse an globalen Rahmenvereinbarungen zu erreichen, um
weitere Unternehmen zum Abschluss einer Vereinbarung zu bewegen. Seit
Mitte der 2000er Jahre lisst sich beobachten, dass weniger globale Rah-
menvereinbarungen abgeschlossen werden, aber die abgeschlossenen oder
neu verhandelten detaillierter sind und verbindlichere Vorschriften zur
Implementierung enthalten. Im Folgenden wird zunichst die Entwicklung
der Bezugnahme von globalen Rahmenvereinbarungen auf internationale
Menschenrechtsstandards dargestellt. AnschlieSend wird die Bedeutung
von globalen Rahmenvereinbarungen in Hinblick auf die Lieferketten von
transnationalen Unternehmen analysiert, die fir den internationalen Men-
schenrechtsschutz von besonderer Bedeutung ist. So sollen Entwicklungen
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von globalen Rahmenvereinbarungen aufgezeigt werden, die fir die Um-
setzung der UN-Leitprinzipien von Bedeutung sind.

Globale Rahmenvereinbarungen und Menschenrechte

Die UN-Leitprinzipien fir Wirtschaft und Menschenrechte setzen einen
Rahmen fir die Verantwortung von Unternehmen zur Achtung von
Arbeitnehmer- und Menschenrechten. Zur Begriindung der menschen-
rechtlichen Verantwortung von Unternehmen nimmt Prinzip 12 der UN-
Leitprinzipien Bezug auf die UN-Menschenrechtscharta und die acht ILO-
Kernkonventionen.

Wie die UN-Leitprinzipien dienen globale Rahmenvereinbarungen
ebenfalls dem Schutz von Arbeitnehmer- und Menschenrechten. In einer
Vielzahl von globalen Rahmenvereinbarungen wird dieser Zweck explizit
zu Beginn der Vereinbarungen benannt. So heiflt es exemplarisch in der
zwischen UNI Global Union und Loomis abgeschlossenen Vereinbarung:
»The Agreement is based on the signatories’ joint commitment to respect
basic human rights and trade unions rights« (GRV Loomis AB 2013, S. 2).
Globale Rahmenvereinbarungen sollen nach den Vorgaben der globalen
Gewerkschaftsverbinde mindestens auf die ILO-Kernarbeitsnormen Be-
zug nehmen. Dartber hinaus beinhalten globale Rahmenvereinbarungen
haufig Bezugnahmen auf die UN-Menschenrechtscharta, die »Dreigliedri-
ge Grundsatzerklarung tiber multinationale Unternehmen und Sozialpoli-
tik« der ILO, die OECD-Leitsatze fiir multinationale Unternehmen, den
Global Compact sowie die UN-Leitprinzipien fir Wirtschaft und Men-
schenrechte. Vereinzelt sind in globalen Rahmenvereinbarungen Verweise
auf die Rio-Erklarung iiber Umwelt und Entwicklung, die UN-Konvention
zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau und die UN-
Konvention tiber die Rechte des Kindes zu finden.

Abbildung 3 zeigt eine Auswertung der Bezugnahmen auf internatio-
nale Menschenrechtswerke in globalen Rahmenvereinbarungen. Hierfiir
wurden alle Vereinbarungen ausgewertet, die zwischen 2009 und Januar
2016 abgeschlossen wurden. Uber die Halfte dieser Vereinbarungen ver-
weist auf die UN-Menschenrechtscharta. Dartiber hinaus nehmen 56 Pro-
zent der Abkommen auf die OECD-Leitsitze und 24 Prozent auf die »Drei-
gliedrige Grundsatzerklirung tber multinationale Unternehmen und
Sozialpolitik« der ILO Bezug. Die UN-Leitprinzipien wurden im Juni 2011
verabschiedet. Deshalb bezieht sich die Auswertung in Hinblick auf Be-
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zugnahmen zu den UN-Leitprinzipien nur auf Vereinbarungen, die nach
diesem Datum abgeschlossen wurden. Hier zeigt sich, dass neun Verein-
barungen (H&'M, Carrefour, Total, Codere, Loomis, Enel, Telenor, Lafarge und
Securitas) auf die UN-Leitprinzipien Bezug nehmen; dies entspricht 21 Pro-
zent der seitdem abgeschlossenen Vereinbarungen.

Abb. 3: Globale Rabmenvereinbarungen und Menschenrechtsstandards
5% 54%
48%

21%
24% 24%

19% 2%
0

8%

QOECD-Richtlini UN- ta Global Compact MNE-Erkldrung (ILO) UN-Leitprinzipien

= 1989-2007  2009-Januar 2016

Quellen: Wilke/Schiitze 2008; eigene Berechnungen zur Haufigkeit der Verweise

auf die »Dreigliedrige Grundsatzerklarung tiber multinationale Unternehmen und
Sozialpolitik« der ILO (MNE-Erklarung), basierend auf einer Auswertung von globalen
Rahmenvereinbarungen 1994-2007 (n=62), zusammengestellt von Nikolaus Hammer
in Papadakis 2008, S. 267 ff.; eigene aktualisierte Auswertung von globalen Rahmen-
vereinbarungen 2009—Januar 2016 (n=59), basierend auf Hadwiger 2015a, S. 78.

Regulierung der Lieferketten

Grabosch und Scheper analysieren die menschenrechtlichen Sorgfalts-
pflichten von Unternehmen in Hinblick auf die UN-Leitprinzipien und
verweisen auf die Bedeutung von Gewerkschaften fir die Einhaltung von
Arbeitnehmerrechten insbesondere entlang von Liefer- und Wertschop-
fungsketten transnationaler Unternehmen (Grabosch/Scheper 2015, S. 24).
Globale Rahmenvereinbarungen sind ein zentrales Instrument, das Ge-
werkschaften erlaubt, Regeln fiir die Lieferkette von transnationalen Unter-
nehmen aufzustellen. Globale Gewerkschaftsverbiande und transnationale
Unternehmen konnen in den Abkommen vereinbaren, dass bestimmte Re-
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gelungen in der Vereinbarung auch fiir Lieferanten und Subunternehmer
gelten. Dies kann bedeuten, dass Unternehmen sich verpflichten,

+ Geschiftspartner iiber den Inhalt der Vereinbarung zu informieren,

« darauf hinzuwirken, dass auch Lieferanten und Subunternehmer die
Standards der globalen Rahmenvereinbarung einhalten, oder

+ eine Beachtung gewisser Mindeststandards zur Voraussetzung von Ge-
schaftsbeziehungen zu machen.

Um die Bedeutung von globalen Rahmenvereinbarungen fiir die Lieferket-
te von transnationalen Unternehmen zu bestimmen, kann zwischen vier
Gruppen von Verweisen unterschieden werden:

+ Lieferanten werden im Text der Vereinbarung nicht erwéihnt;

+ das Unternehmen verpflichtet sich, die Lieferanten Giber die Inhalte der
globalen Rahmenvereinbarung zu informieren und Lieferanten zu er-
mutigen, Maffnahmen zu ergreifen, um den Inhalten der globalen Rah-
menvereinbarung gerecht zu werden;

+ die Androhung der Kiindigung der Geschiftsbeziehung mit Lieferan-
ten, wenn diese kontinuierlich gegen Arbeitnehmer- und Menschen-
rechte verstofen;

+ die Wirkung der Mafinahmen fiir die gesamte Lieferkette.

Eine Inhaltsanalyse aller abgeschlossenen Vereinbarungen zwischen 2009
und Januar 2016 zeigt, dass 81 Prozent der Vereinbarungen einen Verweis
auf die Lieferkette der transnationalen Unternehmen enthalten (Hadwiger
2015a, S. 90). In 44 Prozent der Vereinbarungen verpflichten sich Unter-
nehmen, Lieferanten dber die Inhalte der globalen Rahmenvereinbarung
zu informieren und diese zu ermutigen, Mainahmen zu ergreifen, um
den Standards der globalen Rahmenvereinbarung gerecht zu werden. Die
Moglichkeit der Kindigung der Geschaftsbeziehung mit den Lieferanten,
wenn diese kontinuierlich gegen Arbeitnehmer- und Menschenrechte ver-
stofen, wird als Sanktion in etwa einem Viertel der Abkommen erwiahnt
bzw. die Unternehmen verpflichten sich ausdriicklich, nur mit Lieferanten
zusammenzuarbeiten, die bestimme Anforderungen erfiillen. Diese Ver-
pflichtungen richten sich jedoch zumeist nur an die direkten Lieferanten
und Subunternchmer der transnationalen Unternehmen. Etwa elf Prozent
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der globalen Rahmenvereinbarungen beziehen explizit die gesamte Liefer-
kette mit ein. Die direkten Lieferanten sind in diesen Fallen fiir ihre Unter-
auftragnehmer verantwortlich. In den anderen globalen Rahmenvereinba-
rungen beziehen sich die Verweise auf die Lieferkette nur auf die direkten
Lieferanten des Unternehmens.

In Hinblick auf Verweise auf die Lieferkette zeigt sich im Zeitverlauf
eine deutliche qualitative Entwicklung von globalen Rahmenvereinbarun-
gen. Ein Vergleich mit friheren Vereinbarungen, die zwischen 1989 und
2008 abgeschlossen wurden, zeigt, dass neuere globale Rahmenvereinba-
rungen deutlich haufiger Verweise auf die Lieferkette enthalten und dass
diese haufiger verbindlich formuliert sind. Wahrend die Vereinbarungen
zwischen 1989 und 2008 zu fast einem Drittel keinen Verweis auf die Lie-
ferkette enthielten, ist diese Zahl in neueren Vereinbarungen (2009 —Mai
2015) auf 19 Prozent gesunken. Die Zahl der Verweise auf die Lieferkette,
die konkrete Maffnahmen wie den Abbruch der Geschiftsbeziechungen
vorsehen, ist von 14 Prozent auf 26 Prozent gestiegen.

In globalen Rahmenvereinbarungen kann vereinbart werden, dass die
gesamte Vereinbarung Anwendung auf die Lieferkette findet. Hiufig wer-
den jedoch nur bestimmte Standards der globalen Rahmenvereinbarungen
fir Lieferanten und Unterauftragnehmer verbindlich gestaltet. Dies sind
hiufig die ILO-Kernarbeitsnormen, die Einhaltung unternehmenseigener
Verhaltenskodizes sowie Gesundheitsstandards am Arbeitsplatz.

Um die Anwendung dieser Vorgaben in der Lieferkette zu implemen-
tieren und zu uberwachen, gibt es in globalen Rahmenvereinbarungen
verschiedene Ansitze. Teilweise werden Vorgaben aus den Abkommen in
unternchmenseigene Audit- und Betriebsbesichtungsverfahren integriert
(Sobczak/Havard 2008). Zur Implementierung und Uberwachung von glo-
balen Rahmenvereinbarungen werden in der Mehrzahl der Vereinbarun-
gen jahrliche Treffen zwischen Unternehmensfithrung und Arbeitnehmer-
vertretern vereinbart. Einzelne globale Rahmenvereinbarungen sehen vor,
dass Lieferantenbeziehungen und dortige Arbeitsstandards explizit Teil der
Tagesordnung solcher Treffen sind. In Tochtergesellschaften werden hau-
fig gemeinsame Betriebsbesichtigungen von Arbeitnehmervertretern und
zentralem Management durchgefiihrt. In einzelnen globalen Rahmenver-
einbarungen (Wilkbahn, Inditex) werden solche Betriebsbesichtigungen
auch bei Zulieferern durchgefihrt.
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Fiir kleine und mittelstandische Zulieferer kann die Implementierung
von Vorgaben aus der globalen Rahmenvereinbarung mit Herausforderun-
gen verbunden sein. Deshalb wurde in den globalen Rahmenvereinbarun-
gen von vier Unternehmen (Solvay, Renault, Peugeot, Inditex) vereinbart,
dass kleine und mittelstindische Zulieferer im Bedarfsfall Unterstitzung
erhalten konnen.

Gewerkschaften vor Ort kommt eine wichtige Rolle bei der Uberwa-
chung der Anwendung von globalen Rahmenvereinbarungen bei Zulie-
ferern zu. Fir eine wirksame Uberwachung der Lieferkette durch lokale
Gewerkschaften ist die Auskunft Gber die Namen der Zulieferer des trans-
nationalen Unternehmens existenziell. Die globale Rahmenvereinbarung
mit Inditex ist jedoch die einzige, die eine Offenlegung der Lieferkette vor-
siecht. Insbesondere in Hinblick auf Unternehmen in der Lieferkette wire es
hilfreich, auf der Grundlage von unternehmensbezogenen globalen Rah-
menvereinbarungen branchenweite Standards zu entwickeln. Ansonsten
sind Lieferanten mit den verschiedenen Anforderungen aus unterschied-
lichen globalen Rahmenvereinbarungen konfrontiert.” Insbesondere im
Bereich der Bekleidungsindustrie gibt es Bestrebungen, unternehmens-
zentrierte Regulierungsmodelle um branchenweite Standards zu erginzen
(Hadwiger 2016). Der Abschluss von branchenweiten globalen Rahmen-
vereinbarungen, die durch globale Gewerkschaftsverbinde und entspre-
chende Reprisentanten auf der Arbeitgeberseite abgeschlossen werden, ist
jedoch noch nicht absehbar.

Eine Auswertung von 25 Fallstudien in Hinblick auf die Umsetzung
und Implementierung von globalen Rahmenvereinbarungen in der Liefer-
kette von transnationalen Unternehmen zeigt, dass diese Abkommen bei
vielen Lieferanten und Subunternehmen haufig nicht bekannt sind (Had-
wiger 2015a). Dennoch legen einzelne Erfolgsbeispiele nahe, dass die Ver-
einbarungen eine Rolle bei der Sicherung von Arbeitsbedingungen in der
Lieferkette von transnationalen Unternehmen spielen kénnen. Fallstudien
berichten unter anderem iber positive Beispiele bei Zulieferern von Daim-
ler in der Turkei und in Brasilien (Arruada et al. 2012). In der Tirkei konn-
te die gewerkschaftliche Arbeit bei einem Zulieferer mithilfe der globalen
Rahmenvereinbarung abgesichert werden (Fichter/Sayim/Agtas 2013).

2 | Siche Fallstudie Daimler (Kapitel 10.5).
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In vielen auslandischen Tochtergesellschaften von transnationalen Un-
ternehmen konnten die Abkommen zur Gewinnung neuer Gewerkschafts-
mitglieder oder sogar zur Neugrindung von Gewerkschaften genutzt
werden (Rosado Marzdn 2014; McCallum 2011; Schomann 2008). Dartber
hinaus gibt es Beispiele in Fallstudien, wie globale Rahmenvereinbarungen
zur Wiedergutmachung beitragen konnen. So wurden in einem Fall bei
Zulieferern von Inditex in Kambodscha und Peru 200 Gewerkschaftsmit-
glieder wieder eingestellt (Miller 2011). Bei Dasmler in Brasilien konnten
1.500 Beschiftigte — auch mit Unterstitzung der deutschen Arbeitnehmer-
vertretung — ihre Entlassung abwenden und wurden zunichst auf ein Jahr
befristet wieder eingestellt (Hagler 2015).

Diese Fallbeispiele zeigen, welche Rolle die Vereinbarungen fiir den
Schutz von Arbeitnehmer- und Menschenrechten in der Lieferkette von
transnationalen Unternehmen einnehmen konnen. In vielen Fallstudien
wird der Grundsatz deutlich, dass globale Rahmenvereinbarungen zur Lie-
ferkette von transnationalen Unternehmen nur dort ein Mittel zur grenz-
tiberschreitenden Sicherung von Arbeitnehmerrechten sein kénnen, wo
lokal organisierte Arbeitnehmervertreter mit den global agierenden Ge-
werkschaftsverbanden im Austausch stehen und gemeinsam agieren.

9.2 Globale Rahmenvereinbarungen und die UN-Leitprinzipien

Im Folgenden werden Verkniipfungen zwischen globalen Rahmenverein-
barungen und den UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte
untersucht. Hierfiir wird zunéchst der Stand an bisherigen Publikationen
vorgestellt, die sich explizit mit dem Zusammenspiel von globalen Rah-
menvereinbarungen und den UN-Leitprinzipien auseinandersetzen. An-
schliefend wird mithilfe einer Textanalyse untersucht, in welchem Um-
fang sich in den Abkommen Verweise auf die UN-Leitprinzipien finden,
und analysiert, in welcher Form die UN-Leitprinzipien auf globale Rah-
menvereinbarungen Bezug nehmen. Im letzten Teil dieses Abschnitts wird
diskutiert, inwieweit globale Rahmenvereinbarungen in ihrer heutigen
Form den Vorgaben der UN-Leitprinzipien entsprechen.
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9.2.1 Literaturiibersicht: Terra incognita

Es gibt nur vereinzelt Verdffentlichungen, die sich gezielt mit dem Zusam-
menspiel zwischen den UN-Leitprinzipien und globalen Rahmenvereinba-
rungen beschaftigen. Eine Publikation des IGB erwihnt die Moglichkeit,
mithilfe der UN-Leitprinzipien den Anwendungsbereich von globalen
Rahmenvereinbarungen insbesondere auf Zulieferunternehmen auszuwei-
ten. Eine Fallstudie von Fichter und Dimitris erwahnt das positive Zusam-
menspiel von UN-Leitprinzipien und der globalen Rahmenvereinbarung
eines Unternehmens im Sicherheitsgewerbe (Fichter/Dimitris 2013, S. 40),
fithrt jedoch keine weiteren Einzelheiten aus.

Baker als Koordinator des Council of Global Unions (CGU) betont ins-
besondere die Bedeutung von globalen Rahmenvereinbarungen fir die
unternchmerische Sorgfaltspflicht und um den Zugang zu Wiedergutma-
chung zu ermdglichen (Baker 2011). Er argumentiert, dass fir die Erfil-
lung der unternehmerischen Sorgfaltspflicht ein funktionierender Infor-
mationsaustausch zwischen Unternehmen und Arbeitnehmervertretern
hilfreich sein kénne. Dies biete der Unternehmensfihrung nicht nur eine
Informationsquelle zu moéglichen Problemen im eigenen Unternehmen,
sondern bis zu einem gewissen Grad auch zu menschenrechtlichen Risiken
in Zulieferunternehmen (Baker 2011, S. 2). Fir den Bereich der Wieder-
gutmachung weist Baker darauf hin, dass globale Rahmenvereinbarungen
hiufig Beschwerdemechanismen in den Unternehmen bereitstellen. Diese
konnten fiir einen Zugang zu Wiedergutmachungsmechanismen genutzt
werden. Insgesamt sieht Baker ein Zusammenspiel zwischen den UN-Leit-
prinzipien und globalen Rahmenvereinbarungen als praktikabel und sehr
erfolgversprechend an. Als eine Konsequenz der Verquickung von globa-
len Rahmenvereinbarungen und den UN-Leitprinzipien nennt Baker die
Moglichkeit, das Argument des »business case« auf eine funktionierende
Sozialpartnerschaft auszudehnen (Baker 2011, S. 4).

Hadwiger zeigt in einem Hintergrundbericht fir das Arbeitnehmer-
biro der ILO Méglichkeiten auf, wie die UN-Leitprinzipien von gewerk-
schaftlicher Seite genutzt werden kdnnen, um Forderungen nach einer ver-
bindlicheren Formulierung von globalen Rahmenvereinbarungen mehr
Gewicht zu verleihen (Hadwiger 2015b, S. 38ff.). Die UN-Leitprinzipien
bergen nicht nur Argumente, um den Anwendungsbereich globaler Rah-
menvereinbarungen auf die gesamte Lieferkette auszudehnen, sondern
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auch fir die Anwendung der vereinbarten Standards in der gesamten Kon-
zernstruktur (Hadwiger 2015b, S. 40ff.). Dartber hinaus bieten die UN-
Leitprinzipien Ankntpfungspunkte fiir eine verbindlichere Formulierung
von globalen Rahmenvereinbarungen in Hinblick auf Implementierungs-
und Trainingsmafnahmen in der Zulieferkette.

9.2.2 Bezugnahmen in globalen Rahmenvereinbarungen
auf die UN-Leitprinzipien

Die globalen Gewerkschaftsverbande IndustriALL und die Bau- und Holz-
arbeiter Internationale (BHI) haben auf ihren Websites Richtlinien zur Aus-
gestaltung von globalen Rahmenvereinbarungen veréffentliche. Fir die
UNI Global Union und die Internationale Gewerkschaft der Nabrungsmittel-
arbeiter (IUF) liegen keine Richtlinien fiir die Ausgestaltung von globalen
Rahmenvereinbarungen vor.

Im Dezember 2014 verabschiedete IndustriALL eine neue Richtlinie fiir
den Abschluss von globalen Rahmenvereinbarungen (IndustriALL 2014).
Hierin strebt IndustriALL die formale Anerkennung von grundlegenden
internationalen Arbeits- und Menschenrechten an. An dieser Stelle nennen
die Leitsatze von IndustriALL explizit die UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft
und Menschenrechte. Die BHI stellt auf ihrer Website eine Modellvereinba-
rung fiir den Abschluss von globalen Rahmenvereinbarungen bereit (Bau-
und Holzarbeiter Internationale 2010). Die BHI-Leitsitze wurden bereits
2010 verdffentlicht und enthalten deshalb keinen Verweis auf die spater
verabschiedeten UN-Leitprinzipien.

Seit der Verabschiedung der UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und
Menschenrechte im Juni 2011 wurde in neun globalen Rahmenvereinba-
rungen Bezug darauf genommen (Tabelle 1). Finf der neun Vereinbarun-
gen wurden vom Gewerkschaftsverband UNI Global Union verhandelt und
unterschrieben. Wie in Kapitel 9.1.2 bereits erwihnt, nehmen insgesamt
rund 21 Prozent der neu abgeschlossenen oder verlingerten Abkommen
Bezug auf die UN-Leitprinzipien.’

3 | Eigene Auswertung der globalen Rahmenvereinbarungen von Juni 2011 bis
Januar 2016 (n=59).
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Tabelle 1: Ubersicht iiber globale Rabmenvereinbarungen mit Bezug auf die
UN-Leitprinzipien

Unternehmen Land Jahr Gewerkschaftsverband
H&M Schweden 2015 IndustriALL
Carrefour Frankreich 2015 UNI Global Union
Total Frankreich 2015 IndustriALL

Codere Spanien 2013 UNI Global Union
Loomis Schweden 2013 UNI Global Union

Enel Italien 2013 IndustriALL und PSI
Telenor Norwegen 2013 UNI Global Union
Lafarge Frankreich 2013 IndustriALL und BWI
Securitas Schweden 2012 UNI Global Union

Quelle: eigene Auswertung globaler Rahmenvereinbarungen von 2011 bis Januar 2016
(n=43).

Insbesondere in der globalen Rahmenvereinbarung mit dem spanischen
Unternehmen Codere findet sich eine ausfithrliche Bezugnahme auf die
UN-Leitprinzipien. Dort wird ausgefiihrt, dass Codere die globale Rah-
menvereinbarung als wichtiges Element der unternehmerischen Sorgfalts-
pflicht fiir den weltweiten Schutz von Arbeitnehmerrechten begreift. UNI
Global Union und lokale Gewerkschaften haben die Aufgabe, das Unter-
nehmen tUber Rechtsverstofle zu informieren, und durch den Beschwer-
demechanismus in der globalen Rahmenvereinbarung soll ein Zugang zu
Wiedergutmachung eroffnet werden. Dariiber hinaus vereinbarten Codere
und UNI Global Union, Beschwerdemechanismen fir Niederlassungen zu
entwickeln, die nicht tiber gewerkschaftliche Strukturen verfiigen.

Die globale Rahmenvereinbarung zwischen Securitas und UNI Global
Union fihrt aus, dass die Vereinbarung einen Baustein der Verpflichtung
des Unternehmens zur Identifizierung, Vorbeugung und Milderung von
Menschenrechtsverst6len darstellt. In den globalen Rahmenvereinbarun-
gen der Unternehmen H&M, Carrefour, Total, Enel, Loomis, Telenor und La-
farge werden die UN-Leitprinzipien als Referenzrahmen erwihnt. Bisher
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hat kein deutsches Unternehmen eine globale Rahmenvereinbarung mit
Bezugnahme auf die UN-Leitprinzipien abgeschlossen.

Des Weiteren verweist etwa die Halfte der untersuchten globalen Rah-
menvereinbarungen auf die OECD-Leitsitze.* Diese beinhalten seit ihrer
Uberarbeitung einen groflen Teil der Vorgaben der UN-Leitprinzipien; ins-
besondere hat die Betonung der unternehmerischen Sorgfaltspflicht dort
Eingang gefunden.

In der externen Kommunikation einzelner Unternehmen werden glo-
bale Rahmenvereinbarungen als Teil der Umsetzung der UN-Leitprinzipi-
en beschrieben. Die globale Rahmenvereinbarung zwischen IndustriALL/
BHI und Lafarge enthilt einen Hinweis auf die UN-Leitprinzipien, und
in seinem Nachhaltigkeitsbericht verweist das Unternehmen auf die Rah-
menvereinbarung als Beleg fir seinen Willen, internationale Menschen-
rechtsinstrumente wie die UN-Leitprinzipien umzusetzen (Lafarge 2014,
S. 32). Dariber hinaus gibt es Beispiele von Unternehmen, deren globale
Rahmenvereinbarung keinen Hinweis auf die UN-Leitprinzipien enthalt,
die ihre globale Rahmenvereinbarung aber in Unternehmenspublikatio-
nen als Beitrag zur Implementierung der UN-Leitprinzipien beschreiben.
So weist beispielsweise die nordamerikanische Sektion des franzdsischen
Unternehmens Sodexo in ihrem Nachhaltigkeitsbericht und in anderen
Unternehmenspublikationen auf unternehmensinterne Mafnahmen zur
Umsetzung der UN-Leitprinzipien hin, die durch den Abschluss einer glo-
balen Rahmenvereinbarung erginzt wiirden.

9.2.3 Bezugnahmen der UN-Leitprinzipien
auf globale Rahmenvereinbarungen

Dieser Abschnitt analysiert den Text der UN-Leitprinzipien in Hinblick auf
Bertihrungspunkte zu globalen Rahmenvereinbarungen. Dariiber hinaus
wird auf Grundlage der in diesem Projekt durchgefiihrten Unternehmens-
fallstudien und Betriebsritebefragung diskutiert, in welcher Form globale
Rahmenvereinbarungen die Umsetzung der UN-Leitprinzipien unterstit-
zen konnen.

4 | Eigene Auswertung der globalen Rahmenvereinbarungen von 2009 bis Januar
2016 (n=59).
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Zunachst beziehen sich die UN-Leitprinzipien im Zusammenhang mit
der Bereitstellung von nichtstaatlichen Beschwerdemechanismen und dem
Zugang zu Wiedergutmachung explizit auf globale Rahmenvereinbarun-
gen. Dartiber hinaus kdnnen die Abkommen einen Bestandteil der von den
UN-Leitprinzipien geforderten unternehmerischen Sorgfaltspflicht dar-
stellen. Insbesondere die Prinzipien 18b und 20b der UN-Leitprinzipien
verweisen darauf, dass die unternehmerische Sorgfaltspflicht Konsultatio-
nen mit den relevanten Stakeholdern umfasst. Die Forderung des Dialogs
und Informationsaustauschs zwischen Arbeitnehmervertretern und dem
Unternehmen auf lokaler und internationaler Ebene ist ein grundsatzliches
Ziel globaler Rahmenvereinbarungen. Die folgenden Abschnitte fithren
die aufgefithrten Berihrungspunkte weiter aus.

Nichtstaatliche Beschwerdemechanismen

Nichtstaatliche Beschwerdemechanismen umfassen gemaf§ Prinzip 28 der
UN-Leitprinzipien Beschwerdemechanismen, die von Wirtschaftsunter-
nehmen allein oder zusammen mit Stakeholdern, einem Industrieverband
oder einer Multistakeholder-Gruppe verwaltet werden. Diese Mechanis-
men konnen mit besonderen Vorteilen verbunden sein, z. B. einem schnel-
len Zugang und rascher Wiedergutmachung, geringeren Kosten, niedri-
geren Zugangsvoraussetzungen unde einer internationalen Reichweite des
Beschwerdemechanismus.

Im Kapitel »Zugang zu Abhilfe« der UN-Leitprinzipien (Kapitel 4.3.3)
nimmt der offizielle Kommentar zu den UN-Leitprinzipien unter der Uber-
schrift »Nichtstaatliche Beschwerdemechanismen« in Prinzip 30 direkt auf
globale Rahmenvereinbarungen Bezug:

Prinzip 30: »Industrieweite, Multi-Stakeholder- und andere gemeinschaftliche Ini-
tiativen, die auf der Achtung menschenrechtsbezogener Normen aufbauen, sollten
dafiir Sorge tragen, dass wirksame Beschwerdemechanismen zur Verfiigung stehen.«
(Zit. nach Deutsches Global Compact Netzwerk 2014, eigene Hervorhebungen)

Kommentar: »Immer haufiger finden menschenrechtsbezogene Normen in Ver-
pflichtungen Eingang, die von Industrieorganen, Multi-Stakeholder- und an-
deren gemeinschaftlichen Initiativen etwa im Rahmen von Verhaltenskodizes,
Leistungsstandards, globalen Rabmenvereinbarungen zwischen Gewerkschaften und
transnationalen Unternehmen und dhnlichen Verpflichtungsvereinbarungen ein-
gegangen werden.
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Diese gemeinschaftlichen Initiativen sollten dafiir Sorge tragen, dass wirksame
Mechanismen zur Verfiigung stehen, durch die Betroffene oder ihre rechtmagi-
gen Vertreter Anliegen vortragen konnen, wenn sie der Auffassung sind, dass die
betreffenden Verpflichtungen nicht eingehalten wurden. [...] Diese Mechanismen
sollten fir Rechenschaffslegung sorgen und dazu beitragen, die Wiedergutmachung
nachteiliger menschenrechtlicher Auswirkungen zu ermdglichen.« (Zit. nach
Deutsches Global Compact Netzwerk 2014, eigene Hervorhebungen)

Wihrend die Bereitstellung von wirksamen Beschwerdemechanismen im
Vordergrund von Prinzip 30 der UN-Leitprinzipien steht, wird im Kom-
mentar auch auf die Ermdglichung der Wiedergutmachung nachteiliger
menschenrechtlicher Auswirkungen hingewiesen. Er geht jedoch nicht
genauer darauf ein, wie globale Rahmenvereinbarungen und andere Me-
chanismen zur Wiedergutmachung nachteiliger menschenrechtlicher Aus-
wirkungen beitragen kénnen.

Globale Rahmenvereinbarungen kénnen helfen, wirksame nichtstaat-
liche Beschwerdemechanismen in Unternehmen bereitzustellen, und den
Zugang zu Wiedergutmachung erleichtern. Viele Vereinbarungen enthal-
ten die Einfihrung von Beschwerdemechanismen im jeweiligen Unter-
nehmen sowie Regeln zur Konfliktlésung. So wird in 85 Prozent der
ausgewerteten globalen Rahmenvereinbarungen die Einrichtung einer
Monitoring-Gruppe aus Vertretern des Managements und der globalen
Gewerkschaftsverbinde vereinbart, die sich mindestens jahrlich sowie im
Bedarfsfall treffen soll.’ Der Grundgedanke der Treffen ist, iber mogliche
Verletzungen der in der globalen Rahmenvereinbarung niedergelegten
Arbeitnehmer- und Menschenrechte zu diskutieren und Abhilfe zu schaf-
fen. Dartber hinaus wird in vielen Abkommen explizit vereinbart, dass
sich die Verhandlungspartner schnellstmoglich gegenseitig iber mogliche
Verletzungen der Vereinbarung informieren. Zumeist folgen die Konflikt-
l6sungsmechanismen in globalen Rahmenvereinbarungen dem Prinzip der
Subsidiaritit. Konflikte sollen zunichst auf der lokalen oder betrieblichen
Ebene gelost werden. Nur wenn hier keine Losung erreicht werden kann,
soll eine Losung auf nationaler Ebene angestrebt werden. Im Bedarfsfall
sollen Konflikte durch die Monitoring-Gruppe auf internationaler Ebene
gelost werden. Rund 14 Prozent der ausgewerteten globalen Rahmenver-

5 | Eigene Auswertung der globalen Rahmenvereinbarungen von 2009 bis Januar
2016 (n=59).
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einbarungen vereinbaren als nichsten Schritt eine Konfliktlésung durch
Mediation.® Hierbei wird der Mediator von den Gewerkschaften und dem
Management einvernehmlich ausgewihlt. Es gibt jedoch keine Fallstudien,
die von einer Nutzung der in den globalen Rahmenvereinbarungen vor-
gesehenen Mediationsstrukturen berichten.

Beschwerdemechanismen in den Vereinbarungen konnen helfen, Ge-
fahren fir MenschenrechtsverstdfSe friithzeitig zu erkennen und Probleme
in einem frithen Stadium zu diskutieren. Fiir Beschwerden, die auf globa-
len Rahmenvereinbarungen basieren, ergibt sich dartiber hinaus der Vor-
teil, dass nur geringe Kosten entstehen. Bei staatlichen Beschwerdemecha-
nismen konnen unkalkulierbare Kosten davon abhalten zu klagen. Dies
gilt insbesondere fiir auslindische Arbeitskrifte und Arbeitnehmerver-
treter in Tochterunternehmen oder in der Lieferkette des transnationalen
Unternehmens. Die durch globale Rahmenvereinbarungen geschaffenen
Beschwerdemechanismen sind jedoch meist nur internationalen Gewerk-
schaftsverbinden zuginglich und vielen Beschiftigten oder sogar Mit
gliedsgewerkschaften nicht bekannt.

Ein Engagement von Betriebsraten und globalen Gewerkschaftsverban-
den im Rahmen von globalen Rahmenvereinbarungen kann insbesondere
eine positive Auswirkung auf die Einhaltung von Arbeitnehmerrechten
wie der Vereinigungsfreiheit und dem Recht zu Kollektivverhandlungen
haben. Wie schon dargelegt wird in mehreren Fallstudien zur Implemen-
tierung von globalen Rahmenvereinbarungen von der Wiedereinstellung
gekiindigter Arbeitnehmervertreter berichtet (Arruada et al. 2012; Miller
2011). In einem fiir dieses Projekt durchgefithrten Interview mit einem
Arbeitnehmervertreter der IG BAU wurde darauf hingewiesen, dass Aus-
einandersetzungen im Rahmen der globalen Rahmenvereinbarung in ein-
zelnen Fillen zu Abfindungszahlungen nach unfairer Entlassung wegen
Streikbeteiligung gefithrt haben.” Eine Vertreterin von UNI Global Union
verwies auf Fille, in denen Beschiftigte in falsche Lohngruppen eingrup-
piert wurden oder Uberstunden nicht bezahlt bekamen.? Diese Missstinde

6 | Eigene Auswertung der globalen Rahmenvereinbarungen von 2009 bis Januar
2016 (n=59).

7 | Interview mit einem Vertreter der IG BAU am 24.2.2015.

8 | Interview mit einer Vertreterin von UNI Global Union am 12.8.2015.
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konnten durch Gremien, die auf globalen Rahmenvereinbarungen basie-
ren, behoben und die Beschaftigten rickwirkend korreke bezahlt werden.
Das Ziel der Beschwerdemechanismen in globalen Rahmenverein-
barungen ist hiufig jedoch keine Wiedergutmachung im engeren Sinn,
sondern eine in die Zukunft gerichtete Verhaltensinderung des Unterneh-
mens. Aus diesem Grund passt die Bezeichnung »Konsequenzenc oft besser
zum Ergebnis von Beschwerdeverfahren gemaf§ globalen Rahmenverein-
barungen als »Wiedergutmachung«. Dariiber hinaus zeigen die Ergebnis-
se der fir dieses Projekt durchgefiihrten Fallstudien (Kapitel 10), dass Be-
triebsrate und Gewerkschaften bisher in einem nur geringen Umfang in
das gesamte Themenfeld Menschenrechte eingebunden sind. Dies gilt auch
fir Beschwerden auf der Grundlage von globalen Rahmenvereinbarungen.
Arbeitnehmervertreter im Unternehmen orientieren sich bei Inhalten und
Prioritdten weiterhin eher an betrieblichen Mitbestimmungsthemen.

Die unternehmerische Sorgfaltspflicht

Globale Rahmenvereinbarungen kénnen einen Bestandteil der von den
UN-Leitprinzipien geforderten unternehmerischen Sorgfaltspflicht darstel-
len, der Unternehmen hilft, Hinweise auf mogliche Menschenrechtsverst-
e zu sammeln. Die unternehmerische Sorgfaltspflicht auf dem Gebiet der
Menschenrechte wird in den Prinzipien 17 ff. der UN-Leitprinzipien naher
spezifiziert. Insbesondere in den Prinzipien 18b und 20b der UN-Leitprin-
zipien wird darauf verwiesen, dass die unternehmerische Sorgfaltspflicht
Konsultationen mit den relevanten Stakeholdern umfasst.

Prinzip 18: »Um die menschenrechtlichen Risiken abzuschiitzen, sollten Wirt-
schaftsunternehmen alle tatsichlichen oder potenziellen nachteiligen menschen-
rechtlichen Auswirkungen ermitteln und bewerten, an denen sie entweder durch
ihre eigene Tatigkeit oder durch ihre Geschaftsbeziehungen beteiligt sind. Dieses
Verfahren sollte [...]

(b) sinnvolle Konsultationen mit potenziell betroffenen Gruppen und anderen in
Betracht kommenden Stakeholdern umfassen, die der Grofle des Wirtschafts-
unternehmens und der Art und des Kontexts seiner Geschaftstatigkeit Rech-
nung tragen.« (Zit. nach Deutsches Global Compact Netzwerk 2014, eigene
Hervorhebungen)

Prinzip 20: »Um zu verifizieren, ob nachteiligen menschenrechtlichen Auswirkun-
gen begegnet wird, sollten Wirtschaftsunternehmen die Wirkung der von ibnen
ergriffenen GegenmafSnabmen verfolgen. Die Wirksamkeitskontrolle sollte [....]
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(b) auf Rickmeldungen seitens interner wie externer Quellen zurtickgreifen, ein-
schlieflich betroffener Stakeholder« (Zit. nach Deutsches Global Compact Netz-
werk 2014, eigene Hervorhebungen)

Prinzip 18 bezieht sich auf eine Risikobewertung zur Abschitzung der
menschenrechtlichen Risiken des Unternehmens. Hier geht es vor allen
Dingen um die Identifikation von menschenrechtlichen Risiken durch
sinnvolle Konsultationen mit potenziell betroffenen Gruppen. In Hinblick
auf die Interpretation von Prinzip 18b der UN-Leitprinzipien erscheint
es notwendig, genauer zu definieren, welche Prozesse die Formulierung
»sinnvolle Konsultationen« konkret beinhaltet. Die Frage ist hier, ob es nur
um eine Anhérung der Anliegen geht oder ob »sinnvolle Konsultationenc
einen kontinuierlichen Dialog mit einem Prozess zur gemeinsamen Ent-
scheidungsfindung beinhalten. Der Kommentar zu den UN-Leitprinzipien
verweist in diesem Zusammenhang nur auf eventuelle sprachliche Schwie-
rigkeiten und andere Hindernisse bei der direkten Konsultation von poten-
ziell betroffenen Personen. Ersatzweise konnen Unternehmen deshalb Ver-
treter dieser Gruppen wie Menschenrechtsaktivisten oder andere Vertreter
der Zivilgesellschaft konsultieren.

Prinzip 20 der UN-Leitprinzipien bezieht sich auf die erforderliche
Wirksamkeitskontrolle der ergriffenen Mafnahmen, um Verstoen gegen
Menschenrechte zu begegnen. Um die Wirkung der ergriffenen Gegen-
mafnahmen abzuschitzen, sollen Unternehmen auf Rickmeldungen be-
troffener Gruppen zurtickgreifen.

Arbeitnehmervertreter als legitime Vertreter potenziell betroffener
Gruppen konnen Hinweise geben, um menschenrechtliche Risiken der
eigenen Tatigkeit und von Geschiftsbeziehungen zu beurteilen, und soll-
ten in die Konsultationsprozesse eingebunden werden. Insbesondere in
Hinblick auf Arbeitsbedingungen in der Lieferkette konnen globale Ge-
werkschaftsverbinde durch ihre nationalen Mitgliedsgewerkschaften in
der Lage sein, Unternehmen wertvolle Hinweise auf menschenrechtliche
Risiken zu geben. Das zwischen Gewerkschaften und Unternehmen ge-
schaffene Gremium zur Uberwachung der Umsetzung der globalen Rah-
menvereinbarung hat haufig das Recht, gemeinsame Missionen in Produk-
tionsstandorte in Landern zu unternehmen, in denen die Einhaltung von
Arbeitnehmer- und Menschenrechten nicht gewahrleistet ist. Diese Mis-
sionen kdnnen helfen, im Unternehmen Wissen tiber die Menschenrechts-
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situation in bestimmten Tochterunternehmen und in der Lieferkette auf-
zubauen und damit der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht zu geniigen.
Diese Argumentation wird in allgemeiner Form in einer Publikation
des IGB aufgegriffen, die darauf hinweist, dass ein gut funktionierender
Informationsaustausch zwischen Unternehmen und Gewerkschaften den
Unternehmen dabei helfen kann, ihrer unternehmensrechtlichen Sorg-
falespflicht geméfl den UN-Leitprinzipien gerecht zu werden (ITUC/Indus-
triALL/Clean Clothes Campaign/UNI Global Union 2012). In Hinblick auf
Prinzip 20b kdnnen Arbeitnehmervertreter dem Unternehmen helfen zu
verifizieren, dass ergriffene MafSnahmen wirksam umgesetzt wurden.
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die durch globale
Rahmenvereinbarungen in Unternehmen geschaffenen Konsultationspro-
zesse zwischen Management und Arbeitnehmervertretern den Unterneh-
men dabei helfen konnen, menschenrechtliche Risiken zu identifizieren
sowie die Wirksamkeit der ergriffenen Mafnahmen zu iberpriifen und da-
mit ihre Pflicht zur Konsultation von relevanten Stakeholdern zu erfiillen.

9.2.4 Anforderungen der UN-Leitprinzipien
an globale Rahmenvereinbarungen

Dieser Abschnitt stellt die Frage, inwieweit globale Rahmenvereinbarun-
gen in ihrer heutigen Ausgestaltung den Anforderungen der UN-Leitprin-
zipien entsprechen. Zum einen wird kritisch diskutiert, ob die Abkommen
in ihrer heutigen Form wirksame Beschwerde- und Wiedergutmachungs-
mechanismen in transnationalen Unternehmen bereitstellen; zum ande-
ren wird ausgefiihrt, dass die UN-Leitprinzipien genutzt werden konnen,
um Forderungen nach einer verbindlicheren Formulierung von globalen
Rahmenvereinbarungen zu unterstitzen. Wahrend ein GrofSteil der Ab-
kommen in globalen Rahmenvereinbarungen Unternehmen nur dazu ver-
pflichtet, ihre Geschiaftspartner iiber die Existenz der Rahmenvereinbarung
zu informieren und auf die Einhaltung der vereinbarten Standards hinzu-
wirken, sehen die UN-Leitprinzipien eine Verpflichtung zum Abbruch der
Geschiftsbeziehungen vor, wenn keine Linderung von Verst6fen gegen
die Menschenrechte erreicht werden kann. Die UN-Leitprinzipien konnen
somit insbesondere Argumente fiir eine verbindlichere Gestaltung der Ver-
weise auf die Lieferkette von transnationalen Unternehmen in globalen
Rahmenvereinbarungen bieten.
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Beschwerde- und Wiedergutmachungsmechanismen

In Prinzip 31 der UN-Leitprinzipien werden acht Wirksamkeitskriterien
fir auBergerichtliche Beschwerdemechanismen definiert. Hiernach sollen
die Beschwerdemechanismen legitim, zugénglich, berechenbar, ausgewo-
gen, transparent, rechtekompatibel und eine Quelle kontinuierlichen Ler-
nens sein. Auflerdem sollen Verfahren auf Unternehmensebene auf Dialog
und Austausch aufbauen. Globale Rahmenvereinbarungen als Beispiel fiir
nichtstaatliche und aufergerichtliche Beschwerdemechanismen haben
sich an diesen Kriterien zu messen. Dabei ist zu beachten, dass die UN-
Leitprinzipien diese Kriterien als Zielmarken fiir die Gestaltung und Uber-
arbeitung von aufSergerichtlichen Beschwerdemechanismen begreifen.

Die folgende Diskussion greift aus diesen acht Wirksamkeitskriterien
insbesondere das Zuginglichkeitskriterium heraus, das von globalen Rah-
menvereinbarungen nur eingeschrinkt erfillt wird. Zunichst gilt es zu
beachten, dass das Beschwerderecht gemaf§ den Konfliktlosungsmechanis-
men in globalen Rahmenvereinbarungen zumeist auf die Vertragspartner,
also globale Gewerkschaftsverbinde und Unternehmen, beschranke ist.
Aus diesem Grund konnen Beschwerdemechanismen in globalen Rah-
menvereinbarungen nur dort funktionieren, wo die Voraussetzungen fiir
einen funktionierenden sozialen Dialog gegeben sind. In vielen Unterneh-
mensstandorten existieren keine Arbeitnehmervertretungen vor Ort, und
in vielen Landern in der globalen Lieferkette von transnationalen Unter-
nehmen existieren keine demokratischen Gewerkschaften. Fiir Beschiftig-
te im Unternehmen oder in der Lieferkette kann es deshalb schwierig sein,
die Moglichkeiten der Beschwerde im Rahmen von globalen Rahmenver-
einbarungen zu nutzen.

Auferdem stellt sich die Frage, ob Beschwerdemechanismen in globa-
len Rahmenvereinbarungen den einzelnen Beschiftigen in den Unterneh-
men und insbesondere den Beschiftigten in der Lieferkette bekannt und
zuginglich genug sind, um den Anforderungen der UN-Leitprinzipien zu
entsprechen. Umgekehrt kann eine Vertretung von einzelnen Beschiftig-
ten im Beschwerdeverfahren durch Gewerkschaften oder Betriebsrite auch
die Zuginglichkeit der Beschwerdemechanismen in globalen Rahmenver-
einbarungen erhdhen, da einzelne Beschaftigte keine Nachteile aus einer
Beschwerde fiirchten miissen. Dartiber hinaus kann eine Vertretung durch
Arbeitnehmervertreter und Gewerkschaften helfen, das Beschwerdeverfah-
ren ausgewogener zu gestalten. Einzelne Beschiftigte verfigen hiufig tber
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einen erheblich schlechteren Zugang zu Informationen und sachverstandi-
gen Ressourcen, was die Verfahrensgerechtigkeit mindern kann. Dies sind
Vorteile von Beschwerdemechanismen in globalen Rahmenvereinbarun-
gen im Vergleich zu anderen Beschwerdemechanismen. Wie in Prinzip 31b
und 31d der UN-Leitprinzipien gefordert, kann eine Vertretung von Be-
troffenen durch Gewerkschaften und Betriebsrite unter bestimmten Um-
stinden helfen, den Beschwerdemechanismus zuganglicher und ausgewo-
gener zu gestalten.

Regulierung der Lieferkette

Die UN-Leitprinzipien gehen in ihren Anforderungen an Unternehmen
in Hinblick auf die Verantwortung fiir Menschenrechtsverstofe bei Liefe-
ranten und Subunternehmern tber den Inhalt vieler globaler Rahmenver-
einbarungen hinaus. Die Mehrzahl der globalen Rahmenvereinbarungen
sieht vor, dass Zulieferer und Unterauftragnehmer tiber die Inhalte der Ver-
einbarungen informiert werden. In etwa einem Drittel der globalen Rah-
menvereinbarungen wird die Einhaltung bestimmter Standards aus der
Rahmenvereinbarung als eine Voraussetzung fiir Geschiftsbeziehungen
genannt. Hierbei beziehen sich die meisten globalen Rahmenvereinbarun-
gen jedoch nicht ausdriicklich auf die gesamte Lieferkette des Unterneh-
mens, sondern nur auf die direkten Zulieferer.

Die UN-Leitprinzipien begriinden in Prinzip 13 eine Verantwortung
fur alle Unternehmen, negative Auswirkungen auf Menschenrechte in
Unternehmen, mit denen sie in einer Geschaftsbeziehung stehen, zu ver-
hiiten oder zu mindern. Der Begrift »Geschaftsbeziehungen« wird von den
UN-Leitprinzipien weit interpretiert und beschrankt sich nicht auf direkte
Zulieferer und Unterauftragnehmer (Office of the United Nations High
Commissioner for Human Rights 2012, S. 5). Vielmehr wird durch die
UN-Leitprinzipien eine Verantwortung fiir Unternehmen konstituiert, auf
die Einhaltung von Arbeitnehmer- und Menschenrechten in der gesam-
ten Lieferkette hinzuwirken. Solange ein Unternehmen in Geschaftsbezie-
hungen zu einem Zulieferer oder Unterauftragnehmer steht, der Arbeit-
nehmer- oder Menschenrechte verletzt, hat das Unternehmen andauernde
Anstrengungen zu zeigen, um die Menschenrechtsverstéfse zu verhindern
oder zu vermindern (Office of the United Nations High Commissioner
for Human Rights 2014, S. 31). Wenn ein Unternehmen nicht in der Lage
ist, den Menschenrechtsverstoff bei einem Lieferanten oder Unterauftrag-
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nehmer zu verhindern oder zu mildern, so soll das Unternehmen die Ge-
schaftsbeziehungen zu diesem Unternehmen beenden (vgl. Commentary
GP 19 UNGP in Office of the United Nations High Commissioner for Hu-
man Rights 2012, S. 50).

Diese Vorgaben in den UN-Leitprinzipien finden sich nur teilweise in
globalen Rahmenvereinbarungen wieder. Um nicht hinter den Vorgaben
der UN-Leitprinzipien zuriickzubleiben, sollten globale Rahmenverein-
barungen moglichst eine Pflicht fiir das transnationale Unternehmen ent-
halten, in der gesamten Lieferkette auf die Einhaltung von Arbeitnehmer-
und Menschenrechten hinzuwirken und als letztendliche Manahme bei
Nichtbeachtung von Arbeitnehmer- und Menschenrechten die Geschafts-
beziehungen abzubrechen. Die Verantwortung von Unternehmen gemaf§
den UN-Leitprinzipien kann als Argument genutzt werden, um die Reich-
weite von globalen Rahmenvereinbarungen in Hinblick auf die globale
Liefer- und Wertschopfungsketten von transnationalen Unternehmen zu
erweitern (ITUC 2012, S. 17).

9.3 Ausblick

Globale Rahmenvereinbarungen kénnen die Implementierung der UN-
Leitprinzipien in einzelnen Unternehmen unterstiitzen. Insbesondere
konnen die Vereinbarungen hilfreich sein, um die Arbeitnehmer- und
Menschenrechte auf Vereinigungsfreiheit und Kollektivverhandlungen in
den Unternehmen umzusetzen und zu stirken. Die Abkommen konnen
einen Schutz fir gewerkschaftliche Organisationsbemithungen darstellen
und sind ein Werkzeug gegen ungerechtfertigte Entlassung oder Diskri-
minierung von Gewerkschaftsmitgliedern. Zum Schutz dieser Arbeit-
nehmer- und Menschenrechte konnen globale Rahmenvereinbarungen
einen wichtigen Beitrag leisten und helfen, im Unternehmen wirksame
Beschwerde- und Wiedergutmachungsmechanismen zu etablieren. Dari-
ber hinaus konnen die durch globale Rahmenvereinbarungen in Unter-
nehmen geschaffenen Konsultationsprozesse zwischen Management und
Arbeitnehmervertretern Unternehmen dabei helfen, menschenrechtliche
Risiken in diesen Bereichen zu identifizieren sowie die Wirksamkeit der
ergriffenen Mafnahmen zu tGberpriifen.
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Fallstudien zur Implementierung der Abkommen enthalten viele Bei-
spiele, wie auf Grundlage dieser Vereinbarungen Arbeitnehmer- und Men-
schenrechte in Tochterunternehmen transnationaler Unternehmen sowie
in der globalen Lieferkette wirksam geschiitzt wurden. In der Praxis zeigt
sich allerdings, dass globale Rahmenvereinbarungen Beschiftigten sowie
lokalen Arbeitnehmervertretern und Gewerkschaften haufig unbekannt
sind. Oft sind globale Rahmenvereinbarungen ein Ausdruck nationaler
institutioneller gewerkschaftlicher Macht in einzelnen — meist europii-
schen — Unternehmen. In der Vergangenheit wurden die Verereinbarun-
gen oft auf Konzernebene ohne Beteiligung nationaler Gewerkschaften als
Top-down-Regulierungsinstrument verhandelt und abgeschlossen. Damit
globale Rahmenvereinbarungen besser zum internationalen Arbeitneh-
mer- und Menschenrechtsschutz beitragen konnen, mussen lokale Arbeit-
nehmervertreter verstirkt in die Verhandlung, Implementierung und
Uberwachung der Vereinbarungen einbezogen werden (Fichter 2012, S. 6).
Hierzu sind der Aufbau und die Ausgestaltung von internationalen Ge-
werkschaftsnetzwerken notwendig (Sydow et al. 2014, S. 490).

Globale Rahmenvereinbarungen stellen eine freiwillige Vereinbarung
dar und werden nur von wenigen und meistens sehr groffen transnatio-
nalen Unternehmen abgeschlossen. Die Abkommen sind deshalb in ihrer
bisherigen Form kein Modell fiir die Mehrzahl von Unternehmen, um die
Umsetzung der UN-Leitprinzipien zu unterstitzen. Kleine und mittel-
grofe Unternehmen machen den GrofSteil der deutschen Wirtschaft aus
und sind bei der Umsetzung der UN-Leitprinzipien ebenfalls gefordert.
Insbesondere aufgrund der begrenzten Anzahl von globalen Rahmenver-
einbarungen konnten diese allenfalls eine erginzende Funktion bei der
Umsetzung der UN-Leitprinzipien in Deutschland ibernehmen und keine
weitere Regulierung zum Schutz von Arbeitnehmer- und Menschenrech-
ten ersetzen.

Das Potenzial der UN-Leitprinzipien und globalen Rahmenvereinba-
rungen, sich gegenseitig zu nutzen und zu verstiarken, wird bisher nicht
vollstindig ausgeschopft. Es ist es fraglich, ob globale Rahmenvereinba-
rungen in ihrer heutigen Ausgestaltung vollstindig den Ansprichen der
UN-Leitprinzipien gentgen. Die Autoritit der UN-Leitprinzipien kann
daher von gewerkschaftlicher Seite genutzt werden, um Forderungen nach
verbindlicheren Formulierungen zu unterstiitzen und um eine Umsetzung
der in den Abkommen festgehaltenen menschenrechtlichen Bekenntnis-
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se durch die Unternehmen anzumahnen. Die UN-Leitprinzipien kénnen
vor allem Argumente fiir eine verbindlichere Gestaltung der Verweise in
globalen Rahmenvereinbarungen auf die Lieferkette von transnationalen
Unternehmen bieten.
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10 Unternehmen und Menschenrechte —
Wie setzen international tatige Unternehmen
die Anforderungen an ein verantwortliches
Unternehmenshandeln um?

Der Schutz von Menschenrechten steht international vor einem Dilemma.
Grundsitzlich unterliegt er den nationalen gesetzlichen Regulierungskom-
petenzen der Staaten. Global agierende Unternehmen miissen die Gesetze
des jeweiligen Landes, in dem sie titig sind, einhalten. Ein internationa-
ler Rechtsrahmen oder auch extraterritoriale Schutzpflichten von Staaten
gegeniber transnational agierenden Wirtschaftsunternehmen zur verbind-
lichen Einhaltung von Menschenrechten existieren bisher nicht (Augen-
stein 2011, S. 43 £; De Vega/Mehra/Wong 2011; Grabosch/Scheper 2015).

In vielen Staaten mangelt es aber an hinreichend ausgebildeten rechts-
staatlichen Strukturen bzw. auch der faktischen Kontrolle der Einhaltung
rechtlicher Normen und Vorschriften. Der Schutz von Menschenrechten
kann daher vielfach nicht garantiert werden. Die zweite Sdule der UN-Leit-
prinzipien setzt an dieser Regelungsliicke an und erweitert die staatsbezoge-
nen Menschenrechtsverpflichtungen durch eine eigenstindige Verantwor-
tung privater Wirtschaftsunternehmen zur Achtung der Menschenrechte.
Denn transnationale Unternehmen haben einen erheblichen Einfluss auf
die Verwirklichung der Arbeitnehmerrechte, da sie z.B. Arbeitsbedingun-
gen direkt bestimmen konnen.

Die zweite Sdule der UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschen-
rechte definiert Anforderungen an die menschenrechtliche Verantwortung
von Unternehmen (Kapitel 4.3.2). Diese Verantwortung zur Achtung der
Menschenrechte soll sich mindestens auf die Standards beziehen, die in der
UN-Menschenrechtscharta und den acht ILO-Kernarbeitskonventionen
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niedergelegt wurden (UN-Leitprinzip 12). Dabei gilt die Verpflichtung zur
Einhaltung und Achtung der Menschenrechte nicht nur fir das jeweilige
Unternehmen selbst, sondern fiir seine gesamte Wertschopfungskette (UN-
Leitprinzip 13).

Eine Selbstverpflichtung zur Achtung der Menschenrechte sollte von
Wirtschaftsunternehmen durch eine schriftliche Grundsatzverpflichtung
zum Ausdruck gebracht werden (UN-Leitprinzip 16). Diese sollte auf
hochster Fihrungsebene des Wirtschaftsunternehmens verabschiedet wer-
den, sich auf einschligiges internes und/oder externes Fachwissen stiitzen
und zudem menschenrechtsbezogene Erwartungen des Unternehmens an
die Mitarbeiter, Geschiftspartner und sonstigen Parteien festschreiben.
Auferdem sollte sich die Grundsatzverpflichtung in den operativen Politi-
ken und Verfahren widerspiegeln und menschenrechtliche Aspekte — z.B.
durch Managementplane und Instrumente der Unternehmensfithrung -
im gesamten Wirtschaftsunternehmen verankern.

Dartber hinaus fordern die UN-Leitprinzipien die Umsetzung einer
menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht von Unternehmen, um unterneh-
merische Auswirkungen auf die Menschenrechte festzustellen (Folgen-
abschitzung, Sorgfaltspflicht; UN-Leitprinzip 17). Um nachteilige men-
schenrechtliche Auswirkungen zu verhiiten und zu mindern, sollten
Wirtschaftsunternehmen die Erkenntnisse aus ihren Vertraglichkeitspri-
fungen in alle einschligigen internen Geschaftsbereiche und Ablaufe in-
tegrieren und entsprechende Manahmen ergreifen (UN-Leitprinzip 19)
sowie eine Erfolgsmessung der umgesetzten Mafinahmen durchfiithren
(Wirksamkeitskontrolle, Human Rights Impact Assessment/HRIA; UN-
Leitprinzip 20). Ferner sollen Unternehmen dariiber Rechenschaft able-
gen, wie sie ihrer menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht nachkommen, und
dies extern kommunizieren (Berichterstattung; UN-Leitprinzip 21).

Die UN-Leitprinzipien enthalten auch Vorschlage fiir den Zugang zu
Rechtsmitteln und fir eine Wiedergutmachung in Fillen, in denen Men-
schenrechte verletzt wurden. Vorgesehen ist unter anderem die Schaffung
eines auflergerichtlichen Beschwerdemechanismus auf Unternehmensebe-
ne. Um wirksam zu sein, mussen solche Beschwerdeverfahren entsprechend
legitimiert, zuginglich, berechenbar, ausgewogen, transparent und rechte-
kompatibel sein (UN-Leitprinzip 31). Stellen Wirtschaftsunternehmen fest,
dass sie nachteilige menschenrechtliche Auswirkungen verursacht oder
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dazu beigetragen haben, sollten sie durch geeignete Verfahren fiir Wieder-
gutmachung sorgen oder dabei kooperieren (UN-Leitprinzip 22).

10.1 Stand der Diskussion in deutschen Unternehmen

Die von den Vereinten Nationen aufgestellten Prinzipien werden in ihren
Grundsitzen von einer groffen Zahl international titiger Unternehmen
anerkannt. Auch bei groffen deutschen Unternchmen gibt es hierzu klare
Positionen, wie eine Reihe von Befragungen zeigen. So kam eine Befra-
gung des Deutschen Global Compact Netzwerkes zur Umsetzung der UN-
Leitprinzipien unter 39 Unternehmen, die sich in der Projektgruppe »Busi-
ness and Human Rights« des Forums Nachhaltige Entwicklung der Deutschen
Wirtschaft (econsense) zusammengeschlossen haben, 2014 zu dem Ergebnis,
dass das Thema Menschenrechte von den Unternehmen tberwiegend als
bedeutsam eingeschitzt wird (Heinze/Remmert 2014). Fir die Unterneh-
men wichtige Effekte im Zusammenhang mit Menschenrechten sind ein
geringeres Reputationsrisiko, Liefersicherheit und eine stirkere Mitarbei-
terbindung.

Als auslosende Griinde, sich dem Thema zu widmen, wurden die Ver-
abschiedung der UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte,
die Erwartungshaltung von Stakeholdern — insbesondere NGOs, Investo-
ren, Anteilseignern und Kunden - an das Unternehmen sowie Mitglied-
schaft in Initiativen mit Menschenrechtsbezug, Anforderungen aus der
Nachhaltigkeitsberichterstattung der Global Reporting Initiative (GRI) und
die Einstufung bei entsprechenden Ratings genannt. Als forderlich fiir
die Umsetzung der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht wurden aufSer-
dem ein Bekenntnis der Unternehmensfithrung bzw. des Vorstandes, die
Positionierung beim Thema Menschenrechte als Wettbewerbsvorteil, die
Integration des Themas als Kernbestandteil einer unternehmenstiibergrei-
fenden Nachhaltigkeitsstrategie und die Verankerung des Themas im Ver-
haltenskodex gesehen.

Hindernisse fir die Umsetzung der unternehmerischen menschen-
rechtlichen Sorgfaltspflicht nach den UN-Leitprinzipien liegen nach Mei-
nung der befragten Unternehmensvertreter im national und kulturell
unterschiedlichen Verstindnis von Menschenrechten in verschiedenen
Staaten und Regionen, im fehlenden Wissen tiber potenzielle negative Ein-
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fliisse von Unternehmen auf die Menschenrechte und in fehlenden spezia-
lisierten (Personal-)Kapazititen im Unternehmen. In Hinblick auf die Lie-
ferketten wurden Komplexitat, Varianz und Grofle sowie Ausdehnung der
Lieferketten, Monitoring und Nachverfolgung sowie die Definition bzw.
Abgrenzung des eigenen Einflussbereichs als hinderlich fir die Umsetzung
der unternehmerischen menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht gesehen.

Eine zweite Befragung von Germanwatch und Misereor unter den Dax-
30-Unternehmen stellt fest, dass sieben Unternehmen tiber eine menschen-
rechtliche Grundsatzerklirung, die in Einklang mit den UN-Leitprin-
zipien steht, sowie weitere sieben Unternehmen tiber eine Sozialcharta
verfligen, die ebenfalls wesentliche Menschenrechtsthemen enthélt. Nur
vier Unternehmen der Dax-30-Gruppe hatten keine Verschriftlichung ihres
Menschenrechtsverstindnisses vorgenommen (Germanwatch/Misereor
2014, S. 72).

Auch eine Analyse der Fortschrittsmitteilungen (»Communications
on Progress«, CoPs) von 122 kleinen und mittelgroen Teilnehmern des
Global Compact kommt 2014 zu dem Schluss, dass etwa die Halfte der
Unternehmen ein schriftliches Bekenntnis oder einen Verhaltenskodex
mit Menschenrechtsbezug in der Berichterstattung anfiihrt (Deutsches
Global Compact Netzwerk/sneep 2014, S. 11). Die schon erwihnte Be-
fragung unter den Teilnehmern der econsense-Projektgruppe »Business
and Human Rights« zeigt aber auch auf, dass spezielle menschenrecht-
liche Auswirkungsanalysen, Wirkungsanalysen von Mafnahmen sowie
die organisatorische Integration des Themas Menschenrechte bisher nicht
in allen Unternehmen umgesetzt wurden. Nur rund 40 Prozent der be-
fragten Unternehmen berichten im Rahmen ihrer Unternehmensbericht-
erstattung Uberhaupt tber ihren Umgang mit der menschenrechtlichen
Sorgfaltspflicht (Heinze/Remmert 2014, S. 4; siche auch Deutsches Institut
fir Menschenrechte 2015, S. 36). Auch bei den groen im Dax 30 vertrete-
nen Unternehmen geben nur gut zwei Drittel der Unternehmen an, Men-
schenrechtsrisikoanalysen durchzufiihren (Germanwatch/Misereor 2014,
S. 8). Die schon genannte Studie von Germanwatch und Misereor zur Im-
plementierung der UN-Leitprinzipien in Deutschland beklagt, dass deut-
sche Unternehmen es unterlassen, durch angemessene Konsultationen von
Betroffenen Hinweise auf mogliche Menschenrechtsverstdffe zu sammeln
(Germanwatch/Misereor 2014, S. 11).
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10.2 Auswahl der Unternehmen fiir Fallstudien

Im Rahmen des Projektes sollte gepriift werden, wie sich die Wahrnehmung
der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht in der Praxis niederschlagt. Hier-
fir wurden zwolf Unternehmensfallstudien durchgefiihrt, die detailliert
untersuchen, wie die Unternehmen ihre Sorgfaltspflicht im Bereich Men-
schenrechte definieren und welche Instrumente sie eingefithrt haben, um
die Sorgfaltspflicht zu gewihrleisten. Besonderes Interesse galt dabei der
Frage, wie Unternechmen die Arbeitnehmervertreter in die Entwicklung
und Umsetzung ihrer Menschenrechtsstrategie einbinden. Die Fallstudien
zeigen auch Initiativen von Arbeitnehmervertretungen auf, um eine unter-
nehmerische Verantwortung im Bereich Menschenrechte effektiv einzufor-
dern und zu unterstitzen.

In Gespriachen mit Betriebsraten und Gewerkschaftern wurden auch
der allgemeine Kenntnisstand und die praktischen Erfahrungen zur Unter-
nehmensverantwortung fiir Menschenrechte bei Betriebsriten, Euro-
paischen Betriebsriten und Arbeitnehmervertretern in Aufsichtsriten
angesprochen. Nach Moglichkeiten wurde erginzend ein Vertreter des
Managements zur Umsetzung der UN-Leitprinzipien im Unternehmen be-
fragt. Zusitzlich zu den Interviews wurde die Unternehmensberichterstat-
tung der zwolf Untersuchungsfalle in Hinblick auf menschenrechtsrele-
vante Unternehmenspraktiken ausgewertet, aber nicht weiter Gberpriift.

Fir Unternehmensfallstudien wurden ausgewahlt: adidas, BASF, Bosch,
Daimler, Deutsche Post DHL, Deutsche Telekom, das norwegische Unterneh-
men Norsk Hydro, Faber-Castell, Otto, das belgische Unternehmen Solvay,
thyssenkrupp und Unilever. Die Auswahlkriterien fiir die Unternehmen wa-
ren vor allem globale Wirtschaftstatigkeit und eine Unternehmenstatigkeit
mit menschenrechtlicher Relevanz (z.B. Risiken in der Lieferkette, Vor-
liegen von OECD-Beschwerden). Zusitzlich sollten Unternehmen aus ver-
schiedenen Branchen analysiert und auch solche Unternehmen berticksich-
tigt werden, die bereits globale Rahmenvereinbarungen oder vergleichbare
Vereinbarungen abgeschlossen haben.

Sechs der zwolf Unternehmensfallstudien sind im Folgenden in ver-
kirzter Form wiedergegeben. Dies sind die Fallstudien aus den Unterneh-
men adidas, BASF, Daimler, Deutsche Post DHL, Deutsche Telekom und Norsk
Hydro. Die Langfassung aller Studien — inklusive der Fallstudien Bosch,
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Faber-Castell, Otto, Solvay, thyssenkrupp und Unilever — sind auf der Website
der Hans-Bockler-Stiftung abrufbar.! Fiir die Bewertung des Umsetzungs-
stands der UN-Leitprinzipien in den Unternehmen wurden Erkenntnisse
aus allen zwolf Fallstudien genutzt.

Unsere Auswahl enthilt Unternehmen mit erkennbar unterschiedlichen
Unternehmens- und Mitbestimmungskulturen. Darunter sind eine Reihe
von Unternehmen mit sehr konsensorientierter Mitbestimmung und Arbeit-
nehmerbeteiligung als Grundlage, aber auch Unternehmen, bei denen es in
der Vergangenheit immer wieder zu Konflikten in Fragen der Arbeitnehmer-
beteiligung und der Menschenrechte gekommen ist (Deutsche Telekom, Deut-
sche Post DHL).

Die folgenden Fallstudien beschreiben zunichst das Unternehmen selbst,
dann seine Aktivititen rund um menschenrechtliche Verantwortung und
die Aktivitdten der betrieblichen bzw. auch gewerkschaftlichen Interessen-
vertretungen in dieser Frage. Am Ende jeder Fallstudie findet sich eine kur-
ze Zusammenfassung zu innovativen Instrumenten, neuen Ansatzpunkten
und offenen Fragen.

10.3 Unternehmensfallstudie adidas

Die adidas-Gruppe ist als Sportartikelhersteller in einer Branche titig, die
haufig mit dem Vorwurf von schlechten Arbeitsbedingungen und Versto-
Ben gegen die Menschenrechte in der Lieferantenkette konfrontiert ist. So
hat das Netzwerk Kampagne fiir Saubere Kleidung dem Konzern mehrfach
Menschenrechtsverstofe vorgeworfen und 2004 vor der deutschen »Natio-
nalen Kontaktstelle OECD-Leitsitze« eine Beschwerde gegen adidas wegen
Verletzung von Arbeitnehmerrechten bei Zuliefererbetrieben in Indone-
sien eingereicht. Dem Konzern wurde vorgeworfen, dass seine Zulieferer
gegen das Recht auf Vereinigungsfreiheit und Tarifverhandlungen versto-
Ben und Gewerkschaftsaktivisten bedrohen. Aufferdem wurde die Hohe
der Entlohnung in den Zulieferbetrieben als unzureichend kritisiert. In
den beiden Treffen, die bei der Nationalen Kontaktstelle einberufen wur-
den, konnte keine Einigung zwischen dem Konzern und der Kampagne
fiir Saubere Kleidung erzielt werden, da die Anschuldigungen teilweise auf

1 | http:/boeckler.de/11145.htm?projekt=S-2014-735-1.
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Vorfillen beruhten, die mehrere Jahre zurticklagen und nicht mehr nach-
recherchiert werden konnten.

Der Konzern ist aufgrund seiner direkten Beziehungen zu Endverbrau-
chern und dem starken Markenimage der Produkte sehr sensibel gegen-
tber allen Fragen, die mit dem Unternehmens- und Markenimage zu tun
haben. Die menschenrechtliche Sorgfaltspflicht im eigenen Unternehmen,
aber auch bei den Lieferanten umzusetzen ist deshalb wesentlich fiir den
wirtschaftlichen Erfolg von adidas. Die UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft
und Menschenrechte spielen eine groffe Rolle in der Ausgestaltung der
Nachhaltigkeitspolitik des Konzerns. Aufferdem beteiligt er sich auf Ebene
der Vereinten Nationen an einem Gremium zur Umsetzung der UN-Leit-
prinzipien in transnationalen Unternehmen. adidas verpflichtet sich zu ver-
schiedenen sozialen Standards und ist Mitglied in zahlreichen Initiativen.

Verpflichtungen zu sozialen und menschenrechtlichen Standards
und Mitgliedschaft in sozialen Initiativen

+ UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte
+ ILO-Kernarbeitsnormen

+ Allgemeine Erklirung der Menschenrechte der Vereinten Nationen
+ OECD-Leitsatze fur multinationale Unternehmen

+ Global Compact

+ Fair Labor Association (FLA) und Fair Wage Network
« Better Cotton Initiative (BCI)

+ ILO Better Work Program

+ Fair Factories Clearinghouse (FFC)

« Freedom of Association Protocol (Indonesien)

+ Bangladesh Accord

+ Biindnis fiir nachhaltige Textilien

In den »Human Rights and Responsible Business Practices« stellt der Kon-
zern sein Menschenrechtsverstindnis und die Strategie zur Umsetzung
der UN-Leitprinzipien dar. Nach Meinung des Business & Human Rights
Resource Centre entspricht die Erklirung den Anforderungen an eine
Grundsatzverpflichtung nach den UN-Leitprinzipien. Die »Labour Rights
Charta« (Charta der Arbeitnehmerrechte) fiihrt grundlegende Arbeitneh-
merrechte fir Beschiftigte des Unternehmens auf. Diese Charta wurde in
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enger Abstimmung mit dem Betriebsrat erarbeitet. Aufferdem tberpraft
der deutsche Betriebsrat — zuweilen gemeinsam mit dem Europdischen Be-
triebsrat —, ob die Inhalte der Charta im Unternehmen eingehalten werden.

In der adidas-Gruppe existiert ein Verhaltenskodex, in dem fiir alle Be-
schaftigte Regeln in Bezug auf gesetzeskonformes und ethisches Verhalten
festgelegt sind. Der Verhaltenskodex »Fair Play« zielt in erster Linie auf die
Vorbeugung von Korruption, aber in Hinblick auf das Lieferantenmanage-
ment ist darin auch ausgefiihrt, dass jede Interaktion mit einem Zulieferer
oder Dienstleister den ethischen Standards des Konzerns geniigen muss.
Dem Verhaltenskodex ist ein Beschwerdemechanismus angeschlossen, der
allen Mitarbeiter des adidas-Konzerns sowie externen Personen die Mog-
lichkeit einrdumt, Compliance-Vorfille zu melden. Diese sogenannte »Fair
Play Hotline« und die entsprechende E-Mail-Adresse stehen weltweit zur
Verfigung. Der Verhaltenskodex wurde gemeinsam mit dem Betriebsrat
ausgearbeitet. In Informationen zur »Fair Play Hotline« wird darauf ver-
wiesen, dass Verstdfe auch dem Betriebsrat oder vergleichbaren Arbeitneh-
mervertretungen gemeldet werden konnen.

In Hinblick auf die Lieferanten hat adidas Anforderungen in den
»Workplace Standards« (Arbeitsplatzstandards) als Verhaltenskodex fiir
Zulieferer sowie eine Reihe von Vorschriften und Richtlinien festgehalten.
Die Standards basieren auf den UN-Konventionen zu Menschenrechten,
den ILO-Kernarbeitsnormen und dem Verhaltenskodex des Weltverbandes
der Sportartikelindustrie. Damit die Zulieferer die Standards in die Praxis
umsetzen konnen, hat das Unternehmen erginzende Richtlinien fiir Zu-
lieferbetriebe beziiglich Beschaftigung, Sicherheit und Gesundheit sowie
Umweltschutz zusammengestellt.

Das Unternechmen nutzt umfinglich Stakeholder-Dialoge zur Bestim-
mung und Gewichtung von Inhalten der unternehmerischen Nachhal-
tigkeitsleistungen. Neben NGOs, Zulieferern und Kunden werden auch
Gewerkschaften, unter anderem IndustriALL, eigene Mitarbeiter und Be-
schaftigte aus den Betrieben der Zulieferer als Stakeholder aufgefithrt. Der
deutsche Betriebsrat ist Gber die vielfaltigen Initiativen des Unternehmens
durch das sogenannte Sozial- und Umweltteam des Konzerns (»Social and
Environmental Affairs«) gut informiert. Ein systematischer Informations-
austausch findet alle sechs Monate statt. Auflerdem ist die unternehmeri-
sche menschenrechtliche Sorgfaltspflicht regelmifig Thema in Aufsichts-
ratssitzungen des Konzerns.
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adidas ist eines der wenigen Unternechmen, die existenzsichernde Loh-
ne — wie von den UN-Leitprinzipien gefordert — in die unternehmerische
menschenrechtliche Sorgfaltspflicht aufgenommen haben. Das Konzept
zur Umsetzung von angemessenen Lohnen in Lieferantenbetrieben basiert
dabei in Anlehnung an die UN-Leitprinzipien auf den Grundpfeilern »Re-
spect«, »Protect« und »Promote«. Der Konzern verpflichtet sich zm einen,
die Rechte von Arbeitnehmern, ihren Arbeitgebern und Regierungen zur
Festlegung angemessener Lohne zu respektieren (Respect); zum anderen,
Analysen zur menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht durchzufithren und
Mafnahmen zu ergreifen, falls der Geschaftspartner gegen das Gesetz oder
die »Workplace Standards« von adidas verstofSt (Protect). Hierfiir werden
regelmiRig Audits in der Beschaffungskette durchgefiihrt und Mafnah-
men eingeleitet, wenn Zulieferer keine angemessenen Lohne zahlen. Hier
unterstltzt adidas Mafinahmen, die Einfluss auf die Lohnentwicklung ha-
ben, z.B. Tarifverhandlungen oder transparente Lohnfindungsmechanis-
men (Promote).

Unternehmerisches Engagement
im Bereich menschenrechtliche Sorgfaltspflicht

+ Human Rights and Responsible Business Practices und Labour Rights
Charta (Charta der Arbeitnehmerrechte) entsprechend einer Grund-
satzverpflichtung nach den UN-Leitprinzipien

+ Schwerpunktsetzung auf angemessene Lohne mit den Ansitzen »Re-
spect, Protect, Promote«, angelehnt an die Siulen der UN-Leitprin-
zipien

+ »Work Place Standards« (Arbeitsplatzstandards) und zahlreiche Richt-
linien zur Umsetzung der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht in
den Lieferantenbetrieben

+ umfassendes Lieferantenmanagement mit eigenen Audits sowie Schu-
lungen und Anreizen zur Stirkung der Eigenverantwortung fiir Lie-
feranten

+ Beschwerdemechanismen, die den Wirkungskriterien der UN-Leitprin-
zipien entsprechen, sowie effektiver und innovativer SMS-Beschwer-

demechanismus fiir Beschiftigte von Zulieferbetrieben in Asien
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Vor Aufnahme einer Geschiftsbezichung miissen potenzielle Lieferanten
die »Workplace Standards«erfiillen bzw. Missstinde fristgerecht beheben.
Zur Durchsetzung der Standards in bestehenden Lieferantenvertrigen
hat das Unternehmen einen mehrstufigen Uberwachungsprozess institu-
tionalisiert. Neben einer Uberpriifung durch die Fair Labor Association
(FLA) fihrt auch das Sozial- und Umweltteam des Unternehmens selbst
Audits durch. Dabei sprechen die Mitglieder des Sozial- und Umwelt-
teams neben der Betriebsleitung auch mit den Beschiftigten und fithrten
Schulungen durch. Diese umfassten Schulungen zu den »Workplace Stan-
dards«, zum Umgang mit Fair Factories Clearinghouse (FFC), zu speziellen
Personal-, Gesundheitsschutz-, Arbeitssicherheits- und Umweltfragen so-
wie zu Kontrollmethoden und zum Nachhaltigkeitsmanagement. Lang-
fristiges Ziel des Konzerns ist es, durch die Schulungen die Eigenverant-
wortung der Lieferanten im Bereich menschenrechtliche Sorgfalespflicht
zu stirken. Dariber hinaus hat adidas ein Anreizsystem entwickelt, um
die Einhaltung von Menschenrechten in den Lieferantenbetrieben zu for-
dern: Jeder Betrieb erhalt am Jahresende eine Bewertung in Hinblick auf
die Einhaltung von Menschenrechten, die in die Gesamtbewertung des
Lieferanten einflieft und so Auswirkungen auf die zukinftige Auftrags-
vergabe hat.

Die deutsche Arbeitnehmervertretung ist im Lieferantenmanagement
des Konzerns nicht aktiv eingebunden, sondern wird hier nur tber Er-
gebnisse und besondere Vorfille informiert. Der Betriebsrat sieht wenig
zusitzlichen Handlungsbedarf, hier titig zu werden, da die Aktivititen
des Unternehmens im Bereich menschenrechtliche Sorgfaltspflicht als
vorbildlich beurteilt werden. Uberdies stehen den Mitgliedern der Arbeit-
nehmervertretung keine Kapazititen fiir weitere Aufgaben zur Verfiigung.
Der Gesamtbetriebsrat reagiert, wenn es externe Anfragen zur unterneh-
merischen Menschenrechtspolitik in der Lieferantenkette von globalen
Gewerkschaftsverbanden oder sonstigen Vertretern der Arbeitnehmerseite

gibt.
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Arbeitnehmervertretung
und unternehmerische menschenrechtliche Sorgfaltspflicht

+ Teilnahme an Stakeholder-Dialogen zur Ausgestaltung der unterneh-
merischen Nachhaltigkeitsstrategie

+ Mitarbeit an der »Labour Rights Charta« (Charta der Arbeitnehmer-
rechte) und Uberpriifung der Umsetzung sowie Mitarbeit am unter-
nehmenseigenen Verhaltenskodex

+ gute Information der Arbeitnehmervertretung zu Nachhaltigkeits-
themen durch das Management

+ international zugingliches, anonymes, intranetgestiitztes Frageportal
fur Beschaftigte, das auch fiir Beschwerden verwendet werden kann
und vom deutschen Betriebsrat geleitet wird

« Betriebsrat beurteilt die Aktivititen zur Menschenrechtsarbeit in der
Lieferantenkette bei adidas als vorbildlich.

Die Beschwerdemechanismen bei adidas setzen die Wirkungskriterien der
UN-Leitprinzipien in Hinblick auf Ablaufe und Zeitrahmen, Informations-
zugang, Transparenz, Beriicksichtigung méglicher Zugangshindernisse fiir
verschiedene Akteursgruppen sowie Schutz der Beschwerdefithrer um.

Neben der Moglichkeit, Beschwerden tber die Fair Labor Association
(FLA) einzureichen, kénnen Beschiftigte von Lieferanten sich bei Versto-
Ben gegen die »Workplace Standards« auch direkt an adidas wenden und die
»Fair Play Hotline« oder die entsprechende E-Mail-Adresse nutzen. Nach
der Richtlinie zum unabhingigen Beschwerdeprozess der adidas-Gruppe
mussen z.B. offene Briefe an den schwarzen Brettern in Lieferantenbetrie-
ben aushiangen, in denen die Ansprechpartner von adidas fir die Anliegen
der Beschaftigten aufgelistet sind. Die Telefon-Hotlines fiir Beschwerden
werden in China und Bangladesch von gemeinnitzigen Organisationen
betrieben. Aufferdem wurde im Rahmen des »Better Work«Programms
der ILO 2012 ein neuartiger Beschwerdemechanismus fiir mehrere Liefe-
rantenstandorte in Indonesien eingeftihrt. Der Mechanismus, der inzwi-
schen auf Vietnam und Kambodscha ausgeweitet wurde, bietet Beschaf-
tigten in den Lieferantenbetrieben die Moglichkeit, sich per SMS an eine
Hotline zu wenden, wenn sie ihre Rechte missachtet sehen.
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Fir Beschwerden von Beschiftigten des adidas-Konzerns existieren
neben der »Fair Play Hotline« und der entsprechenden E-Mail-Adresse
auch zwei international zugingliche Kommunikationsportale. Diese in-
tranetgestiitzten Portale mit der Bezeichnung »ask the management« und
»ask the works council« werden vom Management bzw. der Arbeitnehmer-
vertretung verantwortet. Eigentlich dienen die Portale allgemeinen Fragen
in anonymisierter Form, werden aber von den Mitarbeitern auch fir Be-
schwerden genutzt.

In seiner Nachhaltigkeitsberichterstattung weist adidas darauf hin, dass
im Konzern Mechanismen zur Wiedergutmachung bestehen und es in der
Vergangenheit auch zu Fillen von Wiedergutmachungen gekommen ist.
So wurden in mehreren Fillen Betriebe dazu bewegt, Beschiftigte wieder
einzustellen, denen wegen des Versuchs eines gewerkschaftlichen Zusam-
menschlusses gekindigt worden war. 2014 konnte die Freilassung zweier
Aktivisten des Shenzhen Chunfeng Labour Disputes Services Centre erreicht
werden, die einen Streik im chinesischen Dongguan unterstitzt hatten
und verhaftet worden waren.

Lessons learnt: Lehren aus der Fallstudie adidas

« Als Sportartikelhersteller ist adidas mit einem Image-Risiko im Fall
von schlechten Arbeitsbedingungen in Lieferantenbetrieben der Be-
kleidungs-, Textil- und Schuhindustrie konfrontiert.

+ Durch die grofSe Bedeutung des Images der Konzernmarken fiir die
Konsumenten ist adidas stark fir Themen der unternehmerischen
menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht sensibilisiert.

 Der Konzern hat die unternehmerische menschenrechtliche Sorg-
faltspflicht an den UN-Leitprinzipien fir Wirtschaft und Menschen-
rechte ausgerichtet und gilt als Vorreiter bei der Umsetzung.

« Schwerpunktsetzung der Sorgfaltspflicht beim Lieferantenmanage-
ment, auch in Hinblick auf eine angemessene Lohngestaltung in Lie-
ferantenbetrieben

+ Forderung der Eigenverantwortung der Lieferanten durch Schulun-
gen und Anreize, Lieferanteniberwachung tber innovativen Be-
schwerdemechanismus mit Beschwerdemoglichkeit tiber SMS fiir Be-
schiftigte der Lieferantenbetriebe
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+ Die Arbeitnehmervertretung ist im Bereich der unternehmerischen
menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht im eigenen Unternehmen in Hin-
blick auf die Grundsatzverpflichtung und Beschwerdemechanismen
eingebunden. Aufgaben, die sich aus dem Lieferantenmanagement er-
geben, werden vorrangig als Aufgabe des Managements angesehen.

10.4 Unternehmensfallstudie BASF

Die BASF SE hat ihre Position zu Unternehmensverantwortung und Achtung
der Menschenrechte in verschiedenen Dokumenten dargelegt. Zur Umset-
zung des eigenen Menschenrechtsanspruchs hat das Unternehmen die Men-
schenrechtsposition der BASF-Gruppe im Februar 2011 veroffentlicht. Dieses
Dokument fasst die Selbstverpflichtungen, die operativen Standards und die
Implementierung mit Bezug auf Mitarbeiter, Umfeld der Standorte sowie
Geschaftspartner zusammen. Hierbei werden die Themen Sicherheit und
Gesundheit, Arbeits- und Sozialstandards sowie Management der Liefer-
kette als besonders relevant hervorgehoben, damit das Unternehmen seiner
Sorgfaltspflicht zur Achtung der Menschenrechte nachkommen kann. Die
BASF-Gruppe betont, dass diese Aspekte integraler Bestandteil unterschied-
licher Managementsysteme sind. 2015 hat der Konzern eine BASF-interne
interdisziplinare Arbeitsgruppe zum Thema Menschenrechte eingerichtet,
um die Verantwortlichkeiten in diesem Bereich zusammenzufihren. Die
Arbeitnehmervertretungen sind hierbei nicht beteiligt.

Verpflichtungen zu sozialen und menschenrechtlichen Standards

+ Zehn Prinzipien des Global Compact

+ Allgemeine Erklirung der Menschenrechte

+ Internationaler Pakt tiber politische und biirgerliche Rechte

« Internationaler Pakt tiber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte

+ ILO-Kernkonventionen

« ILO-Grundsatzerklarung iber multinationale Unternehmen und So-
zialpolitik (MNE-Declaration)

+ OECD-Leitsatze fur multinationale Unternehmen

+ »Responsible Care Global Charter« des Weltchemieverbandes
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Das Unternehmen bekennt sich zur Umsetzung der UN-Leitprinzipien
fir Wirtschaft und Menschenrechte und zur Wahrung seiner menschen-
rechtlichen Sorgfaltspflicht in umfassender Weise. Dies gilt fir die eigenen
Arbeitnehmer, die Verantwortung fiir die Lieferkette und fiir Gemeinden
im Umfeld von Produktionsstandorten.

Zur Umsetzung und Kontrolle wurde die Einhaltung der Menschen-
rechte 2013 in das Compliance-Programm, den globalen Verhaltenskodex
des Unternehmens, integriert. Die Arbeitnehmervertretung der BASF war
durch Information und Beratung bei der Ausarbeitung des globalen Ver-
haltenskodex eingebunden. Die weiteren Gremien, der BASF-Europa-Be-
triebsrat sowie der deutsche Konzernbetriebsrat der BASF, wurden recht-
zeitig vor Einfithrung des globalen Verhaltenskodex durch Information
und Beratungen konsultiert. Der Verhaltenskodex, in dem die BASF grund-
legende und weltweit giiltige Verhaltensstandards definiert, muss von allen
Mitarbeitern eingehalten werden. Hierdurch stellt das Unternehmen si-
cher, dass seine Mitarbeiter in Ubereinstimmung mit den international an-
erkannten Menschenrechten sowie den Arbeits- und Sozialstandards han-
deln. Menschenrechtliche Themen sind dabei: das Verbot von Kinder- und
Zwangsarbeit, das Prinzip der Nichtdiskriminierung, die Anerkennung
der Vereinigungsfreiheit, Tarifverhandlungen und Sozialpartnerschaften,
gerechte Bezahlung und Zusatzleistungen, angemessene Arbeitszeiten und
bezahlter Urlaub, Verhaltnismifigkeit bei Disziplinarmafinahmen und
Mafnahmen durch das Sicherheitspersonal sowie Chancengleichheit. Da-
riber hinaus wurden fiir einzelne Linder zusitzliche Verhaltenskodizes
erstellt, die die jeweilige lokale Gesetzeslage und lokale Gebrauche beriick-
sichtigen.

Die Einheit »Corporate Audit« der BASF iberprift, ob die Compliance-
Grundsitze aus dem globalen Verhaltenskodex eingehalten werden. Dabei
werden alle Themenfelder moglicher Compliance-VerstofSe abgedeckt und
untersucht. So wird iberprift, ob die Mitarbeiter die vorgegebenen Regeln
einhalten und die etablierten Prozesse, Arbeitsablaufe und Kontrollen an-
gemessen sind, damit Risiken minimiert und Verst6e von vornherein ver-
hindert werden kénnen. 2015 wurden 92 solcher Prifungen durchgefiihre.
Auflerdem hat die BASF die Beachtung der Menschenrechte auch als ver-
pflichtendes Element in alle Neuvertrage mit Kontraktoren aufgenommen,
die Sicherheitspersonal zur Verfiigung stellen.
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Im Hinblick auf Sicherheit und Gesundheit analysiert die BASF fiir
alle Unternehmensaktivititen — von der Forschung tber die Produktion
bis hin zur Logistik — mogliche Schwachstellen und Auswirkungen auf
die Mitarbeiter. Ausgehend von der Initiative Responsible Care des Welt-
chemieverbandes legt das Unternehmen im entsprechenden Responsi-
ble-Care-Managementsystem die globalen Standards fir Umweltschutz,
Gesundheitsschutz und Sicherheit fiir verschiedene Stationen in der Wert-
schopfungskette fest. Im Rahmen des Responsible-Care-Management-
systems werden regelmaflig Audits an BASF-Standorten und bei Unter-
nehmen mit BASF-Mehrheitsbeteiligung durchgefithrt, um die eigene
Leistung in den verschiedenen Bereichen der Charter und die Einhaltung
der Standards zu Gberpriifen.

Die BASF hat keine weltweite Arbeitnehmervertretung fiir die globa-
len Tatigkeiten des Unternehmens. Auch hat das Unternehmen keine glo-
bale Rahmenvereinbarung mit internationalen Gewerkschaftsverbinden
abgeschlossen. Vor allem in Stidamerika und Teilen Asiens wurden aber
regionale Netzwerke aufgebaut, in denen die Arbeitnehmervertretungen
verschiedener Standorte kooperieren.

Arbeitnehmervertretung und unternehmerische menschenrechtliche
Sorgfaltspflicht

+ kein Abschluss eines globalen Rahmenabkommens bzw. einer globa-
len Rahmenvereinbarung

+ sehr weit entwickelte Mitbestimmungstradition, die zunehmend
internationalisiert wird

+ aktiver Europdischer Betriebsrat und regionale Gewerkschaftsnetz-
werke, vor allem in Sidamerika, aber auch in Asien

Beteiligung des Betriebsrats an Mitarbeiterumfragen alle zwei bis drei

Jahre

« weltweite Durchfihrung von Compliance-Schulungen fiir alle Mit-
arbeiter, um das Compliance-Programm erfolgreich umzusetzen und
landerspezifische Verhaltenskodizes einzuhalten

« starke Rolle der Arbeitnehmervertretung im Aufsichtsrat der BASF

Die BASF verfligt Giber einen Verhaltenskodex fiir Lieferanten, der Ver-
pflichtungen zum Schutz der Umwelt und zur Einhaltung von Menschen-
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rechten, Arbeits- und Sozialstandards sowie Antidiskriminierungs- und
Antikorruptionsvorgaben enthilt. Auch menschenrechtliche Grundsitze
sind in den Vertragen mit Lieferanten verankert, und der Kodex basiert
auf international anerkannten Richtlinien, wie den Prinzipien des Global
Compact, den Konventionen der ILO und den Themenfeldern der Respon-
sible-Care-Initiative des Weltchemieverbandes. Der Verhaltenskodex liegt
in 26 Sprachen vor. Das Unternechmen fiihrt linderspezifische Risikoana-
lysen durch, die fiir die Auswahl neuer Lieferanten herangezogen werden.
Aufgrund der identifizierten Landerrisiken fiir Stidamerika und Asien
wurden 2015 rund 1.500 neue Lieferanten dazu befragt, ob sie sich zu den
Werten des Verhaltenskodex fiir Lieferanten bekennen.

Um die Nachhaltigkeit in der Lieferkette zu verbessern, griindete BASF
zusammen mit den Unternehmen Bayer, Evonik, Henkel, Lanxess und Solvay
2011 die Initiative Together for Sustainability (TfS). Ziel der Initiative ist die
weltweite Vereinheitlichung von Bewertungen und Audits von Lieferanten.
Zudem wird die Entwicklung und Umsetzung eines globalen Programms
zur verantwortungsvollen Beschaffung von Gitern und Dienstleistungen
sowie die Verbesserung der sozialen und 6kologischen Standards bei Liefe-
ranten angestrebt. Die Mitglieder der Initiative haben 2015 insgesamt 2.580
Nachhaltigkeitsbewertungen und 179 Audits durchgefihrt.

Im April 2015 hat das Unternehmen eine neue globale Richtlinie zur
Sorgfaltspflicht bei Geschiftspartnern eingefithrt. Auf Grundlage dieser
Richtlinie werden alle Geschiftspartner im Vertriebsbereich auf mogliche
Compliance-Risiken tiberprift. Die Prifung erfolgt hierbei anhand einer
Checkliste, eines Fragebogens an die Geschaftspartner und einer internet-
basierten Auswertung.

Insgesamt hat die BASF 2015 etwa 30.000 verschiedene Rohstoffe von
tiber 6.000 Lieferanten bezogen. Das Unternehmen priift bei der Herkunft
von Mineralien, ob sie aus Konfliktminen stammen, und behalt sich vor,
ein externes Audit durchzufithren sowie ggf. die Geschiftsbezichung zu
beenden. Neue Lieferanten missen dem Unternehmen bereits im Vorfeld
in einem standardisierten Fragebogen offenlegen, ob ihre Produkte Mate-
rialien aus Konfliktregionen enthalten. Ahnlich wie bei den Lieferanten
allgemein werden auch Rohstofflieferanten nach Nachhaltigkeitsstandards
auditiert. Bei der Analyse werden auch menschenrechtliche Faktoren be-
rucksichtigt. 2015 wurden insgesamt 135 Standorte von Rohstofflieferan-
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ten in Hinblick auf Nachhaltigkeitsstandards auditiert und 1.044 Nachhal-
tigkeitsbewertungen von einem externen Dienstleister durchgefiihrt.

Die BASF bekennt sich zur Verantwortung gegeniiber betroffenen
Gemeinden. So spielt das Umfeld der Standorte bei der Wahrnehmung
der eigenen sozialen Verantwortung eine wichtige Rolle. Ein Bestandteil
der Menschenrechtsstrategie des Unternehmens ist daher die Errichtung
von Nachbarschaftsforen, sogenannten »Community Advisory Panels«
(CAPs), an 78 Produktionsstandorten weltweit. Durch diese Initiative will
das Unternehmen seine Verantwortung gegeniiber der in der Nihe von
Produktionsstandorten lebenden Bevolkerung zum Ausdruck bringen. In
den Dialogforen sollen Themen der Standorte diskutiert werden, die von
gemeinsamem Interesse sind. Die Foren setzen sich aus leitenden BASF-
Mitarbeitern der Produktionsstandorte und Mitgliedern aus umliegenden
Gemeinden zusammen. Gegebenenfalls kdnnen auch Vertreter von Biir-
gerinitiativen teilnehmen. Die Nachbarschaftsforen vierteljahrlich zusam-
men.

Die Beschwerdemechanismen bei BASF werden von zivilgesellschaft-
lichen Organisationen als sehr weitgehend eingestuft. So hat das Unter-
nehmen weltweit 50 externe Hotlines eingerichtet, an die sich Mitarbeiter
anonym wenden konnen, um Defizite und Verst6fe bei der Umsetzung
geltender Arbeits- und Sozialstandards anzeigen koénnen. Die BASF hat
den Anspruch, jedes Anliegen innerhalb kurzer Zeit zu bearbeiten und zu
beantworten. 2015 gingen tber die externen Hotlines 357 Anrufe und E-
Mails ein. Die Anliegen umfassten beispielsweise Fragen zur Personalfiih-
rung, zum Umgang mit Firmeneigentum und Hinweise auf das Verhalten
von Geschiftspartnern. Bei allen bekannt gewordenen Fillen mit Verdacht
auf Fehlverhalten hat die BASF Untersuchungen eingeleitet. Festgestellte
Verstoffe wurden mit Disziplinarmafnahmen bis hin zur Entlassung ge-
ahndet. 2014 gingen 127 Anrufe zum Thema Menschenrechte ein, davon
116 Anrufe zu Arbeits- und Sozialstandards. In 21 Fillen wurde Fehlverhal-
ten festgestellt und Gegenmafinahmen ergriffen. Fir das Jahr 2015 liegen
keine Informationen vor, wie viele Anrufe konkret das Thema Menschen-
rechte betrafen.
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Unternehmerisches Engagement
im Bereich menschenrechtliche Sorgfaltspflicht

+ Menschenrechtsposition der BASF-Gruppe

+ Compliance-Programm der BASF-Gruppe (globaler Verhaltenskodex
des Unternehmens)

+ Compliance-Schulungen

» »Corporate Audits« zur Uberpriifung des Verhaltenskodex

+ Managementsystem zur Umsetzung von Responsible Care

+ Compliance-Hotline

« Verhaltenskodex und Schulung fiir Lieferanten

« Prifung von Konfliktmineralien

+ Beschwerdemoglichkeiten fiir umliegende Gemeinden durch soge-
nannte Nachbarschaftsforen (>*Community Advisory Panels«, CAPs)

+ globale Mitarbeiterbefragungen

Beschwerden von Anwohnern zu Unternehmensaktivititen des Unterneh-
mens konnen nach Aussage von BASF in den Nachbarschaftsforen vorge-
bracht werden. Es bleibt aber offen, wie das Unternehmen Beschwerdefalle
in diesen Foren konkret behandelt und wie viele Beschwerden bisher ein-
gingen. Uber den Inhalt sowie den Ausgang der Fille ist ebenfalls nichts
bekannt. Daher lassen sich keine Aussagen zum Beschwerdeverfahren im
Rahmen der Nachbarschaftsforen treffen.

Seit 2008 findet alle zwei bis drei Jahre eine globale Mitarbeiterbe-
fragung statt. Ziel ist es, Verbesserungen im Arbeitsumfeld zu erreichen.
Die Fragen werden in Deutschland mit dem Betriebsrat abgestimmt. Die
Anonymitit der Befragungen ist laut Aussage des Konzernbetriebsratsvor-
sitzenden von zentraler Bedeutung. Die Fragen decken dabei z. B. die The-
men Arbeitsbelastung, ausgeglichene Work-Life-Balance und Herausfor-
derungen des demografischen Wandels ab. Der Betriebsrat hat Zugang zu
den Umfrageergebnissen und wirkt bei der Befragung an den jeweiligen
Standorten mit. 2015 hat das Unternehmen eine solche Mitarbeiterbefra-
gung zum dritten Mal durchgefithrt. Bei Themen wie Zusammenarbeit
im Team, Arbeitssicherheit und Zufriedenheit mit BASF als Arbeitsgeber
wurden gute Ergebnisse erzielt. Hingegen sahen die Mitarbeiter bei der
Unterstitzung der eigenen Entwicklung, der Kommunikation von Ver-
inderungen und der Anerkennung von Leistung teilweise Verbesserungs-
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bedarf. Die Ergebnisse wurden von Mitarbeitern und Fihrungskriften
diskutiert.

Lessons learnt: Lehren aus der Fallstudie BASF

+ BASF hat ein weitreichendes Menschenrechtsverstindnis im gesam-
ten Unternehmen etabliert und kann somit als Pionier und Vorbild
bei der Umsetzung einer Menschenrechtsstrategie gelten. Dabei stiitzt
sich das Unternehmen auf die UN-Leitprinzipien.

+ BASF ist in der politischen Diskussion des Themas Menschenrechte
aktiv.

« Die BASF-Standorte werden zu den Bereichen Gesundheits- und Si-
cherheitsschutz auditiert, ggf. werden Gegenmafinahmen eingeleitet.

+ Das Unternehmen schliefSt seine Lieferanten in die Verantwortung
mit ein und hat einen ausdifferenzierten Lieferantenkodex erstellt,
der eingehalten werden muss. Dies wird ebenfalls iberprift, notfalls
werden Geschiftsbeziehungen beendet.

+ Es existieren wichtige Dokumente und Mechanismen, die darauf hin-
weisen, dass das Unternehmen seiner menschenrechtlichen Verant-
wortung/Sorgfaltspflicht nachkommt (Menschenrechtsposition der
BASF-Gruppe, Compliance-Programm).

+ An den Standorten werden verschiedene Beschwerdemechanismen

angeboten (Ansprechpartner, Telefonhotline, Nachbarschaftsforen).

10.5 Unternehmensfallstudie Daimler

Die Daimler AG ist bestrebt, die Verantwortung fiir die Menschenrechte
und fir Nachhaltigkeitsstandards in der Lieferkette durch die Stirkung
branchenweiter Initiativen zu stirken. In seinem Nachhaltigkeitsbericht
2014 betont der Konzern, dass die Achtung und Wahrung der Menschen-
rechte fiir ihn oberste Prioritit hat. Dabei stehen Arbeitnehmerrechte, ge-
rechte Arbeitsbedingungen, Nichtdiskriminierung sowie das Verbot von
Zwangs- und Kinderarbeit im Vordergrund. Die Verantwortung fiir das
Thema Menschenrechte liegt bei Dazmler im Vorstandsressort »Integritat
und Recht«, die Umsetzung statzt sich mafgeblich auf die UN-Leitprinzi-
pien fiir Wirtschaft und Menschenrechte.

147



Kapitel 10

Verpflichtungen zu sozialen und menschenrechtlichen Standards
und Mitgliedschaft in sozialen Initiativen

+ Menschenrechtscharta der Vereinten Nationen

+ ILO-Kernarbeitsnormen

+ OECD-Leitsatze fiir multinationale Unternehmen

+ UN-Leitprinzipien fir Wirtschaft und Menschenrechte

+ Global Compact

+ »European Automotive Working Group on Supply Chain Sustainabil-
ity« innerhalb des europiischen Unternehmensnetzwerkes CSR Europe

Daimler verfigt tiber keine eigenstindige Grundsatzerklarung zu den Men-
schenrechten, aber die unternehmenseigene »Richtlinie fiir integres Ver-
halten« enthilt einen allgemeinen Bezug auf die Menschenrechte. Diese
weltweit giltige Richtlinie wurde vom Vorstand nach intensiven Diskus-
sionen mit Fihrungskraften, Arbeitnehmervertretern und Mitarbeitern
erstellt und mit dem Konzernbetriebsrat sowie dem Sprecherausschuss der
leitenden Angestellten verhandelt und vereinbart. Dabei wurden auch die
Ergebnisse des unternehmensweiten Verstindigungsprozesses zum The-
ma Integritit bertcksichtigt. Die Richtlinie beruht somit auf gemeinsam
getragenen Werten. Sie ersetzt die bisherige Verhaltensrichtlinie, gilt im
gesamten Konzern und trigt dem vielfach geduflerten Wunsch der Mit-
arbeiter nach klaren und transparenten Verhaltensregeln Rechnung.

Die Arbeitnehmervertretung bei Dasmler ist mit den UN-Leitprin-
zipien vertraut. Der Vertreter des Gesamtbetriebsrats verwies in diesem
Zusammenhang unter anderem auf den Nachhaltigkeitstag des Unter-
nehmens, den »Daimler Sustainability Dialogue«. Dort gibt es eine Arbeits-
gruppe zum Thema Menschenrechte, an der sich der Gesamtbetriebsrat
mit eigenen Vertretern beteiligt. Auch wenn die Kategorie Menschenrechte
fur die Arbeit von Gewerkschaften zunachst recht abstrakt ist, konnen die
UN-Leitprinzipien aus Sicht des Vertreters des Gesamtbetriebsrats niitzlich
sein, weil sie die Arbeit mit der globalen Rahmenvereinbarung des Unter-
nehmens zusatzlich legitimieren. Auch in Mitarbeiterschulungen werden
Menschenrechtsthemen behandelt dabei stehen besondere Zielgruppen
wie Sicherheitskrifte im Fokus.
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Das Unternchmen verfiigt iber eine entwickelte Menschenrechtsstra-
tegie und ist um eine eigenstindige Umsetzung der menschenrechtlichen
Sorgfaltspflicht bemiiht. Dabei betont Daimler in Hinblick auf die Achtung
der Menschenrechte eine Abstufung der Verantwortlichkeit. Diese ist bei
den eigenen Produktionsstitten am umfassendsten. Im Vertrieb werden
hauptsichlich Einzelpriffungen vorgenommen. Bei den weiteren Gruppen
wird zwischen direkten Zulieferern sowie anderen Geschiftspartnern und
nachgelagerten Zulieferern unterschieden, wobei das Unternehmen bei
Letzteren nur von einem indirekten Einfluss ausgeht.

An verschiedenen Produktionsstitten in Mehrheitsbesitz des Unter-
nehmens wurden bereits Risikopriifungen durchgefiihrt. Diese Unter-
suchungen sollen vor allem landesspezifische Risiken fiir die Achtung
der Menschenrechte identifizieren. Dazu wird das Human Rights Com-
pliance Assessment (HRCA) des Danish Institute for Human Rights verwen-
det. Bis 2020 sollen auch Produktionsstandorte in Minderheitenbesitz
und mit weiteren Geschaftsmodellen analysiert werden. Der Konzern
plant, das Human Rights Compliance Assessment durch ein Daimler Human
Rights Respect System abzulésen. Das System umfasst vier Prozessschrit-
te, namlich Risikoidentifikation, Programmsteuerung, Monitoring und
Reporting. Die bisherigen Landeranalysen zeigen nach Auffassung des
Unternehmens keinen wesentlichen Handlungsbedarf. Lediglich Opti-
mierungspotenziale seien an einzelnen Standorten deutlich geworden.
Sie umfassen Hintergrundpriffungen fur risikobehaftete Dienstleister
oder Informationsliicken in Hinblick auf die Bekanntheit integritits-
fordernder Instrumente und Sonderleistungen des Unternehmens (z.B.
Sonderzahlungen im Mutterschutz oder Sozialleistungen fiir gesellschaft-
lich benachteiligte Gruppen). Diese Liicken seien jedoch mittlerweile ge-
schlossen worden. Ferner informiert das Unternehmen, dass sich keine
Verdachtsfille in Bezug auf Kinder- oder Zwangsarbeit oder VerstofSe
gegen das Recht auf Kollektivverhandlungen und Vereinigungsfreiheit
gezeigt hitten. Die Aktivitdten von Daimler betreffen keine indigenen
Gruppen.
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Unternehmerisches Engagement
im Bereich menschenrechtliche Sorgfaltspflicht

« »Richtlinie fir integres Verhalten«
« »Daimler Sustainability Dialogue« mit einer Arbeitsgruppe zum The-
ma Wirtschaft und Menschenrechte

globale Rahmenvereinbarung »Grundsatze sozialer Verantwortung
bei Daimler«

« menschenrechtliche Risikoanalysen mit dem Human Rights Compliance
Assessment (HRCA) bzw. dem Daimler Human Rights Respect System
»Supplier Sustainability Standards«

+ »Automotive Industry Guiding Principles to Enhance Sustainibility
Performance in the Supply Chainc

Entwicklung eines gemeinsamen Fragebogens zur Selbstauskunft der
Nachhaltigkeitsleistung von Zulieferern (Self-Assessment) im Rah-
men von CSR Europe

Whistleblower-System BPO (»Business Practices Office«) als Beschwer-
demechanismus, Funktion des »neutralen Mittlers« in Deutschland

Um seiner Verantwortung fiir die Achtung der Menschenrechte in der
Lieferkette nachzukommen, setzt das Unternehmen auf die »Supplier Sus-
tainability Standards«, die 2013 tberarbeitet wurden. Sie enthalten An-
forderungen an alle Lieferanten des Unternehmens zu Menschenrechten,
Arbeitsstandards, Umweltschutz und Sicherheit. Diese stellen einen ver-
bindlichen Bestandteil der Vertragsbedingungen fiir alle Geschiftsbezie-
hungen mit produzierenden Lieferanten wie auch mit Dienstleistern welt-
weit dar. Eine solche Zusammenarbeit entlang der Lieferkette ist aus Sicht
des Unternehmens wesentlich fiir die Bearbeitung von Herausforderun-
gen und Chancen in Bezug auf Nachhaltigkeit und soll den Wirkungs-
grad von Mafnahmen erh6hen. Dazu kooperiert Daimler mit Branchen-
verbanden, beispielsweise dem Bundesverband fiir Materialwirtschaft,
Einkauf und Logistik (BME), dem Verband der deutschen Automobil-
industrie (VDA) und der amerikanischen Automotive Industry Action
Group (AIAG). Ein wichtiges Ergebnis dieser Zusammenarbeit sind die
»Automotive Industry Guiding Principles to Enhance Sustainability Per-
formance in the Supply Chaing, die 2014 von der »European Automotive
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Working Group on Supply Chain Sustainability« veroffentlicht wurden.
Diese Richtlinien stellen einheitliche soziale und 6kologische Mindest-
standards dar und machen Ausfithrungen zur Unternehmensethik, zu den
Arbeitsbedingungen, Menschenrechten und Umweltstandards bei Liefe-
ranten sowie deren Subunternehmern und Lieferanten. Die Vereinbarung
wurde zwischen der amerikanischen Automotive Industry Action Group und
der European Automotive Working Group geschlossen, um eine weltweite
Gultigkeit sicherzustellen.

2002 hat Daimler mit der internationalen Arbeitnehmervertretung die
»Grundsitze zur sozialen Verantwortung bei Daimler« vereinbart. Das Ziel
dieser globalen Rahmenvereinbarung ist es, einen »fairen Ausgleich« zwi-
schen den wirtschaftlichen Interessen des Unternehmens und den Interes-
sen der Beschiftigten zu erreichen. Einzelne Mitarbeiter sollen unmittelbar
informiert, einbezogen und beteiligt werden. Die Konzernleitung berich-
tet und berit mit den internationalen Arbeitnehmervertretungen regelma-
Big tiber die Wahrnehmung sozialer Verantwortung im Unternehmen und
die Umsetzung dieser Grundsatze.

Zeitgleich mit der Rahmenvereinbarung wurde bei Daimler eine Welt-
arbeitnehmervertretung gegriindet. Wie wichtig die globale Vernetzung
der Belegschaften transnationaler Konzerne ist, zeigte sich im September
2015 am Beispiel eines Daimler-Werkes in Brasilien. Dort konnten 1.500
Beschiftigte ihre Entlassung — auch mit Unterstiitzung der deutschen
Arbeitnehmervertretung — abwenden und wurden, zunichst auf ein Jahr
befristet, wieder eingestellt.

Die globale Rahmenvereinbarung »Grundsitze zur sozialen Ver-
antwortung bei Daimler« richtet sich vor allem an die Einhaltung von
Arbeitnehmerrechten bei den Zulieferern. Ein méglicher Ansatz zur Wei-
terentwicklung besteht in der Einfiihrung von Eskalationsmechanismen,
die Lieferanten unter stirkeren Druck setzen, die geforderten Standards
einzuhalten. Die UN-Leitprinzipien konnen die Anspriiche, die durch
die globale Rahmenvereinbarung entstehen, zusitzlich legitimieren. Als
Kriterium fiir den Erfolg der Rahmenvereinbarung sieht der Vertreter des
Gesamtbetriebsrats erfolgreich geloste Fille. Allerdings gab es aufgrund
der jeweils besonderen Bedingungen und Gewerkschaftskonstellationen
in Daimler-Werken in den USA und in Mexiko auch Falle, die tber die
Rahmenvereinbarung bisher nicht gelést werden konnten. Eine bran-
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chenweite globale Rahmenvereinbarung konnte eine stirkere Wirkung
entfalten.

Die weltweit verbindlichen »Grundsitze zur soziales Verantwortung
bei Daimler« gelten auch fiir die eigenen Beschiftigten und Fihrungs-
krifte. Sie werden den Interessenvertretungen und den Beschiftigten zu-
ganglich gemacht, wobei die Malnahmen zur Kommunikation mit den
Arbeitnehmervertretungen beraten werden. Die Geschiftsleitungen der
jeweiligen Einheiten sind fir die Einhaltung der Grundsitze verantwort-
lich. Sie miissen auch die Ansprechpartner benennen, an die sich Betrof-
fene wenden konnen. Eine Eingabe darf nicht zu nachteiligen Folgen fiir
denjenigen fithren, der sie vorbringt. Auch die Konzernrevision achtet auf
die Einhaltung der Grundsitze und verfiigt zu diesem Zweck tiber eine
zentrale Hotline. Bei Hinweisen auf Verstofe leitet sie ggf. entsprechende
Mafnahmen ein. Zusitzlich berichtet die Konzernleitung der Weltarbeit-
nehmervertretung regelmifig tGber die Umsetzung der Grundsitze und
die Wahrnehmung sozialer Verantwortung im Unternehmen und berat
mit ihr daraber.

Daimler erkennt das Menschenrecht auf gewerkschaftliche Organisie-
rung an. Die Grundsitze schreiben diesbeziiglich vor, dass sich Unterneh-
men und Fihrungskrafte bei Organisationskampagnen neutral verhalten
und »demokratische Grundprinzipien« einhalten. Auch das Recht auf Ta-
rifverhandlungen wird respektiert. Einerseits beachtet das Unternechmen
dabei nationale gesetzliche Regelungen und Vereinbarungen, andererseits
gibt es auch an, das Recht auf Koalitionsfreiheit auch in Staaten zu gewahr-
leisten, in denen offiziell kein Schutz der Koalitionsfreiheit gilt.

Die Daimler AG spricht von einer »angemessenen Entlohnung« und
nennt als Orientierung die gesetzlich garantierten Mindestlohne und den
jeweiligen Arbeitsmarkt. Auch bei der Arbeitszeit orientiert sich das Unter-
nehmen an nationalen Regelungen sowie Vereinbarungen zur Arbeitszeit
und zu regelmifigem und bezahltem Erholungsurlaub.
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Arbeitnehmervertretung
und unternehmerische menschenrechtliche Sorgfaltspflicht

+ Beteiligung der Arbeitnehmervertretung an der Erstellung der Richt-
linie far integres Verhalten

+ Globale Rahmenvereinbarung »Grundsitze sozialer Verantwortung
bei Daimler«

+ Arbeitnehmervertretungen sind bei den Kommunikationsmafnah-
men zur Verbreitung und Durchsetzung der Rahmenvereinbarung
eingebunden.

+ Die Konzernleitung berichtet und der Weltarbeitnehmervertretung
regelmafig tber die Umsetzung der Grundsitze und die Wahrneh-
mung sozialer Verantwortung im Unternehmen und berit mit ihr
dartber.

+ Die Weltarbeitnehmervertretung nimmt Beschwerden tiber Lieferan-
ten entgegen.

+ Die Arbeitnehmervertretung wiinscht eine bessere Einbindung in zu-

kiinftige menschenrechtliche Risikopriifungen des Unternehmens.

Bei Daimler existieren im Wesentlichen zwei Beschwerdemechanismen. So
nutzt das Unternehmen im Rahmen seines Compliance-Programms das
Whistleblower-System BPO (»Business Practices Office«) fiir die Entgegen-
nahme von Versto8en gegen Unternehmensregeln. Das Biiro nimmt Hin-
weise auf Fehlverhalten entgegen — auch im Fall von Verdacht auf VerstofSe
gegen die Menschenrechte — und steht sowohl Beschiftigten als auch Exter-
nen weltweit und rund um die Uhr offen. Es existieren verschiedene Mel-
dewege, und Beschwerden werden je nach lokaler rechtlicher Zulassigkeit
anonym eingereicht. 2013 wurde in einer weltweit giltigen Konzernrichtli-
nie festgeschrieben, dass das System fair ausgestaltet ist, Hinweisgeber wie
Betroffene gleichermafen schitzt und den Grundsatz der Verhéltnisma-
Bigkeit bertcksichtigt. In Einklang mit der dritten Séule der UN-Leitprin-
zipien fir Wirtschaft und Menschenrechte soll BPO auch einen »Zugang
zur Abhilfe« von Missstinden schaffen. Zusatzlich wurde 2012 in Deutsch-
land die Funktion des »neutralen Mittlers« geschaffen. Diese Position ist
derzeit durch eine unabhingige Rechtsanwiltin besetzt. Sie nimmt eben-
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falls Hinweise auf Regelverstofse entgegen und ist aufgrund der anwaltli-
chen Schweigepflicht zur Vertraulichkeit verpflichtet.

Ein weiterer Beschwerdemechanismus zu Missstinden bei Lieferan-
ten wird nach der globalen Rahmenvereinbarung durch die Weltarbeit-
nehmervertretung gewahrleistet, wobei sich die Arbeitnehmervertretung
eine bessere Einbindung in kiinftige menschenrechtliche Risikopriifungen
des Unternehmens winscht. Dieser Beschwerdemechanismus zielt vor
allem auf die Verletzung von Arbeitnehmerrechten ab. Seit Bestehen des
Rahmenabkommens wurden 30 Beschwerden eingereicht, die sich tber-
wiegend auf die Behinderung von Gewerkschaften bei Zulieferern oder
Hindlern beziehen. Vereinzelt gingen auch Klagen tber Zulieferer im
zweiten oder dritten Glied der Kette ein. Im Regelfall kommen die Ein-
gaben von internationalen Gewerkschaftsverbinden oder auch von lokalen
Gewerkschaften. Bisher hat es einen Beschwerdefall von einer NGO gege-
ben, die im Rahmen der globalen Rahmenvereinbarung ebenfalls Einga-
ben machen kénnen. Fir den Umgang mit Zulieferern, die sich der Kritik
verweigern, wird ein Eskalationsmechanismus bis hin zum Ausstieg aus
laufenden Vertrigen angestrebt.

Lessons learnt: Lehren aus der Fallstudie Daimler

+ Eine branchenweite Rahmenvereinbarung wird von der Arbeitneh-
mervertretung als wichtige Weiterentwicklung individueller Rah-
menabkommen betrachtet. Durch einheitliche Vorgaben konnte ein
solches Abkommen auch fiir die Zulieferer eine Erleichterung dar-
stellen.

+ Das Unternehmen will seine Priifmechanismen durch die Einfiih-
rung eines »Human Rights Respect System« weiterentwickeln.

+ NGOs konnten bestehende Beschwerdemechanismen des Unterneh-

mens starker nutzen.

10.6 Unternehmensfallstudie Deutsche Post DHL

In den letzten Jahren gab es mehrfach Vorwiirfe gegen die Deutsche Post
DHL Group wegen Verstofien gegen Menschenrechte. Im November 2012
hat UNI Global Union und die Internationale Transportarbeiter-Foderation
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(ITF) eine OECD-Beschwerde gegen die Deutsche Post DHL eingereicht.
Ihr wurde unter anderem vorgeworfen, eine gezielte Strategie zur Ein-
schrinkung der gewerkschaftlichen Organisierung in vielen Landern ein-
schliefSlich der Tirkei, Indien, Indonesien, Malawi, Vietnam, Kolumbien,
Guatemala, Hongkong und den USA zu verfolgen. So soll die Vereinigungs-
freiheit in der Ttirkei behindert, mehrere Mitarbeiter sollen aufgrund ihrer
Mitgliedschaft bei der tiirkischen Transportarbeitergewerkschaft Tiimitis
entlassen worden sein. Nach mehreren Mediationsgesprichen vor der deut-
schen Nationalen Kontaktstelle konnten die Parteien sich auf eine gemein-
same Erklarung verstindigen. Beztiglich der Vorwiirfe in der Turkei traten
Deutsche Post DHL und die Transportarbeitergewerkschaft Tiimtis in Ver-
handlungen tber Arbeitsbedingungen, Léhne und Abfindungen fiir die
Beschiftigten. Im April 2014 wurde ein Tarifvertrag zwischen den beiden
Verhandlungspartnern abgeschlossen. Im Rahmen des Beschwerdeverfah-
rens haben die deutschen Gewerkschaften versucht, die Bundesrepublik
Deutschland als wichtigen Anteilseigner - sie besitzt tiber die KEW noch 21
Prozent der Anteile des Unternehmens - zu einer Intervention zu bewegen.
Dies wurde von der Bundesregierung abgelehnt.

Die Deutsche Post DHL orientiert sich an einer Reihe von menschen-
rechtlichen Standards, die sich im Verhaltenskodex (»Code of Conduct«)
wiederfinden. Der Verhaltenskodex, der die ethischen Standards fur die
Beschiftigten der Deutschen Post DHL setzt, wurde 2013 unter Einbindung
der Arbeitnehmervertretung und vor dem Hintergrund des OECD-Be-
schwerdeprozesses grundlegend revidiert. Auf Drangen der Arbeitnehmer-
vertretungen sind im Verhaltenskodex von 2013 insbesondere Wertmafista-
be und Prinzipien im Bereich Menschenrechte aufgefithrt. Hierzu gehoren
die Allgemeine Erklirung der Menschenrechte, die Prinzipien des Global
Compact, die Kernarbeitsnormen der ILO sowie die OECD-Leitsitze fiir
multinationale Unternehmen.

Zur Umsetzung des Rahmenwerkes von John Ruggie wurde im Oktober
2010 eine Konsultation durchgefiihrt, bei der auch Vertreter der Deutschen
Post DHL teilnahmen. Das Treffen zwischen Beauftragten, Arbeitgeberorga-
nisationen und einzelnen Unternehmen diente dazu, das UN-Rahmenwerk
in Hinblick auf die Erstellung der UN-Leitprinzipien zu operationalisieren.
In der Unternehmenskommunikation werden die UN-Leitprinzipien nicht
weiter erwahnt.
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Verpflichtungen zu sozialen und menschenrechtlichen Standards

« Allgemeine Erklarung der Menschenrechte

+ Global Compact

+ ILO-Kernarbeitsnormen

+ OECD-Leitsitze fiir multinationale Unternehmen

« Erklarung der ILO tber grundlegende Prinzipien und Rechte bei der
Arbeit (in Hinblick auf die Lieferanten)

Der Konzern steht in regelmiffigem Austausch mit verschiedenen An-
spruchsgruppen. In einer 2013 erstellten Wesentlichkeitsanalyse wurden
Nachhaltigkeitsthemen nach ihrer Relevanz fiir Stakeholder und Unter-
nehmen klassifiziert. Dabei wurden die Punkte »Respekt und Unterstiit-
zung der Arbeitnehmerrechte und der Arbeitnehmer-Arbeitgeber-Bezie-
hung« sowie »Abschaffung von Kinder- und Zwangsarbeit« als wesentlich
sowohl vonseite der Stakeholder als auch des Managements identifiziert.
In Anlehnung an den verinderten Verhaltenskodex und die Ergebnisse
der Wesentlichkeitsanalyse hat sich die Deutsche Post DHL 2015 Nachhal-
tigkeitsziele in den Themenfeldern »Arbeitsbedingungen und Menschen-
rechte« sowie »faire Geschiftspraktiken« gesetzt. Hierunter fallen die Er-
bringung logistischer Leistungen frei von Kinder- und Zwangsarbeit, die
Achtung der Menschenrechte, die Unternehmensintegritit und Complian-
ce sowie der respektvolle Umgang mit Mitarbeitern.

Eine Auflage der Einigung im Rahmen der Vermittlungsbemihun-
gen der Nationalen Kontaktstelle fiir OECD-Beschwerden ist ein regel-
mafiger Austausch zwischen dem Unternehmen, dem internationalen
Gewerkschaftsbiindnis UNI Global Union und der Internationalen Trans-
portarbeiter-Foderation (ITF). Zu diesem Zweck wurde ein Gremium mit
internationalen Gewerkschaftsvertretern, Management und betrieblichen
Arbeitnehmervertretern eingerichtet, das sich viermal im Jahr trifft, um
Probleme in den Arbeitnehmer-Arbeitgeber-Bezichungen auf direktem
Wege anzusprechen. Erfolge dieser Treffen zeichnen sich nach Meinung
der Arbeitnehmervertretung bisher nicht ab. Insgesamt zeigt sich der Kon-
zernbetriebsrat von den Ergebnissen der OECD-Beschwerde und den Mog-
lichkeiten zur Klarung der Vorfille enttiuscht.
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In Hinblick auf die OECD-Beschwerde und zur Verbesserung der
Arbeitnehmer-Arbeitgeber-Beziehung hat die Deutsche Post DHL 2013 einen
Bewertungsprozess fir die Arbeitnehmer-Arbeitgeber-Beziehungen einge-
fiahrt, um die Einhaltung der Rechte der Beschaftigten in ausgewihlten
Schwellenldndern zu dberprifen. Dabei priifen Mitarbeiter der Zentrale
die Einhaltung vor Ort und erstellen Aktionspline zur Verbesserung der Si-
tuation. Im Nachgang der Besuche wird die Umsetzung der Aktionspline
tberprift. Im Rahmen dieses »Industrial Relations Assessments« wurden
2014 sechs Linder in Asien und Sidamerika Gberprift. Die Arbeitnehmer-
vertretung ist an diesem Prozess nicht beteiligt.

Beschaftigte des Konzerns konnen verschiedene Beschwerdemechanis-
men nutzen, um Verstdffe gegen Gesetze, Richtlinien oder die Nichteinhal-
tung des Verhaltenskodex zu melden: Sie konnen sich an ihre Vorgesetzten
wenden, die Personalabteilung oder andere Fachabteilungen ansprechen
oder eine Compliance-Hotline nutzen. Diese Hotline kann telefonisch in
ca. 150 Landern in 30 Sprachen oder iiber ein webbasiertes System erreicht
werden. Anonyme Meldungen sind moéglich. Das Compliance-Management
des Unternchmens bearbeitet die Beschwerden. Beschwerden mit men-
schenrechtlicher Relevanz iiber diesen Weg sind bisher nicht erfasst worden.

Unternehmerisches Engagement
im Bereich menschenrechtliche Sorgfaltspflicht

+ Verhaltenskodex mit Verweis auf einschligige Menschenrechtsstandards

+ Bewertungsprozess fir die Arbeitnehmer-Arbeitgeber-Beziehungen
zur Einhaltung der Rechte der Beschiftigten in ausgewéhlten Schwel-
lenldndern

+ Verhaltenskodex fiir Lieferanten und Transportdienstleistermit Be-
zug auf die Global-Compact-Kriterien, die Allgemeine Erklarung der
Menschenrechte und die Erklirung der ILO tiber grundlegende Prin-
zipienrechte bei der Arbeit

+ Lieferantenbewertung auf Grundlage eines Fragebogens, dariber
hinaus Uberpriifung von Lieferanten auf Stichprobenbasis sowie bei
Verdacht auf Nichteinhaltung des Kodex

+ telefonischer und internetgestiitzter anonymer Beschwerdemechanis-
mus fir Mitarbeiter der Deutschen Post DHL
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In Hinblick auf das Lieferantenmanagement verfigt die Deutsche Post
DHL iber einen Verhaltenskodex fiir Lieferanten und Transportdienst-
leister. Der Verhaltenskodex fordert die Einhaltung der Menschenrechte
auf Grundlage der Kriterien des Global Compact, der Allgemeinen Er-
klarung der Menschenrechte sowie der Erklarung der ILO tber grund-
legende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit. 2014 wurden die Konzern-
einkaufsrichtlinie aktualisiert und die Verfahren zur Uberprifung und
Bewertung von Lieferanten konzernweit vereinheitlicht und standardi-
siert. Dazu wurde ein konzernweit giltiger Due-Diligence-Fragebogen
fir Dritte entwickelt. Auf Basis dieser Daten findet ein Sorgfaltspflicht-
Screening der Lieferanten statt, bei dem kaufméannische und qualitative
Kriterien sowie 6kologische und ethische Aspekte geprift und bewertet
werden. Treten Zweifel auf, dass ein Lieferant die Bestimmungen des Ko-
dex einhilt, werden Einzelprifungen durchgefihrt. Zusatzlich werden
unabhingig von konkreten Verdachtsmomenten auch auf Stichproben-
basis ausgewdhlte Lieferanten Gberpriift. Die Auswahl richtet sich nach
der wirtschaftlichen Bedeutung des Lieferanten und einer internen Risi-
koeinschitzung. Wird ein Fehlverhalten festgestellt, werden Nachfolge-
kontrollen durchgefiihrt. Bleiben Mingel bestehen, kann dies zur Been-
digung der Lieferantenbeziehung fihren. Die Arbeitnehmervertretung
kritisiert, dass die Deutsche Post DHL die Lieferantenbewertung zu stark
an der Selbsterklirung der Lieferanten festmacht und eine Uberpriifung
der Angaben durch den Konzern nicht in geniigendem Umfang stattfin-
det.

2014 wurde ein webbasiertes Trainingsmodul zum Umgang mit dem
Verhaltenskodex fir Lieferanten und Transportdienstleister entwickelt.
Zudem ist vorgesehen, den Verhaltenskodex fiir Lieferanten in 25 Sprach-
versionen zur Verfigung stellen. Auflerdem soll ein Lieferantenpreis
vergeben werden, bei dem das Thema Nachhaltigkeit Berticksichtigung
findet.
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Arbeitnehmervertretung
und unternehmerische menschenrechtliche Sorgfaltspflicht

+ OECD-Beschwerde von UNI Global Union und Internationalen Trans-
portarbeiter-Foderation (ITF) wegen VerstoBen gegen die Vereinigungs-
freiheit in verschiedenen Lindern

+ Gremium mit internationalen Gewerkschaftsverbanden, betriebli-
cher Arbeitnehmervertretung und Management als Auflage der Eini-
gung im OECD-Beschwerdeprozess

+ branchenbezogene und konzerninterne gewerkschaftliche Netzwer-
ke (Gewerkschaftsallianzen) zum Austausch und zur Erarbeitung ge-
meinsamer Losungen in Bereichen mit menschenrechtlicher Relevanz

+ Aufnahme menschenrechtlicher Standards in den Verhaltenskodex
(nach Forderung durch die Arbeitnehmervertretung)

« gescheiterter Versuch, eine globale Rahmenvereinbarung abzuschlie-
Ren

+ Versuche der Einflussnahme tGber Europiischen Betriebsrat und Auf-

sichtsrat

Der Betriebsrat empfindet die Wahrnehmung der unternehmerischen
menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht durch das Unternehmen als »aus-
baufihig«. Der Arbeitnehmervertretung ist es gelungen, Menschenrech-
te als grundlegenden Bestandteil des Verhaltenskodex zu etablieren, aber
bisher folgten zu wenige Maffnahmen zur Umsetzung und Forderung
des Menschenrechtsschutzes. Arbeitnehmervertreter thematisieren das
Thema Menschenrechte regelmifig in Aufsichtsratssitzungen, z.B. in
Hinblick auf den Einsatz von Ligendetektoren bei der Befragung von Be-
schiftigten an siidafrikanischen Standorten. Auch in Sitzungen des Euro-
paischen Betriebsrats, an denen Vertreter des Managements teilnehmen,
wurden Menschenrechtsverst6ffe in der Tirkei und in Indien diskutiert.
Dieses Vorgehen fiihrte zunichst allerdings nicht zu einem veridnderten
Verhalten des Managements. Der Versuch der betrieblichen Arbeitneh-
mervertretungen und internationaler Gewerkschaftsverbande, eine globa-
le Rahmenvereinbarung abzuschliefen, ist an der Ablehnung des Manage-
ments gescheitert.
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Im Logistikbereich des Konzerns existieren zwei gewerkschaftliche
Netzwerke, sogenannte Gewerkschaftsallianzen. Der Vorsitzende des
Europiischen Betriebsrats ist zum einen Teilnehmer eines gewerkschaft-
lichen Branchentreffens aller groen transnationalen Konzerne der Lo-
gistikbranche, zum anderen treffen sich die Arbeitnehmervertretungen
verschiedener internationaler Standorte von DHL zu einem konzernbe-
zogenen Austausch. Die Treffen finden unter der Leitung von UNI Global
Union in einem zweijahrigen Turnus statt. Bei beiden Treffen werden
auch Themen mit menschenrechtlicher Relevanz angesprochen, z.B.
Probleme bei der Durchsetzung der Vereinigungsfreiheit in bestimm-
ten Bereichen der Branche oder an konkreten Standorten. Ziel des Aus-
tauschs ist es, Problemdimensionen einzuschitzen, gemeinsam Losun-
gen zu erarbeiten oder Hilfestellung bei der Erarbeitung von Losungen
zu erhalten.

Lessons learnt: Lehren aus der Fallstudie Deutsche Post DHL

+ Die UN-Leitprinzipien fir Wirtschaft und Menschenrechte werden
in der Unternehmenskommunikation nicht gesondert benannt.

+ Die deutsche Arbeitnehmervertretung hat aktiv auf eine menschen-
rechtliche Grundsatzverpflichtung des Konzerns im Rahmen des Ver-
haltenskodex unter Bezugnahme auf einschligige Menschenrechts-
standards hingearbeitet.

Die erfolgreiche Einigung im Rahmen der OECD-Beschwerde hat zur
Einrichtung eines gemeinsamen Gremiums zwischen Arbeitnehmer-

vertretern, internationalen Gewerkschaftsverbinden und Manage-
ment gefithrt. Bezlglich der Vorwiirfe in der Turkei traten Deutsche
Post DHL und die Transportarbeitergewerkschaft Tzimtis in Verhand-
lungen tber Arbeitsbedingungen, Lohne und Abfindungen fir die
Beschiftigten. Im April 2014 wurde ein Tarifvertrag zwischen den
beiden Verhandlungspartnern abgeschlossen.

« Es fehlt an systematischen MafSnahmen zur Umsetzung der unterneh-

merischen menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht.
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10.7 Unternehmensfallstudie Deutsche Telekom

Die Deutsche Telekom AG bekennt sich ausdriicklich zu den vom Men-
schenrechtsrat der Vereinten Nationen 2011 verabschiedeten UN-Leit-
prinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte. Die menschenrechtliche
Sorgfaltspflicht im Unternehmen ist in Anlehnung an die verschiedenen
Anforderungen der UN-Leitprinzipien ausgestaltet worden und umfasst
eine Grundsatzerklirung zu Menschenrechten, einen Beschwerdemecha-
nismus, Menschenrechtsrisiko- und Auswirkungsanalysen sowie Wirk-
samkeitskontrolle, Kommunikation und Berichterstattung. Nach eigenen
Angaben gilt der Prozess zur Umsetzung der UN-Leitprinzipien im Unter-
nehmen als abgeschlossen. Die Arbeitnehmervertretung war hierbei nur
in geringem Umfang eingebunden. So wurden Arbeitnehmervertreter bei
einem Stakeholder-Dialog zur Identifizierung von Handlungsfeldern im
Bereich Nachhaltigkeit beteiligt und konnten die Corporate-Responsibil-
ity-Richtlinien, die der Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie im Unter-
nehmen dienen, mitgestalten.

Die Selbstverpflichtung zur Achtung der Menschenrechte ist in den
Konzernleitlinien (»Guiding Principles«), dem Verhaltenskodex (»Code
of Conduct«), der »Employee Relations Policy« zu den Kernelementen der
Personalpolitik, der »Diversity Policy« zur Vielfalt im Unternehmen sowie
der Sozialcharta des Unternehmens verankert. In Bezug auf eine Grund-
satzerklarung zu Menschenrechten nach den UN-Leitprinzipien wird vor
allem auf die Sozialcharta des Konzerns verwiesen. Die 2003 verabschiede-
te Sozialcharta definiert konzernweit giiltige Regeln in Hinblick auf Men-
schenrechte, die auch fur die Lieferanten Anwendung finden. Sie orientiert
sich am Global Compact der Vereinten Nationen, bei dem die Deutsche
Telekom Mitglied ist, sowie den ILO-Kernarbeitsnormen und den OECD-
Leitsatzen.

Als Produkt- und Dienstleistungsanbieter im Bereich Informations-
und Kommunikationstechnologie ist die Deutsche Telekom unter anderem
durch die Problematik der Rohstoffbeschaffung (z.B. Coltan) und der
Arbeitsbedingungen in den Abbau- und Produktionsstitten entsprechen-
der Produkte mit menschenrechtlichen Fragen konfrontiert, obwohl der
Konzern selbst keine Kommunikationstechnik herstellt.
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Verpflichtungen zu sozialen und menschenrechtlichen Standards
und ausgewahlte Mitgliedschaften und Beteiligungen in sozialen
Initiativen

+ UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte, hier Beteili-
gung an der »Lerngruppe zur Analyse und Verbesserung der Manage-
mentfihigkeit zum Thema Wirtschaft und Menschenrechte«

+ Global Compact

« Conflict-Free Sourcing Initiative (CFSI)

* Global e-Sustainability Initiative (GeSI)

« Joint Audit Cooperation (JAC)

Zur Umsetzung der UN-Leitprinzipien hat die Deutsche Telekom 2013 ein
»Human Rights Impact Assessment« (HRIA) zur Uberpriifung moglicher
Auswirkungen von Unternehmensaktivititen auf Menschenrechte einge-
richtet, das im laufenden Geschift, aber auch bei Fusionen und Akquisitio-
nen Anwendung finden soll. In Hinblick auf die Rechte, die in der Sozial-
charta festgehalten sind, wird eine Wirksamkeitskontrolle im Rahmen einer
jahrlichen Priffung durchgefithrt. Die jahrliche Abfrage im eigenen Unter-
nehmen, die in einem »Social Performance Report« veroffentlicht wird,
verzeichnet fiir den Zeitraum zwischen Oktober 2013 und September 2014
keinerlei Verstdfe gegen die Sozialcharta (Deutsche Telekom 2015, S. 51).
2013 wurde die Sozialcharta um die Einrichtung einer Kontakestelle fiir
Menschenrechte und eines Beschwerdemechanismus fiir Menschenrechts-
aspekte erweitert. Diese MaSnahme soll einen nach den UN-Leitprinzipien
geforderten aufergerichtlichen nichtstaatlichen Beschwerdemechanismus
bereithalten. In diesem Prozess ist eine Beteiligung der Arbeitnehmerver-
tretung nicht vorgesehen. Einen weiteren Beschwerdeweg, den die Deut-
sche Telekom in Rahmen der Umsetzung der UN-Leitprinzipien auffiihre,
bildet das im Rahmen des Compliance-Managementsystems eingerichtete
Beschwerdesystem »Tell mel«, das Beschwerden postalisch, telefonisch, per
Fax oder E-Mail anonym entgegennimmt.

2014 sind Gber eine E-Mail-Adresse elf Beschwerden mit Menschen-
rechtsbezug eingegangen. Die Beschwerden bezogen sich auf Fille von Dis-
kriminierung sowie Verst6fie gegen Arbeitsstandards und gegen das Recht
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auf freie MeinungsaufSerung. Das Unternehmen gibt an, dass in einem Fall
eine Gegenmafinahme eingeleitet wurde (Deutsche Telekom 2015, S. 51).

Zur Implementierung der UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Men-
schenrechte fithrt der Konzern Risk-Assessments fiir Fihrungskrifte aus
dem Bereich »Human Resources« und Schulungs- und Bewusstseinsschir-
fungsprogramme fiir den Bereich »Einkauf« in Form von Webseminaren
durch.

Nach der unternehmenseigenen Sozialcharta erwartet die Deutsche Te-
lekom von ihren Lieferanten die Einhaltung einschlagiger Menschenrechts-
standards. In Hinblick auf mégliche VerstofSe gegen Menschenrechte sowie
Umweltschutzstandards in der Lieferkette von Produkten der Informati-
ons- und Kommunikationstechnik verweist die Deutsche Telekom auf unter-
nehmenseigene Richtlinien wie das »Coltan-Statement« von 2005 und das
»Statement on Extractives« von 2009, die darauf hinwirken sollen, dass die
Problematik um den Abbau von seltenen Rohstoffen bei den entsprechen-
den Lieferanten eine angemessene Beriicksichtigung findet. Allerdings
werden Nachhaltigkeitskriterien bei Ausschreibungen von Auftrigen nur
mit 10 Prozent gewichtet. Fir Lieferanten mit einem Bestellvolumen von
mehr als 100.000 Euro gibt es einen vierstufigen Ansatz in der Einkaufsstra-
tegie, der das Ziel hat, Risiken in der Lieferkette zu minimieren und Liefe-
ranten weiterzuqualifizieren. Bisher haben allerdings nur drei Lieferanten
aus dem Bereich Endgerite und Netzwerktechnik an einem Programm zur
Weiterqualifizierung teilgenommen. Ziel der Lieferantenqualifizierung ist
es, die Motivation, Bindung und Produktivitit der Beschiftigten in den
Zulieferbetrieben zu erhhen.

Bei Zulieferern mit erhéhtem Risiko werden in ausgewihlten Fillen
Lieferantenpriifungen (»social audits«) iiber die Organisation Joint Audit
Cooperation (JAC) vor Ort durchgefithrt. 2014 fanden 45 solcher Liefe-
rantenprifungen statt; dabei wurden wesentliche Schwachstellen in den
Bereichen Arbeitssicherheit, Gesundheitsschutz und Arbeitszeiten festge-
stellt. Insgesamt wurden in 350 Fillen Verst6fe gegen die Lieferantenanfor-
derungen aufgedeckt, von denen 100 als schwerwiegend einzustufen sind
(Deutsche Telekom 2015, S. 111). In der Nachhaltigkeitsberichterstattung
der Deutschen Telekom sind einige Beispiele zu finden, dass Geschiftsbezie-
hungen zu Lieferanten bei einer signifikanten Missachtung der Anforde-
rungen abgebrochen wurden (Deutsche Telekom 2014, S. 131).
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Unternehmerisches Engagement
im Bereich menschenrechtliche Sorgfaltspflicht

+ Umsetzung der UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschen-
rechte mit einer Grundsatzerkldrung zu Menschenrechten, einem
Beschwerdemechanismus, Menschenrechtsrisiko- und Auswirkungs-
analysen und Wirksamkeitskontrollen. Das Maffnahmenpaket gilt im
Unternehmen als umgesetzt.

« »Employee Relations Policy«, »Diversity Policy«, »Guiding Princi-
ples«, »Code of Conduct« und Sozialcharta des Unternehmens stellen
die Grundsatzverpflichtung des Unternehmens zur Einhaltung der
Menschenrechte dar und basieren in Teilen auf den ILO-Kernarbeits-
normen und den OECD-Leitsitzen.

+ »Coltan-Statement« und »Statement on Extractives« zum verantwor-
tungsvollen Umgang mit Rohstoffen durch die Lieferanten sowie Teil-
nahme an mehreren Initiativen und Tagungen zum Thema Konflikt-
rohstoffe

+ Nachhaltigkeitsstrategie unter Einbindung von Stakeholdern mit
einem konzeptionellen Corporate-Responsibility-Programm und
einer Umsetzungsrichtlinie

« Einrichtung einer Kontaktstelle fiir Menschenrechtsaspekte sowie
weiterer Beschwerdemechanismen

« Die Einhaltung der Sozialcharta wird bei Lieferanten mit einem Be-
stellvolumen von mehr als 100.000 Euro durch Selbstauskiinfte der
Lieferanten und Audits fallweise tberpraft.

Grundsitzlich ist die Arbeitnehmervertretung bei der Gestaltung des
Nachhaltigkeitsmanagements im Konzern nicht systematisch eingebun-
den. Dies ist insofern uberraschend, da die Deutsche Telekom sich in ihrer
Nachhaltigkeitsberichterstattung an mehreren Stellen positiv tiber die So-
zialpartnerschaft dufert. In der Sozialcharta heift es: »Die Deutsche Tele-
kom bekennt sich [...] zu offener und vertrauensvoller Zusammenarbeit
mit demokratisch legitimierten Arbeitnehmervertretungen auf der Basis
eines konstruktiven sozialen Dialogs und mit dem Ziel eines fairen Interes-
senausgleichs.« (Deutsche Telekom 2013, S. 3)
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Auch der Versuch zum Abschluss einer globalen Rahmenvereinbarung,
den der internationale Gewerkschaftsverband UNI Global Union, deutsche
Betriebsrate und ver.di unternommen hatten, scheiterte, da man sich im
Vorfeld nicht iiber das Thema Vereinigungsfreiheit in den USA einigen
konnte. Gewerkschaften werfen dem Unternehmen vor, es verhindere an
ausldndischen Unternehmensstandorten aktiv die gewerkschaftliche Or-
ganisierung der Beschiftigten. Eine gewerkschaftliche Untersuchung zur
Situation der Arbeitnehmer an Standorten des Konzerns in Bosnien-Herze-
gowina, Kroatien, Tschechien, Griechenland, Montenegro, Rumanien und
den USA zeigt auf, dass unsichere Arbeitsbedingungen, Diskriminierung,
Mobbing und willkirliches Managementverhalten verbreitet sind. Bei der
US-amerikanischen Tochtergesellschaft T-Mobile klagt die amerikanische
Kommunikationsgewerkschaft Communications Workers of America (CWA)
tiber gewerkschaftsfeindliche Praktiken wie verstirkte Kontrolle und das
Konstruieren von Kiindigungsgriinden fiir Gewerkschaftsmitglieder, Ein-
schiichterungsversuche von Beschiftigten, die sich fiir eine gewerkschaft-
liche Organisierung interessieren, durch das Sicherheitspersonal sowie
antigewerkschaftliche Propaganda wihrend der Arbeitszeit, Managerschu-
lungen zur Unterbindung von Gewerkschaften oder Stellenausschreibung
fiir Managementpositionen, die Erfahrungen im Bereich der Gewerkschafts-
vermeidung betonen.

Daher haben DGB, IGB, der US-amerikanische Gewerkschaftsdachver-
band AFL-CIO und UNI Global Union 2011 die internationale Kampagne
»We expect better — Wir erwarten Besseres« initiiert. An der Umsetzung
der Kampagne sind auch die Communications Workers of America (CWA)
sowie ver.di beteiligt. 2011 reichten diese beiden Gewerkschaften bei der
deutschen Nationalen Kontaktstelle eine Beschwerde ein, und zwar wegen
wiederholter Verstof8e gegen das Recht auf Vereinigungsfreiheit bei T-Mo-
bile in den USA, aber auch in Hinblick auf die Tochter Crrnogorski Telekom
A.D. Podgorica in Montenegro.

Die Beschwerde wurde in Hinblick auf T-Mobile an die US-amerika-
nische Nationale Kontaktstelle weitergeleitet, die sich zwei Jahre um eine
Streitschlichtung bemiihte. Von gewerkschaftlicher Seite wurde das Recht
auf Vereinigungsfreiheit und die hiermit verbundene Neutralitit des Ma-
nagements eingefordert, wihrend von Managementseite behauptet wurde,
dass es keine entsprechende Rechtsgrundlage im US-amerikanischen Ge-
setz gebe. Aus Sicht des Konzerns wurde die Kritik gedufert, dass das Ver-
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fahren lediglich Teil einer gewerkschaftlichen Kampagne gegen das Unter-
nehmen sei. Trotz wiederholter Einladungen der Nationalen Kontaktstelle
kam es im Rahmen des Vermittlungsversuchs durch die Ablehnung des
Konzernmanagements nur zu einem Vorgesprach aller Beteiligten im Fe-
bruar 2013. Schlieflich stellte die US-amerikanische Nationale Kontakt
stelle das Verfahren im Juli 2013 ein, da sie nach eigenen Angaben keine
Méglichkeit mehr sah, eine fir beide Parteien positive Losung in diesem
Konflikt zu finden (Bureau of Economic and Business Affairs 2013).

2015 hat ver.di im Rahmen der Kampagne »We expect better — Wir
erwarten Besseres« eine Petition an den Deutschen Bundestag herangetra-
gen. Darin wird die Bundesregierung aufgefordert, aktiv Einfluss zu neh-
men, damit die von Deutschland anerkannten ILO-Kernarbeitsnormen
und OECD-Leitsitze auch bei T-Mobile respektiert und umgesetzt werden.
Die Bundesrepublik Deutschland ist grofiter Anteilseigner und besitzt iiber
die Kreditanstalt fir Wiederaufbau (KfW) 31,7 Prozent der Anteile an der
Deutschen Telekom. Bereits 2013, antwortete die deutsche Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage der SPD-Bundestagsfraktion, die sich explizit auf
die Rolle des Staates und der Unternehmen im Rahmen der Umsetzung
der UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte bezog, dass
sie »keine Hinweise auf Verletzungen von Menschenrechten und Arbeit-
nehmerrechten durch Tatigkeiten der Deutschen Telekom AG« erkennen
konne (Deutsche Bundesregierung 2013, S. 7).

Arbeitnehmervertretung
und unternehmerische menschenrechtliche Sorgfaltspflicht

« internationale gewerkschaftliche Kampagne mit OECD-Beschwerde,
die die Vereinigungsfreiheit in der US-amerikanischen Tochtergesell-
schaft Tmobile garantieren soll

« Petition an die Bundesregierung mit der Forderung, dass die Bundes-
republik Deutschland als grofSter Anteilseigner Einfluss auf das Ver-
halten des Unternehmens nimmt

« Thematisierung der Verst6fle gegen die Vereinigungsfreiheit im Auf-
sichtsrat

+ Teilnahme des Betriebsrats am Stakeholder-Dialog zur Ausgestaltung

der unternehmerischen Nachhaltigkeitsstrategie
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+ Beteiligung an der Erarbeitung der Corporate-Responsibility-Richtli-
nie, die die organisatorische Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie
des Konzerns in allen Bereichen des Unternehmens vorgibt

+ Versuch der Abschlusses einer globalen Rahmenvereinbarung ist am
Widerstand des Managements gescheitert

Auch wenn das Management die Arbeitnehmervertretungen im gerin-
gen Umfang in die CSR-Politik einbindet, sind Mitarbeiter, Betriebsra-
te und Gewerkschaften an vielen Stellen aktiv, damit das Unternehmen
seiner menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht nachkommt. Beschiftigte in
Deutschland leisten unter anderem Solidarititsarbeit fir US-amerikani-
sche Angestellte des Konzerns, z.B. im Rahmen von Betriebsversammlun-
gen, oder geben Erkliarungen hierzu ab. Ferner initiierten Arbeitnehmer-
vertreter eine Diskussion tiber die Probleme der Vereinigungsfreiheit bei
der US-amerikanischen Tochtergesellschaft im deutschen Aufsichtsrat, die
bisher allerdings keine Anderung der Einstellung des deutschen Manage-
ments in dieser Frage brachte.

Das interviewte Aufsichtsratsmitglied auf Arbeitnehmerseite merkte
hierzu an, dass die Nachhaltigkeitspolitik des Konzerns vor allem auf die
externe Unternehmenskommunikation und eine Imageaufbesserung aus-
gerichtet sei und kaum zu positiven Auswirkungen auf das Unternehmens-

handeln fihre.

Lessons learnt: Lehren aus der Fallstudie Deutsche Telekom

+ Der Konzern richtet seine menschenrechtliche Sorgfaltspflicht nach
eigenen Angaben an den UN-Leitprinzipien fir Wirtschaft und Men-
schenrechte aus. Die Umsetzung der UN-Leitprinzipien gilt im Kon-
zern als abgeschlossen. Allerdings entsprechen die Ansitze der unter-
nehmerischen Sorgfaltspflicht der Deutschen Telekom nicht explizit
den Anforderungen der UN-Leitprinzipien.

+ Mit der Verletzung der Vereinigungsfreiheit an auslindischen Stand-
orten verstof§t der Konzern gegen die ILO-Kernarbeitsnormen, die
OECD-Richtlinien, den Global Compact und auch gegen die selbst
auferlegte Sozialcharta.

167



Kapitel 10

« Die Einschrinkung der Vereinigungsfreiheit bei der amerikanischen
Tochtergesellschaft T-mobile hat zu einer internationalen Gewerk-
schaftskampagne gegen das Unternehmen gefiihrt, die unter anderem
eine OECD-Beschwerde und Petition einschloss. Aulerdem beteili-
gen sich die Mitarbeiter in Deutschland an Solidarititskampagnen.
Der Konzern hat die Mediation durch die US-amerikanische Natio-
nale Kontaktstelle im Rahmen einer OECD-Beschwerde abgelehnt.

+ Obwohl die Bundesrepublik Deutschland der grofite Anteilseigner
der Deutschen Telekom ist, ubt sie keinen Einfluss auf das Unterneh-
men hinsichtlich der Einhaltung von Menschenrechten aus.

+ Das Management des Unternehmens beteiligt die Arbeitnehmerver-
tretung nicht systematisch bei der Ausgestaltung der unternehmeri-
schen menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht sowie im gesamten Nach-
haltigkeitsmanagement.

« Der Anspruch einer vorbildlichen CSR-Politik, der in der externen
Unternehmenskommunikation vermittelt wird, halt der tatsachlichen

Ausgestaltung des Nachhaltigkeitsmanagements haufig nicht stand.

10.8 Unternehmensfallstudie Norsk Hydro

Das norwegische Unternehmen Norsk Hydro ASA ist ein global agieren-
der Aluminiumproduzent mit Produktionsstitten sowie Vertriebs- und
Handelsaktivititen. 2014 beschiftigte Norsk Hydro 12.922 Mitarbeiter. Die
meisten Beschiftigten arbeiten in Europa (62 Prozent), gefolgt von Brasi-
lien (36 Prozent; Norsk Hydro 2015, S. 101). Der norwegische Staat hilt
43,8 Prozent der Firmenanteile.

Norsk Hydro gilt durch seine Unternehmensleistungen im Bereich men-
schenrechtliche Sorgfaltspflicht als Vorreiter fir die Umsetzung der UN-
Leitprinzipien fir Wirtschaft und Menschenrechte in Norwegen und ist
bei der Erarbeitung des norwegischen Nationalen Aktionsplans beteiligt.
Bereits wahrend der Erstellung der UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und
Menschenrechte hatte der Konzern Kontakt zu dem UN-Sonderbeauftrag-
ten John Ruggie aufgenommen. Das Unternehmen verpflichtet sich zu
verschiedenen sozialen Standards und ist Mitglied in mehreren sozialen
Initiativen.
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Verpflichtungen zu sozialen und menschenrechtlichen Standards
und Mitgliedschaft in sozialen Initiativen

+ UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte und Beteili-
gung am norwegischen Nationalen Aktionsplan

+ ILO-Kernarbeitsnormen

+ Allgemeine Erklirung der Menschenrechte der Vereinten Nationen

+ »Voluntary Principles on Security and Human Rights«

+  OECD-Leitsitze fur multinationale Unternehmen

+ Global Compact

« International Council on Mining and Metals (ICMM)

*  Extractive Industries Transparency Initiative (EITI), Initiative zur Ver-
besserung der Transparenz in der Rohstoffindustrie

o Aluminium Stewardship Initiative (AS])

Zur Umsetzung der UN-Leitprinzipien hat der Konzern im Mirz 2013 die
»Hydro Human Rights Policy« veréffentlicht. Diese Grundsitze, die auch
fiur die Beschaftigten in den Lieferantenbetrieben gelten, schreiben als
Grundsatzerklarung die Verpflichtung auf die ILO-Kernarbeitsnormen so-
wie die Allgemeine Erklarung der Menschenrechte fest. Des Weiteren wer-
den Angaben zur unternehmensorganisatorischen Einbettung des Men-
schenrechtsschutzes, zu Menschenrechtsrisiko- und Auswirkungsanalysen
sowie Wirksamkeitskontrolle, zu Kommunikation, Berichterstattung und
Beschwerdemechanismus gemacht. Auferdem weist die »Hydro Human
Rights Policy« auf die 2010 abgeschlossene globale Rahmenvereinbarung
hin.

Der Verhaltenskodex »Hydro Code of Conduct« von 2013 beinhaltet
den Schutz der Menschenrechte auf Grundlage der Allgemeinen Erkla-
rung der Menschenrechte, Ausfihrungen zu Antidiskriminierung und
Gleichstellung, Sicherheit und Gesundheit sowie Angaben zur Korrup-
tionsvorbeugung. Der Verhaltenskodex richtet sich an alle Beschiftig-
ten, und seine Umsetzung wird im Rahmen des Hydro-Integritatspro-
gramms zu Korruption und Menschenrechten durch regelmifiges und
systematisches Compliance-Training sowie ein Handbuch mit zahlrei-
chen Beispielen gefordert. Der Verhaltenskodex stellt nach Meinung der
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Arbeitnehmervertretung ein wichtiges Mittel zur Vorbeugung von Men-
schenrechtsverstofSen dar.

Das Nachhaltigkeitskonzept des Unternehmens mit dem Titel »Hydro
Way« basiert auf Ergebnissen von Stakeholder-Dialogen und zielt vor allem
auf den Umweltschutz (Energie, Klimawandel und Ressourcenmanage-
ment). Als weitere Elemente werden Integritit und Menschenrechte, Aus-
wirkungen auf die Gesellschaft, Organisation, Arbeitsumfeld und Innova-
tion definiert. Stakeholder-Dialoge finden mit NGOs, ortlichen Behorden,
Geschiftspartnern unter Beteiligung von Gewerkschaften und Betriebsra-
ten statt.

Die Arbeitnehmervertretung in Deutschland und Norwegen ist im Be-
reich Menschenrechte generell stark engagiert. Insbesondere der deutsche
Konzernbetriebsratsvorsitzende beteiligt sich an der Ausgestaltung und
Umsetzung der unternehmerischen menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht.
Der Konzernbetriebsrat hat die Bearbeitung des Themas Menschenrech-
te im Unternehmen mitinitiiert, indem er entsprechende Anfragen an
das Management gestellt hat. Fir ihn selbst war die Verantwortung des
Unternehmens fiir den Menschenrechtsschutz naheliegend, da er bereits
im Bereich Umweltschutz engagiert war und auf entsprechenden Work-
shops auch Anfragen von NGOs und Kirchen in Hinblick auf die Arbeits-
bedingungen an auslindischen Standorten erhielt. Der Konzernbetriebsrat
verweist auch auf ein grofSes Interesse der deutschen Belegschaft am Thema
Menschenrechte.

Die Arbeitnehmervertretung fiihlt sich im Bereich unternehmerische
menschenrechtliche Sorgfaltspflicht sehr gut durch das Management infor-
miert und eingebunden. Hier verweist der Konzernbetriebsratsvorsitzende
auch auf die Relevanz des Themas Menschenrechte in der norwegischen
Gesellschaft. Da der norwegische Staat Hauptaktionir des Unternehmens
ist, hat der Konzern eine besondere politische Verantwortung und ist
einem hohen Druck zu nachhaltigem Handeln ausgesetzt. Generell sind
die Aktivititen aller norwegischen Unternehmen durch die gesetzlichen
Vorgaben zur nichtfinanziellen Berichterstattung in hohem Mafe trans-
parent. Kennzahlen, die verdffentlicht werden miissen, betreffen neben
Umweltaspekten auch Menschenrechtsbelange.
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Arbeitnehmervertretung
und unternehmerische menschenrechtliche Sorgfaltspflicht

+ Teilnahme an einem Stakeholder-Dialog zur Ausgestaltung der unter-
nehmerischen Nachhaltigkeitsstrategie

+ Einbindung des deutschen Konzernbetriebsratsvorsitzenden in das
Netzwerk zu CSR und Sicherheit (unter anderem geht es hier um be-
waffnete Sicherheitskrafte in einem Werk in Brasilien)

+ Der deutsche Betriebsrat hat die globale Rahmenvereinbarung und
das Engagement zur Umsetzung der Vereinbarung an allen Stand-
orten initiiert.

+ Deutsche und norwegische Arbeitnehmervertretungen nehmen re-
gelmifig an Betriebsbesichtigungen und Audits an aufereuropii-
schen Konzernstandorten zur Uberprifung der Einhaltung der so-
zialen Standards teil.

+ Die Arbeitnehmervertretung ist an Lieferantenaudits im Rahmen
der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht beteiligt.

+ Die deutsche Arbeitnehmervertretung fungiert durch personliche
Kontakte als Ansprechpartner fiir Beschwerden auslandischer Ge-

werkschaftsvertreter.

2010 hat Norsk Hydro eine globale Rahmenvereinbarung mit dem Inter-
nationalen Metallgewerkschaftsbund (IMB), der International Federation of
Chemical, Energy, Mine and General Workers’ Unions (ICEM), dem norwe-
gischen Gewerkschaftsdachverband Fellesforbundet und der norwegischen
Gewerkschaft fiir den Industrie- und Energiesektor IndustriEnergi unter-
schrieben. Den Abschluss einer globalen Rahmenvereinbarung hatte zuvor
der deutsche Konzernbetriebsrat angeregt, der insbesondere das Recht auf
Vereinigungsfreiheit an brasilianischen Standorten geschitzt sehen wollte.

Die Rahmenvereinbarung »Global Framework Agreement for the
development of good working relations in Norsk Hydro ASA operations
worldwide« basiert auf den ILO-Kernarbeitsnormen, der ILO-Erklirung
tber grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit sowie weiteren
Konventionen und Empfehlungen der ILO. Dartber hinaus bezieht sie sich
auf die Allgemeine Erklirung der Menschenrechte, die OECD-Leitsitze
fur multinationale Unternehmen und den Global Compact. Die globa-
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le Rahmenvereinbarung gilt fiir alle Geschiftseinheiten, die Norsk Hydro
direkt kontrolliert. Zur Umsetzung der Richtlinie wird ausgefiihrt, dass
alle Mitgliedsgewerkschaften der beteiligten Gewerkschaftsverbande die
Rahmenvereinbarung erhalten. Ferner ist vorgesehen, dass die Belegschaft
Giber die Rahmenvereinbarung informiert wird und an der Uberwachung
der Einhaltung der Rahmenvereinbarung beteiligt werden soll. Die globale
Rahmenvereinbarung soll den Lieferantenbetrieben zuginglich gemacht
werden. Auflerdem sollen Lieferanten dazu angeregt werden, die Inhalte
der Rahmenvereinbarung in ihren Betrieben umzusetzen.

Die Rahmenvereinbarung enthilt Regeln zur Konfliktlosung. Der
Gang der Beschwerden folgt dabei einem Bottom-up-Prinzip: Zunichst
soll versucht werden, das Problem vor Ort, auf der Ebene des Betriebs, zu
kliren. Im weiteren Verlauf soll die Klarung der Beschwerde auf nationaler
Ebene angestrebt werden und schlieflich, wenn die vorhergehenden Ver-
suche gescheitert sind, auf internationaler Ebene.

An der prozessorientierten Umsetzung der Rahmenvereinbarung ist
der Konzernbetriebsrat beteiligt, unter anderem durch Gespriche mit dem
brasilianischen Management, um die Durchsetzung der Anweisungen aus
der globalen Rahmenvereinbarung in den brasilianischen Standorten um-
zusetzen. Tatsdchlich hat die Rahmenvereinbarung in Brasilien zu grund-
sitzlichen Anderungen gefiihrt. Wurde den ortlichen Gewerkschaften vor
Abschluss der Rahmenvereinbarung der Zugang zum Betrieb verweigert,
gibt es an brasilianischen Hydro-Standorten inzwischen etablierte gewerk-
schaftliche Strukturen. Klagen gegen aktive Gewerkschafter wurden zu-
rlickgezogen, und ein Tarifvertrag wurde abgeschlossen.

Unternehmerisches Engagement
im Bereich menschenrechtliche Sorgfaltspflicht

+ »Hydro Human Rights Policy« zur Umsetzung der UN-Leitprinzipi-
en im Konzern, mit Angaben zu Grundsatzerklirung, Beschwerde-
mechanismus, Menschenrechtsrisiko- und Wirkungsanalysen sowie
Wirksamkeitskontrolle, Kommunikation und Berichterstattung

+ »Hydro Code of Conduct« und Hydro-Integrititsprogramm zu Kor-
ruption und Menschenrechten, um Aspekte der menschenrechtli-
chen Sorgfaltspflicht unter den Beschaftigten umzusetzen
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+ Abschluss der globalen Rahmenvereinbarung »Global Framework
Agreement for the development of good working relations in Norsk
Hydro ASA operations worldwide« menschenrechtliche Risikoana-
lyse, unternehmerische menschenrechtliche Sorgfaltspflicht sowie
Beschwerdeverfahren in Kooperation mit dem Danish Institute for
Human Rights (DIHR)

+ Schulung von Managern, die im Ausland titig werden, Auszubil-
denden zum Thema Menschenrechte durch Amnesty International,
»awareness training« fiir alle Beschiftigten

+ unternehmensinterne Audits an ausgewéihlten Unternehmensstand-
orten zur Uberpriifung der unternehmerischen Sorgfaltspflicht

« Lieferantenmanagement mit differenzierten Kontrollen in Form von

Audits zur Einhaltung von Menschenrechtsstandards

Norsk Hydro fihrt eine Risikoanalyse im Bereich Menschenrechte durch,
die die Grundlage fiir segmentspezifische jahrliche Aktionspline dar-
stellt. Der Konzern arbeitet dabei seit 2012 mit dem Danish Institute for
Human Rights (DIHR) zusammen. Die Zusammenarbeit beinhaltet auch
die Weiterentwicklung des Konzeptes zur menschenrechtlichen Sorgfalts-
pflicht (Human-Rights-Sorgfaltspflicht-System) und der Wirkungsanalyse
der Operationen in Brasilien (CSR-Assessment). Da in Brasilien Bauxite in
einem Regenwaldgebiet abgebaut werden, in dem eine lokale Quilombola-
Gemeinschaft ansissig ist, richtete der Konzern 2014 unter Beteiligung des
Danish Institute for Human Rights (DIHR) ein besonderes Beschwerdever-
fahren fur Dritte als Pilotprojekt ein. Momentan wird dieses Beschwerde-
verfahren evaluiert, denn es hat sich gezeigt, dass Betroffene den Beschwer-
demechanismus nicht nutzen, sondern personliche Kontakte zu vertrauten
Personen im Ausland, z. B. zum Konzernbetriebsratsvorsitzenden Deutsch-
land, dem offiziellen Weg fiir Beschwerden vorziehen.

Im Rahmen der unternehmerischen Sorgfaltspflicht werden Betriebs-
prifungen an Standorten des Konzerns in Brasilien und bei Beteiligungen
in Katar durchgefiihrt. Deutsche und norwegische Arbeitnehmervertre-
tungen nehmen regelmifig an Betriebsbesichtigungen im Ausland teil. Im
Unternehmen gibt es auerdem ein Netzwerk zu CSR und Sicherheit, in
das der deutsche Konzernbetriebsratsvorsitzende eingebunden ist — unter
anderem geht es um bewaftnete Sicherheitskrafte in einem Werk in Brasi-
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lien. Norsk Hydro verfiigt an brasilianischen Standorten iiber bewaffnetes
Sicherheitspersonal, das den Schutz des Personals, des Eigentums und der
Geschiftsaktivititen garantieren soll. 2014 wurden keine Vorfille im Zu-
sammenhang mit dem Sicherheitspersonal gemeldet.

Mit Amnesty International liegt eine Vereinbarung fiir diverse Schu-
lungen vor. So missen Manager, die in Konzernstandorte oder Joint-Ven-
ture-Unternehmen in Schwellen- oder Risikolindern entsandt werden, ein
Qualifizierungsseminar zum Thema Menschenrechtsschutz durchlaufen.
Des Weiteren erfolgt eine Sensibilisierung zu diesem Thema durch Am-
nesty International im Rahmen der beruflichen Ausbildung im Konzern.
Alle zwei Jahre bietet die Menschenrechtsorganisation ein internes Semi-
nar zum Thema Menschenrechte, das sogenannte »awareness trainings, fir
alle Beschaftigten an.

An unternehmenseigenen Beschwerdemechanismen existieren neben
dem oben genannten Beschwerdeverfahren eine anonyme und kosten-
freie 24-Stunden-Telefon-Hotline in mehreren Sprachen, die sogenannte
AlertLine, sowie Beschwerdemoglichkeiten iber das Internet und Intra-
net. Zur Kliarung der Vorfille werden auch externe Berater, z. B. Mediato-
ren, hinzugezogen. Die deutsche Arbeitnehmervertretung tritt aufgrund
guter personlicher Kontakte auch als Ansprechpartner fiir Beschwerden
auslindischer Gewerkschaftsvertreter auf. Einzelne Beschwerden leitet
die deutsche Arbeitnehmervertretung an das norwegische Management
weiter.

Norsk Hydro hat mehr als 13.000 Lieferanten, stellt allerdings in nur
10 Prozent der Fille deren Hauptabnehmer dar. Die Anforderungen an
die Lieferanten sind in den Lieferantenbedingungen festgehalten. Der
Lieferant muss z.B. erklaren, dass er sich an die lokalen Gesetze in Be-
zug auf Umweltschutz, Antikorruption und Arbeitnehmerrechte halt,
die Auswirkungen auf die Umwelt minimiert und Kinder- und Zwangs-
arbeit im Unternehmen verbietet. Aufferdem ist die Verantwortung des
Lieferanten fir seine Unterauftragsnehmer und deren Lieferanten fest-
gehalten.

Die Lieferanten werden je nach Auftragswert und Landerrisiko fiir
Menschenrechtsverletzungen unterschiedlich Gberpriift. Eine grundle-
gende Uberprifung unter Nutzung einer Datenbank, die Verstofe gegen
Menschenrechte verzeichnet, fand fiir alle neuen Lieferanten aus dem Jahr
2014 statt; Lieferanten mit bestehenden Lieferantenvertrigen wurden bis
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Ende 2015 Gberpriift. Eine besondere Beschaffungsstrategie mit Audits vor
Ort gilt fir den Bereich Primaraluminium, der Schmelzanlagen in Katar
unterhalt, sowie bei Lieferanten, die als Hochrisikolieferanten gelten, weil
sie z.B. in Risikolindern produzieren oder von hoher strategischer oder
quantitativer Bedeutung sind. Hier werden gesonderte Audits und Be-
triebsbesichtigungen durchgefiihrt, bei denen ein Vertreter der deutschen
oder norwegischen Arbeitnehmerseite beteiligt ist. In den Audits werden
insbesondere das Verhalten des Sicherheitspersonals, die Einhaltung von
Menschenrechten und die Qualitat der Produkte tiberprift. Dabei werden
auch Gespriche mit der Arbeitnehmervertretung vor Ort — soweit vorhan-
den - gefiihrt. Verstof8e treten am héufigsten in den Bereichen Arbeitszeit
und (unbezahlte) Uberstunden sowie Vereinigungsfreiheit und Kiindi-
gungsschutz auf. Wenn nach einem Audit Korrekturmaffnahmen einge-
leitet werden, wird deren Umsetzung im Rahmen eines folgenden Audits
tiberprift.

Lessons learnt: Lehren aus der Fallstudie Norsk Hydro

+ hohe Relevanz des Themas Menschenrechte im Konzern durch risi-
kobehafteten Rohstoffabbau, politische Diskussion in Norwegen und
gesetzliche Vorgaben des norwegischen Staates

+ Ausrichtung der unternehmerischen menschenrechtlichen Sorgfalts-
pflicht an den UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte
und Umsetzung der Vorgaben einzelner Leitprinzipien bei der Aus-
gestaltung, z.B. in Hinblick auf die Einbeziehung von externen Ex-
perten und Konsultation mit Stakeholdern (Leitprinzipien 18 und 20)
sowie Beschwerdemechanismen (Leitprinzip 28, 29 und 31)

+ hoher Grad der Kooperation zwischen Arbeitnehmervertretung und
Management im Bereich menschenrechtliche Sorgfaltspflicht, grofes
Engagement aufseiten der Arbeitnehmervertretungen bei der Umset-
zung, z.B. in Hinblick auf Initiierung, Mitwirkung und Kontrolle

+ globale Rahmenvereinbarung »Global Framework Agreement for the
development of good working relations in Norsk Hydro ASA opera-
tions worldwide« mit positiven Auswirkungen auf die Vereinigungs-

freiheit sowie Wiedergutmachung im Sinne von Leitprinzip 30
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10.9 Fazit: Unternehmensfallstudien und Menschenrechte

Der Bezug auf die Menschenrechte gehort zum Standard des Wertekanons
grofRer Unternehmen.

Die zwolf im Rahmen der Unternehmensfallstudien untersuchten Konzer-
ne gehoren zu den groften Unternehmen ihrer Branche. Bei den unter-
suchten Unternehmen handelt es sich in der Mehrzahl um transnationale
Grofunternehmen, die iiber ein weit verzweigtes globales Netz von Stand-
orten verfiigen. Alle Unternehmen wickeln grofle Teile ihrer Geschifte
auflerhalb von Europa ab.

In Hinblick auf Vorwirfe zu Menschenrechtsverstfien gegen die
untersuchten Unternehmen ist festzustellen, dass kein offensichtlicher
Zusammenhang zwischen der Branchenzugehorigkeit der untersuchten
Unternehmen und dem Ausmafs der ihnen 6ffentlich vorgeworfenen Men-
schenrechtsverstdffe besteht. So lassen sich z.B. bei Faber-Castell, Norsk
Hydro, Otto und Solvay keine Vorwirfe zu Menschenrechtsverstofen fin-
den, obwohl die Unternehmen zu Branchen gehoéren, die im Kontext von
Menschenrechtsverstofen hiufig genannt werden, z.B. Gewinnung von
Bauxit, chemische Grundstoffindustrie oder Textilindustrie.

Vier untersuchte Unternehmen — adidas, Deutsche Post DHL, Deutsche
Telekom und Unilever — waren dagegen mit OECD-Beschwerden konfron-
tiert, die bis auf die Beschwerde gegen adidas von Gewerkschaften einge-
reicht wurden. Bei der Beschwerde gegen die Deutsche Post DHL und bei
sieben der zehn Beschwerden gegen Unilever konnte eine einvernehmliche
Einigung zwischen den Konfliktparteien erreicht werden. Nur die Deutsche
Telekom hat eine Mediation durch die Nationale Kontaktstelle abgelehnt.
Dabei ist festzuhalten, dass die Bundesregierung bei den untersuchten
Unternehmen mit staatlicher Beteiligung, Deutsche Post DHL und Deutsche
Telekom, eine Intervention in Hinblick auf die vorgeworfenen Menschen-
rechtsverletzungen abgelehnt hat.

Unternehmen, mit einer direkten Beziehung zu Endverbrauchern sind
besonders sensibel gegeniiber Fragen, die mit der Reputation und dem
Markenimage zu tun haben. Bei Unternehmen wie adidas und Unilever ist
auffillig, dass sich die Ausgestaltung und Umsetzung der menschenrechtli-
chen Sorgfaltspflicht in den letzten Jahren zum Wettbewerbskriterium ent-
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wickelt hat und innovativere und effektivere Konzepte entwickelt wurden,
um dieser nachzukommen. Andere Unternechmen — Bosch, Faber-Castell
und Otto — verweisen bei ihrem Engagement auch auf die philanthropi-
schen Auffassungen der Firmengrinder und ihrer Familien.

Die UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte haben in
die Nachhaltigkeitsberichterstattung von sieben der untersuchten Unter-
nehmen Eingang gefunden. Die anderen finf Unternechmen - Bosch,
Deutsche Post DHL, Faber-Castell, Otto und Solvay — beziehen sich in ihrer
Nachhaltigkeitsberichterstattung nicht explizit auf die UN-Leitprinzipien.
Bei der Deutschen Post DHL und Solvay kann allerdings von einer weitge-
henden Akzeptanz ausgegangen werden, da beide Unternehmen an Kon-
sultationstreffen zwischen dem Sonderbeauftragten fir Wirtschaft und
Menschenrechte, John Ruggie, und verschiedenen Einzelunternehmen
beteiligt waren. Einige Unternehmen — adidas, BASF, Daimler, Deutsche Te-
lekom, Norsk Hydro und Unilever — verweisen bei der Ausgestaltung ihrer
Menschenrechtsstrategie explizit auf die UN-Leitprinzipien. Sie geben an,
ihre Menschenrechtsstrategie an deren Bestandteilen ausgerichtet zu ha-
ben: Grundsatzerklarung zu Menschenrechten, Beschwerdemechanismus,
Menschenrechtsrisiko- und Auswirkungsanalysen sowie Wirksamkeits-
kontrollen, Kommunikation und Berichterstattung. Fast alle interviewten
Betriebsrite der zwolf Unternehmen waren mit den Inhalten der UN-Leit-
prinzipien vertraut.

Alle untersuchten Unternehmen haben eine Grundsatzerkliarung ver-
offentliche, die auch Menschenrechte anspricht. Diese Grundsatzerklirung
hat in vielen Unternehmen — Bosch, Daimler, Deutsche Post DHL, Otto und
thyssenkrupp — die Form von Verhaltenskodizes. Die Arbeitnehmervertre-
tung von Otto war bei der Ausarbeitung des Verhaltenskodex beteiligt. Bei
der Deutschen Post DHL ist es dem Engagement der Arbeitnehmervertre-
tung geschuldet, dass das Thema Menschenrechte als grundlegender Be-
standteil des Verhaltenskodex etabliert worden ist. In zwei Untersuchungs-
fallen basierten die Grundsatzerklarungen auf expliziten Vereinbarungen
mit Arbeitnehmervertretungen: Faber-Castell kommt der Forderung nach
einer Grundsatzerkldrung im Rahmen seiner globalen Rahmenvereinba-
rungen nach und So/vay durch seine »Charta Unternehmensleitung/Euro-
paischer Betriebsrat der Solvay-Gruppe fiir nachhaltige Entwicklung und
gesellschaftliche Verantwortung des Unternehmens«.
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adidas (»Human Rights and Responsible Business Practices« und
»Labour Rights Charta«), BASF (»Menschenrechtsposition der BASF-Grup-
pe«), Deutsche Telekom (»Sozialcharta«), Norsk Hydro (»Hydro Human Rights
Policy«) und Unilever (»Unilever-Grundsatzerklarung zu Menschenrech-
ten«) haben im Zuge der Umsetzung der UN-Leitprinzipien noch einmal
besondere Menschenrechtserklarungen entwickelt, die ihr Bekenntnis zu
den Menschenrechten unterstreichen. Bei adidas wurde die »Labour Rights
Charta« in enger Abstimmung mit dem Betriebsrat erarbeitet. AufSerdem
uberpriift der deutsche Betriebsrat — in einigen Fallen gemeinsam mit dem
Europiischen Betriebsrat —, ob die Inhalte der Charta im Unternehmen
eingehalten werden.

Die Grundsatzerklarungen aller Unternehmen verweisen auf inter-
national anerkannte Menschenrechtsstandards. Die ILO-Kernarbeitsnor-
men werden von allen Unternehmen aufgefiihrt. Viele Unternehmen
nehmen auch Bezug auf die Allgemeine Erklirung der Menschenrechte
der Vereinten Nationen. Die OECD-Leitsdtze fiir multinationale Unter-
nehmen werden von allen Unternehmen bis auf Faber-Castell und thyssen-
krupp genannt.

Alle untersuchten Unternehmen sind Mitglied im Global Compact.
Dariber hinaus sind acht von ihnen Mitglied in Brancheninitiativen, die
den Menschenrechtsschutz auch in der Lieferantenkette verbessern méch-
ten. Vielfaltige Initiativen existieren insbesondere fiir den Bereich der
Textilindustrie. So sind adidas und Otto am Gebédude- und Brandschutz-
abkommen fir Bangladesch (»Bangladesh Accord«) sowie am Biindnis fiir
nachhaltige Textilien des Bundesministeriums fiir wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung beteiligt. BASF und Solvay sind in den Initia-
tiven Responsible Care und Together for Sustainability (TfS) der chemischen
Industrie involviert. Norsk Hydro und Unilever verpflichten sich zu den
Grundsitzen der »Voluntary Principles on Security and Human Rightse,
die in der extraktiven Industrie insbesondere den Umgang mit Sicherheits-
diensten in Risikolindern regeln. Auffillig ist, dass viele der untersuchten
Unternehmen Mitglied in einer Vielzahl weiterer Initiativen sind, die sich
dem Thema Rohstoffe widmen.
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Globale Rahmenvereinbarungen sind ein anerkannter Ansatz.

Bosch, Daimler, Faber-Castell, Norsk Hydro, Solvay und thyssenkrupp haben
eine globale Rahmenvereinbarung mit globalen Gewerkschaftsverbinden
abgeschlossen.” Bis auf die Vereinbarung von Solvay wurden die globalen
Rahmenvereinbarungen der untersuchten Unternehmen vor Verabschie-
dung der UN-Leitprinzipien im Jahr 2011 beschlossen. Alle untersuchten
Rahmenvereinbarungen basieren mindestens auf den ILO-Kernarbeitsnor-
men und setzen dariiber hinaus noch konzernspezifische Schwerpunkte
bei ausgewihlten Rechten oder Aspekten.

Trotz Nachhaltigkeitsherichten gibt es Transparenzdefizite.

Alle untersuchten Unternehmen ver6ffentlichen Angaben zu ihrer gesell-
schaftlichen Unternehmensverantwortung in Form von Nachhaltigkeits-
berichten. Unilever hat als erstes — und bisher einziges - Unternchmen
einen Menschenrechtsbericht veroffentlicht, der die Ausgestaltung und
Umsetzung der zweiten Sdule der UN-Leitprinzipien im Konzern ausfihrt.
Inhalte des Berichts sind insbesondere die Grundsatzerklarung, menschen-
rechtliche Wirkungsanalysen, die Einbindung von Stakeholdern sowie Be-
schwerde- und Wiedergutmachungsmechanismen.

Nach den Anforderungen der UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und
Menschenrechte sollten alle Unternehmen die unternehmerische men-
schenrechtliche Sorgfaltspflicht in Form einer Berichterstattung tiber Ri-
siko- und Wirkungsanalysen kommunizieren. Allerdings gibt kaum eines
der untersuchten Unternehmen in seiner Nachhaltigkeitsberichterstattung
detailliert Auskunft dber durchgefithrte Risiko- und Wirkungsanalysen.
Risikoanalysen werden bei BASF, Bosch, Daimler, Faber-Castell, Deutsche
Telekom, Norsk Hydro, Otto, thyssenkrupp und Unilever durchgefihre. Bei
BASF werden hierzu Audits in allen Unternehmensteilen nach verschiede-
nen menschenrechtlichen Aspekten durchgefihrt. Daimler nutzt fir die
Risikoanalyse das Human Rights Compliance Assessment (HRCA) des Da-

2 | Bei der Deutschen Post DHL und der Deutschen Telekom ist der Versuch, eine
globale Rahmenvereinbarung abzuschliefen, gescheitert.
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nish Institute for Human Rights (DIHR). Norsk Hydro arbeitet ebenfalls mit
dem Danish Institute for Human Rights (DIHR) in Hinblick auf Risiko- und
Wirkungsanalysen zusammen. Die Risikoanalyse stellt die Grundlage fir
segmentspezifische jahrliche Aktionspline von Norsk Hydro dar. An den
regelmifiigen Betriebsbesichtigungen im Ausland im Rahmen der Wirk-
samkeitskontrolle nehmen auch deutsche und norwegische Arbeitnehmer-
vertretungen teil. Unilever hat das Beratungsunternehmen Shiff mit der
Analyse von Menschenrechtsrisiken durch den Konzern beauftragt. In der
Berichterstattung werden detailliert Manahmen dargelegt, die den identi-
fizierten Risiken begegnen sollen.

Auswirkungsanalysen und Wirksamkeitskontrollen unter Einbindung
und Mitwirkung von Arbeitnehmervertretungen finden im Rahmen von
Uberwachungsprozessen durch globale Rahmenvereinbarungen statt. Im
Vergleich zu den von externen Beratern erbrachten Risikoanalysen sind
die Arbeitnehmervertretungen hier bei der Uberwachung deutlich stirker
eingebunden. Alle Unternehmen mit globalen Rahmenvereinbarungen —
Bosch, Daimler, Faber-Castell, Norsk Hydro, Solvay und thyssenkrupp — tiber-
prifen die Einhaltung der Grundsitze der Rahmenvereinbarungen und
fihren eine regelmafige Berichterstattung tGber die Umsetzung der darin
festgeschriebenen Rechte durch.

Faber-Castell hat zur Implementierung und Einhaltung der globalen
Rahmenvereinbarung einen mit Arbeitnehmervertretungen abgestimm-
ten dreistufigen Uberwachungsprozess eingerichtet, der soziale Checklis-
ten, regelmiafige Audits durch interne Mitarbeiter und Uberpriifungen
von Werken durch Uberwachungsausschiisse, an denen auch Arbeitneh-
mervertreter beteiligt sind, vorsieht. Bei Solvay wird die Umsetzung der
Rahmenvereinbarung fiir alle Einheiten des Konzerns jihrlich anhand
von festgelegten Indikatoren ausgewertet. Zweimal pro Jahr tberprift
auflerdem eine gemeinsame Delegation aus Arbeitnehmervertretern und
Management die Einhaltung der Rahmenvereinbarung an zwei Standor-
ten in einem in Abstimmung mit dem Gewerkschaftsverband IndustriALL
ausgewahlten Land.

180



Unternehmen und Menschenrechte

Die Kontrolle der Lieferkette ist ein aktuelles Problem.

Alle untersuchten Unternehmen stellen Anforderungen an ihre Lieferan-
ten in Hinblick auf die Einhaltung grundlegender Menschenrechte. Bei
adidas, BASF, Daimler, Deutsche Post DHL, Otto, thyssenkrupp und Unilever
sind diese Anforderungen in Form von Verhaltenskodizes fiir Zulieferer
festgehalten, die auf einschligigen Menschenrechtsstandards, insbesonde-
re den ILO-Kernarbeitsnormen basieren. Bei den untersuchten Unterneh-
men mit globalen Rahmenvereinbarungen wird die Einhaltung der darin
aufgefiihrten Rechte auch von den Lieferantenbetrieben erwartet. Die
globalen Rahmenvereinbarungen erginzen so haufig die bereits im Unter-
nehmen bestehenden Verhaltenskodizes fir Zulieferer. In Hinblick auf die
Gewinnung und Verarbeitung von sogenannten Konfliktmineralien haben
BASF, Bosch, Deutsche Telekom und thyssenkrupp Erwartungen an ihre Lie-
feranten formuliert.

Einige Unternehmen bieten Schulungen fiir Lieferanten insbesondere
im Bereich Arbeitsbedingungen an. Solche Schulungen werden von adi-
das, BASF, Bosch, Daimler, Otto und Unilever durchgefiihrt. Die Deutsche Post
DHL bietet ein webbasiertes Trainingsmodul zum Umgang mit dem Verhal-
tenskodex fiir Lieferanten an. Dartber hinaus haben adidas, Bosch und Otto
positive Anreize geschaffen, die Einhaltung der Lieferantenanforderungen
zu fordern. Lieferanten, die ihre menschenrechtliche Sorgfaltspflicht durch
Entwicklungsprogramme dieser Konzerne in Eigenverantwortung aus-
bauen, werden bei der Auftragsvergabe verstirke berticksichtigt.

Alle untersuchten Unternehmen aberpriifen ihre Lieferanten in Hin-
blick auf die Achtung der Menschenrechte. Im Fall von Faber-Castell ist
dieser Ansatz auch in der globalen Rahmenvereinbarung festgehalten - so
wird z.B. eine Selbstauskunft der Zulieferer zu Bestandteilen der globalen
Rahmenvereinbarung verlangt.

Noch bevor eine Lieferantenbeziehung eingegangen wird, fordern vie-
le der untersuchten Unternechmen potenzielle Lieferanten in sogenannten
Vorabpriifungen auf, in einer schriftlichen Befragung Angaben zur Umset-
zung der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht zu machen. Danach werden
abhingig von Auftragswert, Landerrisiko fiir Menschenrechtsverletzungen
oder einer sonstigen Risikoeinschatzung gezielt Lieferanten in Audits tGber-
prift. Im Falle einer Uberpriifung werden bei Norsk Hydro und Otto die
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Arbeitnehmervertretungen der Lieferanten aus den Risikoldndern einge-
bunden und vom Ergebnis der Audits informiert. AufSerdem ist im Fall
von Norsk Hydro bei den Audits und Betriebsbesichtigungen ein Vertreter
der deutschen oder norwegischen Arbeitnehmerseite beteiligt. Bei Solvay
werden die Ergebnisse der Audits nach den Bestimmungen in der globalen
Rahmenvereinbarung den Arbeitnehmervertretern zuginglich gemacht.
adidas spricht bei Betriebsbegehungen neben der Unternehmensleitung
auch mit den Beschaftigten der Lieferanten. adidas (Fair Labor Association,
FLA), Deutsche Post DHL und Deutsche Telekom (Joint Audit Cooperation,
JAC), BASF und Solvay (Together for Sustainability, TfS) und Otto (Business
Social Compliance Initiative, BSCI) haben sich zur Kontrolle von Lieferan-
ten Brancheninitiativen angeschlossen, die eine weitgehende Vereinheitli-
chung von Bewertungen und Audits zur Folge haben und in einigen Fillen
auch die Uberpriifung von Lieferanten iibernehmen.

Insgesamt ist einschrinkend festzuhalten, dass die Anzahl der Audits
in Hinblick auf die Gesamtanzahl der Lieferanten meist gering ist. Alle
Unternehmen behalten sich das Recht vor, die Beziechungen zu den Lie-
feranten aufzukindigen, falls massive Verstofe gegen die Einhaltung von
Verhaltenskodizes aufgedeckt werden oder angemahntes Fehlverhalten
nicht korrigiert wird.

Beschwerdemechanismen sind vorhanden, Wiedergutmachung
bleibt problematisch.

Alle untersuchten Unternehmen verfiigen iiber Beschwerdemechanismen.
Meist sind den Verhaltenskodizes der Unternehmen Beschwerdeverfahren
angeschlossen, die allen Mitarbeitern die Moglichkeit einrdumen sollen,
Missstainde und Compliance-Verstoe zu melden. Als mogliche Anlauf-
stellen fir Beschwerden werden in den Verhaltenskodizes Vorgesetzte,
Personalabteilungen und andere Fachabteilungen aufgefithrt. Zusatzlich
stellen die Unternehmen telefonische Hotlines in verschiedenen Sprachen,
E-Mail-Adressen oder Faxmoglichkeiten zur Verfiigung, um anonyme
Beschwerden einzureichen. Eingegangene Beschwerden werden von Mit-
arbeitern der Compliance-Abteilungen oder externen Ombudspersonen
(BASF, Daimler und Otto) entgegengenommen und bearbeitet. Hierdurch
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ermittelte relevante Vorkommnisse werden an die Aufsichtsrite weiterge-
leitet und damit auch der Arbeitnehmervertreterseite mitgeteilt.

Generell fungieren die betrieblichen Arbeitnehmervertretungen als
Ansprechpartner fiir Beschwerden von Mitarbeitern sowie der nationalen
und internationalen Gewerkschaften. Im Fall von adidas existiert dariiber
hinaus ein betriebsratseigenes, international zugingliches Kommunika-
tionsportal, in dem Fragen und Beschwerden in anonymisierter Form — die
allerdings konzernintern 6ffentlich einsehbar sind — direkt vom Betriebsrat
beantwortet werden.

Ein weiterer Beschwerdemechanismus wurde bei den Unternehmen
mit globaler Rahmenvereinbarung — Bosch, Daimler, Faber-Castell, Norsk
Hydro, Solvay und thyssenkrupp durch diese Vereinbarung eingerichtet:
Beschwerden hinsichtlich méglicher Verletzungen der in der Rahmenver-
einbarung niedergelegten Grundsitze konnen von Mitarbeitern, bei Bosch
und Dazmler auch von externen Personen, eingereicht werden. Bei Dazmler
richtet sich der Beschwerdemechanismus explizit auf die Lieferkette. So-
fern keine lokale Konfliktldsung moglich ist, werden erforderliche Maf-
nahmen zur Beilegung im Rahmen des gemeinsamen Gremiums zwischen
Management und Arbeitnehmervertretung zur globalen Rahmenvereinba-
rung diskutiert und umgesetzt.

Verfahren zur Einreichung von Beschwerden durch unternehmensex-
terne Personen, wie z.B. die Beschaftigten der Lieferanten, haben adidas,
BASF, Daimler, Deutsche Telekom und Norsk Hydro eingerichtet. Besonders
umfangreich sind dabei die Beschwerdemechanismen von adidas, wo ex-
terne Personen die Moglichkeit haben, Beschwerden uber die Fair Labor
Assoctation (FLA) einzureichen oder eine von adidas eingerichtete Hotline
bzw. E-Mail-Adresse zu kontaktieren. In ausgewéhlten Lindern existiert
dartber hinaus die Moglichkeit fiir Beschiftigte von Lieferanten, Be-
schwerden per SMS an eine Hotline des Konzerns zu senden. BASF hat
Nachbarschaftsforen eingerichtet, die Beschwerden aus umliegenden Ge-
meinden von Unternehmensstandorten aufgreifen sollen. Bei Norsk Hydro
wurden fir Gemeinden in Brasilien ebenfalls besondere Beschwerdever-
fahren eingerichtet. In Hinblick auf die Wirkungskriterien nach den UN-
Leitprinzipien sind die Beschwerdeverfahren bei adidas, BASF und Norsk
Hydro besonders weit entwickelt. Anzumerken ist, dass die Deutsche Tele-
kom zwar unter Bezug auf die UN-Leitprinzipien eine Kontaktstelle fiir
Menschenrechte als Beschwerdemechanismus fiir Verst68e gegen die Men-
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schenrechte eingerichtet hat, aber in diesem Prozess die Beteiligung von
Arbeitnehmervertretungen nicht vorsieht.

Wiedergutmachungen werden in der Nachhaltigkeitsberichterstattung
der untersuchten Unternehmen selten aufgegriffen. Beispiele fir Wieder-
gutmachungen, die aus den Interviews gewonnen werden konnten, sind
die Wiedereinstellung von unrechtmifig entlassenen Personen sowie die
Zahlung von Abfindungen. Diese Wiedergutmachungen erfolgten haufig
nach OECD-Beschwerden oder Konfliktlosungen von Beschwerden im Zu-
sammenhang mit globalen Rahmenvereinbarungen.

Die menschenrechtliche Sorgfaltspflicht soll nach den UN-Leitprin-
zipien im gesamten Unternehmen verankert und kohirent im Unterneh-
men umgesetzt werden. Hierfiir haben BASF und Deutsche Telekom eigene
Arbeitsgruppen gebildet. Ansonsten werden bestehende Strukturen ins-
besondere der CSR-Abteilung zur Umsetzung von Konzepten zum unter-
nehmerischen Menschenrechtsschutz genutzt. Stakeholder-Dialoge, die
menschenrechtliche Belange einschliefen, finden unter Einbindung der
Arbeitnehmervertretungen bei adidas, Daimler, Deutsche Post DHL, Deut-
sche Telekom und Norsk Hydro statt. Ein systematischer Informationsaus-
tausch zwischen Management und betrieblicher Arbeitnehmervertretung
zum Thema menschenrechtliche Sorgfaltspflicht findet bei adidas im Rah-
men des Sozial- und Umweltteams alle sechs Monate sowie bei Otto im so-
genannten Umweltnetzwerk mit drei bis vier Workshops im Jahr statt. Bei
Dazimler gibt es einen einmal jahrlich stattfinden »Daimler Sustainability
Dialogue« mit einer Arbeitsgruppe zum Thema Menschenrechte, an der
sich auch der Gesamtbetriebsrat mit eigenen Vertretern beteiligt.

Bei Norsk Hydro gibt es ein Netzwerk zu CSR und Sicherheit, in das
der deutsche Konzernbetriebsratsvorsitzende eingebunden ist — unter an-
derem geht es um bewaftnete Sicherheitskrafte in einem Werk in Brasilien.
AufSerdem besteht eine Vereinbarung mit Ammnesty International fir diver-
se Schulungen. So missen Manager, die in Konzernstandorte oder Joint-
Venture-Unternehmen in Schwellen- oder Risikolindern entsandt werden,
ein Qualifizierungsseminar der Menschenrechtsorganisation zum Thema
Menschenrechte durchlaufen. Des Weiteren erfolgt eine Sensibilisierung
zu diesem Thema durch Ammnesty International im Rahmen der beruflichen
Ausbildung im Konzern.

Als Folgen der OECD-Beschwerden und der Vermittlungsbemithun-
gen der deutschen Nationalen Kontaktstelle wurden bei der Deutschen Post
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DHL und Unilever gemeinsame Foren aus Vertretern des Managements, be-
trieblicher Arbeitnehmervertretung und internationalen Gewerkschaften
eingerichtet, um Probleme in den Arbeitnehmer-Arbeitgeber-Beziehungen
und der Umsetzung der Arbeitnehmerrechte zu identifizieren und zu be-

heben.

Betriebsréte sind iiberwiegend zufrieden mit der Menschenrechtspolitik
der Unternehmen.

Die interviewten Arbeitnehmervertretungen waren mit den Leistungen
der Unternehmen im Bereich der unternehmerischen menschenrecht-
lichen Sorgfaltspflicht zum iberwiegenden Teil zufrieden. In einigen
Untersuchungsfillen fiihrte dies dazu, dass die Arbeitnehmervertretungen
wenig zusitzlichen Handlungsbedarf sehen, im Bereich menschenrechtli-
che Sorgfalespflicht tatig zu werden. Die Einbindung der Arbeitnehmer-
vertretungen bei Grundsatzverpflichtung und menschenrechtlicher Sorg-
falespflicht durch das Management wird in fast allen Fallen als ausreichend
empfunden. Hierbei wurde auch auf eine fehlende Handlungsgrundlage
im Rahmen des Betriebsverfassungsgesetzes verwiesen sowie auf fehlende
Kapazititen fir weitere Arbeitsaufgaben bei Arbeitnehmervertretern. Al-
lerdings hat die Unternehmensfallstudien Norsk Hydro gezeigt, dass die be-
triebliche Arbeitnehmervertretung durchaus als Treiber fir Leistungen im
Bereich der unternehmerischen menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht fun-
gieren kann. Hier hat die deutsche Arbeitnehmervertretung des Konzerns
die Bearbeitung des Themas Menschenrechte im Unternehmen mitinitiiert
und die Ausrichtung der Sorgfaltspflicht mitgepragt, indem sie Prozesse
initiiert und Kontrollfunktionen ibernimmt.

Nur bei Deutsche Post DHL und Deutsche Telekom schitzten die inter-
viewten Arbeitnehmervertretungen die Leistungen der Konzerne im Be-
reich der unternehmerischen Verantwortung fiir die Achtung der Men-
schenrechte als ausbaufahig oder nicht ausreichend ein und kritisierten
die wenigen von der Managementseite zur Verfigung gestellten Gestal-
tungsmoglichkeiten. Die entsprechenden Arbeitnehmervertretungen ha-
ben vielfaltige Mafnahmen ergriffen, um hier ihre Interessen verfolgen zu
konnen. So werden im Fall der Deutschen Telekom Mitarbeiter, Betriebs-
rate und Gewerkschaften an vielen Stellen aktiv, damit das Unternehmen
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seiner menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht nachkommt. Beschiftigte in
Deutschland leisten unter anderem Solidaritatsarbeit fiir benachteiligte
Angestellte des Konzerns im Ausland, z.B. im Rahmen von Betriebsver-
sammlungen, oder geben hierzu Erklirungen ab.
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11 Die Beteiligung der betrieblichen
Arbeitnehmervertretungen an der Ausgestaltung
der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht
von Unternehmen

11.1 Die betriebliche Interessenvertretung
und die UN-Leitprinzipien

Die UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Menschenrechte verweisen an
mehreren Stellen auf die Einbindung von Stakeholdern durch die Unter-
nehmen. So soll die menschenrechtliche Risikoabschitzung durch Unter-
nehmen eine sinnvolle Konsultation mit Stakeholdern umfassen (UN-Leit-
prinzip 18b) und bei der Wirksamkeitskontrolle auf die Riickmeldung
betroffener Stakeholder zurtickgreifen (UN-Leitprinzip 20b). Dariiber hi-
naus sollen Unternehmen Rechenschaft ablegen, wie sie ihrer menschen-
rechtlichen Sorgfaltspflicht nachkommen, und bereit sein, dies den Sta-
keholdern in angemessener Form zu kommunizieren (UN-Leitprinzip 21).
In Hinblick auf aufergerichtliche Beschwerdemechanismen im Unterneh-
men sollen unter anderem Multistakeholder-Initiativen dafiir Sorge tragen,
dass wirksame Mechanismen zur Verfiigung stehen (UN-Leitprinzip 30).
Dabei ist zu beachten, dass die Beschwerdemechanismen fur alle Stake-
holder-Gruppen zuganglich sind (UN-Leitprinzip 31b) und Beschwerden
im Austausch und Dialog mit ihnen geklirt werden (UN- Leitprinzip 31h).

Mitarbeiter und ihre betrieblichen Interessenvertretungen stellen einen
der wichtigsten Stakeholder von Unternehmen dar. Ihre Einbindung in die
unternechmerische menschenrechtliche Sorgfaltspflicht sollte damit ein
Kernbestandteil bei der Umsetzung der UN-Leitprinzipien sein. Daher er-
geben sich aus den Vorgaben fiir die Umsetzung einzelner UN-Leitprin-
zipien eine Reihe von Ansatzpunkten fiir die betrieblichen Interessenver-
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tretungen. So soll sich die unternehmerische Grundsatzverpflichtung auf
internes und externes Fachwissen sttitzen, wobei auch die Konsultation
der betrieblichen Arbeitnehmervertretung — als Wissenstrager fir Belange
der Mitarbeiter — relevant sein kann. Auerdem soll die unternehmerische
Grundsatzverpflichtung zur Achtung der Menschenrechte allen Mitarbei-
tern mitgeteilt werden. Es ist naheliegend, dass die betriebliche Arbeitneh-
mervertretung bei der Formulierung der Grundsatzerklarung als Vertre-
tungsorgan der Mitarbeiter eingebunden wird und als Verbindungsglied
zu den Beschaftigten fungieren kann.

Auf Basis der UN-Leitprinzipien soll das Unternehmen ferner Rechen-
schaft dartiber ablegen, wie menschenrechtlichen Auswirkungen begeg-
net wird. Dadurch soll sichergestellt werden, dass die Angemessenheit der
Gegenmafinahmen eines Unternehmens in Bezug auf die menschenrecht
liche Auswirkung bewertet werden kann. Die betrieblichen Arbeitnehmer-
vertretungen konnen sich hierauf berufen, um umfassende Informationen
zur Unternehmenstitigkeit zu verlangen, gerade auch in Bezug auf die
nichtfinanzielle Berichterstattung in den Unternehmen.

In den UN-Leitprinzipien sind ferner verschiedene weitere Anforderun-
gen an den aufSergerichtlichen Beschwerdemechanismus in Unternehmen
festgehalten, auf die sich betriebliche Interessenvertretungen bei der Ausge-
staltung von Beschwerdemechanismen beziehen kénnen. Die Wirksamkeits-
kriterien umfassen neben ausreichenden Zugangsmoglichkeiten auch Legi-
timierung (klare, transparente und unabhingige Steuerungsstrukturen, die
den fairen Ablauf der Beschwerde garantieren), zeitlich vorhersehbare Proze-
duren, gleichberechtigten Zugang zu Informationen, transparentes Vorgehen
und kontinuierliche Lern- und Verbesserungsprozesse im Beschwerdeprozess.

Dieses Kapitel geht den Fragen nach, welche Rolle betriebliche Arbeit-
nehmervertretungen bei der Umsetzung der unternehmerischen men-
schenrechtlichen Sorgfaltspflicht der UN-Leitprinzipien spielen kénnen
und welche Determinanten die Einflussnahme bestimmen.

11.2 Die Rolle von Betriebsraten
Deutsche Betriebsrite sind mit den UN-Leitprinzipien und entsprechen-

den Anforderungen an die unternehmerische menschenrechtliche Sorg-
falespflicht in vielen Fillen nicht umfassend vertraut. Grundsitzlich haben
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in der tiglichen Betriebsratsarbeit haufig andere Interessenvertretungsthe-
men eine hohere Prioritat. Dies kann erklaren, warum eine Betriebsrate-
befragung im Rahmen dieses Projektes unter 264 angefragten Betriebsriten
zwischen Mai und August 2015 nur einen sehr geringen Riicklauf hatte. Aus
der Befragung und Gesprichen in Unternehmen ergibt sich, dass es iiber-
wiegend nur in grofSen und international titigen Unternehmen Ansitze zu
einer Diskussion zum unternehmerischen Menschenrechtsschutz aufseiten
der Arbeitnehmervertretungen gibt. Bei telefonischen Nachfragen bei Be-
triebsriten, die nicht an der Befragung teilnahmen, wurde haufig auf eine
Unkenntnis der genauen Sachlagen in Bezug auf die UN-Leitprinzipien
verwiesen.

Als Kernbestandteile der unternehmerischen Verpflichtung zum Schutz
der Menschenrechte haben sich aus Sicht der Arbeitnehmervertretungen
die Einhaltung ausschlaggebender internationaler Standards (ILO-Kernar-
beitsnormen, OECD-Leitsitze, Global Compact) — auch in Verbindung mit
Anforderungen in den Verhaltenskodizes — sowie die Uberpriifung der Lie-
feranten herausgebildet. Das heif3t, dass viele Betriebsrite auch ohne direk-
ten Bezug auf die UN-Leitprinzipien wissen, zu welchen internationalen
Standards die Unternehmen sich verpflichtet haben, und daraus die For-
derung an das Unternehmen nach Einhaltung dieser Standards ableiten.

In fast allen Faillen sahen die befragten Betriebsrite das Thema der
Unternchmensverantwortung fir die Achtung der Menschenrechte als
eine (alleinige) Aufgabe des Managements an. Haufig empfanden sie die
Informationen des Managements zu dieser Aufgabe als ausreichend. Zu-
dem sahen viele Betriebsrite vor allem in Groffunternehmen das Thema
durch entsprechende Abteilungen im Unternehmen meist gut abgedeckt
und leiteten somit keinen eigenen Handlungsbedarf ab.

Dieser Befund stimmt mit anderen Forschungsarbeiten tGberein. Wie
auch aus Studien zur unternehmerischen Nachhaltigkeit (CSR) und be-
trieblicher Interessenvertretung entnommen werden kann, orientieren sich
die Arbeitnehmervertretungen in Unternehmen bei Inhalten und Priori-
taten gesellschaftlicher Unternehmensverantwortung eher an klassischen
Mitbestimmungsthemen, die sich unmittelbar aus ihrem Aufgabenfeld
nach dem Betriebsverfassungsgesetz ergeben (Hauser-Ditz/Wilke 2004).
Der Bereich der unternehmerischen menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht
gehort erst in zweiter Linie dazu (Deutsches Institut fiir Menschenrechte
2015, S. 64). Dariiber hinaus verweisen Betriebsrite auf eine Uberbelastung
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mit anderen Aufgaben, sodass Themen wie Menschenrechte nicht einge-
hender bearbeitet werden konnen, weil personelle Kapazititen fehlten.!

Allerdings gibt es im Menschenrechtsbereich auch stark engagierte Be-
triebsrite, wie unsere Unternehmensfallstudien gezeigt haben. Auffillig
ist, dass das Engagement oft sehr stark von der personlichen Einstellung
der handelnden Arbeitnehmervertreter und ihrer Affinitit zum Thema ab-
hangt.” Personliche Kontakte zu Kirchen oder NGOs oder eine berufliche
Laufbahn, die zu engen Kontakten mit Beschaftigten in menschenrecht-
lich problematischen Lindern gefiihrt hat, scheinen forderlich fiir ein En-
gagement zu sein.

Grundsitzlich werden Arbeitnehmervertretungen in Unternehmen
dann aktiv, wenn es explizite Versto8e gegen Arbeitnehmerrechte im eige-
nen Unternehmen gibt, wie unsere Fallstudien zur Deutschen Post DHL und
zur Deutschen Telekom zeigen.® Die Aktivititen von Betriebsriten sind hiu-
fig an entsprechende gewerkschaftliche Kampagnen gekoppelt. Sie reichen
von der Unterstiitzung auslandischer Gewerkschaften iiber die Initiierung
von Solidaritatsbekundungen und Aktionen zur Unterstitzung der Opfer
innerhalb der Belegschaft und die Mithilfe bei der Erstellung rechtlicher
Gutachten bis hin zum personlichen Engagement in der Freizeit.

Sofern eine globale Rahmenvereinbarung im Unternehmen besteht,
arbeitet die betriebliche Arbeitnehmervertretung hiufig in Kooperation
mit den internationalen Gewerkschaftsverbianden an ihrer Ausarbeitung
und Umsetzung mit. In den gemeinsamen Gremien zwischen Manage-
ment- und Arbeitnehmerseite, die im Zuge der globalen Rahmenvereinba-
rung in den Konzernen etabliert werden, sitzt hiufig auch ein Vertreter der
betrieblichen Arbeitnehmervertretung. Zuweilen war dieser sogar Initiator
der Rahmenvereinbarung.

Arbeitnehmervertretungen werden am haufigsten beim Thema Men-
schenrechte eingebunden, wenn es um das schriftlich formulierte Men-
schenrechtsverstandnis im Verhaltenskodex des Unternehmens, Beschwer-

1 | Interview mit der IG BCE-Abteilung »Globalisation/European Policy« am
19.3.2015.

2 | Interview mit der IG BCE-Abteilung »Mitbestimmung/europiische Arbeit-
nehmervertretung« am 19.3.2015; Interview mit der ver.di-Abteilung »Umwelt-
politik/Regulierung« am 20.5.2015.

3 | Interview mit der DGB-Abteilung »Mitbestimmungspolitik« am 4.3.2015.
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demechanismen und das Lieferantenmanagement geht. Verhaltenskodizes
werden dabei durchaus gemeinsam mit der betrieblichen Arbeitnehmerver-
tretung erarbeitet. Hier gibt es auch Fille, in denen die Arbeitnehmerver-
tretung auf die Aufnahme von internationalen Menschenrechtsstandards
in den Verhaltenskodex gedrungen hat. Mechanismen fir Beschwerdever-
fahren und Konfliktregulierungsmechanismen werden in der Regel unter
Beteiligung und Information der betrieblichen Interessenvertreter erarbei-
tet. Diskussionspunkt aufseiten der betrieblichen Arbeitnehmervertretung
im Zusammenhang mit unternehmensinternen Beschwerdemechanismen
ist meistens die Wahrung der Anonymitit des Beschwerdefiihrers. Be-
triebsrite sind dartiber hinaus in vielen Fillen Ansprechpartner fiir Be-
schwerden, die von der internationalen oder nationalen Gewerkschaftsebe-
ne aufgegriffen worden sind. In einigen Fillen arbeitete die betriebliche
Arbeitnehmervertretung an OECD-Beschwerden gegen Konzerne mit.
Auch bei Ansitzen zum Lieferantenmanagement sind Arbeitnehmerver-
tretungen in einzelnen Fillen bei Lieferantentberpriifungen oder der Aus-
arbeitung des Konzeptes zur Uberpriifung von Lieferanten beteiligt.

Unternehmen geben dariber hinaus in ihrer Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung haufig an, die betriebliche Arbeitnehmervertretung in die Be-
stimmung und Ausgestaltung von Inhalten der unternehmerischen Nach-
haltigkeitsziele im Rahmen von Multistakeholder-Dialogen einzubinden.
Tatsachlich legen die Ergebnisse unserer Unternehmensfallstudien nahe,
dass die Arbeitnehmervertretungen feste Teilnehmer von unternehmeri-
schen Stakeholder-Dialogen sind.

11.3 Die Rolle von Europdischen Betriebsraten

Eine Diskussionsebene fiir die UN-Leitprinzipien sind transnationale
Arbeitnehmervertretungsgremien wie Europdische Betriebsrite. Inzwi-
schen gibt es in Europa auf gesetzlicher Basis in tiber 1.800 Unternehmen
Vereinbarungen zur Einrichtung von Europdischen Betriebsriten, die
jahrlich mindestens einmal tagen. Dartber hinaus haben einige wenige
transnationale Unternchmen begonnen, auf freiwilliger Grundlage welt-
weite Konsultationen mit Arbeitnehmervertretungen durchzufiihren (so-
genannte Weltbetriebsrite oder Weltarbeitnehmervertretungen). Beispiele
hierfir sind Dazmler und Solvay aus unseren Unternehmensfallstudien. Er-
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fahrungen zeigen, dass bei den Treffen der europdischen und internationa-
len Gremien Menschenrechtsdiskussionen eher einen geringen Stellenwert
haben.*

Miiller, Platzer und Rib (2012) untersuchen die Rolle von Europii-
schen Betriebsriten bei der Entwicklung von globalen und europiischen
Rahmenvereinbarungen im Metallsektor und kommen zu dem Ergebnis,
dass sich Europdische Betriebsrite in transnationalen Unternehmen zu
einem interessenpolitischen Akteur entwickelt haben. In einem weiteren
Projekt werteten Miiller, Platzer und Rub (2012) Fallanalysen aus, die Ver-
handlungsprozesse und insbesondere das Zusammenspiel von Europii-
schen Betriebsriten und Gewerkschaften beim Abschluss von globalen
und europidischen Rahmenvereinbarungen analysieren. Die Fallanalysen
zeigen, dass sich bisher keine einheitliche Verhandlungspraxis durchge-
setzt hat, es aber »Europaische Betriebsrat-zentrierte« und »gewerkschafts-
zentrierte« Prozessmuster gibt, die Ansatzpunkte fiir eine weitergehende
Europiisierung der Arbeitsbeziehungen bilden kénnen.

Die befragten deutschen Arbeitnehmervertreter in Europaischen Be-
triebsraten vertreten die Meinung, dass dem Thema Menschenrechts-
schutz in Europiischen Betriebsriten hiufig keine hohe Relevanz beige-
messen wird. Viele der europaischen Vertreter seien nicht an dem Thema
interessiert. In den Untersuchungen zu diesem Projekt konnten nur sehr
wenige Fille identifiziert werden, bei denen Europdische Betriebsrite an
der Durchfithrung der unternehmerischen menschenrechtlichen Sorg-
falespflicht beteiligt waren. Ansatzpunkte lagen z. B. bei der Ausgestaltung
der Grundsatzverpflichtung und der Vereinbarung einer Berichtspflicht
tiber den Stand der Umsetzung der unternehmerischen menschenrechtli-
chen Sorgfaltspflicht oder bei eingegangenen Beschwerden (z. B. bei Bosch,
Deutsche Post DHL und Solvay). In Einzelfillen wird in Sitzungen Euro-
paischer Betriebsrite auf das Lieferantenmanagement, z.B. in Hinblick
auf die Lieferanten-Auditierungen, eingegangen. Im Gegensatz dazu sind
Europiische Betriebsrite sehr haufig bei der Initiierung von globalen Rah-
menvereinbarungen und der Umsetzungen der Inhalte der Rahmenver-
einbarung sowie ihrer Uberprifung involviert (Kerckhoffs/Wilde-Ram-
sing 2010).

4 | Interview mit der IG BCE-Abteilung »Mitbestimmung/europiische Arbeit-
nehmervertretung« am 19.3.2015.
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Als problematisch fiir die Beteiligungsmoglichkeiten von Europdi-
schen Betriebsriten haben sich die fehlende Existenz von Betriebsraten an
einzelnen Unternehmensstandorten sowie — in Hinblick auf die weltweiten
Gremien - fehlende demokratisch gewihlte Arbeitnehmervertretungen in
einigen Produktionsldndern herausgestellt.

11.4 Die Rolle von Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat

In Deutschland sieht das Gesetz Sitze fiir Arbeitnehmervertreter in auf-
sichtsratspflichtigen Unternehmen ab 500 Mitarbeitern vor. Die Einsichts-
und Prafungsrechte, die der Aufsichtsrat besitzt, sind dabei nicht auf die
RechtmafBigkeit von Geschiftsfiihrungsmafinahmen beschrinkt, viel-
mehr ist der Prifungsmafstab das Unternehmensinteresse, dessen Beach-
tung und zweckmaRige Verfolgung durch die Geschaftsfihrung der Auf-
sichtsrat iberwacht (Deutsches Institut fiir Menschenrechte 2015, S. 16f.).
Nach Ruter und Sahr (2007) konnten Aufsichtsrite im Rahmen ihrer
Uberwachungspflicht darauf hinwirken, dass Unternehmensentscheidun-
gen zum Schutz der Anleger transparent gestaltet und in angemessener
Weise auf die sozialen, okologischen und 6konomischen Kontexte aus-
gerichtet werden. Der DGB geht davon aus, dass Arbeitnehmervertreter
im Aufsichtsrat auf bestehende Diskrepanzen zwischen dem 6ffentlich be-
kundeten Anspruch eines Unternehmens und der praktischen Umsetzung
im Bereich Nachhaltigkeit hinweisen und auf Verdnderungen hinwirken
konnen (Thannisch 2009, S. 336). Daher kann der Aufsichtsrat auch ein
Forum fir Diskussionen iiber die Achtung der Menschenrechte durch das
Unternechmen sein.

Eine Studie von Beile, Feuchte und Homann (2010) kommt allerdings
zu dem erniichternden Ergebnis, dass sich viele Aufsichtsrite nur wenig mit
der gesellschaftlichen Unternehmensverantwortung (CSR) auseinanderset-
zen. Auch aus den Untersuchungen dieses Forschungsprojektes ergibt sich,
dass Aufsichtsratsgremien selten Menschenrechtsthemen diskutieren. Ver-
suche, das Thema durch Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsrat einzu-
bringen, scheiterten z. B. im Fall der Deutschen Post DHL und der Deutschen
Telekom am Machtungleichgewicht zwischen den Vertretern von Arbeit-
nehmer- und Arbeitgeberseite.
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11.5 Fazit und Ausblick

Die betriebliche Arbeitnehmervertretung in Deutschland hat hiufig ein
politisches Interesse am Thema Menschenrechte. Allerdings nutzen Arbeit-
nehmervertretungen oftmals die eigenen Handlungsmoglichkeiten, um
auf dieses Thema einzuwirken, nicht offensiv. In Teilen existiert eine Un-
wissenheit Gber einzelne Aspekte der unternehmerischen menschenrecht-
lichen Sorgfaltspflicht und weitere Anforderungen der UN-Leitprinzipien
fir Wirtschaft und Menschenrechte. Deutsche Einzelgewerkschaften und
der DGB konnten die betrieblichen Interessenvertretungen unterstiitzen,
indem sie neben ihrem politischen Engagement im Rahmen der Ausge-
staltung des Nationalen Aktionsplans auch eine nach innen ausgerichtete
Handlungsstrategie in Hinblick auf die Mitgliederarbeit entwickeln.

Dabei gilt es zunichst einmal, die betriebliche Interessenvertretung
weiter fir die UN-Leitprinzipien zu sensibilisieren. Es sollten Informatio-
nen bereitgestellt werden, welche Inhalte von Belang sind, was eine ausrei-
chende menschenrechtliche Sorgfaltspflicht ausmacht und welche Bezugs-
punkte es zur Arbeit von betrieblichen Arbeitnehmervertretungen gibt.
Wihrend von gewerkschaftlicher Seite mehrere Informationspapiere zum
Verstindnis und zur Umsetzung einschligiger Menschenrechtsstandards
veroffentlicht worden sind, liegt bisher keine Informationsschrift tiber die
UN-Leitprinzipien fir interessierte Betriebsrite und Gewerkschaftsmit-
glieder vor (DGB 2007; IG Metall/Observatorio Social/DGB-Bildungswerk
2005; ver.di 2006). Des Weiteren existiert auch kein Handlungsleitfaden
tiber die Einflussmoglichkeiten, die fiir betriebliche Arbeitnehmervertre-
tungen in Hinblick auf die UN-Leitprinzipien bestehen.

Insbesondere in Grofsunternehmen wird von der betrieblichen Interes-
senvertretung auf das ausreichende Engagement der Managementseite in
Bezug auf die unternehmerische Verantwortung fiir die Achtung der Men-
schenrechte verwiesen. Hiergegen ist nichts einzuwenden, wenn betriebli-
che Arbeitnehmervertretungen die Moglichkeit haben, sich im Bedarfsfall
zu beteiligen. Werden Missstinde im Unternehmen aufgedeckt — wie z.B.
in Hinblick auf die Vereinigungsfreiheit und das Recht auf Tarifverhand-
lungen — muss die betriebliche Arbeitnehmervertretung in den Gremien
beteiligt werden, die sich um die Behebung der Missstinde bemiihen.

Als Hindernis, sich als Betriebsrat beim Thema unternehmerische men-
schenrechtliche Sorgfaltspflicht zu engagieren, wird auch die Uberlastung
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der betrieblichen Interessenvertretung mit anderen Aufgaben genannt.
Personliche Affinitdt zum Thema oder besondere Notlagen im Unterneh-
men konnen hier die Priorititen neu setzen. Eine personliche Affinitit zum
Thema wird haufig durch Empathie im personlichen Austausch erzeugt.
Wihrend einige Betriebsrite diese Strategie schon recht haufig anwenden,
z.B. durch die Einladung von auslindischen Arbeitnehmervertretern auf
Betriebsversammlungen, wie die Unternehmensfallstudie Deutsche Telekom
zeigt, fehlt anderen Betriebsriten der direkte Austausch mit Opfern von Men-
schenrechtsverstdSen. Hier kénnte es Bestandteil von Gewerkschaftsarbeit
sein, solche personlichen Zusammentreffen noch intensiver zu fordern.® Die
Unternchmensfallstudien zeigen, dass Arbeitnehmervertretungen immer
dann aktiv werden, wenn es explizite Verstdfse gegen Arbeitnehmerrechte im
eigenen Unternehmen gibt und diese Verstofse gewerkschaftliche Grundrech-
te wie die Koalitionsfreiheit und das Recht auf Tarifverhandlungen betreffen.

Da Menschenrechtsverstofe in vielen Féllen in Produktionslindern ge-
schehen, in denen es einen nur unzureichenden gesetzlichen Schutz der
Arbeitnehmer und oftmals auch kaum lokale gewerkschaftliche Vertretun-
gen gibt, kann ein effektiver Menschenrechtsschutz nur auf internationaler
Ebene gelingen. Die deutschen betrieblichen Arbeitnehmervertretungen
konnten hierfir z.B. den Aufbau von Kooperationsstrukturen im Ausland
fordern. Ein weiterer Ansatzpunkt kann auch darin liegen, in Européischen
Betriebsriten vermehrt auch tiber aufSereuropiische Standorte und Belan-
ge im Bereich Menschenrechtsschutz zu diskutieren. Europaische Betriebs-
rite konnten Treffen nutzen, um einen kritischen Dialog mit dem Kon-
zernmanagement Uber problematische Produktionsstandorte zu initiieren.

Die im Rahmen dieses Projektes befragten Betriebsrite bemingeln
zu Recht, dass die Informationslage zu den Arbeitsbedingungen in vielen
Produktionslindern oftmals nicht ausreicht, um Menschenrechtsbelange
verstehen oder einschitzen zu kénnen. Daher ist zu tiberlegen, ob eine In-
formationsstelle bzw. auch Landerreports tber Arbeitsbedingungen ein

Ansatz zur Verbesserung der Informationslage sein konnen.

5 | Interview mit der IG BAU-Abteilung »Internationales und europdische Bau-
politik« am 23.2.2015.

6 | 3. Plenumskonferenz »Nationaler Aktionsplan fiir Wirtschaft und Menschen-
rechte« im Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung, 3.12.2015.
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12 Fazit: Die menschenrechtliche
Verantwortung von Unternehmen und
die Rolle der Arbeitnehmervertretungen

12.1 Die UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und
Menschenrechte — ein unsicherer politischer Erfolg

Lange Zeit war es allein Aufgabe der Staaten, die Menschenrechte auf
ihrem Territorium durch die Wahrnehmung ihrer Achtungs-, Schutz- und
Gewihrleistungspflichten zu férdern und umzusetzen. Im 20. und 21. Jahr-
hundert haben der globale Strukturwandel, die Vernetzung der Wirt-
schaftsriume und die wachsende Dominanz transnationaler Konzerne
dazu gefiihrt, dass verstarkt Forderungen zur Achtung der Menschenrechte
an privatwirtschaftliche Akteure gestellt werden. Denn Wirtschaftsunter-
nehmen beeinflussen durch ihre Geschiftstitigkeit Menschenrechte auf
vielfaltige Weise. Sie konnen die Voraussetzungen fir die Verwirklichung
von Menschenrechten verbessern — z.B. durch Schaffung von Arbeitsplat
zen und das Zahlen von Steuern. Sie konnen durch ihr Handeln aber auch
Menschenrechte direkt oder indirekt negativ beeinflussen.

Nun kann man argumentieren, dass Unternehmen an die jeweiligen
nationalen Gesetze des Staates gebunden sind, in dem sie tétig sind. Die
Praxis zeigt aber, dass das unternehmerische Profitstreben in Staaten ohne
ausreichende politische Rahmenbedingungen zum Schutz von Menschen-
rechten oder mit einer unzureichenden Umsetzung existierender Gesetze
vielfach zu Verstofen gegen die Menschenrechte fihrt, z.B. durch Miss-
achtung der Vereinigungs- und Tarifvertragsfreiheit, durch mangelnde
Gesundheits- und Sicherheitsstandards oder durch unzureichende Entloh-
nung der Beschiftigten. Auch Umweltverschmutzung oder Zwangsvertrei-
bung zur Aneignung von Flichen ganzer Gemeinden kénnen Folgen sein.
Hinzu kommt, dass nationale Regulierung aufgrund ihrer territorialen
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Ausrichtung transnationale Geschaftstatigkeiten nur unzureichend steu-
ern kann.

Daher wird heute angesichts der fortschreitenden wirtschaftlichen Glo-
balisierung gefordert, dass transnational agierende Wirtschaftsunterneh-
men eine Verantwortung fir die Achtung der Menschenrechte weltweit,
auch in Landern mit unzureichender Gesetzgebung oder einer schwieri-
gen Menschenrechtslage, Gbernehmen. Solche Forderungen erheben vor
allem NGOs und Gewerkschaften, die auch politische Kampagnen initiiert
haben. Hierzu gehoren z.B. Kampagnen von NGOs, die zu Verbraucher-
boykotten von Markenfirmen aufrufen. Fiir transnationale Unternehmen
entstehen durch solche Kampagnen Risiken fiir das Image des Unterneh-
mens und den Markenkern ihrer Produkte.

Unternehmerische Auswirkungen auf Menschenrechte sind so in man-
chen Unternehmen zum Bestandteil des Risikomanagements geworden.
Soweit Verstofle gegen die Menschenrechte an die Offentlichkeit gelangen,
konnen sie sich auf die Wahrnehmung von Risikoprofilen der Anleger und
damit auf den Borsenwert auswirken. Als Konsequenz kann eine gute oder
schlechte unternehmerische Menschenrechtspraxis damit direkte wirt-
schaftliche Vor- oder Nachteile haben, den Zugang zu Krediten beeinflus-
sen und zu Vorteilen bei der Auftragsvergabe oder bei der Rekrutierung
von Fachkriften fihren.

Transnationale Konzerne versuchen daher zunehmend, diese Risiken
ex ante zu steuern und Gber freiwillige Selbstverpflichtungen ihrer men-
schenrechtlichen Sorgfaltspflicht nachzukommen. Dies kann z.B. in Form
von unternechmenseigenen Verhaltenskodizes oder der Teilnahme an Bran-
cheninitiativen zur Achtung der Menschenrechte geschehen. In der Ver-
gangenheit gestaltete sich die Effektivitét solcher Versuche von Selbstregu-
lierung sehr unterschiedlich, und Kritiker haben darauf hingewiesen, dass
eine freiwillige Politik der gesellschaftlichen Verantwortung von Unter-
nehmen beziiglich Inhalt und Umfang der Selbstverpflichtungen beliebig
sein kann. So wird z.B. die Lieferantenkette bisher von den Verpflichtun-
gen transnationaler Unternehmen nur unzureichend erfasst. Die Beach-
tung der Lieferkette ist aber von besonderer Bedeutung, da transnationale
Unternehmen héufig in Staaten mit niedrigen Produktionskosten fertigen
lassen, die mitunter die Menschenrechte ihrer Blirger nur in ungentigender
Weise schiitzen und Arbeitnehmerrechte kaum berticksichtigen.
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Die Debatten Gber eine unternehmerische Verantwortung fir die
Achtung der Menschenrechte sind von zwei divergierenden Meinungen
gepragt: Eine Seite fordert rechtlich verbindliche Instrumente zur Regulie-
rung der Unternehmen, wihrend die andere Seite auf freiwillige Ansitze
fir eine solche Verantwortung von Unternehmen setzt. Auch im Kontext
der Diskussionen bei den Vereinten Nationen gab es in der Vergangenheit
mehrere Versuche, den Rechtsrahmen fir Unternehmen zur Achtung der
Menschenrechte auf internationaler Ebene auszubauen. Lange Zeit wur-
den entsprechende Vorschlage abgelehnt, da sich insbesondere aufseiten
westlicher Regierungen und bei Wirtschaftsunternehmen heftiger Wider-
stand regte. Die Schaffung des Postens eines UN-Sonderbeauftragten fiir
Wirtschaft und Menschenrechte im Jahr 2005, der mit John Ruggie besetzt
wurde, sollte ein Kompromiss zwischen den festgefahrenen Positionen er-
reichen.

Diese Erwartung wurde politisch zumindest teilweise erfillt. Das von
Ruggie 2008 geschaffene Rahmenwerk mit den drei Sdulen »Protect, Re-
spect, Remedy« (Schutz, Respekt, Abhilfe) verbindet die Verantwortung
von Staaten fir die Um- und Durchsetzung der Menschenrechte mit der
Forderung an Unternehmen, Menschenrechte zu respektieren und im eige-
nen Verantwortungsbereich umzusetzen. Fiir die Umsetzung des Rahmen-
werkes hat Ruggie 2011 die UN-Leitprinzipien fiir Wirtschaft und Men-
schenrechte formuliert. Die so entstandenen 31 UN-Leitprinzipien geben
Handlungsleitlinien fir die Umsetzung des Schutzes der Menschenrechte
durch die Staaten und fir die Achtung der Menschenrechte durch Unter-
nehmen vor.

Das Rahmenwerk und die UN-Leitprinzipien haben politisch eine Rei-
he von Stirken, die Gber den bis dahin erreichten Diskussionstand hinaus-
gehen. Zuniachst einmal ist positiv hervorzuheben, dass das abstrakt ge-
haltene Rahmenwerk von den UN-Leitprinzipien begleitet wird, die dessen
praktische Umsetzung durch konkrete Handlungsleitlinien ausgestalten
sollen. Dabei geben die UN-Leitprinzipien Handlungsrahmen und Verfah-
ren vor, wie der Schutz und die Achtung von Menschenrechten garantiert
werden sollen. Sie stellen eine Mindestgrundlage dar, auf der weitere Maf-
nahmen aufbauen kénnen.

In Hinblick auf das Gesamtkonzept ist positiv zu bewerten, dass mit
den drei Saulen - staatliche Schutzpflicht, Unternehmensverantwortung
fir die Achtung der Menschenrechte und Zugang der Opfer zu Beschwer-
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demechanismen und Wiedergutmachung — ein umfassender Ansatz ge-
wihlt wurde, der die alte Rollenverteilung zwischen Staat und Wirtschafts-
akteuren ablost und den aktuellen Bedingungen einer globalisierten Welt
besser entspricht. Insbesondere die Aufnahme der zweiten und dritten
Saule stellt einen neuen, politisch hiufig geforderten Ansatzpunkt dar.
Hier wird von der alleinigen Verpflichtung des Staates zur Durchsetzung
des Menschenrechtsschutzes abgeriickt und eine Zustindigkeit der Wirt-
schaft definiert. Das Rahmenwerk und die UN-Leitprinzipien entlassen die
Staaten damit nicht aus ihren Verpflichtungen zur Schaffung und Durch-
setzung von regulierenden Mafinahmen. Sie fordern von ihnen vielmehr,
durch entsprechende Mainahmen fiir eine verbindliche Verpflichtung der
Unternehmen zur Achtung der Menschenrechte zu sorgen. Ansatzpunkte
werden beispielsweise in der Auffenwirtschaftsforderung, der 6ffentlichen
Vergabepolitik und der Ausgestaltung von Vertrigen mit anderen Staaten
oder mit Unternehmen gesehen.

In Hinblick auf die Verantwortung der Unternechmen fiir die Achtung
der Menschenrechte hat Ruggie eine Reihe von Mafinahmen festgelegt,
die Unternehmen durchfiihren sollen, um dieser Verantwortung gerecht
zu werden. Positiv hervorzuheben sind hier vor allem die Ausfithrungen
zur Grundsatzverpflichtung sowie zur unternehmerischen menschenrecht
lichen Sorgfaltspflicht, die nach den UN-Leitprinzipien Menschenrechts-
risiko- und Auswirkungsanalysen, Mafnahmen zur Vermeidung und Ver-
minderung von negativen Auswirkungen sowie Wirksamkeitskontrolle,
Kommunikation und Berichterstattung beinhalten. Eine weitere Stirke
der UN-Leitprinzipien ist die Feststellung, dass Unternechmen fiir die ge-
samten Auswirkungen ihrer Wirtschaftstitigkeit — auch in der Lieferanten-
kette — Verantwortung tragen. Die Auswirkungen beziehen sich auch auf
das weitere gesellschaftliche Umfeld (Gemeinden). Unternehmen werden
aufgefordert, einen Beschwerdemechanismus zu institutionalisieren, der
einer Reihe von Wirksamkeitskriterien entsprechen muss, um als legitim
gelten zu konnen.

Der grofSte politische Erfolg des Rahmenwerkes und der UN-Leitprin-
zipien ist allerdings darin zu sehen, dass sie vom Menschenrechtsrat der
Vereinten Nationen einmiitig verabschiedet worden sind, nachdem zu-
vor mehrere Versuche, entsprechende multilaterale Losungen zu finden,
gescheitert waren. Ruggies Vorschlige fanden neben dem Zuspruch aller
Mitglieder des Menschenrechtsrats insbesondere auch die Zustimmung

200



Fazit

der Privatwirtschaft. Damit war die lange Zeit lihmende Zweiteilung zwi-
schen Ansatzen der Selbstverpflichtung und der Regulierung zunachst ein-
mal iberwunden. Als ausschlaggebend fir diesen Erfolg kann der Ansatz
von Ruggie gewertet werden, keine verbindlichen Regeln fiir Unternehmen
festzusetzen, sondern eine alternative Steuerungsform des »prinzipientreu-
en Pragmatismus« zu verfolgen, der einen »smart mix« von (staatlich oder
international festzusetzender) Regulierung und Selbstregulierung vorsieht.
Letztere kann die Form von privatwirtschaftlicher Selbstregulierung an-
nehmen oder auch als private Co-Regulierung zwischen Unternehmen
und zivilgesellschaftlichen Akteuren durchgefithrt werden.

Die UN-Leitprinzipien verweisen an mehreren Stellen auf die Ein-
bindung von Stakeholdern durch die Unternehmen. Damit beinhaltet
Ruggies Ansatz auch Elemente von »civil regulation« und kann durch
Multistakeholder-Prozesse mit verschiedenen Anspruchsgruppen zu einer
gemeinwohlvertriglichen politischen Steuerungsform beitragen. Wie die-
ser »smart mix« politisch und rechtlich ausgestaltet wird, soll Gegenstand
von Interessenaushandlungen in den Landern und auf internationaler Ebe-
ne sein.

Dieser Ansatz wurde bereits von verschiedenen Lindern und Institu-
tion aufgegriffen. So hat die Européische Kommission im Rahmen ihrer
Mitteilung »Eine neue EU-Strategie (2011-14) fiir die soziale Verantwortung
der Unternehmenc alle Mitgliedstaaten aufgefordert, nationale Strategie-
pline zur Umsetzung der UN-Leitprinzipien zu erarbeiten (Europaische
Kommission 2011). Diese Nationalen Aktionspline zu Wirtschaft und
Menschenrechten sollen eine systematische Bestandsanalyse zur Identifizie-
rung von Umsetzungsdefiziten und die Nennung von konkreten Lsungs-
vorschligen mit Zeitplan und Zustindigkeiten beinhalten. Seit 2014 lief
in Deutschland ein breiter Multistakeholder-Prozess zur politischen Aus-
arbeitung eines Nationalen Aktionsplans unter Beteiligung von Gewerk-
schaften, NGOs und Arbeitgeberverbianden. Im Dezember 2016 schlieflich
wurde der Aktionsplan verabschiedet.

Unsicher ist der politische Erfolg der UN-Leitprinzipien jedoch vor al-
lem, weil die beiden hauptverantwortlichen Akteure fir die Umsetzung
der UN-Leitprinzipien, Regierungen und Unternehmen, bisher eher in
ihnen bekannten und eingefahrenen Bahnen verbleiben. Vor allem Regie-
rungen machen im Rahmen der Ausarbeitung ihrer jeweiligen Nationalen
Aktionsplane bisher nur zdgerliche Vorgaben, wie der sogenannte »smart
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mix« durch die Starkung der staatlichen Schutzpflicht und ihre Anpassung
an die Bedingungen der wirtschaftlichen Globalisierung weiter prazisiert
werden konnte. Insbesondere verbindliche Vorgaben fehlen bisher weit-
gehend, beispielsweise in Hinblick auf die Berichtspflichten fir Unter-
nehmen durch die Umsetzung der »EU-Richtlinie zur Offenlegung nicht
finanzieller und die Diversitit betreffender Informationen« aus dem Jahr
2014 oder auch bei der Verkniipfung der Vergabe von Exportkredit- und
Investitionsgarantien mit Menschenrechtskriterien.

Angesichts dieser Unwigbarkeiten wird die Ambivalenz in der Steue-
rungsform »smart mix« des Ruggie-Ansatzes von manchen Akteuren als
grofite Schwiche des Konzeptes bewertet. Vonseiten der Gewerkschaften
und NGOs wird vor allem bemingelt, dass die UN-Leitprinzipien keine
verbindlichen Regeln fiir Unternehmen aufstellen, die die Umsetzung
der unternehmerischen menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht sicherstel-
len. Im Lichte dieser Kritik reichen die UN-Leitprinzipien nicht aus, um
Menschenrechtsverletzungen vorzubeugen (Backer 2011; De Vega/Mehra/
Wong 2011; Reder o.].; Strohscheidt 2011). Tatsachlich betonen die bisher
veroffentlichen Aktionspline der EU-Lander allein die freiwillige Selbst-
regulierung der Wirtschaftsunternehmen. Instrumente, die eine starkere
Regulierung von Unternehmen im Bereich Menschenrechte zur Folge ha-
ben, sind dagegen kaum in den Aktionsplinen enthalten. Beim Ansatz des
»smart mix« droht also in Hinblick auf die Regulierung ein deutliches Un-
gleichgewicht zugunsten des Prinzips der privaten Selbstregulierung,

Folgerichtig wird von NGOs kritisiert, dass bei Ruggie kaum Aussagen
zur transnationalen Rechtsprechung getroffen wurden. Insbesondere die
Frage nach einer extraterritorialen Rechtsprechung durch den Heimstaat
von Unternehmen, die im Rahmen ihrer Auslandsaktivitaten menschen-
rechtliche Schutzpflichten verletzen, bleibt ungeklart. Die UN-Leitprin-
zipien machen kaum Angaben zur extraterritorialen Schutzverpflichtung
von Staaten.

Andererseits haben das Rahmenwerk und die UN-Leitprinzipien be-
reits heute Auswirkungen auf bedeutende internationale Institutionen. Sie
haben dazu beigetragen, dass den OECD-Leitsitzen fiir multinationale
Unternehmen 2011 ein Menschenrechtskapitel hinzugefugt wurde. Auch
bei der Uberarbeitung der »Common Approaches« der OECD, die die
Grundlagen fir die Umwelt- und Sozialprifungen im Exportgeschaft le-
gen, wurde der Ruggie-Ansatz argumentativ berticksichtigt. Eine ahnliche
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Rolle konnen die UN-Leitprinzipien bei einer Novellierung der »Dreiglied-
rigen Grundsatzerkldrung Gber multinationale Unternehmen und Sozial-
politik« der ILO einnehmen.

Die International Finance Corporation der Weltbank-Gruppe hat in ihren
tberarbeiteten Bestimmungen zur Nachhaltigkeit (IFC Performance
Standards on Environmental and Social Sustainability«) die Leistungs-
standards fir soziale Risiken erweitert und auch Bezug auf die unterneh-
merische Verantwortung zur Achtung der Menschenrechte genommen.
ISO 26000 zur gesellschaftlichen Verantwortung von Organisationen — die
sogenannte Ethik-Norm - enthilt inzwischen ebenfalls ein Kapitel zum
Thema Menschenrechte. Auch die Global Reporting Initiative (GRI) beruft
sich in der neuesten Umsetzungsanleitung G4 auf die Forderung aus den
UN-Leitprinzipien nach einer Berichtspflicht der Unternehmen zur Um-
setzung ihrer unternehmerischen menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht
(Global Reporting Initiative 2013). In dieser Hinsicht ist der Ruggie-Ansatz
damit ohne Zweifel als Erfolg zu werten.

Auch auf Unternehmensebene gibt es sichtbare Erfolge des Rahmen-
werkes und der UN-Leitprinzipien — hier vor allem daran zu messen, dass
zahlreiche Groffunternehmen damit begonnen haben, die Anforderungen
der UN-Leitprinzipien umzusetzen (Economist Intelligence Unit 2015).

Auf Ebene der Vereinten Nationen wird die Umsetzung und Ver-
breitung der UN-Leitprinzipien seit 2011 durch eine zwischenstaatliche
Arbeitsgruppe zu Wirtschaft und Menschenrechten begleitet (Kapitel 5.1).
Insbesondere vonseiten der NGOs wird gefordert, dass sich diese Arbeits-
gruppe starker mit einer Regulierung der unternehmerischen menschen-
rechtlichen Sorgfaltspflicht auseinandersetzt.

12.2 Die Reaktion der Gewerkschaften ist grundsatzlich positiv

Gewerkschaften werden im Rahmenwerk und den UN-Leitprinzipien fiir
Wirtschaft und Menschenrechte kaum explizit genannt. Ohne internatio-
nale Gewerkschaftsstrategien und die Einbindung von Arbeitnehmerver-
tretungen scheint aber eine erfolgreiche Anpassung des Menschenrechtsre-
gimes im Kontext globaler Wirtschaft nur schwer vorstellbar. Gerade unter
den Bedingungen der wirtschaftlichen Globalisierung ist die Bedeutung
wirtschaftlicher und sozialer Menschenrechte gestiegen — dies gilt insbe-
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sondere fiir Arbeitnehmerrechte. Arbeitnehmervertretungen konnen als
Reprisentanten potenziell betroffener Gruppen dazu beitragen, die Ein-
haltung und Umsetzung dieser Rechte zu fordern.

Aktivitdten der deutschen Gewerkschaften im Bereich Menschenrech-
te liegen, neben der Beteiligung an politischen Initiativen, in der Unter-
stitzung von internationalen Kampagnen und in eigenen Projekten zur
Forderung der Vereinigungsfreiheit und Befihigung von Gewerkschaften
im Ausland. Der Schutz von Menschenrechten ist nach Meinung der deut-
schen Gewerkschaften ein internationales Problem, das in Zeiten der Glo-
balisierung am wirksamsten auf internationaler Ebene angegangen werden
kann. Durch grenziibergreifende Zusammenarbeit und Informations- und
Erfahrungsaustausch auf Arbeitnehmerseite soll den Zwingen der Globa-
lisierung und der dadurch verschirften Standortkonkurrenz entgegenge-
wirkt werden.

Auf europiischer und internationaler Ebene gibt es zahlreiche Initiati-
ven von europiischen und internationalen Dachverbianden in Zusammen-
arbeit mit nationalen Gewerkschaften, um Arbeitnehmerrechte als Teil der
Menschenrechte international besser zu verankern. Wichtiger Bestandteil
der internationalen Strategie sind grenziiberschreitende unternehmens-
und branchenspezifische Gewerkschaftsnetzwerke. So kann relevantes
Wissen generiert und ausgetauscht, Forderungen kdnnen erstellt und um-
gesetzt werden. Allerdings ist die Anzahl solcher Gewerkschaftsnetzwerke
bisher gering, und nur die bedeutendsten Unternehmen in ausgewihlten
Branchen werden von gewerkschaftlichen Netzwerken abgedeckt. Der
internationalen Zusammenarbeit von Gewerkschaften sind dabei Grenzen
gesetzt, da gewerkschaftliche Aktivititen zu transnationalen Arbeitsbezie-
hungen erst noch umfassender institutionalisiert werden missen.

Die UN-Leitprinzipien bieten mehrere Ansatzpunkte fiir die Arbeit von
Arbeitnehmervertretungen. In Landern, in denen die Anerkennung von
Arbeitnehmerrechten — vor allem das Recht auf freie gewerkschaftliche Or-
ganisation — bisher nur eingeschriankt oder gar nicht gewéhrleistet ist, kon-
nen die UN-Leitprinzipien ein wichtiger Ansatzpunkt sein, diese Rechte
und ihre Implementierung von den jeweiligen Regierungen einzufordern.
Dariiber hinaus stellen die UN-Leitprinzipien einen Bezugspunkt dar, um
gewerkschaftlichen Forderungen Beachtung und Legitimitit zu verschaf
fen. So konkretisieren die UN-Leitprinzipien die staatlichen Verpflichtun-
gen, fir die Achtung der Menschenrechte durch Unternehmen zu sorgen.
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Mit der Forderung nach einer stirkeren Bertcksichtigung der Men-
schenrechte, z.B. bei der Vergabe von Exportkredit- und Investitionsgaran-
tien oder bei der 6ffentlichen Beschaffung, ergeben sich auch praktische
Ankntpfungspunkte fir entsprechende politische Forderungen der Ge-
werkschaften in den Industriestaaten. Dartber hinaus betonen die UN-
Leitprinzipien die Verantwortung der Unternehmen fiir die Einhaltung
und Wahrung der Menschenrechte in ihrer Lieferkette. Bei gewerkschaft-
lichen Forderungen zur Kontrolle der Lieferkette und zur Stirkung der
gewerkschaftlichen Organisation in Zulieferbetrieben kann auf die UN-
Leitprinzipien zuriickgegriffen werden.

Bei der Umsetzung der Grundsatzverpflichtung von Unternehmen
und der Einhaltung ihrer menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht mit Fol-
genabschitzung und Wirksamkeitskontrolle, Beschwerde- und Wieder-
gutmachungsmechanismen soll nach den UN-Leitprinzipien auf die Rick-
meldung relevanter Stakeholder Bezug genommen werden. Als wichtigen
Stakeholdern kommt den Gewerkschaften und betrieblichen Arbeitneh-
mervertretungen die Rolle zu, diese Elemente der UN-Leitprinzipien zu
prézisieren und mitzugestalten. Deshalb ist es naheliegend, dass Arbeitneh-
mervertretungen bei der Formulierung der Grundsatzerklarung als Ver-
treter der Mitarbeiter mit ihrem Fachwissen eingebunden werden. Gewerk-
schaften konnen dariiber hinaus Hinweise und Informationen geben, um
menschenrechtliche Risiken im Unternehmen zu beurteilen.

Um zu verifizieren, ob nachteiligen menschenrechtlichen Auswirkun-
gen begegnet wird, sollten Unternehmen nach den UN-Leitprinzipien auch
die Wirkung der von ihnen ergriffenen Gegenmaffnahmen unter Riickmel-
dung betroffener Stakeholder verfolgen. Dabei wird den Stakeholdern eine
Reihe von Informationsrechten eingerdaumt. Gewerkschaften und betrieb-
liche Arbeitnehmervertretungen konnen sich hierauf berufen, um ausrei-
chende Informationen iiber die Unternehmenstatigkeiten zu erhalten und
die Angemessenheit der Gegenmafinahmen eines Unternehmens in Bezug
auf die betreffende menschenrechtliche Auswirkung sicherzustellen.

In den UN-Leitprinzipien gibt es verschiedene Anforderungen an aufSer-
gerichtliche Beschwerdeverfahren in Unternehmen. Viele dieser Wirksam-
keitskriterien entsprechen den Forderungen auf Arbeitnehmerseite fiir
einen einfachen und leicht zuginglichen Beschwerdemechanismus, der
Zugangsmoglichkeiten, Transparenz und Legitimitit gewihrleistet. Aus
gewerkschaftlicher Sicht ist wichtig, dass unternehmenseigene Beschwer-
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demechanismen die Rolle rechtmifiger Gewerkschaften bei der Beilegung
von arbeitsbezogenen Konflikten und Tarifverhandlungen nicht untergra-
ben dirfen. Dies wird von den UN-Leitprinzipien explizit festgehalten.

Trotz dieser grundsitzlichen Ubereinstimmung der Ruggie-Prinzi-
pien mit Ansitzen gewerkschaftlicher Politik ist die Resonanz auf die
UN-Leitprinzipien aus den Gewerkschaften bisher verhalten. Wahrend
europiische und internationale Gewerkschaftsverbinde das Rahmenwerk
und die UN-Leitprinzipien grundsitzlich begriffen und ihren Nutzen
fur die Férderung der Arbeitnehmerrechte betonen, wird ihnen von den
deutschen Gewerkschaften nur ein begrenzter politischer Stellenwert zu-
geschrieben. Zwar hat der DGB eine Stellungnahme zum Rahmenwerk
und den UN-Leitprinzipien abgegeben, und Gewerkschaften waren an der
Ausarbeitung des deutschen Nationalen Aktionsplans umfassend beteiligt,
allerdings fehlt eine Verbindung zwischen dieser politischen Arbeit und
praktischen Ansitzen in den Unternehmen sowie in der Bildungsarbeit.
So liegen z.B. keine Informationmaterialien oder Handlungshilfen fiir die
UN-Leitprinzipien vonseiten der Gewerkschaften fir ihre Mitglieder vor.
Insbesondere bei den betrieblichen Interessenvertretern sind so Rahmen-
werk und UN-Leitprinzipien weitgehend unbekannt.

Politisch kritisieren die deutschen Gewerkschaften das Rahmenwerk
und die UN-Leitprinzipien vor allem wegen ihrer fehlenden Verbind-
lichkeit. Ahnlich wie NGOs verlangen sie eine strengere Regulierung des
unternehmerischen Handelns im Bereich Menschenrechte. Zusitzlich
verweisen die Gewerkschaften darauf, dass die OECD-Leitsitze fiir multi-
nationale Unternehmen durch ihren Beschwerdemechanismus bereits ein
wichtiges Instrument zur Starkung der menschenrechtlichen Verantwor-
tung von Unternehmen sind.

12.3 Globale Rahmenvereinbarungen
als Ansatz der Gewerkschaften

Mit dem Abschluss von globalen Rahmenvereinbarungen haben die Ge-
werkschaften in den letzten Jahren versucht, einen eigenen politischen
Ansatz fir den Aufbau von gewerkschaftlichen Kooperationen auf trans-
nationaler Ebene zu schaffen. Diese Vereinbarungen sind der Versuch, eine
Grundlage fiir die transnationale Regulierung von Arbeitsbeziehungen in
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einem Unternehmen oder in der Wertschopfungskette zu legen, und ein
Beitrag zum Aufbau und zur Institutionalisierung einer transnationalen
Arena der Arbeitnehmerbeziehungen.

Alle Rahmenvereinbarungen berufen sich auf die ILO-Kernarbeits-
normen und schiitzen mindestens das Recht auf Vereinigungsfreiheit und
Kollektivverhandlungen. Knapp die Hilfte der 114 existierenden globalen
Rahmenvereinbarungen bezieht sich auf ein breites Menschenrechtsver-
staindnis nach der UN-Menschenrechtscharta und OECD-Leitsitzen. Seit
der Verabschiedung der UN-Leitprinzipien haben 20 Prozent der neu ver-
handelten globalen Rahmenvereinbarungen direkt Bezug auf die UN-Leit-
prinzipien genommen.

Globale Rahmenvereinbarungen wiederum werden auch in den UN-
Leitprinzipien im Kontext von Beschwerde- und Wiedergutmachung ex-
plizit erwahnt. Insoweit gibt es eine wechselseitige Beeinflussung zwischen
globalen Rahmenvereinbarungen und UN-Leitprinzipien. Die durch
globale Rahmenvereinbarungen geschaffenen Konsultationsprozesse zwi-
schen Arbeitnehmervertretern und dem Management eines Unterneh-
mens konnen dabei helfen, menschenrechtliche Risiken zu identifizieren
und die Wirksamkeit ergriffener Mafinahmen zu tberprifen. Damit liegt
in diesen Vereinbarungen ein wichtiger Baustein zur Umsetzung der in
den UN-Leitprinzipien geforderten unternehmerischen Sorgfaltspflicht.

Untersuchungen zu Beschwerdemechanismen in globalen Rahmenver-
einbarungen zeigen, dass die Vereinbarungen im Kontext des sozialen Dia-
logs zur Klarung von Beschwerden beitragen und sich durch eine frithzei-
tige und schnelle Beschwerdebearbeitung auszeichnen. Teilweise enthalten
globale Rahmenvereinbarungen auch Betriebsbesichtigungen oder Audits
zur Umsetzung der in den Vereinbarungen festgelegten Grundsitze. Ein
kleiner Teil der Vereinbarungen sieht zudem die Moglichkeit vor, neutra-
le Mediatoren zur Konfliktlésung einzuschalten. Beispiele in Hinblick auf
eine Wiedergutmachung zeigen, dass von globalen Rahmenvereinbarun-
gen positive Auswirkungen auf die industriellen Beziehungen und Arbeits-
bedingungen im Unternehmen und bei den Lieferanten ausgehen kdnnen.
Insbesondere konnen globale Rahmenvereinbarungen hilfreich sein, um
in Unternehmen das Recht auf Vereinigungsfreiheit und Kollektivverhand-
lungen umzusetzen und zu starken.

In der Umsetzung solcher Vereinbarungen gibt es dennoch erkennbar
Schwichen und Defizite. So sind globale Rahmenvereinbarungen vielen
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Beschiftigten des Unternechmens sowie lokalen Arbeitnehmervertretern
und Gewerkschaften haufig unbekannt (Fichter/Sayim/Agtas 2013). Damit
globale Rahmenvereinbarungen besser zum internationalen Arbeitneh-
mer- und Menschenrechtsschutz beitragen kénnen, miissen lokale Arbeit-
nehmervertreter verstirke in die Verhandlung, Implementierung und
Uberwachung der Vereinbarungen einbezogen werden.

In Verbindung der beiden Ansitze »Rahmenvereinbarungen« und
»UN-Leitprinzipien« kdnnte seitens der Gewerkschaften gepriift werden,
inwiefern bereits existierende Mechanismen in den globalen Rahmenver-
einbarungen den Anforderungen der UN-Leitprinzipien entsprechen und
ob diesbeziiglich moglicherweise ein Reformbedarf besteht, beispielsweise
eine Prizisierung des Beschwerdemechanismus. So liegt der Fokus der Be-
schwerdemechanismen in den meisten globalen Rahmenvereinbarungen
auf den beim Unternehmen beschiftigten Personen und Arbeitnehmer-
vertretern. Ein groferer Kreis, der z.B. auch die Zulieferbetriebe mit ein-
schlieft, wire notwendig, um den Anforderungen der UN-Leitprinzipien
an einen effektiven Beschwerdemechanismus wirklich gerecht zu werden.
Damit bieten die UN-Leitprinzipien insbesondere auch Argumente fir
eine verbindlichere Gestaltung der Verweise auf die Lieferkette von trans-
nationalen Unternehmen in globalen Rahmenvereinbarungen.

12.4 Unternehmen sind aktiv
bei Umsetzung der UN-Leitprinzipien

Wie die Analyse unserer zwolf Unternehmensfallstudien zeigt, gibt es in
groffen international titigen Unternehmen bereits viele Ansitze, den An-
forderungen der UN-Leitprinzipien zu entsprechen (Kapitel 10). So weisen
adidas, BASF, Daimler, Deutsche Telekom, Norsk Hydro und Unilever explizit
darauf hin, dass sie die Ausgestaltung ihrer Menschenrechtsstrategie an
den UN-Leitprinzipien ausgerichtet haben. Unilever hat dariiber hinaus als
erstes Unternehmen einen Menschenrechtsbericht veroffentlicht, der Aus-
fuhrungen zur Umsetzung der UN-Leitprinzipien im Konzern enthilt.
Alle untersuchten Unternehmen verfiigen iber eine Grundsatzerkla-
rung, die mindestens auf den ILO-Kernarbeitsnormen basiert. Finf Unter-
nehmen - adidas, BASF, Deutsche Telekom, Norsk Hydro und Unilever — ha-
ben zusitzlich Menschenrechtserklarungen veréffentlicht. In Hinblick auf
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die menschenrechtliche Sorgfaltspflicht der untersuchten Unternehmen
ist festzustellen, dass neun der untersuchten Unternehmen Risikoanalysen
durchfihren. Daimler und Norsk Hydro nutzen dabei das »Human Rights
Compliance Assessment« (HRCA) des Danish Institute for Human Rights
(DIHR), andere Unternehmen schalten Beratungsinstitute ein oder fithren
eigene Programme durch.

Alle untersuchten Unternehmen stellen Anforderungen an ihre Liefe-
ranten in Hinblick auf die Einhaltung grundlegender Menschenrechte und
tberprifen durch schriftliche Befragungen und Audits zumindest ihre di-
rekten Zulieferbetriebe. Eine Uberpriifung durch Audits findet abhingig
von Auftragswert, Linderrisiko oder sonstiger Risikoeinschitzungen statt.
Die Zahl der Audits ist im Vergleich zur Gesamtzahl der Lieferanten aller-
dings gering, zudem ist die Wirksamkeit von Audits zur Verbesserung des
Menschenrechtsschutzes bei Lieferanten unter Experten umstritten (Star-
manns 2011). Vielversprechende Ansitze zur Umsetzung eines Menschen-
rechtsschutzes in der Lieferantenkette werden deshalb eher in der Befihi-
gung der Lieferanten (>Empowerment«) sowie in positiven Anreizen fir
Zulieferer gesehen.

So kénnen Schulungen Lieferanten dazu befihigen, aus eigener Kraft
ihre menschenrechtliche Sorgfaltspflicht zu verbessern (Germanwatch/Mi-
sereor 2014a, S. 76). Sechs der untersuchten Unternehmen bieten Schulun-
gen fur Lieferanten zur Umsetzung der Anforderungen im Bereich men-
schenrechtliche Sorgfaltspflicht an. Dartiber hinaus setzen adidas, BASF,
Faber-Castell und Otto positive Anreize fur Zulieferbetriebe, die ihrer men-
schenrechtlichen Sorgfaltspflicht ausreichend nachkommen. Lieferanten,
die sich fiir die Einhaltung und Férderung von Menschenrechten enga-
gieren, werden bei der Auftragsvergabe dieser Konzerne verstirkt beriick-
sichtigt.

Alle untersuchten Unternehmen verfligen tiber Beschwerdemechanis-
men. Meist sind den Verhaltenskodizes der Unternehmen Beschwerdever-
fahren angeschlossen, die allen Mitarbeitern die Moglichkeit einrdumen
sollen, Compliance-Verstdfse gegen Inhalte der Kodizes zu melden. Dabei
haben BASF, Daimler und Otto auch die Stelle einer externen Ombudsper-
son eingerichtet. Verfahren fir die Einreichung von Beschwerden durch
unternehmensexterne Personen, wie z.B. durch die Beschiftigten der Lie-
ferantenbetriebe, gibt es bei adidas, BASF, Bosch, Daimler, Deutsche Telekom,
Norsk Hydro und thyssenkrupp. Dariiber hinausgehend verfiigt BASF iiber

209



Kapitel 12

einen Beschwerdemechanismus fiir Gemeinden im Umfeld der eigenen
Produktionsstandorte.

Besonders innovativ ist dabei der Beschwerdemechanismus von adidas,
wo Mitarbeiter ausgewéhlter Lieferanten die Moglichkeit haben, Beschwer-
den per SMS zu senden. Die Beschwerdemechanismen von adidas, BASF
und Norsk Hydro kommen den Anforderungen der Wirkungskriterien
nach den UN-Leitprinzipien in Hinblick auf Legitimitit, Zuganglichkeit,
Berechenbarkeit, Ausgewogenheit, Transparenz und Rechtekompatibilitit
sowie einer kontinuierlichen Anpassung weitgehend nach.

In gewissem Gegensatz zu diesen Aktivititen der Unternehmenslei-
tungen zeigen die Ergebnisse der zwolf Unternehmensfallstudien und die
schriftliche Befragung von Betriebsriten, dass es unter den betrieblichen
Arbeitnehmervertretungen teilweise noch wenig Wissen tiber die UN-Leit-
prinzipien und die entsprechenden Anforderungen an die unternehmeri-
sche menschenrechtliche Sorgfaltspflicht gibt. Das Thema Menschenrech-
te wird von der betrieblichen Arbeitnehmervertretung selten als eigenes
Handlungsfeld begriffen. Vielfach sehen Betriebsrite das Thema der unter-
nehmerischen Verantwortung fiir die Achtung der Menschenrechte als
vorrangige Verpflichtung des Managements; ein eigener Handlungsbedarf
wird nur vereinzelt abgeleitet. Da auch personelle Kapazititen fehlen, um
das Thema Menschenrechte zusitzlich zu bearbeiten, gibt es nur in beson-
deren Fillen grofere Initiativen von Betriebsraten.

Zusitzlich sind fehlende Ansprechpartner an einzelnen Standorten in
anderen Lindern und auch fehlende demokratisch legitimierte gewerk-
schaftliche Vertretungen an kritischen Produktionsstandorten als proble-
matisch fir die Beteiligungsmoglichkeiten auf Arbeitnehmerseite anzu-
sehen. Deutsche Arbeitnehmervertretungen weisen auch darauf hin, dass
dem Thema Menschenrechte in Europiischen Betriebsriten hiufig keine
Relevanz beigemessen wird. Eine Ausnahme bildet hier z. B. Solvay, wo der
Europiische Betriebsrat Vertragspartner der Grundsatzerklirung ist.

Allerdings gibt es gerade im Menschenrechtsbereich auch sehr enga-
gierte Betriebsrate, wie unsere Unternehmensfallstudien aufgezeigt haben.
So war die betriebliche Arbeitnehmervertretung von Norsk Hydro wesent-
licher Treiber fiir Vereinbarungen im Bereich der unternehmerischen men-
schenrechtlichen Sorgfaltspflicht. Dabei stehen fiir Betriebsrite vor allem
gewerkschaftsrelevante Arbeitnehmerrechte im Vordergrund des Engage-
ments wie das Recht auf Vereinigungsfreiheit und Kollektivverhandlungen
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sowie der Schutz von Gewerkschaftsmitgliedern vor ungerechtfertigter
Entlassung und Diskriminierung. Auffillig ist, dass das Engagement hau-
fig sehr stark von der personlichen Einstellung der handelnden Arbeitneh-
mervertreter und ihrer Affinitdt zum Thema abhingt — z.B. Kontakte zu
Kirchen oder NGOs, oder die berufliche Laufbahn fihrte zu engem Kon-
takt mit Beschiftigten in menschenrechtlich problematischen Lindern.

Deutsche Arbeitnehmervertretungen werden vor allem dann aktiv,
wenn VerstofSe gegen Arbeitnehmerrechte im eigenen Unternehmen auf-
treten, wie die Unternehmensfallstudien Deutsche Post DHL und Deutsche
Telekom zeigen. Die Aktivititen der deutschen Betriebsrite und Arbeitneh-
mervertreter im Aufsichtsrat reichen vom Aufgreifen des Themas in Auf-
sichtsratssitzungen tber die Unterstiitzung auslindischer Gewerkschaften,
Initiierung von Solidarititsbekundungen und Aktionen innerhalb der Be-
legschaft, Erstellung von rechtlichen Gutachten sowie Mitarbeit an OECD-
Beschwerden bis hin zum personlichen Engagement in der Freizeit.

Themen im Bereich Menschenrechte, bei denen die Arbeitnehmerver-
tretungen am haufigsten eingebunden werden, sind Grundsatzerklarun-
gen und Beschwerdemechanismen. Viele der untersuchten Unternehmen
verfiigen uber eine Grundsatzerklarung, bei deren Formulierung Betriebs-
rite direkt oder indirekt beteiligt waren. In zwei Untersuchungsfallen —
Faber-Castell und Solvay — basierten die Grundsatzerklarungen auf explizi-
ten Vereinbarungen mit den Arbeitnehmervertretungen. Bei der Deutschen
Post DHL war das Engagement der betrieblichen Arbeitnehmervertretung
fir die Einfithrung eines Verhaltenskodex mafgeblich.

In Hinblick auf die Beschwerdemechanismen sind die Beschwerdever-
fahren haufig unter Beteiligung der betrieblichen Arbeitnehmervertretung
ausgestaltet worden. Ein Beispiel hierfiir ist die Arbeitnehmervertretung
von adidas, die eine eigene, international zugingliche intranetgestitzte Be-
schwerdeplattform betreibt. In allen untersuchten Unternehmen fungier-
ten die Betriebsrite aufferdem als Ansprechpartner fiir Beschwerden, die
von der internationalen oder nationalen Gewerkschaftsebene aufgegriffen
worden sind (siche Fallstudien Bosch und Daimler). In vielen Fallen erfah-
ren deutsche Arbeitnehmervertretungen auch durch ihre Mitgliedschaft
im Aufsichtsrat iber relevante Beschwerden im Unternehmen.

Der Austausch zwischen betrieblicher Arbeitnehmervertretung und
dem Management tber menschenrechtliche Belange findet in verschiede-
nen Gremien statt. So fihren adidas, Deutsche Post DHL, Deutsche Telekom
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und Norsk Hydro Stakeholder-Dialoge mit Beteiligung der betrieblichen
Arbeitnehmervertretung durch. Bei adidas und Otto gibt es mehrmals
jahrlich tagende Austauschgremien, und bei Daimler gibt es einen Nach-
haltigkeitstag unter Beteiligung der Arbeitnehmervertretung mit einer
Arbeitsgruppe zum Thema Menschenrechte. Bei Norsk Hydro existiert ein
Netzwerk zu CSR und Sicherheitskraften fiir Unternehmenseinheiten in
Brasilien, in das der deutsche Konzernbetriebsrat aktiv eingebunden ist.
AufSerdem ist in Hinblick auf das Lieferantenmanagement die Arbeitneh-
mervertretung bei Norsk Hydro an Lieferanteniiberpriifungen beteiligt. Bei
adidas, Norsk Hydro, Otto und Solvay werden die Arbeitnehmervertretun-
gen der Lieferanten bei Audits eingebunden oder Arbeitnehmervertretun-
gen tber Ergebnisse der Audits informiert.

Es gibt — so das Ergebnis unserer Fallstudien — berall gute Ansatze.
Um die betrieblichen Arbeitnehmervertretungen in Deutschland noch
starker in das Thema Menschenrechte einzubinden, ist allerdings eine bes-
sere und systematischere Informationspolitik durch die Unternehmen not-
wendig, um Transparenz tiber die menschenrechtliche Sorgfaltspflicht im
Konzern zu schaffen.

12.5 Ausblick

Zentrales Thema dieses Projektes waren die UN-Leitprinzipien fir Wirt-
schaft und Menschenrechte und ihr moglicher Nutzen fiir Gewerkschaften
und Arbeitnehmervertretungen. Die Haltung der Gewerkschaften zu die-
sem Politikansatz und zu den Forderungen Ruggies ist zwar grundsatzlich
positiv, weil die UN-Leitprinzipien einen weiteren Ansatz fir eine stirker
an sozialen Kriterien ausgerichtete wirtschaftliche Globalisierung bieten,
zugleich wird der Nutzen fir die eigene Arbeit in Deutschland aber bis-
her eher als gering eingeschitzt. Gewerkschaften betonen weiterhin die Be-
deutung der OECD-Leitsitze fir multinationale Unternehmen, um diese
fir ihr Geschiftsverhalten zur Verantwortung zu ziehen. Dies gilt nicht
nur, weil die Gewerkschaften mit den OECD-Leitsitzen vertraut sind und
durch das Trade Union Advisory Committee (TUAC) ber eine institutionel-
le Vertretung bei der OECD verfiigen, sondern auch, weil die revidierten
Leitsdtze von 2011 iber ein eigenes Menschenrechtskapitel verfiigen, das
weitgehend mit Sdule 2 der UN-Leitprinzipien deckungsgleich ist.
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Im Unterschied dazu greifen insbesondere transnationale Konzerne
mit Sitz in den OECD-Léandern die UN-Leitprinzipien aktiv auf. Viele ha-
ben den Ruggie-Prozess, der in die UN-Leitprinzipien miindete, von An-
fang an aktiv begleitet. Moglicherweise geschah dies, weil ihnen Ruggies
Ansatz durch den Global Compact vertraut war, und sie kein verbindliches
Instrument firchten mussten, wie es mit den UN-Normen versucht wurde.
Seit der Verabschiedung der UN-Leitprinzipien gibt es vielfiltige Initiati-
ven der Privatwirtschaft, die sich der Umsetzung dieser Prinzipien wid-
men. Einige von ihnen wurden im Rahmen der Unternehmensfallstudien
erwihnt. Ein wichtiges Motiv fiir das Engagement der Unternehmen, das
auch in den Interviews mit Vertretern der Gewerkschaften und Arbeitneh-
mervertretungen immer wieder zum Ausdruck kam, dirfte in der erwar-
teten Reputation liegen, die Unternehmen durch ihre Anerkennung der
Menschenrechte als wichtigste internationale Normen erwarten.

Was wurde bisher erreicht? Zunichst ist festzuhalten, dass Unterneh-
men vor allem in Bezug auf Leitprinzip 16, also die Erarbeitung einer
Grundsatzverpflichtung, Fortschritte gemacht haben (De Felice 2015). Dies
bestitigen auch viele der im Rahmen dieses Projektes fiir die Unterneh-
mensfallstudien befragten Interviewpartner.

Im Unterschied zu dieser Ebene der »policy« stehen Unternehmen bei
der Erarbeitung von Instrumenten zur Umsetzung ihrer menschenrecht-
lichen Sorgfaltspflicht (Leitprinzipien 17-21), also dem »process«, erst am
Anfang. Zum Teil dirfte dies daran liegen, dass die UN-Leitprinzipien in
der Umsetzung der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht weiterer Prazisie-
rung bediirfen. Auch diesbezigliche Vorgaben und Unterstiitzungsmaf-
nahmen durch die Regierungen fallen bisher eher zogerlich aus, wie aus
einer Bewertung von bisher verabschiedeten Nationalen Aktionsplinen
durch das Danish Institute for Human Rights (DIHR) zusammen mit dem
International Corporate Accountability Roundtable (ICAR) hervorgeht (Da-
nish Institute for Human Rights/International Corporate Accountability
Roundtable 2014). Bei der Durchfihrung der menschenrechtlichen Sorg-
faltspflicht stehen Unternehmen vor der Herausforderung, dass sie die
menschenrechtliche Lage eines Landes und am Ort ihrer Geschiftstitig-
keit bewerten miissen, um das menschenrechtliche Risiko ihrer Tatigkeit
abzuschitzen. Die hierfiir in den UN-Leitprinzipien eingefiihrten Begrif-
fe — Schwere, Ausmaf, Haufigkeit, Komplexitit und Moglichkeit zur Wie-
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dergutmachung (»scale, scope, range, complexity, remediability«) — werden
aber weder klar definiert noch ausfihrlicher diskutiert.

Da konkretere Anleitungen fehlen, greifen Unternehmen, die sich ent-
schliefen, eine menschenrechtliche Risikoabschiatzung durchzufiihren,
auf vertraute Verfahren der Messung vorwiegend unter Verwendung quan-
titativer Indikatoren zurtick. Haufig wird die Risikoabschitzung auch an
Beratungsunternehmen ausgelagert, die auf CSR spezialisiert sind. Die Ge-
nerierung von Indikatoren hat jedoch auch politische Implikationen, weil
dadurch letztlich auch der Inhalt von Normen im Bereich Wirtschaft und
Menschenrechte bestimmt werden kann. Wenn wichtige Fragen zur Um-
setzung der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht durch Unternehmen auf
diese Weise in der Definitionshoheit des Privatsektors verbleiben, besteht
die Gefahr der Marginalisierung legitimer Akteure, beispielsweise des UN-
Menschenrechtsrats, wenn diese nicht tiber dhnliche Ressourcen verfigen,
sich in die Bildung von Indikatoren einzubringen (De Felice 2015). Letzt-
lich geht es also bei der Diskussion iiber Indikatoren und die Entwicklung
angemessener Instrumente fiir die Wahrnehmung der menschenrecht
lichen Sorgfaltspflicht von Unternehmen auch um die Diskurshoheit im
Themenfeld Wirtschaft und Menschenrechte (De Felice 2015).

Neben »policy« und »process« geht es bei der Beurteilung der UN-Leit-
prinzipien auch um die realen Ergebnisse, also die Wirkung der ergrif
fenen Maflnahmen oder den »impact«. Die im Rahmen dieses Projektes
dokumentierten Ansitze deutscher Unternehmen zur Umsetzung der
UN-Leitprinzipien sind als weitgehend und tberwiegend positiv zu be-
werten. Allerdings lief sich dies nur auf der Ebene der Regelsetzung und
-durchsetzung tiberprifen, beispielsweise durch Abfragen von Verhaltens-
kodizes und Audits der Lieferketten. Letztlich verbleibt unsere Analyse
damit auf der Ebene von Compliance. Wichtige Anforderungen aus den
UN-Leitprinzipien wie die relevante Einbindung unmittelbar Betroffener
und weiterer Stakeholder konnten nicht Gberprift werden. Auch wire es
wichtig zu erfahren, wie Betroffene vor Ort von Unternehmen ergriffene
Mafnahmen einschitzen und ob diese tatsichlich zu einer Verbesserung
ihrer Lage beigetragen haben. Eine solch kritische Sicht auf die Wirkung
von Unternehmensstrategien und Instrumenten wurde bereits im Kontext
der Diskussion iiber CSR vorgebracht (Blowfield 2007).

Auch engagierte Unternehmen sind nicht davor geschiitzt, weiterhin
mit Vorwiirfen wegen Missachtung ihrer menschenrechtlichen Verant-
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Fazit

wortung konfrontiert zu werden. Es bleibt eine Differenz zwischen dem
Anspruch auf Wahrnehmung der eigenen menschenrechtlichen Verant
wortung und der realen Situation. Dies verweist darauf, dass es fiir einen
Vorstand nicht ausreichend ist, politische Vorgaben fiir die Wahrnehmung
der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht durch das Unternehmen zu ma-
chen. Die Unternechmen missen reale Verinderungen einleiten — Fort
schritte scheinen hier nur mdglich, wenn es mehr verbindliche Regulie-
rung gibt.

215






Literaturverzeichnis

Aarenson, Susan Ariel/Higham, lan (2013): »Re-righting Business«. John
Ruggie and the Struggle to Develop International Human Rights Stan-
dards for Transnational Firms, in: Human Rights Quarterly, Nr. 35,
H. 2, S. 333-364.

Access (0.].): Bases wiki case studies. OECD NCP Germany — DGB vs. Bayer
AG. The Philippines 2007, http://www.accessfacility.org/oecd-ncp-ger
many-dgb-vs-bayer-ag (Abruf am 4.1.2016).

Amnesty International (2016): NGOs welcome adoption of new Council of
Europe Recommendation on Human Rights and Business, https:/www.
amnesty.org/en/documents/ior10/3625/2016/en/ (Abruf am 13.4.2016).

Arruada, Lilian/Fichter, Michael/Helfen, Markus/Sydow, Jorg (2012): Inter-
national Framework Agreements — a powerful tool for ensuring Core
Labour Standards in a globalized world? Insights from Brazil, Fried-
rich-Ebert-Stiftung, Berlin.

Augenstein, Daniel (2011): Extraterritorialer Menschenrechtsschutz und
Unternehmensverantwortung. Eine europaische Perspektive, in: Burck-
hardt, Gisela (Hg.): Mythos CSR. Unternehmensverantwortung und
Regulierungslicken, S. 43-46.

Auswirtiges Amt (2015): Prozessvorschlag fir einen Nationalen Aktions-
plan zur Umsetzung der UN-Leitprinzipien zu Wirtschaft und Men-
schenrechten in Deutschland, Berlin.

Backer, Larry (2011): On the Evolution of the United Nations »Protect-Re-
spect-Remedy Project«. The State, the Corporation and human rights
in a Global Governance Context, in: Santa Clara Journal of Interna-
tional Law, 9. Jg., H. 1, http:/digitalcommons.law.scu.edu/cgi/viewcon
tent.cgi?article=1092&context=scujil (Abruf am 12.2.2016).

217


http://www.accessfacility.org/oecd-ncp-germany-dgb-vs-bayer-ag
http://www.accessfacility.org/oecd-ncp-germany-dgb-vs-bayer-ag
https://www.amnesty.org/en/documents/ior10/3625/2016/en/
https://www.amnesty.org/en/documents/ior10/3625/2016/en/
http://digitalcommons.law.scu.edu/cgi/viewcontent.cgi?article=1092&context=scujil
http://digitalcommons.law.scu.edu/cgi/viewcontent.cgi?article=1092&context=scujil

Literaturverzeichnis

Baker, Jim (2011): Global Agreements and Protect, Respect, Remedy, Coun-
cil of Global Unions in International Centre for Trade Union Rights,
https://business-humanrights.org/sites/default/files/media/documents/
global-agreements-ictur-2011.pdf (Abruf am 29.4.2017).

Barrientos, Stephanie (2007): Global Production Systems and Decent Work,
Genf, http:/ilo.org/wemspS/groups/public/---dgreports/---integration/
documents/publication/wcms_085041.pdf (Abruf am 29.4.2017).

Bau- und Holzarbeiter Internationale (BHI) (2010): Richtlinien fiir Inter-
nationale Rahmenvereinbarungen, http:/connect.bwint.org/pdfs/BW1
RichtlinieIRA16Nov200de.pdf (Abruf am 8.9.2017).

Baumlisberger, Damian/Brink, Alexander (2012): Die ILO-Standards zum
Schutz von Arbeitnehmerrechten. Ein Begriindungsversuch mit Hilfe
der kantischen Position von Norman E. Bowie, in: Zeitschrift fir Wirt-
schafts- und Unternehmensethik, Nr. 13, H. 2, S. 118-140.

Baur, Dorothea/Schmitz, Hans Peter (2012): Corporations and NGOs. When
Accountability Leads to Co-optation, in: Journal of Business Ethics,
Nr. 106, H. 1, S. 9-21.

Beile, Judith/Feuchte, Beate/Homann, Birte (2010): Corporate Social Re-
sponsibility (CSR) und Mitbestimmung, Hans-Bockler-Stiftung, Diis-
seldorf.

Blowfield, Michael (2007): Reasons to Be Cheerful? What We Know About
CSR’s Impact, in: Third World Quarterly, Nr. 28, H. 4, S. 683-695.

Blowfield, Michael/Frynas, Jedrzej G. (2005): Setting New Agendas. Criti-
cal Perspectives on Corporate Social Responsibility in the Developing
World, in: International Affairs, Nr. 81, H. 3, S. 499-513.

Brammer, Stephen/Jackson, Gregory/Matten, Dirk (2012): Corporate So-
cial Responsibility and institutional theory. New perspectives on pri-
vate governance, in: Socio-Economic Review, Nr. 10, H. 1, S. 3-28.

Brandl, Sebastian/Stelzl, Bernhard (2005): Internationale Arbeitsbeziehun-
gen — Globalisierung als Chance fiir die deutschen Gewerkschaften?, in:
WSI Mitteilungen, Nr. 2, H. 1, S. 82-89.

Brot fur die Welt/Germanwatch (2016): Wirtschaft und Menschenrechte,
Unternehmen verbindlich in die Pflicht nehmen, https:/germanwatch.
org/de/download/14818.pdf (Abruf am 13.5.2016).

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbande (BDA) (Hg.) (2011):
Neue Herausforderungen fir globale industrielle Beziehungen. Interna-
tional Framework Agreements (IFAs) and global campaigning, Berlin.

218


https://business-humanrights.org/sites/default/files/media/documents/global-agreements-ictur-2011.pdf
https://business-humanrights.org/sites/default/files/media/documents/global-agreements-ictur-2011.pdf
http://ilo.org/wcmsp5/groups/public/---dgreports/---integration/documents/publication/wcms_085041.pdf
http://ilo.org/wcmsp5/groups/public/---dgreports/---integration/documents/publication/wcms_085041.pdf
http://connect.bwint.org/pdfs/BWIRichtlinieIRA16Nov200de.pdf
http://connect.bwint.org/pdfs/BWIRichtlinieIRA16Nov200de.pdf
https://germanwatch.org/de/download/14818.pdf
https://germanwatch.org/de/download/14818.pdf

Literaturverzeichnis

Bureau of Economic and Business Affairs (2013): U.S. NCP Final assess-
ment. Communications Workers of America (AFL-CIO, CWA)/ver.di
and Deutsche Telekom AG, 9. July 2013, U.S. Department of State,
hteps://www.state.gov/e/eb/oecd/usncp/links/rls/211646.htm (Abruf am
17.10.2015).

CorA (2006): Grindungserklirung des Netzwerkes fiir Unternehmensver-
antwortung — Corporate Accountability (CorA), http://www.cora-netz.
de/cora/wp-content/uploads/grundungserklarung-netzwerk-fur-unter
nehmensverantwortung.pdf (Abruf am 10.1.2016).

CorA (2014): Positionspapier des CorA-Netzwerks fiir Unternehmensverant-
wortung zur Umsetzung der EU-Vergaberichtlinie (»klassische Richtli-
nie«) in deutsches Recht, 21. November 2014, http:/www.cora-netz.de/
cora/wp-content/uploads/2014/11/CorA_2014-11-21_Positionspapier_
Umsetzung-EU-Vergaberichtlinie.pdf (Abruf am 17.10.2015).

CorA/Forum Menschenrechte (2013): Positionspapier zu Wirtschaft und Men-
schenrechte — Erwartungen an einen deutschen Aktionsplan, http:/www.
forum-menschenrechte.de/coraforum-menschenrechte-erwartungen-an-
einen-nationalen-aktionsplan-unternehmensverantwortung/ (Abruf am
17.10.2015).

CorA/Forum Menschenrechte (2014a): Wirtschaft und Menschenrechte.
Menschenrechtliche Sorgfaltspflichten von Unternehmen, http:/www.
cora-netz.de/cora/wp-content/uploads/CorA-ForumMR _Steckbrief-
Sorgfaltspflichten.pdf (Abruf am 16.2.2016).

CorA/Forum Menschenrechte (2014b): Wirtschaft und Menschenrechte.
Offenlegungspflichten fiir Unternehmen, http:/www.cora-netz.de/cora/
wp-content/uploads/CorA-ForumMR_Steckbrief-Offenlegungspflich
ten.pdf (Abruf am 16.2.2016).

Council of Europe (2016a): Corporate social responsibility in the field of hu-
man rights, http:/www.coe.int/t/dghl/standardsetting/hrpolicy/Other_
Committees/HR_and_Business/Default_en.asp (Abruf am 13.4.2016).

Council of Europe (2016b): Recommendation CM/Rec (2016)3 of the Com-
mittee of Ministers to member States on human rights and business,
hteps://wed.coe.int/ViewDoc.jsp?p=&Ref=CM/Rec(2016)3&Language=
lanEnglish&Ver=original&BackColorInternet=DBDCF2&BackColorl
ntranet=FDC8648&BackColorLogged=FDC864&direct=true (Abruf am
13.4.2016).

219


https://www.state.gov/e/eb/oecd/usncp/links/rls/211646.htm
http://www.cora-netz.de/cora/wp-content/uploads/grundungserklarung-netzwerk-fur-unternehmensverantwortung.pdf
http://www.cora-netz.de/cora/wp-content/uploads/grundungserklarung-netzwerk-fur-unternehmensverantwortung.pdf
http://www.cora-netz.de/cora/wp-content/uploads/grundungserklarung-netzwerk-fur-unternehmensverantwortung.pdf
http://www.cora-netz.de/cora/wp-content/uploads/2014/11/CorA_2014-11-21_Positionspapier_Umsetzung-EU-Vergaberichtlinie.pdf
http://www.cora-netz.de/cora/wp-content/uploads/2014/11/CorA_2014-11-21_Positionspapier_Umsetzung-EU-Vergaberichtlinie.pdf
http://www.cora-netz.de/cora/wp-content/uploads/2014/11/CorA_2014-11-21_Positionspapier_Umsetzung-EU-Vergaberichtlinie.pdf
http://www.forum-menschenrechte.de/coraforum-menschenrechte-erwartungen-an-einen-nationalen-aktionsplan-unternehmensverantwortung/
http://www.forum-menschenrechte.de/coraforum-menschenrechte-erwartungen-an-einen-nationalen-aktionsplan-unternehmensverantwortung/
http://www.forum-menschenrechte.de/coraforum-menschenrechte-erwartungen-an-einen-nationalen-aktionsplan-unternehmensverantwortung/
http://www.cora-netz.de/cora/wp-content/uploads/CorA-ForumMR_Steckbrief-Sorgfaltspflichten.pdf
http://www.cora-netz.de/cora/wp-content/uploads/CorA-ForumMR_Steckbrief-Sorgfaltspflichten.pdf
http://www.cora-netz.de/cora/wp-content/uploads/CorA-ForumMR_Steckbrief-Sorgfaltspflichten.pdf
http://www.cora-netz.de/cora/wp-content/uploads/CorA-ForumMR_Steckbrief-Offenlegungspflichten.pdf
http://www.cora-netz.de/cora/wp-content/uploads/CorA-ForumMR_Steckbrief-Offenlegungspflichten.pdf
http://www.cora-netz.de/cora/wp-content/uploads/CorA-ForumMR_Steckbrief-Offenlegungspflichten.pdf
http://www.coe.int/t/dghl/standardsetting/hrpolicy/Other_Committees/HR_and_Business/Default_en.asp
http://www.coe.int/t/dghl/standardsetting/hrpolicy/Other_Committees/HR_and_Business/Default_en.asp
https://wcd.coe.int/ViewDoc.jsp?p=&Ref=CM/Rec(2016)3&Language=lanEnglish&Ver=original&BackColorInternet=DBDCF2&BackColorIntranet=FDC864&BackColorLogged=FDC864&direct=true
https://wcd.coe.int/ViewDoc.jsp?p=&Ref=CM/Rec(2016)3&Language=lanEnglish&Ver=original&BackColorInternet=DBDCF2&BackColorIntranet=FDC864&BackColorLogged=FDC864&direct=true
https://wcd.coe.int/ViewDoc.jsp?p=&Ref=CM/Rec(2016)3&Language=lanEnglish&Ver=original&BackColorInternet=DBDCF2&BackColorIntranet=FDC864&BackColorLogged=FDC864&direct=true

Literaturverzeichnis

Danish Institute for Human Rights/International Corporate Accountabil-
ity Roundtable (2014): National Action Plans on Business and Human
Rights: A Toolkit for the Development, Implementation, and Review
of State Commitments to Business and Human Rights Frameworks,
https:/www.humanrights.dk/sites/humanrights.dk/files/media/doku
menter/udgivelser/DIHR%20-%20ICAR%20National%20Action%?20
Plans%209%28NAPs%29%20Report.pdf (Abruf am 25.3.2015).

Daubler, Wolfgang (2011): Soft law und kollektives Arbeitsrecht — Witten-
berg-Prozess — Verhaltensrichtlichlinien fiir Unternehmen — Ehrenko-
dex fir Betriebsrate, in: Neue Zeitschrift fiir Arbeitsrecht 28, S. 42—47.

De Costa, Isabel/Rehfeldt, Udo (2007): International Framework Agree-
ments as an Issue for European and World Works Councils and for
Transnational Union Coordination. The Case of the Automobile In-
dustry. Paper, Industrial Relations in Europe Conference at the Center
of Industrial Relations & Negotiations (CIRN), Athen, 26.-28.7.2007.

De Felice, Damiano (2015): Business and Human Rights Indicators to Mea-
sure the Corporate Responsibility to Respect. Challenges and Opportu-
nities, in: Human Rights Quarterly, Nr. 37, H. 2, S. 511-555.

De Vega, Connie/Mehra, Amol/Wong, Alexandra (2011): Holding business
accountable for human rights violations. Recent developments and
next steps, International Policy Analysis — Dialogue in Globalization,
Friedrich-Ebert-Stiftung, Berlin.

Deutsche Bundesregierung (2013): Antwort der Bundesregierung auf die
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD. Vereinigungsfreiheit auch bei
Tochterunternehmen deutscher Unternehmen sicherstellen, Drucksa-
che 17/12808, 20.3.2013.

Deutsche Gesellschaft fiir die Vereinten Nationen e.V. (Hg.) (2004): Nor-
men der Vereinten Nationen fir die Verantwortlichkeit transnationaler
Unternehmen und anderer Wirtschaftsunternehmen im Hinblick auf
die Menschenrechte. Einstimmig angenommen am 13.8.2003 von der
UN-Unterkommission zum Schutz und zur Férderung der Menschen-
rechte und zur weiteren Diskussion an die UN-Menschenrechtskom-
mission verwiesen (E/CN.4/Sub.2/2003/12/Rev.2), Berlin.

Deutsche Telekom (2013): Sozialcharta, https://www.telekom.com/de/ver
antwortung/news/neue-sozialcharta-durch-vorstand-bekraeftigt-344612
(Abruf am 28.12.2015).

220


https://www.humanrights.dk/sites/humanrights.dk/files/media/dokumenter/udgivelser/DIHR%20-%20ICAR%20National%20Action%20Plans%20%28NAPs%29%20Report.pdf
https://www.humanrights.dk/sites/humanrights.dk/files/media/dokumenter/udgivelser/DIHR%20-%20ICAR%20National%20Action%20Plans%20%28NAPs%29%20Report.pdf
https://www.humanrights.dk/sites/humanrights.dk/files/media/dokumenter/udgivelser/DIHR%20-%20ICAR%20National%20Action%20Plans%20%28NAPs%29%20Report.pdf
https://www.telekom.com/de/verantwortung/news/neue-sozialcharta-durch-vorstand-bekraeftigt-344612
https://www.telekom.com/de/verantwortung/news/neue-sozialcharta-durch-vorstand-bekraeftigt-344612

Literaturverzeichnis

Deutsche Telekom (2014): Corporate Responsibility Bericht 2013, http:/
www.cr-report.telekom.com/site14/sites/default/files/pdf/corporate_re
sponsibility_bericht_2013-individuell.pdf (Abruf am 28.12.2015).

Deutsche Telekom (2015): Corporate Responsibility Bericht 2014, hetp:/www.
cr-bericht.telekom.com/site15/sites/default/files/pdf/cr_de_2014_dt_final.
pdf (Abruf am 28.12.2016).

Deutsches Global Compact Netzwerk (2011): Ein Leitfaden fiir Unterneh-
men. Menschenrechtsstrategien entwickeln, Berlin.

Deutsches Global Compact Netzwerk (2014): Leitprinzipien fiir Wirtschaft
und Menschenrechte. Umsetzung des Rahmens der Vereinten Natio-
nen »Schutz, Achtung und Abhilfe«, Berlin.

Deutsches Global Compact Netzwerk (2016): Die zehn Prinzipien des Glo-
bal Compact, Berlin.

Deutsches Global Compact Netzwerk/sneep (2014): Fortschritts-Bericht-
erstattung kleiner und mittlerer Unternehmen im Deutschen Global
Compact Netzwerk 2014. Eine gemeinsame Untersuchung des Deut-
schen Global Compact Netzwerks und sneep e. V., Berlin.

Deutsches Global Compact Netzwerk/twentyfifty (2015): Finf Schritte zum
Management der menschenrechtlichen Auswirkungen Ihres Unterneh-
mens, Berlin.

Deutsches Global Compact Netzwerk/twentyfifty/Deutsches Institut fiir
Menschenrechte (2012): Menschenrechte achten. Ein Leitfaden fiir
Unternehmen, Berlin.

Deutsches Global Compact Netzwerk/twentyfifty/Deutsches Institut fiir
Menschenrechte (2015): Menschenrechtliche Risiken und Auswirkun-
gen ermitteln. Perspektiven aus der Unternehmenspraxis, Berlin.

Deutsches Institut fir Menschenrechte (2015): National Baseline Assess-
ment. Umsetzung der UN-Leitprinzipien fir Wirtschaft und Menschen-
rechte. Erstellt fiir die Steuerungsgruppe im Prozess der Erarbeitung des
Nationalen Aktionsplans zu Wirtschaft und Menschenrechte, Stand
30.4.2015.

DGB (Hg.) (2007): Globalisierung sozial gestalten. Internationale Arbeits-
und Sozialstandards im Vergleich. Berlin.

DGB (2009a): Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB).
Stellungnahme zum letzten Report des UN-Sonderbeauftragten fiir
Wirtschaft und Menschenrechte, John Ruggie, Berlin, 30.1.2009.

221


http://www.cr-report.telekom.com/site14/sites/default/files/pdf/corporate_responsibility_bericht_2013-individuell.pdf
http://www.cr-report.telekom.com/site14/sites/default/files/pdf/corporate_responsibility_bericht_2013-individuell.pdf
http://www.cr-report.telekom.com/site14/sites/default/files/pdf/corporate_responsibility_bericht_2013-individuell.pdf
http://www.cr-bericht.telekom.com/site15/sites/default/files/pdf/cr_de_2014_dt_final.pdf
http://www.cr-bericht.telekom.com/site15/sites/default/files/pdf/cr_de_2014_dt_final.pdf
http://www.cr-bericht.telekom.com/site15/sites/default/files/pdf/cr_de_2014_dt_final.pdf

Literaturverzeichnis

DGB (2009b): Thesen zum Verhaltnis von Mitbestimmung und CSR, http:/
www.dgb.de/themen/++co++article-mediapool-0e5430849aaSba6e283ce
3d3df99bdca (Abruf am 28.12.2015).

DGB (2011): Die neuen OECD-Guidelines fiir multinationale Unterneh-
men. Eine Bestandsaufnahme aus gewerkschaftlicher Sicht, www.dgb.
de/themen/++co++b25c03ee-f8a6-110-502£-00188b4dc422 (Abruf am
23.8.2016).

DGB (2012): Zur aktuellen Diskussion iiber Corporate Social Responsi-
bility in Deutschland, in: Mitbestimmung aktuell, Berlin, www.dgb.
de/themen/++co++98a7097a-a3fb-11e1-59e0-00188b4dc422 (Abruf am
25.3.2015).

DGB (2015): Internationales. Menschenwiirdige Arbeit. Das mussen die
G7 tun, Pressemitteilung vom 23.3.2015, http:/www.dgb.de/themen/
++co++d0b280f6-b208-11e4-ab33-52540023ef1a (Abruf am 25.3.2015).

DGB/Forum Menschenrechte/Verband Entwicklungspolitik und Huma-
nitare Hilfe (2015): Unternechmen in die Pflicht nehmen und wirksam
unterstitzen. Erwartungen an den nationalen Aktionsplan Wirtschaft
und Menschenrechte der Bundesregierung, http:/venro.org/uploads/tx_
igpublikationen/Papier_ NAP.compressed.pdf (Abruf am 30.12.2015).

Dicken, Peter (2011): Global Shift. Mapping the Changing Contours of the
the World Economy, London.

Donnelly, Jack (2003): Universal Human Rights in Theory and Practice,
New York.

Economist Intelligence Unit (2015): The Road from Principles to Practice To-
day’s Challenges for Business in Respecting Human Rights, http:/weiser
mazars.com/pdfs/Mazars%2089620ETU%20global%20report%200n%20
Human%20Rights%20and%20Business_March%202015.pdf (Abruf am
12.2.2016).

Egels-Zandén, Niklas (2009): TNC Motives for Signing International Frame-
work Agreements. A Continuous Bargaining Model of Stakeholder Pres-
sure, in: Journal of Business Ethics 84, S. 529-547.

ETUC (2011a): EGB-EntschlieSung uber eine neue EU-Strategie (2011-14)
fur die soziale Verantwortung der Unternehmen (CSR). Vom EGB-Exe-
kutivausschuss angenommene Entschliefung am 7.-8. Dezember 2011,
https://www.etuc.org/sites/www.etuc.org/files/DE-Resolution-Corpo
rate-social-responsibility-a-new-EU-strategy-2011-2014_1.pdf (Abruf am
30.12.2015).

222


http://www.dgb.de/themen/++co++article-mediapool-0e5430849aa5ba6e283ce3d3df99bdca
http://www.dgb.de/themen/++co++article-mediapool-0e5430849aa5ba6e283ce3d3df99bdca
http://www.dgb.de/themen/++co++article-mediapool-0e5430849aa5ba6e283ce3d3df99bdca
http://www.dgb.de/themen/++co++b25c03ee-f8a6-11e0-502f-00188b4dc422
http://www.dgb.de/themen/++co++b25c03ee-f8a6-11e0-502f-00188b4dc422
http://www.dgb.de/themen/++co++98a7097a-a3fb-11e1-59e0-00188b4dc422
http://www.dgb.de/themen/++co++98a7097a-a3fb-11e1-59e0-00188b4dc422
http://www.dgb.de/themen/++co++d0b280f6-b208-11e4-ab33-52540023ef1a
http://www.dgb.de/themen/++co++d0b280f6-b208-11e4-ab33-52540023ef1a
http://venro.org/uploads/tx_igpublikationen/Papier_NAP.compressed.pdf
http://venro.org/uploads/tx_igpublikationen/Papier_NAP.compressed.pdf
http://weisermazars.com/pdfs/Mazars%20&%20EIU%20global%20report%20on%20Human%20Rights%20and%20Business_March%202015.pdf
http://weisermazars.com/pdfs/Mazars%20&%20EIU%20global%20report%20on%20Human%20Rights%20and%20Business_March%202015.pdf
http://weisermazars.com/pdfs/Mazars%20&%20EIU%20global%20report%20on%20Human%20Rights%20and%20Business_March%202015.pdf
https://www.etuc.org/sites/www.etuc.org/files/DE-Resolution-Corporate-social-responsibility-a-new-EU-strategy-2011-2014_1.pdf
https://www.etuc.org/sites/www.etuc.org/files/DE-Resolution-Corporate-social-responsibility-a-new-EU-strategy-2011-2014_1.pdf

Literaturverzeichnis

ETUC (2011b): The European Union should back UN inquiry on Burma,
https://www.etuc.org/press/european-union-should-back-un-inqui
ry-burma#WGOSGHOpmOB (Abruf am 11.1.2016).

ETUC (2012): Speech given by General Secretary of the European Trade Union
Confederation. 3rd ASEM Social Partners’ Forum, Hanoi/Vietnam, 24.
October 2012, https:/www.etuc.org/sites/www.etuc.org/files/3rd_ASEM_
Social_Partners_Forum_FINAL_1.pdf (Abruf am 15.12.2015).

ETUC (2014): Investment, Development and Labour Rights, https:/www.
etuc.org/sites/www.etuc.org/files/ETUC_project_v_1_1.pdf (Abruf am
8.1.2016).

Européische Kommission (o.].a): Employment and Recruitment Agencies
Sector Guide on Implementing the UN Guiding Principles on Business
and Human Rights, http:/ec.europa.cu/anti-trafficking/sites/antitraf
ficking/files/femployment_and_recruitment_agencies.pdf (Abruf am
13.4.2016).

Europiische Kommission (0.].b): ICT Sector Guide on Implementing the
UN Guiding Principles on Business and Human Rights, https:/www.
ihrb.org/pdf/eu-sector-guidance/EC-Guides/ICT/EC-Guide_ICT.pdf
(Abruf am 17.3.2016).

Europiische Kommission (2001): Europaische Rahmenbedingungen fiir
die soziale Verantwortung der Unternehmen. Griinbuch, Europiische
Kommission, Generaldirektion Beschiftigung und Soziales, Briissel.

Europiische Kommission (2006): Mitteilung der Kommission an das Euro-
paische Parlament, den Rat und den Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss. Umsetzung der Partnerschaft fiir Wachstum und Be-
schaftigung: Europa soll auf dem Gebiet der sozialen Verantwortung
der Unternehmen fithrend werden, http:/www.europarl.europa.cu/
meetdocs/2004_2009/documents/com/com_com(2006)0136 /com_
com(2006)0136_de.pdf (Abruf am 13.5.2016).

Europiische Kommission (2009): Mitteilung der Kommission an das Euro-
paische Parlament, den Rat und den Europiischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss, Beitrag zu einer nachhaltigen Entwicklung: Die Rolle
des Fairen Handels und handelsbezogener nichtstaatlicher Nachhaltig-
keitssicherungskonzepte, http://eur-lex.curopa.eu/legal-content/DE/TX
T/?uri=URISERV:dv0004 (Abruf am 13.5.2016).

Europiische Kommission (2011): Mitteilung der Kommission an das Euro-
paische Parlament, den Rat, den Europiischen Wirtschafts- und Sozial-

223


https://www.etuc.org/press/european-union-should-back-un-inquiry-burma#.WGOSGH0pmOB
https://www.etuc.org/press/european-union-should-back-un-inquiry-burma#.WGOSGH0pmOB
https://www.etuc.org/sites/www.etuc.org/files/3rd_ASEM_Social_Partners_Forum_FINAL_1.pdf
https://www.etuc.org/sites/www.etuc.org/files/3rd_ASEM_Social_Partners_Forum_FINAL_1.pdf
https://www.etuc.org/sites/www.etuc.org/files/ETUC_project_v_1_1.pdf
https://www.etuc.org/sites/www.etuc.org/files/ETUC_project_v_1_1.pdf
http://ec.europa.eu/anti-trafficking/sites/antitrafficking/files/employment_and_recruitment_agencies.pdf
http://ec.europa.eu/anti-trafficking/sites/antitrafficking/files/employment_and_recruitment_agencies.pdf
https://www.ihrb.org/pdf/eu-sector-guidance/EC-Guides/ICT/EC-Guide_ICT.pdf
https://www.ihrb.org/pdf/eu-sector-guidance/EC-Guides/ICT/EC-Guide_ICT.pdf
http://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2004_2009/documents/com/com_com(2006)0136_/com_com(2006)0136_de.pdf
http://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2004_2009/documents/com/com_com(2006)0136_/com_com(2006)0136_de.pdf
http://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2004_2009/documents/com/com_com(2006)0136_/com_com(2006)0136_de.pdf
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=URISERV:dv0004
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=URISERV:dv0004

Literaturverzeichnis

ausschuss und den Ausschuss der Regionen. Eine neue EU-Strategie
(2011-14) fir die soziale Verantwortung der Unternehmen (CSR), Bris-
sel, htep:/eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2011:
0681:FIN:DE:PDF (Abruf am 13.4.2016).

Européische Kommission (2013): Oil and Gas Sector Guide on Implement-
ing the UN Guiding Principles on Business and Human Rights, https:/
www.ihrb.org/pdf/eu-sector-guidance/EC-Guides/O&G/EC-Guide_
O&G.pdf (Abruf am 13.4.2016).

Europarat (2016): Appendix 4. Recommendation CM/Rec (2016)3 of the
Committee of Ministers to member States on human rights and busi-
ness, https://wed.coe.int/ViewDoc.jsp?p=&Ref=CM/Rec(2016)3&Langu
age=lanEnglish&Ver=original&BackColorInternet=DBDCF2&BackCo
lorIntranet=FDC8648&BackColorLogged=FDC864&direct=true (Abruf
am 23.12.2016).

Fichter, Michael (2012): Arbeitsbeziehungen Globalisierung. Mit Rahmen-
abkommen auf Kurs gebracht? Friedrich-Ebert-Stiftung, Berlin.

Fichter, Michael (2015): Transnationale Gewerkschaftsnetzwerke im Kon-
text von Globalen Rahmenvereinbarungen. In: Bormann, Sarah et al.
(Hg.): Last Call for Solidarity. Perspektiven grenziiberschreitenden
Handelns von Gewerkschaften. Gefoérdert durch die Hans-Bockler-Stif-
tung, Hamburg, S. 107-122.

Fichter, Michael/Dimitris, Stevis (2013): Global Framework Agreements in
a Union-Hostile Environment. The Case of the USA. Friedrich-Ebert-
Stiftung, Berlin.

Fichter, Michael/Helfen, Markus/Sydow, Jorg (2011a): Employment rela-
tions in global production networks. Initiating transfer of practices via
union involvement, in: Human Relations; 64. Jg., H. 4, S. 599-624.

Fichter, Michael/Helfen, Markus/Sydow, Jorg (2011b): Regulating Labor
Relations in Global Production Networks. Insights on International
Framework Agreements, in: ipg, Nr. 2/2011.

Fichter, Michael/Sayim, Kadire Zeynep/Agtas, Ozge Berber (2013): Organi-
zation and Regulation of Employment Relations in Transnational Pro-
duction and Supply Networks. Ensuring Core Labor Standards through
International Framework Agreements? Friedrich-Ebert-Stiftung, Ankara.

Foley Hoag LLP (2015): Voluntary Principles on Security and Human
Rights, http:/www.voluntaryprinciples.org/ (Abruf am 12.5.2015).

224


http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2011:0681:FIN:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2011:0681:FIN:DE:PDF
https://www.ihrb.org/pdf/eu-sector-guidance/EC-Guides/O&G/EC-Guide_O&G.pdf
https://www.ihrb.org/pdf/eu-sector-guidance/EC-Guides/O&G/EC-Guide_O&G.pdf
https://www.ihrb.org/pdf/eu-sector-guidance/EC-Guides/O&G/EC-Guide_O&G.pdf
https://wcd.coe.int/ViewDoc.jsp?p=&Ref=CM/Rec(2016)3&Language=lanEnglish&Ver=original&BackColorInternet=DBDCF2&BackColorIntranet=FDC864&BackColorLogged=FDC864&direct=true
https://wcd.coe.int/ViewDoc.jsp?p=&Ref=CM/Rec(2016)3&Language=lanEnglish&Ver=original&BackColorInternet=DBDCF2&BackColorIntranet=FDC864&BackColorLogged=FDC864&direct=true
https://wcd.coe.int/ViewDoc.jsp?p=&Ref=CM/Rec(2016)3&Language=lanEnglish&Ver=original&BackColorInternet=DBDCF2&BackColorIntranet=FDC864&BackColorLogged=FDC864&direct=true
http://www.voluntaryprinciples.org/

Literaturverzeichnis

Ford, Michele/Gillan, Michael (2015): The Global Union Federations in
International Industrial Relations. A Critical Review, in: Journal of In-
dustrial Relations, S. 1-20.

Fornasier, Matteo (2015): Transnational Collective Bargaining. The Case
of International Framework Agreement. A Legal Analysis, in: Europdi-
sche Zeitschrift fur Arbeitsrecht EuZA 8(1), S. 281-296.

Fransen, Luc (2012): Multi-stakeholder governance and voluntary pro-
gramme interactions. Legitimation politics in the institutional design
of Corporate Social Responsibility, in: Socio-Economic Review, Nr. 10,
H. 1, S. 163-192.

Fuchs, Doris (2005): Understanding Business Power in Global Governance.
Internationale Politische Okonomie, Baden-Baden.

Gartenberg, Indira/Bandekar, Supriya (2011): Challenges to Ensuring Core
Labour Standards in Transnational Corporations. The Case of India, in:
The Indian Journal of Labour Economics, 54(2), S. 269-283.

Gerefli, Gary (1994): The organization of buyer-driven global commodity
chains. How US retailers shape overseas production networks, in: Ger-
effi, Gary/Korzeniewicz, Miguel (Hg.): Commodity Chains and Global
Capitalism, Westport, S. 95-122.

Gerefhi, Gary/Humphrey, John/Sturgeon, Timothy (2005): The governance
of global value chains, in: Review of International Political Economy,
Nr. 12, H. 1, S. 78-104.

Germanwatch/Misereor (2014a): Globales Wirtschaften und Menschen-
rechte. Deutschland auf dem Priifstand. Bericht 2014, 0. O.

Germanwatch/Misereor (2014b): Globales Wirtschaften und Menschen-
rechte. Deutschland auf dem Priifstand. Bericht 2014 — Kurzfassung,
0.0.

Global Reporting Initiative (GRI) (2013): G4 Leitlinien zur Nachhaltig-
keitsberichterstattung, https://www.globalreporting.org/resourcelibrary/
German-G4-Part-One.pdf (Abruf am 12.2.2016).

Grabosch, Robert/Scheper, Christian (2015): Die menschenrechtliche Sorg-
faltspflicht von Unternehmen. Politische und rechtliche Gestaltungs-
ansitze, Friedrich-Ebert-Stiftung, Berlin.

Gross, James A./Compa, Lance (2009): Introduction. In: Gross, James A./
Compa, Lance (Hg.): Human rights in labor and employment relations:
International and domestic perspectives, Ithaca, S. 1-11.

225


https://www.globalreporting.org/resourcelibrary/German-G4-Part-One.pdf
https://www.globalreporting.org/resourcelibrary/German-G4-Part-One.pdf

Literaturverzeichnis

GRYV Loomis AB (2013): Global Agreement, Stockholm, http:/www.loomis.
com/PageFiles/2812/Global%20agreement.pdf (Abruf am 12.2.2016).
Hadwiger, Felix (2015a): Global Framwork Agreements. Achieving Decent
Work in Global Supply Chains?, in: International Journal of Labour

Research, H. 7, S. 75-99.

Hadwiger, Felix (2015b): Global Framework Agreements. Achieving De-
cent Work in Global Supply Chains. Background paper, ILO ACTRAV,
Genf.

Hadwiger, Felix (2016): Achieving Decent Work in Global Supply Chains. To-
wards an Industry-wide Standard in the Garment Sector? Global Frame-
work Agreements with Inditex and H&M, http:/actrav-courses.itcilo.
org/library/global-supply-chains/english/global-framework-agreements/
support-materials/achieving-decent-work-in-global-supply-chains-2013-
towards-an-industry-wide-standard-in-the-garment-sector-global-frame
work-agreements-with-inditex-and-h-m (Abruf am 21.6.2016).

Higler, Max (2015): Deutschland allein reicht niche, in: Siddeutsche Zei-
tung, 14.9.2015, http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/kommentar-
deutschland-allein-reicht-nicht-1.2646895 (Abruf am 21.6.2016).

Hahn, Christoph (2008): Soziale Verantwortung und globale Rahmenver-
einbarungen. CSR aus Gewerkschaftssicht, in: Hahn, Christoph (Hg.):
Unternechmensverantwortung. Anmerkungen und Einsichten aus der
Zivilgesellschaft zu Corporate Social Responsibility, Bonn, S. 5-6.

Hamm, Brigitte (2013): Corporate Social Responsibility. Freiwillige Selbst-
verpflichtung als globale Norm? In: Schapper, Andrea/Fleschenberg
dos Ramos Pinéu, Andrea/Kneuer, Marianne (Hg.): Globale Normen
zwischen Anspruch und Wirklichkeit, Baden-Baden, S. 209-230.

Hammer, Nikolaus (2004): International Framework Agreements. Global
Union Federations and Value Chains. Cardiff School of Social Sciences,
International CRIMT Colloquium »Union Renewal: Assessing Inno-
vations for Union Power in a Globalised Economy«, HEC Montréal,
18-20 November 2004.

Hammer, Nikolaus (2005): International Framework Agreements. Glob-
al Industrial Relations between Rights and Bargaining, in: Transfer,
11. Jg., H. 4, S. 511-530.

Hans-Bockler-Stiftung/Misereor/Brot fiir die Welt/IG Metall (2013): Rohstof-
fe — sicher und fair, Gemeinsame Tagung der IG Metall, Hans-Bockler-
Stiftung, Misereor und Brot fiir die Welt, https:/www.misereor.de/file

226


http://www.loomis.com/PageFiles/2812/Global%20agreement.pdf
http://www.loomis.com/PageFiles/2812/Global%20agreement.pdf
http://actrav-courses.itcilo.org/library/global-supply-chains/english/global-framework-agreements/support-materials/achieving-decent-work-in-global-supply-chains-2013-towards-an-industry-wide-standard-in-the-garment-sector-global-framework-agreements-with-inditex-and-h-m
http://actrav-courses.itcilo.org/library/global-supply-chains/english/global-framework-agreements/support-materials/achieving-decent-work-in-global-supply-chains-2013-towards-an-industry-wide-standard-in-the-garment-sector-global-framework-agreements-with-inditex-and-h-m
http://actrav-courses.itcilo.org/library/global-supply-chains/english/global-framework-agreements/support-materials/achieving-decent-work-in-global-supply-chains-2013-towards-an-industry-wide-standard-in-the-garment-sector-global-framework-agreements-with-inditex-and-h-m
http://actrav-courses.itcilo.org/library/global-supply-chains/english/global-framework-agreements/support-materials/achieving-decent-work-in-global-supply-chains-2013-towards-an-industry-wide-standard-in-the-garment-sector-global-framework-agreements-with-inditex-and-h-m
http://actrav-courses.itcilo.org/library/global-supply-chains/english/global-framework-agreements/support-materials/achieving-decent-work-in-global-supply-chains-2013-towards-an-industry-wide-standard-in-the-garment-sector-global-framework-agreements-with-inditex-and-h-m
http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/kommentar-deutschland-allein-reicht-nicht-1.2646895
http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/kommentar-deutschland-allein-reicht-nicht-1.2646895
https://www.misereor.de/fileadmin/publikationen/dokumentation-konferenz-rohstoffe-sicher-fair.pdf

Literaturverzeichnis

admin/publikationen/dokumentation-konferenz-rohstoffe-sicher-fair.
pdf (Abruf am 21.6.2016).

Haufler, Virginia (2003): Globalization and Industry Self-Regulation. In:
Kahler, Miles/Lake, David A. (Hg.): Governance in a Global Economy.
Political Authority in Transition, Oxfordshire, S. 226-252.

Haufler, Virginia (2006): Global Governance and the Private Sector. In:
May, Christopher (Hg.): Global Corporate Power, London, S. 85-103.

Hauser-Ditz, Axel/Wilke, Peter (2004): Corporate Social Responsibility.
Soziale und o6kologische Verantwortung von Unternehmen. Eine Be-
triebsritebefragung zu den Handlungsfeldern fiir Arbeitnehmerver-
tretungen (Abschlussbericht), Hamburg, https:/www.boeckler.de/pdf/
mbf_csr_diskussionspapier.pdf (Abruf am 13.12.2015).

Heinze, Jana/Remmert, Gwendolyn (2014): Human Rights Sorgfaltspflicht.
Menschenrechtliche Sorgfaltspflicht. Zusammenfassung der Ergebnis-
se zur Umfrage des Deutschen Global Compact Netzwerks und econ-
sense, http:/www.econsense.de/sites/all/files/Zusammenfassung%20Er
gebnisse%20Umfrage%20econsense%20und%20DGCN.pdf (Abruf am
13.12.2015).

Helfen, Markus/Fichter, Michael (2013): Building Transnational Union
Networks Across Global Production Networks. Conceptualising a new
Arena of Labour-Management Relations. In: British Journal of Indus-
trial Relations, 51. Jg., H. 3, S. 553-576.

Helfen, Markus/Fichter, Michael/Sydow, Jorg (2012): Anfinge einer Insti-
tutionalisierung grenziberschreitender Arbeitsbeziehungen? Zur Para-
doxie der Internationalen Rahmenabkommen im globalen Dienstleis-
tungssektor, in: Industrielle Beziehungen, 19. Jg., H. 3, S. 290-313.

Horrigan, Bryan (2010): Corporate Social Responsibility in the 21st Cen-
tury. Debates, Models and Practice across Government, Law and Busi-
ness, Cheltenham.

IG BAU (2012): IG BAU setzt sich mit kolumbianischen Gewerkschaften
fur Rechte der Beschiftigten ein, Meldung vom 15.6.2012, https:/www.
igbau.de/IG_BAU_setzt_sich_mit__kolumbianischen_Gewerkschaf
ten_fuer Rechte_der_Beschaeftigten_ein.html (Abruf am 13.12.2015).

IG BAU (2013): IG BAU unterstttzt Gewerkschaftsarbeit in Tunesien, Mel-
dung vom 8.2.2013, http:/www.igbau.de/Binaries/Binary23695/pm-16-
20123_Tunesien-08.02.2013.pdf (Abruf am 8.9.2017).

227


https://www.misereor.de/fileadmin/publikationen/dokumentation-konferenz-rohstoffe-sicher-fair.pdf
https://www.misereor.de/fileadmin/publikationen/dokumentation-konferenz-rohstoffe-sicher-fair.pdf
https://www.boeckler.de/pdf/mbf_csr_diskussionspapier.pdf
https://www.boeckler.de/pdf/mbf_csr_diskussionspapier.pdf
http://www.econsense.de/sites/all/files/Zusammenfassung%20Ergebnisse%20Umfrage%20econsense%20und%20DGCN.pdf
http://www.econsense.de/sites/all/files/Zusammenfassung%20Ergebnisse%20Umfrage%20econsense%20und%20DGCN.pdf
https://www.igbau.de/IG_BAU_setzt_sich_mit__kolumbianischen_Gewerkschaften_fuer_Rechte_der_Beschaeftigten_ein.html
https://www.igbau.de/IG_BAU_setzt_sich_mit__kolumbianischen_Gewerkschaften_fuer_Rechte_der_Beschaeftigten_ein.html
https://www.igbau.de/IG_BAU_setzt_sich_mit__kolumbianischen_Gewerkschaften_fuer_Rechte_der_Beschaeftigten_ein.html
http://www.igbau.de/Binaries/Binary23695/pm-16-20123_Tunesien-08.02.2013.pdf
http://www.igbau.de/Binaries/Binary23695/pm-16-20123_Tunesien-08.02.2013.pdf

Literaturverzeichnis

IG BAU (2014): Arbeiten bis zum Umfallen. Arbeitsbedingungen auf Sport-
baustellen z.T. nicht hinnehmbar (Dokument steht im Internet nicht
mehr zur Verfigung).

IG BAU (2015): FIFA muss bei WM-Vergabe Sozialstandards einfordern,
hteps://www.igbau.de/FIFA_muss_bei_WM-Vergabe_Sozialstandards_
einfordern.html (Abruf am 27.1.2015).

IG BCE (2014): Bergbau-Konferenz in Kolumbien. Fiir Menschenrechte und
nachhaltigen Bergbau, Meldung vom 12.9.2014, https:/www.igbce.de/
igbce/international/xviii-36-bergbau-konferenz-in-kolumbien/87468
(Abruf am 27.1.2016).

IG Metall (Hg.) (2004): Soziale Mindeststandards in multinationalen Kon-
zernen. Argumente und praktische Hilfestellung zur Initiierung, Ver-
handlung und Umsetzung einer Internationalen Rahmenvereinbarung.
Frankfurta. M.

IG Metall (Hg.) (2006): Guidelines for Implementing and Monitoring an
International Framework Agreement, Frankfurt a. M.

IG Metall/Arbeit und Leben (2012): IFAs in practice. Informationen und
Praxishilfen zur Umsetzung und Uberwachung von IFAs fiir Interes-
senvertretungen in multinationalen Unternehmen, Bielefeld.

IG Metall/Observatorio Social/DGB-Bildungswerk (Hg.) (2005): Soziale
Verantwortung konkret. Regeln fiir multinationale Konzerne. Berlin.

ILO (1998): Erklarung der IAO tber grundlegende Prinzipien und Rechte
bei der Arbeit und ihre Folgemanahmen, http:/www.ilo.org/wcmspS/
groups/public/---europe/---ro-geneva/---ilo-berlin/documents/normative
instrument/wcms_193727.pdf (Abruf am 3.8.2016).

ILO (2006): Tripartite Declaration of Principles Concerning Multinational
Enterprises and Social Policy, http:/www.ilo.org/wemspS/groups/pub
lic/---ed_emp/--emp_ent/---multi/documents/publication/wcms_094386.
pdf (Abruf am 13.4.2016).

ILO (2014): Labour rights are human rights, http://www.ilo.org/newyork/
at-the-un/general-assembly/general-assembly-third-committee/promo-
tion-and-protection-of-human-rights/ WCMS_316511/lang--en/index.
htm (Abruf am 19.5.2015).

IndustriALL (2014): Leitsatze der IndustriALL Global Union fiir Globale
Rahmenvereinbarungen, http:/www.industriall-union.org/sites/default/
files/uploads/documents/GFAs/industriall_gfa_guidelines_final_ver
sion_exco_12-_2014_german.pdf (Abruf am 19.5.2015).

228


https://www.igbau.de/FIFA_muss_bei_WM-Vergabe_Sozialstandards_einfordern.html
https://www.igbau.de/FIFA_muss_bei_WM-Vergabe_Sozialstandards_einfordern.html
https://www.igbce.de/igbce/international/xviii-36-bergbau-konferenz-in-kolumbien/87468
https://www.igbce.de/igbce/international/xviii-36-bergbau-konferenz-in-kolumbien/87468
http://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---europe/---ro-geneva/---ilo-berlin/documents/normativeinstrument/wcms_193727.pdf
http://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---europe/---ro-geneva/---ilo-berlin/documents/normativeinstrument/wcms_193727.pdf
http://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---europe/---ro-geneva/---ilo-berlin/documents/normativeinstrument/wcms_193727.pdf
http://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_emp/---emp_ent/---multi/documents/publication/wcms_094386.pdf
http://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_emp/---emp_ent/---multi/documents/publication/wcms_094386.pdf
http://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_emp/---emp_ent/---multi/documents/publication/wcms_094386.pdf
http://www.ilo.org/newyork/at-the-un/general-assembly/general-assembly-third-committee/promotion-and-protection-of-human-rights/WCMS_316511/lang--en/index.htm
http://www.ilo.org/newyork/at-the-un/general-assembly/general-assembly-third-committee/promotion-and-protection-of-human-rights/WCMS_316511/lang--en/index.htm
http://www.ilo.org/newyork/at-the-un/general-assembly/general-assembly-third-committee/promotion-and-protection-of-human-rights/WCMS_316511/lang--en/index.htm
http://www.ilo.org/newyork/at-the-un/general-assembly/general-assembly-third-committee/promotion-and-protection-of-human-rights/WCMS_316511/lang--en/index.htm
http://www.industriall-union.org/sites/default/files/uploads/documents/GFAs/industriall_gfa_guidelines_final_version_exco_12-_2014_german.pdf
http://www.industriall-union.org/sites/default/files/uploads/documents/GFAs/industriall_gfa_guidelines_final_version_exco_12-_2014_german.pdf
http://www.industriall-union.org/sites/default/files/uploads/documents/GFAs/industriall_gfa_guidelines_final_version_exco_12-_2014_german.pdf

Literaturverzeichnis

International Organization of Employers (2010): International Framework
Agreements, http:/oit.org/wcmspS/groups/public/--ed_emp/documents/
publication/wems_122176.pdf (Abruf am 19.5.2015).

International Organization of Employers (2015): ILO MNE Declaration -
your views on the proposal for a revision?, http://www.ioe-emp.org/in
dex.php?id=2538 (Abruf am 13.4.2016).

International Training Centre ILO (2010): Key issues for management to
consider with regard to Transnational Company Agreements (TCAs).
Lessons learned from a series of workshops with and for management
representatives, Turin.

ITUC (2011a): »Never Work Alone« Says new Report on Forced Labour.
ITUC and ASI join forces to combat forced labour in Europe, http:/
www.ituc-csi.org/never-work-alone-says-new-report.html?lang=en
(Abruf am 20.1.2016).

ITUC (2011b): Schitzen, Respektieren, Wiedergutmachen. Referenzrah-
men der Vereinten Nationen fir Wirtschaft und Menschenrechte und
Leitlinien der Vereinten Nationen fiir Wirtschaft und Menschenrechte.
Hintergrundinformationen fiir Gewerkschafter/innen, Brissel, http:/
www.ituc-csi.org/IMG/pdf/12-04-21_ruggie_briefing_note_mk_3_-_
de.pdf (Abruf am 8.1.2016).

ITUC (2012): The United Nations »Protect, Respect, Remedy« Framework
for Business and Human Rights and the United Nations Guiding Prin-
ciples for Business and Human Rights. A Guide for Trade Unionists,
http://www.ituc-csi.org/IMG/pdf/12-04-23_ruggie_background_fd.pdf
(Abruf am 8.1.2016).

ITUC/IndustriALL/Clean Clothes Campaign/UNI Global Union (2012): The
UN Guiding Principles on Business and Human Rights and the human
rights of workers to form or join trade unions and to bargain collectively,
S. 26, http://www.ictu.ie/ldownload/pdf/joint_paper_on_due_diligence_
and_foa.pdf (Abruf am 8.1.2016).

Keohane, Robert O. (2005): After Hegemony. Cooperation and Discord in
the World Political Economy, Princeton.

Kerckhofts, Thijs/Wilde-Ramsing, Joseph (2010): European Works Coun-
cils and Corporate Social Responsibility in the European Energy Sec-
tor, Stichting Onderzoek Multinationale Ondernemingen/Centre for
Research on Multinational Corporations mit der Unterstiitzung von

229


http://oit.org/wcmsp5/groups/public/---ed_emp/documents/publication/wcms_122176.pdf
http://oit.org/wcmsp5/groups/public/---ed_emp/documents/publication/wcms_122176.pdf
http://www.ioe-emp.org/index.php?id=2538
http://www.ioe-emp.org/index.php?id=2538
http://www.ituc-csi.org/never-work-alone-says-new-report.html?lang=en
http://www.ituc-csi.org/never-work-alone-says-new-report.html?lang=en
http://www.ituc-csi.org/IMG/pdf/12-04-21_ruggie_briefing_note_mk_3_-_de.pdf
http://www.ituc-csi.org/IMG/pdf/12-04-21_ruggie_briefing_note_mk_3_-_de.pdf
http://www.ituc-csi.org/IMG/pdf/12-04-21_ruggie_briefing_note_mk_3_-_de.pdf
http://www.ituc-csi.org/IMG/pdf/12-04-23_ruggie_background_fd.pdf
http://www.ictu.ie/download/pdf/joint_paper_on_due_diligence_and_foa.pdf
http://www.ictu.ie/download/pdf/joint_paper_on_due_diligence_and_foa.pdf

Literaturverzeichnis

Social Development Agency und European Federation of Public Ser-
vice Unions, Abvakabo FNV, UNISON.

Kinderman, Daniel (2012): »Free us up so we can be responsiblel«. The
co-evolution of Corporate Social Responsibility and neo-liberalism in
the UK, 1977-2010, in: Socio-Economic Review, Nr. 10, H. 1, S. 29-57.

Kluge, Norbert/Schémann, Isabelle (2008): Corporate Governance, Work-
ers’ Participation and CSR. The Way to a Good Company, in: Transfer,
14.Jg. H. 1, S. 13-26.

Knopf, Jutta/Rees, Caroline/Augenstein, Daniel/Menge, Jonathan/Meth-
ven O’Brien, Claire/Poulsen-Hansen, Cathrine/Stappenbeck, Niklas
(2013): Unternehmensverantwortung fiir Menschenrechte. Ableitung
von Handlungsempfehlungen auf der Basis von Experteninterviews
und internationalen Fallstudien, Berlin.

Kolben, Kevin (2010): Labor Rights as Human Rights?, in: Virginia Journal
of International Law, Nr. 50, H. 1, S. 449-484.

Lafarge (2014): Sustainability Report, Paris, http://www.lafarge.com/sites/
default/files/atoms/files/04302015-publication_sustainable_develop
ment-sustainable_report_2014-uk.pdf (Abruf am 12.5.2016).

Levy, David L./Newell, Peter J. (2005): The Business of Global Environmen-
tal Governance, Cambridge.

Mantouvalou, Virginia (2012): Are Labour Rights Human Rights?, in: Eu-
ropean Labour Law Journal 3.2, S. 151-172.

McCallum, Jamie (2011): Trade Union Renewal and Labor Transnation-
alism in South Africa. The Case of SATAWU, in: Working USA. The
Journal of Labor and Society, H. 14, S. 161-176.

Miller, Doug (2011): Global Social Relations and Corporate Social Re-
sponsibility in Outsourced Apparel Supply Chains. The Inditex Global
Framework Agreement. In: Papadakis, Konstantinos (Hg.) (2011): Shap-
ing global industrial relations. The impact of international framework
agreements, Genf.

Misereor/IG Metall/Brot fir die Welt (2013): Gemeinsame Erklirung.
Menschenrechte und Umweltschutz. Leitplanken bei der Rohstoffsi-
cherung, 5.12.2013, https:/www.igmetall.de/docs_0194327_Rohstoffer
klaerung_bfdw_IgMetall_Misereor_5586a872847685cd8dd04d33bb370
b3a62d7ace8.pdf (Abruf am 19.5.2015).

Miller, Torsten/Platzer, Hans-Wolfgang/Rib, Stefan (2004): Grenziiber-
greifende Arbeitsbeziehungen in globalen Konzernen. Wege und Ins-

230


http://www.lafarge.com/sites/default/files/atoms/files/04302015-publication_sustainable_development-sustainable_report_2014-uk.pdf
http://www.lafarge.com/sites/default/files/atoms/files/04302015-publication_sustainable_development-sustainable_report_2014-uk.pdf
http://www.lafarge.com/sites/default/files/atoms/files/04302015-publication_sustainable_development-sustainable_report_2014-uk.pdf
https://www.igmetall.de/docs_0194327_Rohstofferklaerung_bfdw_IgMetall_Misereor_5586a872847685cd8dd04d33bb370b3a62d7ace8.pdf
https://www.igmetall.de/docs_0194327_Rohstofferklaerung_bfdw_IgMetall_Misereor_5586a872847685cd8dd04d33bb370b3a62d7ace8.pdf
https://www.igmetall.de/docs_0194327_Rohstofferklaerung_bfdw_IgMetall_Misereor_5586a872847685cd8dd04d33bb370b3a62d7ace8.pdf

Literaturverzeichnis

trumente transnationaler Interessenvertretung, Arbeitspapier 98, Hans-
Bockler-Stiftung, Disseldorf.

Miller, Torsten/Platzer, Hans-Wolfgang/Rib, Stefan (2008): Internationale
Rahmenvereinbarungen — Chancen und Grenzen eines neuen Instru-
ments globaler Gewerkschaftspolitik, Friedrich-Ebert-Stiftung, Berlin.

Miller, Thorsten/Platzer, Hans-Wolfgang/Riib Stefan (2010): Die globalen
Gewerkschaftsverbinde vor den Herausforderungen der Globalisie-
rung, in: Internationale Politik und Gesellschaft, Nr. 3, H. 1, S. 111-127.

Miller, Torsten/Platzer, Hans-Wolfgang/Riib, Stefan (2012): Transnationa-
le Unternehmensvereinbarungen. Ein neues Instrument europiischer
Arbeitsbeziehungen. Friedrich Ebert-Stiftung, Berlin.

Nationale Kontakestelle (2015): Abschliefende Erklirung der deutschen
Nationalen Kontaktstelle fiir die »OECD-Leitsatze fiir transnationale
Unternehmenc anlésslich einer Beschwerde der Industriegewerkschaft
Metall (IG Metall) gegen Hyundai Motor Europe Technical Center
GmbH (HMETC) in Russelsheim, http:/www.bmwi.de/Redaktion/DE/
Textsammlungen/Aussenwirtschaft/oecd.html (Abruf am 19.5.2016).

Nationales CSR-Forum (2013): Beschluss des nationalen CSR-Forums vom
19. Juni 2013 zu den UN-Leitprinzipien fir Wirtschaft und Menschen-
rechte, Berlin.

NGG (2014): Schwere Menschenrechtsverletzungen auf Plantagen. Ge-
meinsame Erklarung von Miserior und NGG, Meldung vom 14.10.2014,
http://www.ngg.net/pressemitteilungen/2014/4quartal/14-10-mh/ (Abruf
am 25.3.2015).

Nord-Siid-Netz (0.].): Strategien auf betrieblicher Ebene Selbst aktiv wer-
den und Standards setzen, https:/www.nord-sued-netz.de/gute-arbeit/
instrumente/strategien-auf-betrieblicher-ebene (Abruf am 10.1.2015).

Norsk Hydro (2015): Annual Report 2014. Better Bigger Greener.

Observatoire sur la Responsabilité Sociétale des Entreprises (ORSE) (Hg.)
(2007): Directory for International Framework Agreements Negotia-
tions, Paris, www.orse.org/fichier/2379 (Abruf am 10.1.2015).

OECD (2011): OECD-Leitsitze fir multinationale Unternehmen, http:/
www.oecd.org/corporate/mne/48808708.pdf (Abruf am 13.4.2016).

OECD (2016): OECD Declaration and Decisions on International Invest-
ment and Multinational Enterprises, http:/mneguidelines.oecd.org
(Abruf am 13.4.2016).

231


http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Textsammlungen/Aussenwirtschaft/oecd.html
http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Textsammlungen/Aussenwirtschaft/oecd.html
http://www.ngg.net/pressemitteilungen/2014/4quartal/14-10-mh/
https://www.nord-sued-netz.de/gute-arbeit/instrumente/strategien-auf-betrieblicher-ebene
https://www.nord-sued-netz.de/gute-arbeit/instrumente/strategien-auf-betrieblicher-ebene
http://www.orse.org/fichier/2379
http://www.oecd.org/corporate/mne/48808708.pdf
http://www.oecd.org/corporate/mne/48808708.pdf
http://mneguidelines.oecd.org

Literaturverzeichnis

Office of the United Nations High Commissioner for Human Rights
(OHCHR) (2012): The Corporate Responsibility to Respect Human
Rights. An Interpretive Guide, New York/Genf.

Office of the United Nations High Commissioner for Human Rights
(OHCHR) (2014): Frequently Asked Questions About the Guiding Prin-
ciples on Business and Human Rights, New York/Genf.

Papadakis, Konstantinos (Hg.) (2008): Cross-border social dialogue and
agreements. An Emerging Global Industrial Relations Framework,
Genlf.

Paul, James A. (2001): Der Weg zum Global Compact. Zur Annaherung
von UNO und multinationalen Unternehmen, in: Brithl, Tanja/Debiel,
Tobias/Hamm, Brigitte/Hummel, Hartwig/Martens, Jens (Hg.): Die
Privatisierung der Weltpolitik. Entstaatlichung und Kommerzialisie-
rung im Globalisierungsprozess, Bonn.

Platzer, Hans-Wolfgang/Rib, Stefan (2014): International Framework
Agreements, Friedrich-Ebert-Stiftung, Berlin.

Platzer, Hans-Wolfgang/Miiller, Thorsten (2009): Die globalen und euro-
paischen Gewerkschaftsverbinde. Handbuch und Analysen zur trans-
nationalen Gewerkschaftspolitik, Berlin.

Reder, Michael (0. ].): Menschenrechte & Wirtschaft. Politische und ethische
Uberlegungen zur menschenrechtlichen Verantwortung von Unterneh-
men, http://www.eineweltnetzwerkbayern.de/service-publikationen/pub
likationen/siebter-runder-tisch-bayern-sozial-und-umweltstandards-bei-
unternehmen.html (Abruf am 12.2.2016).

Rehfeld, Udo (2015): Transnational Company Agreements: a map. In: Leonar-
di, Salvo (Hg.): The Transnational company agreements. Experiences and
prospects. Final report, S. 27-40, http:/irep.ntu.ac.uk/id/eprint/30289/1/
PubSub8044_Whittall.pdf (Abruf am 12.2.2016).

Rosado Marzdn, César (2014): Organizing with International Framework
Agreements. An Exploratory Study, UC Irvine Law Review, Nr. 4, S. 725—
780, http://www.law.uci.edu/lawreview/vol4/no2/Rosado.pdf (Abruf am
12.2.2016).

Riib, Stefan/Platzer, Hans-Wolfgang (2015): Europiisierung der Arbeits-
beziehungen im Dienstleistungssektor. Empirische Befunde, Probleme
und Perspektiven eines heterogenen Feldes, Hans-Bockler-Stiftung/Sig-
ma Verlag, Berlin.

232


http://www.eineweltnetzwerkbayern.de/service-publikationen/publikationen/siebter-runder-tisch-bayern-sozial-und-umweltstandards-bei-unternehmen.html
http://www.eineweltnetzwerkbayern.de/service-publikationen/publikationen/siebter-runder-tisch-bayern-sozial-und-umweltstandards-bei-unternehmen.html
http://www.eineweltnetzwerkbayern.de/service-publikationen/publikationen/siebter-runder-tisch-bayern-sozial-und-umweltstandards-bei-unternehmen.html
http://irep.ntu.ac.uk/id/eprint/30289/1/PubSub8044_Whittall.pdf
http://irep.ntu.ac.uk/id/eprint/30289/1/PubSub8044_Whittall.pdf
http://www.law.uci.edu/lawreview/vol4/no2/Rosado.pdf

Literaturverzeichnis

Rudikoff, Lisa (2005): International Framework Agreements. A Collabo-
rative Paradigm for Labor Relations, Hauser Global Law School Pro-
gram, NYU School of Law, New York.

Ruggie, John (1982): International Regimes, Transactions, and Change.
Embedded Liberalism in the Postwar Economic Order, in: Internation-
al Organization, Nr. 36, H. 2, S. 379-415.

Ruggie, John (1997): Globalization and the Embedded Liberalism Com-
promise. The End of an Era?, http://www.mpifg.de/pu/workpap/wp97-
1/wp97-1.html (Abruf am 23.8.2016).

Ruggie, John (1998): What Makes the World Hang Together? Neo-Utilitari-
anism and the Social Constructivist Challenge, in: International Orga-
nization, Nr. 52, H. 4, S. 855-885.

Ruggie, John (2003): Taking Embedded Liberalism Global. The Corporate
Connection, in: Held, David/Koenig-Archibugi, Mathias (Hg.): Taming
Globalization. Frontiers of Governance, Cambridge, S. 93-129.

Ruggie, John (2004): Reconstituting the Global Public Domain - Issues,
Actors and Practices, in: European Journal of International Relations,
Nr. 10, H. 4, S. 499-531.

Ruggie, John (2010): The Protect, Respect and Remedy Framework. Impli-
cations for the ILO, https:/business-humanrights.org/en/john-ruggie-
remarks-to-intl-labour-conference-%E2%80%9Cthe-%E2%80%98pro
tect-respect-remedy-framework-implications-for-the-il0%E2%80%9D-
geneva-3-jun (Abruf am 19.5.2015).

Ruggie, John (2014): Global Governance and »New Governance Theory«.
Lessons from Business and Human Rights, in: Global Governance,
Nr. 20(1), S. 5-17.

Ruter, Rudolf/Sahr, Karin (2007): Soziale Verantwortung. Ein Thema fir
den Aufsichtsrat?, in: Der Aufsichtsrat, Nr. 4, S. 54-55.

Scheper, Christian/Grabosch, Robert (2015): Vorstellung des Gutachtens
»Die menschenrechtliche Sorgfaltspflicht von Unternehmen. Politische
und rechtliche Gestaltungsansitze, Friedrich-Ebert-Stiftung, 20.9.2015,
Berlin, http:/library.fes.de/pdf-files/iez/11623-20150925.pdf (Abruf am
19.5.2016).

Schmiedeknecht, Maud H. (2011): Die Governance von Multistakeholder-
Dialogen. Standardsetzung zur gesellschaftlichen Verantwortung von
Organisationen. Der ISO 26000-Prozess, Weimar.

233


http://www.mpifg.de/pu/workpap/wp97-1/wp97-1.html
http://www.mpifg.de/pu/workpap/wp97-1/wp97-1.html
https://business-humanrights.org/en/john-ruggie-remarks-to-intl-labour-conference-%E2%80%9Cthe-%E2%80%98protect-respect-remedy-framework-implications-for-the-ilo%E2%80%9D-geneva-3-jun
https://business-humanrights.org/en/john-ruggie-remarks-to-intl-labour-conference-%E2%80%9Cthe-%E2%80%98protect-respect-remedy-framework-implications-for-the-ilo%E2%80%9D-geneva-3-jun
https://business-humanrights.org/en/john-ruggie-remarks-to-intl-labour-conference-%E2%80%9Cthe-%E2%80%98protect-respect-remedy-framework-implications-for-the-ilo%E2%80%9D-geneva-3-jun
https://business-humanrights.org/en/john-ruggie-remarks-to-intl-labour-conference-%E2%80%9Cthe-%E2%80%98protect-respect-remedy-framework-implications-for-the-ilo%E2%80%9D-geneva-3-jun
http://library.fes.de/pdf-files/iez/11623-20150925.pdf

Literaturverzeichnis

Scholte, Jan A. (2005): Globalization. A Critical Introduction, Basingstoke.

Schémann, Isabelle (2008): Case Study Chiquita. Eurofound, Dublin.

Ségols, Bernadette (2013): ETUC Resolution on EU Investment Policy. Ad-
opted at the Executive Committee Meeting of 5—6 March 2013, speak-
ing notes, ETUC, Briissel, https://www.etuc.org/IMG/pdf/EN-ETUC_
Resolution-on-EU-Investment-Policy.pdf (Abruf am 15.12.2015).

Sobczak, André/Havard, Cristelle (2008): Case Study PSA Peugeot Citroén,
Eurofound, Dublin.

Starmanns, Mark (2011): Wie viel Unternehmensverantwortung fordern
Sozialstandardinitiativen? BSCI, ETI, FLA, FWF und Sa 8000 im Ver-
gleich. In: Burckhardt, Gisela (Hg.): Mythos CSR. Unternehmensver-
antwortung und Regulierungsliicke, Bonn, S. 105-110.

Steingart, Gabor (2006): Tragddie der Gewerkschaften. Der Erfolgsfilm
lauft rickwarts, heep://www.spiegel.de/wirtschaft/tragoedie-der-gewerk
schaften-der-erfolgsfilm-lacuft-rueckwaerts-a-436480.html (Abruf am
13.4.2016).

Strohscheidt, Elisabeth (2011): Menschenrechtsrat. Leitprinzipien firr Unter-
nehmensverantwortung, in: Vereinte Nationen, Nr. 5, S. 229-231, http:/
www.dgvn.de/fileadmin/publications/PDFs/Zeitschrift VN/VN_2011/
Heft_5_2011/08_3_Bericht_Strohscheidt_VN_5-11_05-10-2011.pdf (Ab-
ruf am 12.2.2016).

Sydow, Jorg/Fichter, Michael/Helfen, Markus/Sayim, Kadire/Stevis, Dimi-
tris (2014): Implementation of global framework agreements. Towards a
multi-organizational practice perspective, in: Transfer, H. 20(4), S. 489—
503.

Thannisch, Rainald (2009): Corporate Social Responsibility, in: AiB, Nr. 6,
S. 334-338.

Thannisch, Rainald (2012): Stellungnahme des Deutschen Gewerkschafts-
bundes zur CSR-Mitteilung der EU-Kommission vom 25.10.2011, Berlin,
13.2.2012.

Thomsen, Sigrid (2014): Arbeitsbedingungen. Der Preis der billigen Klei-
dung, https:/www.igbce.de/rana-plaza-bangladesch/77464 (Abruf am
27.1.2016).

tie (0.].): Aktivititen von tie global, http:/www.tie-germany.org/global/
downloads/Folder_TIE_final_deutsch.pdf (Abruf am 28.12.2016).

Tornau, Joachim (2012): Das schirfste unter den stumpfen Schwertern, in:
Magazin Mitbestimmung, Nr. 3.

234


https://www.etuc.org/IMG/pdf/EN-ETUC_Resolution-on-EU-Investment-Policy.pdf
https://www.etuc.org/IMG/pdf/EN-ETUC_Resolution-on-EU-Investment-Policy.pdf
http://www.spiegel.de/wirtschaft/tragoedie-der-gewerkschaften-der-erfolgsfilm-laeuft-rueckwaerts-a-436480.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/tragoedie-der-gewerkschaften-der-erfolgsfilm-laeuft-rueckwaerts-a-436480.html
http://www.dgvn.de/fileadmin/publications/PDFs/Zeitschrift_VN/VN_2011/Heft_5_2011/08_3_Bericht_Strohscheidt_VN_5-11_05-10-2011.pdf
http://www.dgvn.de/fileadmin/publications/PDFs/Zeitschrift_VN/VN_2011/Heft_5_2011/08_3_Bericht_Strohscheidt_VN_5-11_05-10-2011.pdf
http://www.dgvn.de/fileadmin/publications/PDFs/Zeitschrift_VN/VN_2011/Heft_5_2011/08_3_Bericht_Strohscheidt_VN_5-11_05-10-2011.pdf
https://www.igbce.de/rana-plaza-bangladesch/77464
http://www.tie-germany.org/global/downloads/Folder_TIE_final_deutsch.pdf
http://www.tie-germany.org/global/downloads/Folder_TIE_final_deutsch.pdf

Literaturverzeichnis

Traub-Merz, Rudolf/Eck], Jiirgen (2007): Die internationale Gewerkschafts-
bewegung. Fusionen und Widerspriiche, Bonn.

TUAC/DGB/ITUC (2015): Globale Lieferketten und menschenwirdige
Arbeit. Beitrag der Gewerkschaften zur G7, 16. Marz 2015, http:/www.
dgb.de/themen/++co++d0b280£6-b208-11e4-ab33-52540023ef1a (Abruf am
15.12.2015).

UN Global Compact (2016): Our participants, https:/www.unglobalcom
pact.org/what-is-gc/participants (Abruf am 30.3.2016).

United Nations Human Rights Council (2008a): Human rights and trans-
national corporations and other business enterprises. A/HRC/RES/17/4,
https:/documents-dds-ny.un.org/doc/’RESOLUTION/GEN/G11/144/71/
PDF/G1114471.pdf?OpenElement (Abruf am 12.5.2016).

United Nations Human Rights Council (2008b): Promotion and Protection of
All Human Rights, Civil, Political, Economic, Social and Cultural Rights,
Including the Right to Development. Protect, Respect and Remedy: A
Framework for Business and Human Rights, Report of the Special Repre-
sentative of the Secretary-General on the issue of human rights and transna-
tional corporations and other business enterprises, John Ruggie, New York.

United Nations Human Rights Office of the High Commissioner (2012):
The corporate Responsibility to Respect Human Rights. An interpre-
tive Guide, New York/Genf.

United Nations Human Rights Office of the High Commissioner (2014):
Frequently Asked Questions about the Guiding Principles on Business
and Human Rights, New York/Genf.

United Nations Human Rights Office of the High Commissioner (2016):
State national action plans, http:/www.ohchr.org/EN/Issues/Business/
Pages/National ActionPlans.aspx (Abruf am 13.4.2016).

Utting, Peter (2002): Regulating Business via Multistakeholder Initiatives.
A Preliminary Assessment, in: UN Non-Governmental Liaison Ser-
vice/United Nations Research Institute for Social Development (Hg.):
Voluntary Approaches to Corporate Responsibility, Readings and Re-
source Guide, Genf, S. 61-130.

Utting, Peter (2005): Corporate responsibility and the movement of busi-
ness, in: Development in Practice, Nr. 15, H. 3/4, S. 375-388.

Van der Gaag, Pieter (2004): Internationale Rahmenbedingungen fir die
soziale und 6kologische Verantwortung von Unternehmen, in: Briihl,
Tanja/Feldt, Heidi/Hamm, Brigitte/Hummel, Hartwig/Martens, Jens

235


http://www.dgb.de/themen/%2B%2Bco%2B%2Bd0b280f6-b208-11e4-ab33-52540023ef1a
http://www.dgb.de/themen/%2B%2Bco%2B%2Bd0b280f6-b208-11e4-ab33-52540023ef1a
https://www.unglobalcompact.org/what-is-gc/participants
https://www.unglobalcompact.org/what-is-gc/participants
https://documents-dds-ny.un.org/doc/RESOLUTION/GEN/G11/144/71/PDF/G1114471.pdf?OpenElement
https://documents-dds-ny.un.org/doc/RESOLUTION/GEN/G11/144/71/PDF/G1114471.pdf?OpenElement
http://www.ohchr.org/EN/Issues/Business/Pages/NationalActionPlans.aspx
http://www.ohchr.org/EN/Issues/Business/Pages/NationalActionPlans.aspx

Literaturverzeichnis

(Hg.): Unternehmen in der Weltpolitik. Politiknetzwerke, Unterneh-
mensregeln und die Zukunft des Multilateralismus, Bonn.

ver.di (Hg.) (2006): Soziale Verantwortung in transnationalen Unterneh-
men? Neue Wege zur Internationalisierung gewerkschaftlichen Han-
delns, Berlin.

Vitols, Katrin (2011): Strengthening cooperation between NGOs and trade
unions in the interest of sustainability, in: Vitols, Sigurt/Kluge, Norbert
(Hg.): The Sustainable Company. A new approach to corporate gover-
nance, European Trade Union Institute, Brissel, S. 195-198.

Vogel, David (2006): The Market for Virtue. The Potential and Limits of
Corporate Social Responsibility, Washington DC.

Weinz, Wolfgang (2006): Globale Rahmenvereinbarungen zwischen Ge-
werkschaften und Konzernen, in: DGB-Bildungswerk/Weed/terre des
hommes/Global Policy Forum Europe (Hg.) (2006): Verbindliche Re-
geln fir Multis — Corporate Accountability. Zwischenbilanz und Zu-
kunftsperspektiven, Bonn u.a., S. 22-29.

Wilke, Peter/Schiitze, Kim (2008): Background Paper on International
Framework Agreements for a meeting of the Restructuring Forum de-
voted to transnational agreements at company level of the European
Commission, Wilke, Maack und Partner, Hamburg.

Wills, Jane/Hale, Angela (2005): Threads of Labour in the Global Garment
Industry, in: Hale, Angela/Wills, Jane (Hg.): Threads of Labour. Wom-
en Working worldwide, Oxford, S. 1-15.

Zimmer, Reingard (2013): Entwicklungsperspektiven transnationaler Kol-
lektivverhandlungen in Europa — Schaffung eines rechtlichen Rahmens
fir transnationale Kollektivvertrige in der Europdischen Union, in:
Europiische Zeitschrift fir Arbeitsrecht (EuZA), Nr. 4.

236



Autorinnen und Autoren

Felix Hadwiger, Dr.iur., ist Mitarbeiter bei wmp consult - Wilke Maack
GmbH in Hamburg. Nationale und internationale Kooperations- und
Forschungsprojekte in den Bereichen sozialer Dialog und industrielle Be-
ziehungen, Arbeitsmarkt- und Beschiftigungspolitik, Industriepolitik und
Branchenanalysen sowie Vorstandsvergiitung.

Brigitte Hamm, Dr.sc. pol., ist Politikwissenschaftlerin und Senior Asso-
ciate Fellow am Institut fiir Entwicklung und Frieden (INEF) der Universi-
tat Duisburg-Essen. Thre Forschungsschwerpunkte liegen in den Bereichen
Menschenrechte, insbesondere Wirtschaft und Menschenrechte, Arbeits-
und Sozialstandards sowie Private Governance.

Katrin Vitols, Dr.sc. pol., ist Politologin und Senior Consultant bei der
Unternechmensberatung wmp consult — Wilke Maack GmbH. Thre Arbeits-
schwerpunkte liegen in den Bereichen Arbeitsmarke- und Beschiftigungs-
systeme, industrielle Beziehungen, Corporate Social Responsibility/Nach-
haltigkeit und Corporate Governance.

Peter Wilke, Dr. phil., hat Volkwirtschaft und Politik studiert. Geschifts-
fihrer bei der Beratungsgesellschaft wmp consult - Wilke Maack GmbH
in Hamburg. Seine Arbeitsschwerpunkte liegen in den Bereichen Restruk-
turierungen, sozialer Dialog und Industriepolitik.

237



Politikwissenschaft

Torben Litjen

Partei der Extreme: Die Republikaner
Uber die Implosion des amerikanischen Konservativismus

2016, 148 S., kart.

14,99 € (DE), 978-3-8376-3609-3

E-Book

PDF: 12,99 € (DE), ISBN 978-3-8394-3609-7
EPUB: 12,99 € (DE), ISBN 978-3-7328-3609-3

Lars Geiges, Stine Marg, Franz Walter
Pegida
Die schmutzige Seite der Zivilgesellschaft?

2015, 208 S., kart., farb. Abb.

19,99 € (DE), 978-3-8376-3192-0

E-Book

PDF: 14,99 € (DE), ISBN 978-3-8394-3192-4
EPUB: 14,99 € (DE), ISBN 978-3-7328-3192-0

Alexander Schellinger, Philipp Steinberg (Hg.)
Die Zukunft der Eurozone
Wie wir den Euro retten und Europa zusammenhalten

2016,222 S., kart.

19,99 € (DE), 978-3-8376-3636-9

E-Book

PDF: 17,99 € (DE), ISBN 978-3-8394-3636-3
EPUB: 17,99 € (DE), ISBN 978-3-7328-3636-9

Leseproben, weitere Informationen und Bestellmoglichkeiten
finden Sie unter www.transcript-verlag.de



Politikwissenschaft

Karl-Siegbert Rehberg, Franziska Kunz, Tino Schlinzig (Hg.)
PEGIDA — Rechtspopulismus zwischen

Fremdenangst und »Wende«-Enttauschung?
Analysen im Uberblick

2016, 384 S., kart.

29,99 € (DE), 978-3-8376-3658-1

E-Book

PDF: 26,99 € (DE), ISBN 978-3-8394-3658-5
EPUB: 26,99 € (DE), ISBN 978-3-7328-3658-1

Stine Marg, Katharina Trittel,

Christopher Schmitz, Julia Kopp, Franz Walter
NoPegida

Die helle Seite der Zivilgesellschaft?

2016, 168 S., kart.

19,99 € (DE), 978-3-8376-3506-5

E-Book

PDF: 17,99 € (DE), ISBN 978-3-8394-3506-9
EPUB: 17,99 € (DE), ISBN 978-3-7328-3506-5

Sebastian Kohlmann

Frank-Walter Steinmeier
Eine politische Biographie

Marz 2017, 648 S., Hardcover

39,99 € (DE), 978-3-8376-3951-3

E-Book

PDF: 39,99 € (DE), ISBN 978-3-8394-3951-7
EPUB: 39,99 € (DE), ISBN 978-3-7328-3951-3

Leseproben, weitere Informationen und Bestellmoglichkeiten
finden Sie unter www.transcript-verlag.de






	Cover
	Inhalt
	Abkürzungsverzeichnis
	Zusammenfassung
	1	Einleitung: Die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte als Thema für Arbeitnehmervertretungen
	2	Wirtschaftliche Globalisierung – Auswirkungen auf die Arbeit von Gewerkschaften
	3	Zur Relevanz privater Akteure für die Steuerung und Regulierung der globalen Wirtschaft
	4	Die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte
	5	Stärkung von Governance im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte – weitere Schritte
	6	Kooperationen zwischen Gewerkschaften und NGOs im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte in Deutschland
	7	Die Einflussnahme deutscher Gewerkschaften auf die Umsetzung von Menschenrechten
	8	Die Strategien der globalen und
europäischen Gewerkschaftsverbände
im Handlungsfeld Menschenrechte
	9	Globale Rahmenvereinbarungen als Instrument gewerkschaftlicher Politik
	10 Unternehmen und Menschenrechte – Wie setzen international tätige Unternehmen die Anforderungen an ein verantwortliches Unternehmenshandeln um?
	11	Die Beteiligung der betrieblichen Arbeitnehmervertretungen an der Ausgestaltung der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht von Unternehmen
	12	Fazit: Die menschenrechtliche Verantwortung von Unternehmen und die Rolle der Arbeitnehmervertretungen
	Literaturverzeichnis
	Autorinnen und Autoren



